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97. Sitzung 

Bonn, den 29. April 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich fol-
gende amtliche Mitteilungen zu verlesen. 

Erstens. Nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung soll die heutige Tagesordnung ergänzt werden 
um die Eidesleistung des Bundesministers der Fi-
nanzen, des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung, des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit. Dieser Punkt der Tagesordnung 
soll heute gegen 11 Uhr aufgerufen werden. 

Ist das Haus mit der Ergänzung der Tagesord-
nung einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Zweitens. Als Nachfolger für den verstorbenen 
Abgeordneten Dr. Hubrig hat der Abgeordnete La-
gershausen am 29. März 1982 die Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag erworben. 

Der Abgeordnete Baron von Wrangel hat mit Wir-
kung vom 3. April 1982 auf seine Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag verzichtet. Als sein Nachfol-
ger hat der Abgeordnete Austerman, am 16. April 
1982 die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag er-
worben. 

Der Abgeordnete Kiep hat mit Wirkung vom 
26. April 1982 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag verzichtet. Als sein Nachfolger hat der 
Abgeordnete Lattmann am 27. April 1982 die Mit-
gliedschaft im Deutschen Bundestag erworben. 

Ich begrüße die neuen Kollegen, von denen uns ja 
der Kollege Lagershausen kein Fremder ist, denn er 
war schon im Bundestag, und heiße sie herzlich will-
kommen. Ich wünsche ihnen eine gute Arbeit und 
gute kollegiale Zusammenarbeit in diesem Hause. 

(Beifall) 

Drittens. Die Fraktion der SPD hat mitgeteilt, daß 
der Abgeordnete Hofmann (Kronach) seit dem 
1. April 1982 nicht mehr ihrer Fraktion angehört. 

Viertens. Die Amtsdauer des Mitglieds des Ver-
waltungsrats der Lastenausgleichsbank Abgeordne-
ter Schmidt (Kempten) läuft Mitte des Jahres aus. 
Die Fraktion der FDP, auf deren Vorschlag Abgeord-
neter Schmidt (Kempten) gewählt wurde, hat ihn zur 
Wiederwahl vorgeschlagen. Ist das Haus mit die- 
sem Vorschlag einvrstanden ? — Ich sehe und  höre  

keinen Widerspruch. Damit ist der Abgeordnete 
Schmidt (Kempten) gemäß § 7 Abs. 4 des Gesetzes 
über die Lastenausgleichsbank erneut als Mitglied 
des Verwaltungsrats der Lastenausgleichsbank ge-
wählt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Pfeifer, Rühe, Daweke, Frau Benedix-
Engler, Ganz (St. Wendel), Frau Geiger, Ma-
gin, Nelle, Rossmanith, Graf von Waldburg-
Zeil, Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wisniewski, 
Lenzer, Bohl, Dr. Stavenhagen, Dr. Bugl, Ger-
stein und der Fraktion der CDU/CSU 

Zum Ausbau der Hochschulen, zur sozialen 
Lage der Studenten und zur Förderung des 
Nachwuchses in Wissenschaft und For-
schung 
— Drucksachen 9/752, 9/1172 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat soll die Aussprache zwei Stun-
den dauern. Ist das Haus auch mit dieser Regelung 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist also so vereinbart. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die heutige hochschulpolitische 
Debatte findet ungefähr 12 Jahre nach Einrichtung 
der sozialliberalen Koalition statt. Es lohnt sich, an 
das zu erinnern, was Bundeskanzler Willy Brandt 
1969 von diesem Pult aus zur Bildungspolitik ver-
kündete. Er sagte damals nämlich: 

Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und For-
schung stehen an der Spitze der Reformen, die 
es bei uns vorzunehmen gilt. 

12 Jahre später findet diese Debatte an einem Tag 
statt, da die Regierung umgebildet wird. Wir haben 
im Vorgeplänkel zu dieser Regierungsumbildung ge-
hört, daß man das Bildungsressort unter Umständen 
mangels Masse, vielleicht auch mangels zuständiger 
Persönlichkeiten auflösen kann. Herr Engholm, 
man wird Ihnen j a erzählt haben, welche Witze es in 
der gestrigen Bundespressekonferenz über die Re-
gierungsumbildung gegeben hat. Ein Teil der Jour- 
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Daweke 
nalisten hatte sich nämlich gefragt, ob es dann, 
wenn der Postminister im Rahmen einer Rehabilita-
tionsmaßnahme wechseln sollte, nicht sinnvoll wäre, 
alle Minister, die an dieser Regierung Schaden ge-
nommen haben, auch einmal kurzfristig zur Erho-
lung ins Bildungsressort zu schicken. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Offensichtlich ist die Regierung auch an den Er-
wartungen in der Bildungspolitik gescheitert, die sie 
selbst geweckt hat. Am meisten erstaunt mich, daß 
in der Antwort auf die Große Anfrage spürbar ist, 
daß Sie offensichtlich überhaupt nichts dazugelernt 
haben. Nach wie vor verkünden Sie hehre Grundsät-
ze. Ich darf einmal einige davon nennen. Sie sagen: 
„Der Forschung muß auch in der Phase besonders 
hoher Beanspruchung durch die Lehre Entwick-
lungsraum bleiben." Oder: „In Zeiten knapper Mittel 
gilt es vor allem, die Funktionsfähigkeit der Hoch-
schulen zu erhalten. Hierbei hat die Sicherung der 
personellen Ausstattung zumindest gleiches Ge-
wicht wie der weitere Ausbau." Oder: „Die Studien-
reform muß vorankommen. Die Beratung der Stu-
dienberechtigten bei der Studienauswahl muß unter 
Berücksichtigung ihrer Fähigkeiten und Neigungen 
und ihrer späteren Chancen verbessert werden. Der 
Nachwuchs an hochqualifizierten jungen Menschen 
für die Forschung muß gesichert werden." usw. usw. 
Das sind alles Grundsätze, die sich auch fast so im 
Original der Regierungserklärung von 1969 und im 
Bildungsbericht 1970 wiederfanden. 

Die Frage muß doch erlaubt sein: Wie wollen Sie 
all das denn sicherstellen? Darauf geben Sie über-
haupt keine Antwort. Wie soll das funktionieren? 
Wie soll das vor allen Dingen in einer Zeit funktio-
nieren, in der Ihnen das Geld ausgegangen ist? An-
ders ausgedrückt: Ich glaube, Sie haben den Bezug 
zur Realität verloren. Sie wollen die Realität nicht 
zur Kenntnis nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben sie nie 
gehabt!) 

Sie wollen das Bildungssystem vom Wirtschaftssy-
stem und von den gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen abheben. Daran sind Ihre Vorgänger ge-
scheitert, Herr Engholm, und ich glaube, das wird 
auch dazu führen, daß man Sie bald vergessen wird, 
wenn Sie nicht mehr regieren. 

Offensichtlich leben Sie auf irgendeiner Traum-
hallig — wir haben uns gestern schon im Ausschuß 
darüber unterhalten —, wo es schön ist, wo die Welt 
noch in Ordnung ist, wo Sie im Kleinen alles das ma-
chen können, was Sie sich erträumen. Aber Sie neh-
men nicht Bezug auf die Wirklichkeit, auf die wirt-
schaftlichen Daten, wie sie sich heute darstellen. 

Ein Beispiel dafür: Zum Stichwort Hochschulaus-
bau sagen Sie: Beton ohne Menschen, dieses sei 
nicht angängig; die Länder müßten jetzt kräftig Per-
sonalstellen schaffen. Obwohl hier fast nur, nein, 
ausschließlich CDU-Minister auf der Bundesrats-
bank sitzen — was ich sehr begrüße —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

darf ich einmal meinen Wissenschaftsminister 
Schwier im Lande Nordrhein-Westfalen anführen: 

Wie soll denn der arme Kerl eigentlich diese Perso-
nalstellen schaffen? Das macht er zur Zeit so, daß er 
an den Fachhochschulen und an den Hochschulen 
ganze Abteilungen zumacht, um das Klinikum Aa-
chen überhaupt personell ausstatten zu können. Das 
ist übrigens das größte Bauwerk seit dem Bau des 
Westwalls, das die Deutschen jemals angefangen ha-
ben, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

nur daß sie damit nicht fertigwerden. 

Es ist völlig unrealistisch, von den Bundesländern 
zu erwarten, daß sie diese Personalstellen schaffen. 
Die können das nicht. Also können Sie doch auch 
nicht ganz keß hier hergehen und sagen: „Wir haben 
den Beton gebracht; nun bringt ihr die Planstellen." 
Das Betonbringen ist übrigens wesentlich billiger, 
als auf Dauer Planstellen vorzuhalten. 

Auch das ist ein Beispiel dafür, wie Sie durch Ih-
ren fehlenden Realismus eigentlich vernünftige 
Ziele kaputtmachen, diskriminieren und deshalb 
nicht mehr ernstgenommen werden. 

Ich will ein weiteres Beispiel aus der Anwort auf 
unsere Anfrage bringen. Sie sagen: Abstriche beim 
Hochschulbau sind noch am ehesten vertretbar. 
Später sagen Sie, die Zahl — die wir in einer Frage 
nennen — von 1,3 Millionen Studenten, die wir für 
die 80er Jahre erwarten, sei unrealistisch; denn die 
Übergangsquote von den Gymnasien auf die Hoch-
schulen sei nicht feststellbar oder jedenfalls nicht 
prognostizierbar. 

Tatsache ist: Zur Zeit gehen 80 % eines Abiturien-
tenjahrgangs auf die Hochschulen. Die Zahl steigt 
wieder an. Das muß dazu führen — wenn wir der 
KMK Glauben schenken dürfen; die Zahlen sind ja 
verifiziert —, daß wir in den 80er Jahren nicht nur 
1,3 Millionen, sondern 1,4 Millionen Studenten ha-
ben werden. Das heißt also, daß Sie nicht nur 50 
Überlast erreichen werden, sondern daß diese Zahl 
eher noch unrealistisch ist. Konsequenzen ziehen 
Sie deshalb nicht, weil Sie bereits die Annahmen in 
Frage stellen und insofern auch von den eigentli-
chen Problemen gar nicht reden. 

Sie sagen, neue Vorhaben, also nicht kapazitätser-
weiternde, sondern neue Vorhaben im Sinne von 
Großforschungseinrichtungen, im Sinne von sinn-
vollen Abrundungen bei neuen Universitäten, also 
gerade bei den Neugründungen der 70er Jahre, 
könnten seitens des Bundes bis 1986 nicht mehr fi-
nanziert werden. Diese Aussage wurde uns auch ge-
stern im Ausschuß noch einmal bestätigt. Nun sagen 
Sie: Also, liebe Länder, dann müßt ihr neue Vorha-
ben bitte vorfinanzieren. Auch das ist völlig unreali-
stisch, zumal es mit dem Ziel kollidiert, das Sie in der 
Antwort auf unsere Anfrage noch einmal ausdrück-
lich bestätigen, daß Sie nämlich an einer regional 
ausgewogenen Hochschullandschaft festhalten wol-
len. Wenn neue Vorhaben von den Ländern vorfi-
nanziert werden müssen, dann ist das Ziel regiona-
ler Ausgewogenheit nicht mehr herstellbar, weil die 
finanziell starken Länder weitermachen können, 
während die anderen Länder einen völligen Bau-
stopp verhängen müssen. 
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Außerdem weisen Sie immer auf die windfall Pro- 

fits des Landes Niedersachsen hin, die übrigens täg-
lich dreimal „verbraten" werden: Mein Ministerprä-
sident will sie haben, irgendein anderes Bundesland 
will Anteile haben, und Sie wollen sie für den Hoch-
schulbau verbrauchen. Ich glaube, das ist ein weite-
res Beispiel für die schlimmen Folgen dieser Gigan-
tomanie und das völlig fehlende Augenmaß bei Ih-
nen. 

Ich will zu einem zweiten Beispiel kommen, das 
sich auf die Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses bezieht. Sie sagen in Ihrer Antwort, daß der 
Forschungsstandard an deutschen Universitäten 
nach wie vor hoch sei und daß Sie ihn weiterentwik-
keln wollen. Am 30. Mai 1979 hat Ihr Vorgänger, 
Herr Engholm, den Kultusministern geschrieben, er 
habe einen Leitfaden zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses, und Sie selbst haben uns 
gesagt, irgendwann Ende März dieses Jahres wür-
den Sie Ihre Vorstellungen konkretisieren. Nichts 
ist passiert. Unbeweglichkeit ist hier das Stichwort. 
Jetzt sagen Sie, Sie wollten die Chefgespräche mit 
dem neuen Finanzminister abwarten. Dazu wün-
schen wir Ihnen allen viel Vergnügen; denn ihn und 
seine Einstellung zur Bildungspolitik kennen wir 
noch aus seiner Zeit im Kanzleramt. Sie könnten das 
Ganze etwas schneller organisieren, wenn Sie unse-
ren Gesetzentwurf weiterverfolgen würden; denn er 
will im Grunde genommen das gleiche wie Sie. 

Im übrigen halte ich auch den Hinweis auf die feh-
lende Finanzierbarkeit, den Sie gelegentlich brin-
gen, für völlig ungerechtfertigt. Solange Sie 60 Mil-
lionen DM für Sitzenbleiber beim BAföG ausge-
ben 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

— ich weiß, daß Sie das nicht gern hören, weil Ihnen 
das unangenehm ist und Sie den Arbeitern immer 
erklären müssen, warum Sie das Geld hier hinaus-
werfen —, und solange Sie 108 Millionen DM für Mo-
dellversuche ausgeben, die unter Fachleuten zum 
Teil als „Kiki" bezeichnet werden — was immer das 
sein mag —, können Sie nicht sagen, daß Sie nicht 
einmal 10 bis 40 Millionen DM für die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses haben. Das Pro-
blem haben wir alle gemeinsam erkannt. Wir brau-
chen diese Förderung nicht nur wegen der prinzi-
piellen Bedeutung der Forschung, sondern auch weil 
man diesen jungen Wissenschaftlern eine Zukunfts-
perspektive bieten und ihnen an den Hochschulen 
auch berufliche Chancen eröffnen muß. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Daweke, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Daweke (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Kollege Da-
weke, da Sie die Modellvorhaben soeben mit einem 
sehr interessanten Wort bezeichnet haben, das ich 
ansonsten von Ihnen im Ausschuß noch nie gehört 
habe, möchte ich Sie fragen: Wären Sie einmal so 
freundlich, dem Hohen Hause zu erklären, welche 
von der CDU oder CSU geführten Länder bisher Mo-
dellvorhaben abgelehnt haben? 

Daweke (CDU/CSU): In meinem sehr einfachen 
Menschenbild, Herr Kollege Weisskirchen gibt es 
die Vorstellung, daß Geld sinnlich macht. Insofern 
bin ich auch den Ministern in den Ländern gar nicht 
böse. Wenn Sie hier mit einem Füllhorn herumlau-
fen und sagen: wenn du dieses oder jenes machst, be-
kommst du von uns 50 bis 80 % der laufenden Kosten 
ersetzt, so wäre ein Minister eines Landes zu be-
schimpfen, wenn er nicht versuchte, davon etwas 
mitzunehmen. Das betrifft aber nicht die prinzipielle 
Frage, ob man an einer solchen Finanzierung fest-
halten soll. Ich kann Ihnen ein paar Punkte sagen, 
wo ich der Meinung bin, daß man dieses Geld sinn-
voller einsetzen könnte. 

Jetzt komme ich noch einmal zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses zurück. In dem 
Zusammenhang habe ich, Herr Engholm, eine Nach-
frage zu unserer Großen Anfrage, die sich auf einen 
Vorgang bezieht, der wieder aus meinem Bundes-
land Nordrhein-Westfalen kommt. Dort beabsichtigt 
ein Trägerverein, eine private Hochschule aufzu-
bauen. Die Landesregierung ist vom Prinzip her gar 
nicht abgeneigt, diesen Verein zu fördern, ihn anzu-
erkennen und dieses Experiment mit Wettbewerb 
im Hochschulwesen durchzuhalten. Interessanter-
weise ist der DGB dagegen. Ich will das jetzt nicht 
bewerten. Nur, an Sie wäre die Frage zu richten: 
Wird denn die Bundesregierung ein solches Experi-
ment fördern, beispielsweise dadurch, daß sie sich 
an diesem Verein, der den Träger darstellt, beteiligt? 
Wie sehen Sie die Chancen einer solchen Hochschu-
le? Und welchen Stellenwert könnte eine solche pri-
vate Universität haben, die im übrigen ja auch ein 
interessantes Finanzierungsmodell hat? Dieses ist 
mir sehr sympathisch, weil jemand, der dort diese 
wirklich hervorragenden Leistungen in Anspruch 
nimmt, seine Studiengebühren später durch Zuwen-
dungen an den Verein zurückzahlen muß, solange er 
Einkommen hat, das ihm dies ermöglicht. Angeblich 
gibt es auch in Ihrem Haus dazu durchaus Überle-
gungen, die auch in den Koalitionsfraktionen erör-
tert worden sind. Es wäre interessant, zu wissen, was 
Sie hierzu sagen. 

Ich möchte zum Schluß noch auf zwei Probleme 
eingehen, die mir eigentlich die Misere der Hoch-
schulpolitik im Bund, aber, ich muß sagen, auch in 
den Ländern am meisten zu kennzeichnen schei-
nen. 

Ich glaube nämlich, daß ein Teil der Lustlosigkeit 
und der Perspektivlosigkeit bei den Absolventen der 
Hochschulen dadurch entsteht, daß sie spüren oder 
— vielleicht manchmal zu Unrecht — zu spüren 
glauben, daß ihr Studium ihnen eigentlich über-
haupt keine Möglichkeiten im Berufsleben eröffnet. 
In den Jahren von 1970 bis 1978 ist die Zahl der Stu-
denten, die das Lehramt anstreben, von rund 35 auf 
48 % gestiegen. Viele, die Lehrer werden wollen, wis-
sen wohl auch, daß das Durchschnittsalter der deut-
schen Lehrer 42 Jahre ist. Auch das ist keine beson-
ders gute Perspektive, wenn man davon ausgeht, 
daß in diesem Berufszweig keine Epidemien ausbre-
chen. Viele Hochschulabsolventen, nämlich 60 %, ge-
ben an, daß ihr Ziel in jedem Fall darin besteht, in 
den Staatsdienst zu kommen. 
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Insofern stellt sich das Problem der Akademiker-

arbeitslosigkeit, von dem Sie, Herr Engholm, j a auch 
einmal während der Haushaltsberatungen gespro-
chen haben, wohl weithin als ein Problem der Leh-
rerarbeitslosigkeit dar. Denn von anderen Berufen 
mit Ausnahme der Juristen — der Kollege Langner 
macht hier Einwendungen — gibt es zur Zeit derar-
tige Schreckensmeldungen nicht. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Die Juristen müssen 
wir kurzhalten!) 

Ich habe vorhin gesagt, ich will Ihnen ein paar Bei-
spiele nennen, wo man nach meiner Auffassung 
beim Bund vielleicht mehr tun könnte. Wie wäre es, 
wenn Sie die Berufsberatung verbesserten und nicht 
Leute aus den Beratungsstellen abzögen, um sie in 
die Leistungsabteilungen zu geben? Wie wäre es, 
wenn Sie die Prognoseinstrumente für das Beschäf-
tigungssystem verbesserten und den Leuten ihre 
Berufschancen besser erklärten? Wie wäre es denn, 
Herr Engholm, wenn Sie sich mal mit Herrn Baum 
über die Änderung des Laufbahnrechts unterhiel-
ten, das ja ein wichtiger Schlüsselbegriff für den 
Einstieg in den öffentlichen Dienst ist? Wie wäre es, 
wenn Sie mehr publik machten, welche Alternativen 
zum Studium Abiturienten haben, damit das Abitur 
nicht immer in der Einbahnstraße Universität en-
det? Wie wäre es, wenn Sie mit der Studienreform 
Ernst machten und vielleicht mehr Druck ausübten, 
vielleicht durch Gründung mehrerer Privatuniver-
sitäten? 

Wenn das stimmt, was das DIW kürzlich gesagt 
hat: daß wir bis zu 150 000 arbeitslose Lehrer in den 
90er Jahren haben werden, müßten wir auch einen 
Vorschlag prüfen, den der Kollege Mayer-Vorfelder 
kürzlich in die Öffentlichkeit gebracht hat — ich 
glaube nicht, daß er der erste war, der diesen Vor-
schlag gedacht hat; aber er hat den Mut gehabt, ihn 
auszusprechen —: Wie wäre es denn, wenn doppel-
verdienende Staatsdiener sich mal überlegten, nicht 
dem SPD-Parteitag zu folgen und eine Solidaritäts-
abgabe, eine Beschäftigungsabgabe zu entrichten, 
sondern sich dazu zu entschließen, daß einer von den 
beiden Doppelverdienern den Staatsdienst für län-
gere Zeit verläßt, um die geburtenstarken Jahr-
gänge in den Staatsdienst zu lassen? Da könnte der 
Bund auch mal etwas machen. 

Wie wäre es denn, wenn Sie im Beamtenrechts-
rahmengesetz die Beurlaubungszeiten verlänger-
ten? Ich bin ganz sicher, daß mehr Menschen dieses 
Angebot annehmen würden. Oder wie wäre es, wenn 
Sie beispielsweise die Möglichkeit schafften, erwirt-
schaftete Beamtenpensionsansprüche mitzuneh-
men, auch wenn man nicht in den öffentlichen 
Dienst zurückkehrt? Das gäbe vielleicht Luft. Ich 
will nicht behaupten, daß das eine große Erleichte-
rung für den Arbeitsmarkt gäbe. Aber Sie müßten 
mindestens einmal prüfen, wie die Wirkung wäre. 

Ich komme zum Schluß. Ich möchte es mir nicht 
versagen, noch einmal aus der berühmten 69er Zeit 
des Aufbruchs zu zitieren. Damals hat die Regie-
rung, nicht ohne Recht, glaube ich, folgenden Satz in 
den Bildungsbericht 1970 hineingeschrieben: 

Mit den umfassenden gesellschaftspolitischen 
Zielsetzungen wird Bildungspolitik zu einer 

Aufgabe, die nur in einem gesamtstaatlichen 
Rahmen und nur in enger Wechselwirkung zwi-
schen den verschiedenen Bereichen der Gesell-
schafts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik verwirk-
licht werden kann. 

Das Problem ist, daß Sie in Ihrer Antwort auf unsere 
Anfrage von diesen Zusammenhängen zwischen Bil-
dungspolitik und den sonstigen Politikbereichen, Fi-
nanzpolitik, Wirtschaftspolitik, überhaupt keine 
Kenntnis nehmen. Solange Sie das nicht tun, Herr 
Bildungsminister, werden Sie wohl von Ihren Kolle-
gen, aber auch von der Opposition, nicht ernst-
genommen werden. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Osswald. 

Dr. Osswald (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Herr Daweke, ich bin ei-
gentlich von Ihnen Besseres gewöhnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fand in dem, was Sie jetzt gesagt haben, nicht 
sehr viel Linie. Ich möchte nur zu drei Punkten ganz 
kurz etwas sagen. 

Ich finde diesen Defätismus im Bildungsbereich 
nicht sehr hilfreich; denn Sie sind ja in vielen Län-
dern in der Verantwortung für den Bildungsbereich. 
Es nützt sicher der Sache insgesamt nichts. 

Das zweite war, daß die Übergangsquote wieder 
leicht ansteige. Sie sollten dabei aber erwähnen, daß 
sie erst einmal um 12 % in wenigen Jahren herunter-
gegangen ist. 

Das dritte: Die Gigantomanie im Bau. Darf ich Sie 
einmal fragen, wer eigentlich die Projekte angemel-
det hat? 

(Daweke [CDU/CSU]: Herr Rau!) 

— Sie haben von Ihrem Bundesland gesprochen, ich 
darf von meinem reden, Herr Daweke. Wir hatten ei-
nen Hochschulgesamtplan. Da war z. B. vorgesehen, 
daß eine Pädagogische Hochschule in einer Stadt 
8 000 Studenten bekommen sollte. Danach sind die 
Bauten angemeldet worden — mit dem Effekt, daß 
heute jeder in der Mensa einen eigenen Tisch hat. 
Dies ist ein Land, das nicht von der SPD regiert, son-
dern mit einer satten Mehrheit der CDU geführt 
wird. 

Wenn wir heute über den Hochschulbereich spre-
chen, so taucht — und das hat Herr Daweke bewie-
sen — doch immer wieder Mißmut auf — und Resig-
nation. 

Ich erinnere mich sehr gut, daß Mitte der 60er 
Jahre alle Industrienationen den investiven Charak-
ter der Bildung erkannt hatten und danach zu han-
deln versuchten. Durch den Einsatz finanzieller Mit-
tel sollte Humankapital gebildet werden, das den 
einzelnen Gesellschaften eine Zukunftschance bie-
ten und die damals so beschworene Bildungskata-
strophe abwenden sollte. Alle damaligen Erkenntnis-
se, auch die bildungsökonomischen, werden heute 
eigentlich immer noch nicht in Frage gestellt; nur 
wird in den Zeiten knapper Finanzmittel aus diesen 
richtigen Erkenntnissen nicht mehr die richtige Fol- 
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gerung gezogen. Finanzpolitik hat die bildungsöko-
nomischen Aspekte verdrängt. 

CSU und CDU haben einen erstaunlichen Wandel 
hinter sich. In ihrem Schul- und Hochschulpro-
gramm von 1971, das ich noch einmal nachgelesen 
habe, war die wissenschaftliche Ausbildung mit indi-
viduellen und gesellschaftlichen Komponenten 
gleichrangig gekennzeichnet, Gesamthochschulen 
waren vorgesehen — das ist erstaunlich, wenn man 
sich das heute vor Augen führt —, rechtliche Gleich-
stellung aller in der Forschung Tätigen gefordert. 
Seit Mitte der 70er Jahre wendet sich die Opposition 
nun von diesen als richtig erkannten Positionen ab, 
beschränkt sich auf heute sehr stark ideologisch ge-
prägte Einstellungen. Wissenschaftlich abgesicherte 
Erkenntnisse und Ergebnisse werden nicht mehr 
zur Kenntnis genommen oder falsch wiedergege-
ben. 

Beispiel — Herr Daweke, wenn Sie mal zuhörten, 
weil Sie das Argument auch schon einmal verwen-
det haben —: Die uralte Geschichte, daß etwa 50 
eines Altersjahrganges studierfähig seien — das 
war ein wissenschaftliches Ergebnis —, wurde von 
der CDU propagandistisch verdreht. Das hört man 
immer wieder in allen Veranstaltungen, wo es um 
Bildungsfragen geht. Es wurde behauptet, die SPD 
verlange, daß 50 % eines Altersjahrganges studieren 
müßten. 

(Broll [CDU/CSU]: Das haben Sie auch ge

-tan!) 

— Nein, das ist nicht wahr. Es ist damals von Herrn 
von Dohnanyi nur ein Ergebnis einer wissenschaftli-
chen Untersuchung veröffentlicht worden, wonach 
die intellektuellen Voraussetzungen in der bundes-
republikanischen Bevölkerung geeignet seien, 50 % 
der Bevölkerung studieren zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist nie die politische Forderung abgeleitet wor-
den, die Hälfte solle studieren. Die höchste Zahl, die 
ich je gesehen habe, lag irgendwo in der Größenord-
nung von 25 % eines Altersjahrganges. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Leussink 
hat es als Ziel angegeben! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Das ist doch nicht wahr. Aber mit Vorurteilen läßt 
es sich gut leben. Durch mangelnde Information, 
Herr Rose, fallen Vorurteile natürlich auf einen sehr 
fruchtbaren Boden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das war 1970! Der ist 
erst in den 80er Jahren in die SPD eingetre

-

ten!) 

Es gibt die Behauptung, Herr Daweke, daß das Be-
schäftigungssystem nicht alle hochqualifizierten Ar-
beitskräfte aufnehmen könnte. Sie haben das vorhin 
wiederholt. Da wird von einem Überangebot von 
Hochschulabsolventen gesprochen, als ob nicht völ-
lig klar sei, daß eine gute Ausbildung das Risiko, ar-
beitslos zu werden, eindeutig verkleinert. Das müs-
sen wir uns doch einfach einmal deutlich machen. 

Die neuesten Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit 
über die Arbeitslosigkeit von Hochschulabsolventen 

weisen nur — „nur" soll jetzt bitte nicht zynisch klin-
gen — eine Arbeitslosigkeit von 41 000 auf, davon 
13 500 Lehrer. Bei allem Bedauern über Einzel-
schicksale ist diese Zahl, verglichen mit 1,8 Millio-
nen Arbeitslosen, insgesamt eine wirklich sehr ge-
ringe Zahl. 

Es bleibt der Eindruck — das soll jetzt nicht pole-
misch klingen, aber es ist wohl doch richtig —, daß 
vor allem die Leute gern vom „akademischen Prole-
tariat" reden, die ihre Kinder sowieso durch das Sy-
stem durchbringen 

(Beifall bei der SPD) 

und mit Krisengerede mögliche Konkurrenten ihrer 
Kinder noch von einem Studium abhalten wollen. 
Da gibt es verstärkt Vorurteile, daß Studenten auf 
Kosten des Steuerzahlers unendlich lange studieren 
und womöglich noch Zeit vergeuden durch Demon-
strieren oder daß sie als Nutznießer der staatlichen 
Ausbildungsförderung diese mißbrauchen. 

Zur Verteidigung gerade von BAföG-Empfängern 
ist zu sagen, daß so geförderte Studenten im Durch-
schnitt weniger lange studieren und die Förderzei-
ten knapp begrenzt sind. Im Gegenteil, die soziale 
Lage der Studenten ist keineswegs rosig, da die psy-
chischen Belastungen gegenüber früheren Studen-
tengenerationen beachtlich zugenommen haben. 

Schon in der Schule werden Mitschüler durch den 
drohenden Numerus clausus oder durch Höchstzahl-
verfahren als Konkurrenten angesehen. Während 
des Studiums ist schon der Druck von Abschlußno-
ten vorhanden. Es werden Nachteile befürchtet bei 
politischem Engagement, und das Beschäftigungsri-
siko hat unumstritten zugenommen. Verbunden da-
mit sind eine sich verschlechternde Wohnraumsi-
tuation, zunehmende Anonymität, bedingt durch 
starke Studentenjahrgänge, eine Entpersönlichung 
der Beziehungen zwischen Lehrenden und Lernen-
den. 

Langer Rede kurzer Sinn: Die heutige Studenten-
generation verdient — und das sollten wir hier von 
diesem Platz aus tun — eher mehr Verständnis und 
nicht die Verstärkung von Vorurteilen. 

Man muß sich Gedanken machen, wie Bildungs-  
und Beschäftigungssystem besser aufeinander ab-
gestimmt werden können — das hat übrigens nie 
eindeutig zueinander gepaßt — unter dem Druck der 
Tatsache, daß heute viel mehr Angehörige eines Al-
tersjahrganges studieren als früher und diese Zahl, 
absolut gesehen, noch zunehmen wird. Weiter stellt 
sich die Frage, wie größere Flexibilität sowohl beim 
einzelnen als auch bei den Ausbildungsgängen er-
reicht und dem gesellschaftlichen Wandel angepaßt 
werden können. Prognosen über den Bedarf an Ar-
beitskräften mit verschiedenen Qualifikationen 
werden nicht nur immer schwieriger, sondern fast 
unmöglich. 

Wesentliche Anregungen für weitere Überlegun-
gen sind nach wie vor die 22 Orientierungspunkte 
zur Hochschulausbildung des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft vom Juli 1978, Differen-
zierung innerhalb der Studiengänge, mehr praxisbe-
zogenes Studium, Erhöhung von Flexibilität und 
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Mobilität, Stoffbeschränkung und angemessene Stu-
diendauer, Verbesserung der Hochschuldidaktik, so-
ziale Öffnung der Hochschulen. 

Gewonnene Erkenntnisse müssen dazu führen, 
die Studenten besser zu informieren und ihnen Hil-
festellungen zu geben. Viel mehr als bisher wird es 
zukünftig um die Frage gehen, daß man lernt, wie 
man lernt. 

Nicht das Ende der Reformen im Hochschulbe-
reich ist gekommen, wie Konservative aufatmend 
feststellen möchten, sondern die schwierige Situa-
tion verlangt kreativ bewältigt zu werden. Die näch-
sten Jahre werden nicht weniger, sondern mehr Re-
formen im Hochschulbereich verlangen. Das ist mit 
Reizworten sicherlich nicht zu leisten, auch nicht 
mit der Aufforderung, endlich einmal wieder Volks-
lieder zu singen. 

Neben all diesen standortbestimmenden Bemer-
kungen stehen für mich vor allem zwei Teilaspekte 
der Großen Anfrage der Opposition im Vordergrund: 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
und Förderung der Forschung. Mein Kollege Wallow 
wird vor allem zur Frage des Hochschulbaues dann 
Stellung nehmen. 

Die Fragen der Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses sind im Zusammenhang mit dem Ge-
setzentwurf der CDU/CSU hier ausführlich disku-
tiert worden. Ich möchte die damaligen Argumente 
nicht wiederholen. Ich beschränke mich auf sechs 
Punkte, die sozialdemokratische Positionen klarma-
chen sollen. 

Erstens. Wir sind einhellig der Meinung, daß auch 
wissenschaftlicher Nachwuchs eine zentrale Investi-
tion für die Zukunft ist. 

Zweitens. Es gibt kaum unterschiedliche Meinun-
gen darüber, daß neben der Graduiertenförderung 
im engeren Sinne des Gesetzes eine Fülle von ande-
ren Fördermaßnahmen für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs in der Bundesrepublik angeboten wer-
den. 13 Millionen DM Graduiertenförderung erga-
ben sich im Jahre 1981, im Vergleich zu etwa 12 Mil-
lionen DM für Begabtenförderungswerke. Sicher 
spielen auch noch die Personalkosten bei der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft für die Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses eine wichtige 
Rolle. Wir müssen aus wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Gesichtspunkten verhindern, daß 
durch eine fehlende Förderung die Qualifiziertesten 
die Grundlagenforschung verlassen und in die Indu-
strie abwandern. Hier sind vor allem aber auch die 
Länder gefordert — auch wenn Herr Daweke das in 
Frage gestellt hat, was die Personalstellen anbe-
trifft —, 

(Beifall bei der SPD) 

die durch eine entsprechende Stellenpolitik an ihren 
Hochschulen die Beschäftigung von wissenschaftli-
chem Nachwuchs steuern können. 

Drittens. Über 40 000 junge Wissenschaftler sind 
bisher nach dem Graduiertenförderungsgesetz ge-
fördert worden. Wir wollen wieder eine gesetzliche 
Grundlage schaffen. Wir wollen nicht das Auslaufen 
über zwei Jahre, obwohl auch diese Möglichkeit erst 

nach großen Anstrengungen des Ministers als Über-
gangslösung erreicht werden konnte. 

Viertens. Wir Bildungspolitiker werden uns wei-
terhin dafür einsetzen, daß ein Graduiertenförde-
rungsgesetzentwurf etwa folgende Grundzüge auf-
weist: Möglichkeit der Förderung bei gleichzeitiger 
Beschäftigung an wissenschaftlichen Einrichtun-
gen. Der belastende Darlehensanteil wird damit ver-
mieden oder reduziert. Dazu kann man sich folgende 
Typen von Stipendien vorstellen: Anschlußstipen-
dien an eine vorherige wissenschaftliche Tätigkeit, 
Praktikerstipendien in Einzelfällen für Nachwuchs-
kräfte aus wissenschaftsbezogener Tätigkeit außer-
halb der Hochschule, Grundstipendien, Gewährung 
von Stipendien in Sonderfällen in direktem An-
schluß an den Studienabschluß und schließlich Pro-
moviertenstipendien für besondere Fälle. 

Fünftens. Ich könnte mir die finanzielle Regelung 
etwa so vorstellen — und darüber gibt es schon kon-
krete Diskussionen —, daß eine solche neue Gra-
duiertenförderung etwa 50 Millionen DM jährlich 
umfassen sollte, wovon der Bund 30 Millionen und 
die Länder 20 Millionen DM zu finanzieren hätten. 

Sechstens. Es ist unrealistisch, wenn versucht 
wird, dieses Gesetz so zu gestalten, daß es in seinen 
finanziellen Auswirkungen über das jetzt auslau-
fende sehr weit hinausgeht. Wenn man Stellen und 
Stipendien koppeln kann, ist auch ein Darlehensan-
teil für die anderen Typen von Stipendien zumutbar. 
Die späteren Tätigkeiten jener Geförderten sind ja 
beileibe nicht so dotiert, daß man nicht seinen Ver-
pflichtungen finanzieller Art zur Förderung der 
nächsten Generation nachkommen könnte. 

Kurz zur Forschung und Grundlagenforschung. 
Ich möchte mich hier auf ganz wenige Bemerkun-
gen beschränken. 

In der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
zum Bericht der Bund-Länder-Kommission zur Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung zur Förde-
rung der Grundlagenforschung in der Bundesrepu-
blik Deutschland heißt es, daß mehr als ein Fünftel 
der gesamten Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben für die Grundlagenforschung aufgewandt wer-
den. Dies ist eine Spitzenposition im Vergleich zu 
anderen Industrieländern: 20 % der gesamten For-
schungsmittel für die Grundlagenforschung. 1980 
stand insgesamt ein Betrag von 8 Milliarden DM zur 
Förderung der Grundlagenforschung zur Verfü-
gung; für die Forschung insgesamt standen 40 Mil-
liarden DM zur Verfügung. 

Auch die Arbeitsbedingungen werden sowohl 
nach diesem Bericht als auch nach dem Hearing des 
Ausschusses für Forschung und Technologie vor we-
nigen Wochen insgesamt positiv bewertet. Das 
Hearing hat trotz einiger Kritikpunkte in der Ten-
denz gezeigt, daß Forschung in der Bundesrepublik 
annehmbare Bedingungen vorfindet. Bei Abbau ei-
niger bürokratischer Hemmnisse sind hier die Vor-
aussetzungen für die Bedeutung der Forschung für 
die Gestaltung unserer Zukunft erkannt worden, so 
daß die Bedingungen weiter verbessert werden kön-
nen. 
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Dr. Osswald 
Ich komme zum Schluß. Konservative bieten — 

schon immer — Scheinsicherheiten an. Was Wähler-
stimmen anbetrifft, so hat sich dies für die Konser-
vativen in der deutschen Geschichte dieses Jahrhun-
derts einige Male bewährt. Wir hingegen versuchen, 
die Diskussion über den richtigen Weg anzubieten, 

(Daweke [CDU/CSU]: Unsicherheit anbie

-

ten!) 

indem wir wollen, daß die Generation ihn mit uns 
findet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir erheben damit nicht den Anspruch auf die von 
der CDU/CSU immer wieder geforderte totale gei-
stige Führung. Wir wollen in einer pluralistischen 
Gesellschaft zusammen mit den betroffenen Grup-
pen Lösungen suchen und finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zukünftige Generationen werden entscheiden, wel-
cher der beiden Wege den Bildungs- und gesell-
schaftlichen Erfordernissen angemessen war. — 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete von Braun-Stützer. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die FDP-Bundestags-
fraktion begrüßt die Große Anfrage der CDU/CSU 
zu diesem sehr umfassenden Themenkatalog wegen 
der Möglichkeit, einmal grundsätzlicher über die au-
genblickliche Situation an unseren Hochschulen zu 
diskutieren. 

Was wir allerdings keineswegs begrüßen, ist die 
Absicht, die ganz offensichtlich hinter dieser Großen 
Anfrage steckt. Es geht hier um das sattsam be-
kannte Spiel, dem Bund die Verantwortung für alle 
Schwierigkeiten im Bildungswesen öffentlich zuzu-
weisen und gleichzeitig die Gestaltungsspielräume 
des Bundes immer mehr einzuengen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: So ist es!) 

Hier in der Hoffnung, daß der Bürger dieses Spiel 
mit gezinkten Karten nicht durchschaut. Aber da, 
meine Damen und Herren von der Opposition, da 
eben täuschen Sie sich. 

(Beifall bei der FDP) 

Die öffentliche und veröffentlichte Meinung hat be-
griffen, daß hier zu Lasten der Zukunftschancen un-
serer Schüler und Studenten eine vorhandene tief

-

gehende Krise unseres Bildungsföderalismus ver-
schärft werden soll — und ich behaupte: mutwillig. 
Der Föderalismus hat sich vor allem in schwierige-
ren Zeiten zu bewähren, wenn geburtenstarke Jahr-
gänge und Sparpolitik gemeinsam verkraftet wer-
den müssen. Gerade dann kommt es entscheidend 
auf Kompromißfähigkeit an, auf das Prinzip der Ge-
samtverantwortung von Bund und Ländern, nicht 
nur dann, wenn Zuwachs zu verteilen ist. Ich be-
haupte, der Bildungsföderalismus hat diese Bewäh-
rungsprobe bisher noch nicht bestanden. 

Während abstimmungsbedürftige Zentralpro-
bleme unseres Bildungswesens sich zu häufen be-
ginnen, nimmt das egozentrische Denken und Han-
deln in Zuständigkeitsbereichen, Etats und Partei-
taktik immer mehr zu. Dies ist eine außerordentlich 
bedenkliche Entwicklung, die mit Sicherheit den Fö-
deralismus eher gefährdet als eine mutige und tabu-
freie Diskussion über eine sachgerechte Neuvertei-
lung der bildungspolitischen Kompetenzen zwi-
schen Bund und Ländern, wie sie die Freien Demo-
kraten schon seit langem fordern. 

Ich erinnere deshalb an den Bericht der Bundes-
regierung über die strukturellen Probleme des föde-
rativen Bildungssystems, nach dem dem Bund die 
Zuständigkeit für vier Bereiche übertragen werden 
sollte: für die Regelung der Dauer der Bildungs-
pflicht, für die Regelung der Übergänge und Ab-
schlüsse im Bildungswesen, für die berufliche Bil-
dung für die Lehrerausbildung und die Anerken-
nung der Abschlüsse. Auch wenn diese Forderungen 
in absehbarer Zeit nicht zu realisieren sind, so be-
rechtigt doch gerade die jüngste Fehlentwicklung 
des Bildungsföderalismus zu einer verstärkten öf-
fentlichen Diskussion dieses Themas. Wir werden 
Sie aus dieser Diskussion auch nicht entlassen. Der 
Geist, der hinter der Großen Anfrage der CDU/CSU 
steckt, ist ein weiterer Beweis für diese Fehlentwick-
lung des Bildungsföderalismus, für die Abkehr vom 
Gedanken der gesamtstaatlich verantworteten Bil-
dungspolitik, für die Abkehr vom bildungspoliti-
schen Grundkonsens. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Unsere Hochschulen stehen in der Tat vor dem 
großen Problem, gleichzeitig mit immer stärkeren 
Studentenjahrgängen und einer Organisations- und 
Finanzausstattung fertig werden zu müssen, die 
nicht im gleichen Tempo mitwächst wie die Studen-
tenzahlen. In den letzten Jahren ist bereits enorm 
viel investiert und neu geschaffen worden. Aber die 
finanzwirtschaftlichen Probleme machen sich leider 
auch beim Hochschulbau bemerkbar. Allerdings — 
und insofern sehen wir die Kritik der Länder als 
durchaus berechtigt an — hat der Einbruch in die 
Rahmenplanung des Hochschulbaus in den letzten 
zwei Jahren Hochschulen und Länder sicherlich vor 
zusätzliche Schwierigkeiten gestellt — weniger des-
halb, weil überhaupt Änderungen der Rahmenpla-
nung gefordert wurden, sondern deshalb, weil sie so 
plötzlich abverlangt wurden. 

Nur sollte man hier auch sachlich bleiben. Zum ei-
nen bedeutet dies alles nicht, daß es ab morgen kei-
nen Hochschulbau mehr gibt. Nahezu 2 Milliarden 
DM jährlich sind eine erhebliche Summe und fast so 
viel wie in den letzten Jahren schon aufgewandt 
wurde. Zum anderen war die Revision der Rahmen-
planung sicherlich auch heilsam aus der Sicht der 
Länder. Es spricht für eine sachgerechte Interessen-
abwägung von Planungsausschüssen und Wissen-
schaftsrat, daß der Herstellung und der Erhaltung 
der Funktionsfähigkeit unserer Hochschulen hö-
here Priorität als den Neubauprojekten eingeräumt 
wurde. 

Ebenso unterstützen wir die Verteilung der Fi-
nanzmittel nach Sachkriterien und nicht nach Län- 
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Frau von Braun-Stützer 
derquoten. Daß der Spielraum für neue Vorhaben 
zunächst sehr gering ist, bedauern wir — übrigens 
auch wegen der dadurch zusätzlich entstehenden 
Probleme für die regionale Bauwirtschaft und die 
regionale Struktur. Das Wichtigste scheint uns zu-
nächst einmal die Fertigstellung der laufenden 
Bauprojekte, die allerdings die enorme Summe von 
noch 8 Milliarden DM erfordern wird, die von Bund 
und Ländern gemeinsam aufgebracht werden 
muß. 

Wenig Verständnis allerdings haben wir für das, 
was sich nun in einzelnen Ländern vollzieht. Die Re-
duktion des Hochschulbaues wird lebhaft beklagt, 
geradezu als Katastrophe der Hochschulpolitik dar-
gestellt. Zugleich aber kürzen die gleichen Länder 
ihre laufenden Mittel für die Hochschulen. Bei allem 
Verständnis für die sicherlich ebenso schwierige 
Haushaltslage der Länder geht doch kein Weg an ei-
ner einfachen bildungspolitischen Wahrheit vorbei: 
wenn man die vorhandenen Bauten voll ausnutzen 
will, dann braucht man mehr Personal- und Sach-
mittel, nicht weniger. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn also das eine oder andere Bundesland den 
Bund anklagt und im eigenen Verantwortungsbe-
reich nicht das tut, was für die volle Nutzung der 
Hochschulbauten erforderlich ist, dann werden wir 
diesen Trick schonungslos offenlegen. 

Wir werden uns dafür einsetzen, daß der Hoch-
schulbau weiterlaufen kann und Einbrüche in das 
laufende Baugeschehen vermieden werden können. 
Wir werden uns ebenso dafür einsetzen, daß die 
neuen Hochschulen auch die zusätzlichen Bauten 
erhalten, die für ihre Funktionsfähigkeit notwendig 
sind. 

Wir würden es deshalb begrüßen, wenn die vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft und 
vom Bundesfinanzminister einvernehmlich ange-
strebte Erhöhung der Haushaltsansätze auf 900 Mil-
lionen DM ab 1983 durchgesetzt werden kann. Aber 
wir müssen die Länder bitten, auch ihrerseits Maß 
zu halten. Dies gilt ganz besonders für diejenigen 
Länder, die die Planungen im Hochschulbau in den 
letzten Jahren nicht erfüllt haben und aus diesem 
Grunde in der jetzt schwieriger werdenden Finanz-
situation aufzuholen versuchen. 

Schon jetzt verkraften unsere Hochschulen mehr 
als eine Million Studenten. Diese Zahl wird bis An-
fang der 90er Jahre möglicherweise auf 1,3 Millio-
nen Studenten ansteigen und erst einige Jahre spä-
ter wieder auf das Niveau zurücksinken, das wir 
heute haben. Erst Mitte oder Ende der 90er Jahre 
wird also die Zahl der Studenten unter eine Million 
sinken. Das beliebte Argument, wie man es draußen 
so häufig hört, wir dürften heute nicht soviel in un-
sere Hochschulen investieren, weil sie sonst am 
Ende des Jahrzehnts gähnend leerstünden, ist des-
halb falsch und für unsere Hochschulen und Studen-
ten darüber hinaus gefährlich, weil es dazu führt, 
daß drei bis vier Studentengenerationen unter dem, 
wie ich finde, beschönigenden Stichwort „ Überlast -
phase" zusammengepfercht und so als gesellschaft-
liches Problem ignoriert werden können. Ehrlich- 

keit in der Argumentation, so meine ich, sind wir un-
seren Hochschulen und Studenten deshalb minde-
stens schuldig, wenn wir diese Generationen schon 
nicht mit den gleichen Bedingungen ausstatten kön-
nen wie die Studentengenerationen der 70er Jah-
re. 

Schon deshalb ist eine unkonventionelle, phanta-
sievolle Politik der Kapazitätsnutzung unverzicht-
bar; einige Hochschulen beginnen bereits, sich in 
dieser Richtung zu entwickeln. Ich möchte an dieser 
Stelle auch keineswegs bestreiten, daß manche 
Hochschulen und auch mancher Hochschullehrer 
auf die Massenbewältigungsprobleme der Gegen-
wart und Zukunft noch nicht flexibel genug reagiert 
haben. Warnen möchten wir allerdings vor der An-
nahme, daß alle Massenprobleme durch eine Politik 
der effektiven Kapazitätsnutzung beseitigt werden 
könnten. Die Kapazitätsnutzung kann das Problem 
bestenfalls mindern. Denn in den naturwissen-
schaftlichen Fächern beispielsweise werden Labore 
und sämtliche übrigen Raumkapazitäten schon seit 
langem sorgfältig und das ganze Jahr über ausge-
nutzt. Wenn beispielsweise Bibliotheken von 6 Uhr 
bis Mitternacht offengehalten werden sollen, dann 
braucht man dafür auch mehr Personal. Selbst in 
den geisteswissenschaftlichen Fächern, die sicher-
lich weniger Raum pro Student brauchen, kann auch 
der tüchtigste Verwaltungsleiter diese Massenpro-
bleme mit Phantasie allein nicht bewältigen. Das 
heißt: Wir dürfen an diese unbestritten notwendige 
Politik der effektiven Kapazitätsnutzung keine 
übertriebenen Erwartungen knüpfen. 

Das Massenproblem, das unsere Hochschulen zu 
bewältigen haben, wird zusätzlich noch dadurch er-
schwert, daß die sogenannten klassischen Hoch-
schulen mit ihrem studentengewohnteren Wohnum-
feld und einem auf die Studenten eingestellten Kul-
tur- und Freizeitangebot immer noch wesentlich at-
traktiver wirken als die neuen Universitäten. Dies 
hat bedauerlicherweise zur Folge, daß die klassi-
schen Universitäten mit einer 160- bis 180prozenti-
gen Überfüllung fertigwerden müssen, während die 
neuen Hochschulen in manchen Fachbereichen 
durchaus noch mehr Studenten verkraften könnten. 
Diese Entwicklung ist unbestreitbar problematisch, 
kann aber mit Sicherheit nicht durch dirigistische 
Maßnahmen verbessert werden, wie sie zur Zeit im 
Gespräch sind. Das einzig wirksame Mittel, um zu 
einem Ausgleich zwischen den Belastungsquoten 
der klassischen und der neuen Hochschulen beizu-
tragen, ist unserer Ansicht nach ein offener Wettbe-
werb der Hochschulen mit Werbung und mit einem 
besonderen, attraktiven Studienangebot, das die 
klassischen Hochschulen nicht machen. Diese Art 
von Nischenpolitik, wie ich es bezeichnen würde, wie 
beispielsweise Passau sie mit seinem besonderen 
Sprachstudienangebot für Juristen entwickelt hat, 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das ist sehr gut!) 

die sich für eine Tätigkeit auf europäischer Ebene 
bewerben wollen, ist mit Sicherheit ein effektiveres 
Verteilungsinstrument als eine teure, bombastische 
Verteilungsbehörde. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Da stimme ich Ihnen 
zu!) 
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Frau von Braun-Stützer 
Die Hochschulen sind aufgefordert — hierin liegt 

auch ihre große Chance —, ein wenig mehr Mut zur 
Ungleichheit zu entwickeln. Ich bin nicht der An-
sicht, daß die gewachsenen Strukturen unserer 
Hochschullandschaft ernsthaft dadurch gefährdet 
würden, daß das eine oder andere zusätzliche, at-
traktive, neue Studienangebot entwickelt wird, sozu-
sagen als Rose am Anzug der Grundausstattung. 

Die Freien Demokraten betrachten deshalb übri-
gens auch ein Reformkonzept, wie das der ersten so-
genannten Privatuniversität in Herdecke, durchaus 
mit Interesse. Ebenso wie die Waldorfschulen ganz 
erheblich zur pädagogischen Bereicherung der öf-
fentlichen Schullandschaft beigetragen haben, ist 
auch im Fall Herdecke durchaus die Chance gege-
ben, eine Studienreform und unsere Hochschulland-
schaft mit einem pädagogischen und wissenschaftli-
chen Konkurrenzangebot zu bereichern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es ist dabei Sache der Kultusminister, die Rahmen-
bedingungen für eine solche Neugründung eindeutig 
so zu gestalten, daß nicht eine Hochschule von Privi-
legierten für die Kinder von Privilegierten daraus 
wird, sondern eine Hochschule mit wirklich zu-
kunftsweisendem Reformkonzept. 

Die Studienreform ist eine wesentliche Aufgabe, 
die viel zur quantitativen und qualitativen Verbesse-
rung der Situation an unseren Hochschulen beitra-
gen kann. So kann beispielsweise ein Kurzstudium, 
wie es Professor Turner von der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz vorgeschlagen hat, durchaus zu 
einer Entlastung führen. Der Vorschlag hat seinen 
Haken allerdings da, wo dieses Examen auch seine 
Anerkennung im Beschäftigungssystem finden 
muß. Hier sind die Wirtschaft und der öffentliche 
Dienst zu wesentlich mehr Flexibilität aufgefordert. 
Solange ein Akademiker ohne den urdeutschen Vor-
namen „Doktor" kein Mensch ist und deshalb niedri-
ger eingestuft und bezahlt wird, solange werden die 
besten Vorschläge zur quantitativen Entlastung der 
Hochschulen nicht fruchten. 

(Beifall bei der FDP) 

Manche inhaltlichen Vorschläge zur Studienre-
form haben gleichzeitig auch quantitative Entla-
stungseffekte, die wir nur begrüßen können, bei-
spielsweise die Förderung des Auslandsstudiums. 
Andererseits ist nicht zu übersehen, daß auch den 
Hochschulen — zusätzlich zu den Massenproblemen 
— auch noch weitere wichtige Aufgaben zukommen, 
wie beispielsweise der Riesensektor Weiterbildung. 
Wir begrüßen in diesem Zusammenhang ausdrück-
lich die Stellungnahme der Westdeutschen Rekto-
renkonferenz zur Weiterbildung, die erkennen läßt, 
daß sich die Hochschulen im Rahmen ihrer schwie-
riger gewordenen Möglichkeiten dieser neuen Auf-
gabe durchaus stellen wollen. 

Die Opposition beliebte, in der bombastischen 
Überschrift zu der Großen Anfrage auch das Thema 
„soziale Lage der Studenten" aufzuführen. Sucht 
man dan im weiteren Text nach dem Bewußtsein für 
die ganz unbestreitbar schwierige Lage der Studen-
ten, dann wird man feststellen müssen, daß dieses 
Bewußtsein zwischen dem Diktat der Überschrift 

und dem Rest der Anfrage offenbar schlicht abhan-
den gekommen sein muß. Man könnte z. B. durchaus 
fragen, warum Studienberatung und psychothera-
peutische Betreuung der Studenten nicht endlich 
auf den Stand gebracht werden, der schon seit der 
letzten Erhebung des Studentenwerkes als notwen-
dig angesehen wird. Aber die soziale Lage der Stu-
denten umfaßt aus der Sicht der Opposition offenbar 
nur den Studentenwohnraumbau, da auch nur den 
Neubau und auch da selbstverständlich nur den Teil 
des Bundes. Da wir uns sowohl im Ausschuß als 
auch im Plenum bereits hinlänglich mit diesem 
Thema auseinandergesetzt haben, belasse ich es 
hier bei dem Hinweis, daß der Bund von Anfang der 
Legislaturperiode an darauf hingewiesen hat, daß er 
sich aus der Finanzierung des Studentenwohnraum-
baus zurückziehen werde, was die Länder ja früher 
durchaus auch gefordert haben. 

Ich möchte nicht schließen, ohne eine Gretchen-
frage an die Opposition zu stellen. Was eigentlich be-
klagen Sie mehr: die Reduktion des Hochschulbaus 
oder die sogenannte Überproduktion von Akademi-
kern? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auf Ihre Antwort bin ich sehr gespannt, denn wenn 
Sie die Reduktion des Hochschulbaus für so kata-
strophal halten, dann dürften Sie nicht gleichzeitig 
kritisieren, daß unsere Hochschulen mehr Studen-
ten ausbilden, und wenn Sie umgekehrt der Ansicht 
sind, daß die Anzahl von Studenten gesenkt werden 
muß, dann ist es mehr als unlogisch, gleichzeitig die 
Reduktion des Hochschulbaus zu kritisieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Die Universitäten sind 
überfüllt, und deshalb wird neu gebaut! — 
Pfeifer  [CDU/CSU]: Es gibt auch noch For-

schung!) 

— Dazu wird gleich meine Kollegin Frau Dr. Engel 
noch Stellung nehmen. 

Aber es ist längst nicht nur dieser Widerspruch in 
der Argumentation der Opposition, der erfreulicher-
weise schon lange an den Hochschulen erkannt wor-
den ist, es ist auch der wirklich erstaunlich entwik-
kelte Glaube der CDU/CSU an dirigistische Len-
kungsmöglichkeiten im Bereich der Bildung und Be-
schäftigung, die angeblich zu einer Entlastung der 
Hochschulen führen sollen. Meine Damen und Her-
ren, der einzige Weg, die Hochschulen wirklich zu 
entlasten, ist nicht die Diskriminierung der akade-
mischen Ausbildung als Überproduktion von Akade-
mikerproletariat, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

sondern da hilft ganz eindeutig nur die Steigerung 
der Attraktivität der nichtakademischen Berufe. 
Dies ist Aufgabe der Wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die 
enormen Bildungsinvestitionen der 70er Jahre nicht 
nur zu einer Steigerung der Studentenzahlen ge-
führt haben, sondern zu einer ganz bedeutsamen 
Steigerung der Teilnehmerzahlen an allen Bildungs-
abschlüssen, also zu einer wesentlichen Qualifika- 
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tionssteigerung aller Jugendlichen insgesamt. Wer 
eigentlich will dies ernsthaft kritisieren angesichts 
der steigenden Qualifikationsanforderungen des Be-
schäftigungssystems? Wäre es etwa eine Lösung, die 
Hälfte unserer Studenten — das scheint ja in der 
Vorstellung einiger Kollegen der CDU/CSU-Frak-
tion möglich zu sein — in die duale Ausbildung hin-
einzuzwingen und so die ohnehin problematische Si-
tuation im Ausbildungsstellenbereich wesentlich zu 
verschärfen? Das kann doch wohl seriös niemand 
fordern. 

Ich kann der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen 
Bundestages deshalb nur empfehlen, das sehr viel-
schichtige Thema Bildung und Beschäftigung etwas 
weniger einseitig anzugehen als bisher. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Auch das sattsam bekannte Verfahren, Modellver-
suche gegen den Studentenwohnraumbau auszu-
spielen — BAföG gegen Graduiertenförderung —, 
hilft hier überhaupt nicht weiter und ist im übrigen 
ein sehr leicht durchschaubarer Trick. 

Deshalb möchte ich mit der dringenden Bitte an 
die Opposition um mehr Sachlichkeit schließen, ge-
rade weil die Rahmenbedingungen für die Bildungs-
politik in Bund und Ländern schwieriger geworden 
sind und weil ich meine, daß unsere Schüler, Studen-
ten, Hochschulen und Hochschullehrer dies auch 
verdient haben. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft. 

Engholm, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich will mir eine Replik auf das leisten, was Herr Da-
weke gesagt hat. Er hat dasselbe in Grün gestern 
schon einmal im Ausschuß gesagt. In feiner, ich 
glaube, niedersächsischer Art hat er sich über die 
Qualität der politischen Leitung unseres Ministeri-
ums ausgelassen. Ich muß sagen, ich sitze 13 Jahre 
in diesem Parlament, immer an der gleichen Stelle. 
Diese Kontinuität müßten Sie als Niedersachse ei-
gentlich zu schätzen wissen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Ich bin Westfale!) 

— Sie sind Westfale. Entschuldigung! — Ich bin in 
diesem Parlament bildungspolitische Kontinuität. 
Wenn ich es richtig sehe, habe ich eine ganze Reihe 
maßgeblicher Kollegen Ihrer Seite bildungspolitisch 
überlebt. Herr Gölter hat sich rechtzeitig in ein Bun-
desland zurückgezogen. Wie ich sehe, ist Herr Rühe 
dabei, gleiches zu tun. Ich werde auch Herrn Da-
weke überleben. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sagen Sie doch mal 
etwas zu Nordrhein-Westfalen und mir!) 

Ich bin ja nicht ganz so vermessen wie Sie, daß ich 
sage: Die haben alle die Flucht vor mir ergriffen. 
Aber irgendwo wird es damit zu tun haben. 

Nun will ich von dem Ulk, den Herr Daweke in Tei-
len seiner Rede verbreitet hat, zum Ernst der Sache 
zurückkommen. Ich darf darauf hinweisen, daß wir 
in den letzten zwölf Jahren — ich bin keiner, der im-

mer in Leistungsbilanzen schwelgt — 30 Milliarden 
DM in die deutschen Hochschulen verbaut haben, 
d. h. Bund und Länder gemeinsam. Das ist eine un-
glaubliche Gemeinschaftsanstrengung, die Bund 
und Länder hier bis zum heutigen Tag vollbracht ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und hinter dieser Gemeinschaftsleistung — auch 
dies muß betont werden — steckt die Masse der klei-
nen Steuerzahler. Die große Sache ist eine Leistung 
der kleinen Leute gewesen, denen wir dafür danken 
müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich denke, der Hochschulbau wird auch in den 
kommenden Jahren nicht zum Erliegen kommen. 
Wir haben zusammen im Planungsausschuß schwie-
rige Verhandlungen für den Hochschulbau geführt. 
Ich muß an dieser Stelle dem Wissenschaftsrat und 
den Kultusministern der Länder für die Bereitschaft 
danken, an der Vorhabenplanung aktiv und loyal 
mitzuwirken. Es ist nicht zu leugnen, daß wir finan-
ziell einen Dissens haben. Der Bund kann nicht etwa 
die Milliarde zur Verfügung stellen, die wahrschein-
lich nötig wäre, um alle Wünsche zu erfüllen. Er 
kann mittelfristig von 82-86 nur fünfmal 900 Millio-
nen DM geben. Wenn mehr gebraucht wird, so haben 
wir den Ländern angeboten, müssen diese vorfinan-
zieren. 

Ich weiß, daß das keine bescheidenen Summen 
sind, und ich weiß, daß manches Bundesland — z. B. 
die kleineren — es sehr schwer haben wird, die Vor-
finanzierung zu leisten. Umgekehrt muß ich sagen: 
Es hat Jahre gegeben, in denen der Bund auf freiwil-
liger Basis bis zu 700 und mehr Millionen DM für die 
Länder vorgeleistet hat. Wenn wir den Hochschul-
bau weitertreiben wollen und müssen, dann hoffe 
ich, daß wir in dieser Frage den Dissens in den kom-
menden Monaten auch ohne große juristische Strei-
tigkeiten in Karlsruhe überwinden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will eine zweite Bemerkung zu etwas machen, 
worauf fairerweise auch alle Redner hingewiesen 
haben. Wir können noch so viele neue Betonbauten 
in die Landschaft setzen — was wir uns mit den 
Hochschulbauten architektonisch zum Teil geleistet 
haben, schmerzt mich als alten Bildungspolitiker 
auch heute noch —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

wir können noch so viele Neubauten nach Kapazi-
tätsrichtlinien erstellen, es wird sich nichts an dem 
immer wieder hinterfragten Innenleben der Hoch-
schulen ändern. Was wir parallel zu einem begrenz-
ten Weiter- und Neubau der Hochschulen brauchen, 
ist eine Innenausstattung, die es den Studierenden 
ermöglicht, den Kontakt zu ihren Lehrern auch in 
der Massenuniversität nicht zu verlieren. Das heißt, 
der Kontakt von Student zu Lehrer, die pädagogi-
sche Dimension müssen in der Hochschule auch in 
finanziell schwierigen Zeiten erhalten bleiben. Das 
ist eine Aufgabe, die ausschließlich die Länder zu lei-
sten haben. 
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Ich sehe aber — ich sage das alles sehr nüchtern 

— in einem Artikel im „General-Anzeiger", daß an 
der Universität Bonn zu Beginn der Nachfrage nach 
Hochschulausbildung durch die geburtenstarken 
Jahrgänge 29 Stellen gestrichen werden sollen. Ich 
sehe in einem Artikel der „Stuttgarter Zeitung", daß 
in Heidelberg über Kürzungen bis zu 45 % bei den 
Hilfskräften diskutiert wird. Ich lese in der „Süd-
deutschen Zeitung", daß bei der Technischen Uni-
versität München Kürzungen bei den Assistenten-
stellen geplant sind. Dazu muß man fairerweise sa-
gen, die Länder stehen hier offensichtlich unter ei-
nem genauso großen finanziellen Druck wie der 
Bund. Ich meine deshalb, es lohnt nicht, daß wir uns 
wechselseitig die Haare ausraufen. Wir haben finan-
ziell gleich schlechte Grundbedingungen. Wir sollten 
versuchen, die Probleme in einer großen Grundge-
meinsamkeit zu lösen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte eine weitere Bemerkung machen. Sie 
alle werden gestern in der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" den Artikel gelesen haben, den Herr 
Adam geschrieben hat. Dort ist ein Bild des deut-
schen Studenten gemalt, das ich in dieser Form in 
keiner Weise unterstreichen kann. Da werden so 
nach dem Motto Impressionen vermittelt, daß die 
Studenten, die BAföG-Bezieher sind, die neuen 
Schlotbarone der Bundesrepublik Deutschland sei-
en. Ich finde Artikel dieser Art, die Mißgunst zwi-
schen Studenten und Bevölkerung säen, schlichtweg 
mies, um das ganz deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Schauen wir uns die deutsche Studentenschaft ge-
nau und ohne Nostalgie an. Wir älteren neigen dazu 
zu sagen: „Zu unserer Zeit, als wir da im Seminar sa-
ßen, war alles besser, da waren wir fleißiger, da ha-
ben wir mehr gemacht." Die deutschen Studenten 
sind bei genauem Hinsehen alles andere als faul, be-
häbig oder unbeweglich. Sie sind im Regelfalle ge-
nauso konventionell fleißig wie ihre Väter, die einige 
Jahre oder Jahrzehnte zuvor studiert haben. 

Schauen wir uns genau an, was die Studenten-
schaft heute auf die Beine stellt. Abschlußquoten 
von 90 % derer, die beginnen, hat es doch auch zu 
meiner Zeit oder zu Ihrer Zeit kaum gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, wer heute anfängt, studiert meist auch er-
folgreich zu Ende. Man sollte die unfreundlichen 
Ausnahmeerscheinungen, die es in der Studenten-
schaft gibt, die es auch zu unserer Zeit gegeben hat, 
nicht zum Maßstab, zum Bild der gesamten deut-
schen Studentenschaft machen. Hier wächst eine 
fleißige Generation heran, die weiß, daß sie dieser 
Gesellschaft nach dem Studium auch etwas schuldig 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich stimme mit meinen Vorrednern überein, daß 
der akademische Arbeitsmarkt, ausgenommen ei-
nige Spezialarbeitsmärkte, etwa der für Lehrer, 
nicht das Hauptproblem der Beschäftigungslosig-
keit in Deutschland ist. Dennoch verwundert mich 
aber immer wieder die Tatsache, daß bei Umfragen  

die Mehrheit der Studenten eine völlig falsche Ein-
schätzung der Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
hat. Viele erwarten für sich automatisch Arbeitslo-
sigkeit und sind dementsprechend bereits in den hö-
heren Semestern des Studiums verdrießlich, haben 
nicht mehr die entsprechende Motivation. Man muß 
immer wieder sagen: Trotz der sehr hohen Quoten, 
der sehr hohen Studienbeteiligung haben unsere 
jungen Akademiker, wenige Spezialdisziplinen aus-
genommen, nach wie vor bessere Arbeitsmarktchan-
cen als junge Ausgebildete aus dem dualen System. 
Anlaß für übergroße Furcht muß es also bei den Stu-
denten nicht geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Umgekehrt bin ich schon der Meinung, daß wir 
nicht tatenlos zusehen können, wie große Teile etwa 
bei den Lehrern oder in anderen Bereichen der Ju-
gendarbeitslosigkeit ohne eine adäquate Antwort 
der Gesellschaft auf der Straße stehen bleiben. 

Wir haben finanzielle Schwierigkeiten. Aber wir 
sind deshalb mitnichten eine arme Gesellschaft. Ich 
meine, es muß mit dem Teufel zugehen, wenn es uns 
nicht gelingen sollte, der relativ kleinen Zahl be-
schäftigungsloser Akademiker, aber auch den Ju-
gendlichen ohne Ausbildung in unserem Land eine 
faire Chance zu geben. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Was wollen Sie kon-
kret tun?) 

Wir alle, wie wir hier sitzen, müssen mehr tun. Ich 
habe Ihnen meine Antwort vor langer Zeit gegeben. 
Ich will die Leute nicht vertrösten, wie manche es 
tun, indem ich sage: „Irgendwann kommt die große 
ökonomische Wachstumswelle zurück und wird 
auch Euch mit erfassen, auch wenn Ihr schlechte 
Schwimmer seid." Ich meine, daß wir in bestimmten 
Bereichen der Gesellschaft — dazu zähle ich auch 
die Politik, die Ministerialbürokratie einschließlich 
ihrer politischen Spitzen — heute so gut finanziell 
versorgt sind, auch im Alter, daß wir keine existen-
tiellen Schwierigkeiten hätten, zumindest auf Teile 
der Zuwächse unserer Möglichkeiten zugunsten der 
jungen Generation zu verzichten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es wäre schade, wenn Sie das, wie das schon einmal 
passiert ist, mit dem Stichwort „Neid" oder „Miß-
gunst" belegten. 

Lassen Sie mich bitte eine vorletzte Bemerkung 
machen, was das Klima und die Stimmung in den 
Hochschulen, insbesondere auch in der Hochschul-
lehrerschaft, angeht. Ich habe großes Verständnis 
dafür, daß viele Hochschullehrer berechtigt darüber 
klagen, daß sie mit der enorm gewachsenen Zahl der 
Studenten auch enorm gewachsene Aufgaben zu be-
wältigen haben. Wenn einer früher 50 oder 100 Di-
plomarbeiten hatte, heute aber 100 oder 200, wenn ei-
ner früher im Seminar 70 Studenten hatte, heute 
aber 150, wenn einer früher 100 Prüfungsarbeiten 
pro Semester zu bearbeiten hatte, heute aber 150 
oder 200, dann muß er dies mit derselben Substanz 
verkraften. Das kostet ihn Zeit, das kostet ihn Muße, 
die er braucht, um in anderen akademischen Berei- 
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chen wie denen der Forschung zu großen Ergebnis-
sen zu kommen. 

Dafür haben wir auch im Bildungsministerium 
Verständnis. Wir haben Verständnis dafür, daß 
Hochschullehrer über eine zunehmende Papierflut 
klagen, über eine ganze Reihe von Regelungen, die 
in der Tat das Akademische — d. h. auch die aktive 
geistvolle Muße —, das notwendigerweise den Geist 
der Hochschule mit beherrschen muß, sehr erschwe-
ren können. 

Umgekehrt muß ich sagen: Es gibt auch in der 
Hochschullehrerschaft manche wirklich überzo-
gene Kritik. Es gibt manche Klage, die keine Be-
gründung hat. Es gibt manche Wehleidigkeit auch in 
der Diskussion von Hochschullehrern mit der Öf-
fentlichkeit. Ich muß sagen: Überzogene Kritik, 
Klage und Wehleidigkeit schaden zunächst einmal 
der Reputation der Hochschullehrer und der Hoch-
schulen selbst. Man sollte dies an den Hochschulen 
einschränken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube, die Überzeichnung der Probleme an 
den Hochschulen schwächt den Elan der Hochschul-
lehrer selbst und entmotiviert die Studenten, die ei-
gentlich eine Motivierung viel nötiger hätten. Ich 
denke, daß, wenn man sich das Einkommen und den 
Status unserer deutschen Professoren anschaut, 
manche Klage, die dort geführt wird, ein wenig blas-
ser wird. So schlecht geht es denen, die dort lehren 
und vom Staat besoldet werden, nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine letzte Bemerkung. Die Zahlen über die For-
schung in Deutschland sind schon referiert worden. 
Es ist sicherlich nicht so, daß die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, daß die Sonderforschungsbe-
reiche heute etwa in eine ganz rosige Zukunft sehen. 
Mit Zuwachsraten, die bei 4 oder 5 % liegen, kann 
man die notwendigen Bedürfnisse abdecken, aber 
man kann nur begrenzt große neue Felder erschlie-
ßen. 

Umgekehrt muß man, glaube ich, zum Nutzen und 
Frommen der bundesrepublikanischen Forschungs-
politik sagen: Wir ringen bei uns in Deutschland um 
die Größenordnung des Zuwachses bei der For-
schungsförderung. In Amerika ringt man derzeit um 
die Größenordnung der Kürzungsbeträge. Das heißt, 
wir stehen in der Relation — sie muß immer wieder 
mit im Auge behalten werden — nicht so besonders 
schlecht da, jedenfalls nicht so schlecht, wie es uns 
mancher wissen machen möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich gebe zu, daß ich eine Achillesferse habe, näm-
lich das Gesetz über die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses. Sie aus der Bildungspoli-
tik wissen, daß ich seit einem Jahr unter großen 
Schwierigkeiten und in wirklich schwierigen Um-
ständen — die Zeiten sind nicht günstig für neue Ge-
setze, die Geld kosten — mit dem Finanzminister 
darum ringe, ob wir eine solche Lösung hinbekom-
men. Ich habe gestern praktisch im ersten Akt dem 
neuen Finanzminister gesagt, daß ich in Kürze auf 
ihn zukäme, um das mit Herrn Matthöfer weitestge-

hend durchgesprochene Konzept mit ihm zu erör-
tern. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Da wird er sich ge-
freut haben!) 

Ich habe die Hoffnung — ich werde jedenfalls alles 
dafür tun —, daß wir in diesem Sommer eine klare, 
für jedermann einsehbare Antwort im Blick auf die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses be-
kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir mögen und müssen 
uns in der Frage streiten, ob wir zuviele Studenten 
haben oder nicht, ob wir zuviel Nachwuchsförderung 
betreiben oder zuwenig. Wir müssen uns über die 
Frage streiten, ob die Gesamthochschule eine rich-
tige Einrichtung ist oder nicht. Das alles muß in ei-
ner Demokratie sein — bei immer noch tiefen Unter-
schieden in manchen bildungspolitischen Grund-
satzfragen. 

Ich appelliere gleichwohl zum Schluß an die 
Grundgemeinsamkeit, die wir nicht verlieren dür-
fen. Wer sich der notwendigen Grundgemeinsam-
keit versagt, der versagt sich letztlich auch der Auf-
gabe, der jungen Generation in schwierigen Zeiten 
eine gute Zukunft zu sichern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Minister 
Engholm, Sie werden mir sicherlich recht geben, 
wenn ich behaupte, daß die Arbeit in Ihrem Ministe-
rium in früheren Jahren reizvoller und bef riedigen-
der  war als heute, da sich für diese Regierung und 
ihren Bildungsminister in immer kürzeren Abstän-
den ein Mißerfolg an den anderen reiht. Was waren 
das noch für Zeiten, als Willy Brandt in seiner Regie-
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 — Herr Da-
weke hat auch schon darauf hingewiesen — „Bil-
dung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung 
überschwenglich an die Spitze der Reformen stellte, 
die es bei uns vorzunehmen gelte". Die Abiturien-
ten- und Akademikerquoten wurden zu einer ent-
scheidenden Schlüsselgröße sozialliberaler Re-
formpolitik hochstilisiert. Abitur und Studium hatte 
man geradezu penetrant als Gütesiegel und Garan-
tieschein für den beruflichen und sozialen Aufstieg 
propagiert. Die Zahl der Abiturienten sollte minde-
stens verdoppelt werden und die Zahl der Studieren-
den entsprechend steigen. Für die SPD und die FDP 
begannen die höheren Weihen des Menschseins 
ganz offensichtlich erst mit dem Abitur, und unter 
dem Schlagwort „Bürgerrecht auf Bildung" wurden 
die Schleusen für die gymnasialen und universitä-
ren Bildungsgänge weit geöffnet. 

Diese massive Propaganda zeigte alsbald Wir-
kung. Heute bereits haben wir Tausende arbeitslo-
ser Akademiker — über 40 000, wie wir gehört haben 
—, die sich auf diese falschen politischen Verheißun-
gen eingelassen haben. In den Studiengängen Philo-
sophie, Pädagogik, Psychologie, Politologie, Soziolo- 
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gie, Jura und anderen Geisteswissenschaften haben 
wir heute Hunderttausende von Studenten, von de-
nen nur ein Bruchteil in der Wirtschaft und in den 
staatlichen Behörden unterkommen wird. Die ande-
ren werden auf der Straße stehen und ein gewaltiges 
Potential der Unzufriedenheit in unserem Volke bil-
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es ist wichtig, an diesen Ausgangspunkt sozialli-
beraler sogenannter Reformpolitik zu erinnern, weil 
hier die Wurzel einer Fehlentwicklung liegt, die wir 
heute kaum noch in den Griff bekommen können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Gerade jetzt, in einem Moment, in dem die Stu-
dentenzahlen noch einmal wirklich dramatisch zu 
steigen beginnen, werden von dieser Regierung die 
Mittel für den Hochschulbau gekürzt, werden die 
Mittel für die Ausbildungsförderung und die Gradu-
iertenförderung eingefroren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der ei

-

gentliche Punkt!) 

werden die Mittel beim Studentenwohnraumbau ge-
strichen. Ich frage mich, wie man den jungen Leu-
ten, die in gutem Glauben an die Verheißungen die-
ser Regierung ihr Abitur gemacht haben, nun erklä-
ren soll, daß dies alles plötzlich nicht mehr wichtig 
sei und daß dies alles nicht mehr weitergehen solle. 
Dadurch wird bei der jungen Generation soviel Ver-
trauen verspielt, daß es nie wiedergutzumachen sein 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist schon ein ungeheuerlicher Vorgang, wie 
sich die Bundesregierung, die die Länder zwölf 
Jahre lang mit allen Mitteln auf einen bildungspoli-
tischen Expansionskurs gedrängt hat, jetzt kalt-
schnäuzig aus der Verantwortung herausstiehlt. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

In den Wahlkampfprogrammen von SPD und FDP 
ist noch ausdrücklich von einer Verbesserung der 
Lage der Studenten die Rede. Dann, kurz nach der 
gewonnenen Bundestagswahl, wurde in einer Koali-
tionsvereinbarung eine Kürzung der Mittel für die 
Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau um 20 % fest-
gelegt. Die Mittel für die Ausbildungsförderung ein-
schließlich der Graduiertenförderung wurden für 
die kommenden Jahre mit einem Federstrich auf 2,4 
Milliarden DM Bundesanteil eingefroren. Den Rück-
zug des Bundes von dem von Bund und Ländern ge-
meinsam finanzierten Studentenwohnraumbau hat 
der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
höchstpersönlich verkündet. Meine Damen und Her-
ren von der SPD und der FDP, das ist eine Bankrott-
erklärung für Ihre Politik der ungehemmten Bil-
dungsexpansion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer jungen Menschen mehr als zehn Jahre lang 
predigt, sie sollten unbedingt das Abitur machen 
und anschließend möglichst auch noch studieren, 
dann aber kurzerhand den Geldhahn zudreht, der 
handelt verantwortungslos, der handelt unent-
schuldbar. 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete Geiger, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Klejdzinski? 

Frau Geiger (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Frau Geiger, Sie haben vor-
hin beklagt, daß diese Bildungspolitik bewirkt habe, 
daß soundso viele Akademiker arbeitslos seien, und 
Sie haben gesagt, die Ursache dafür sei, daß wir so 
vielen die Möglichkeit gegeben hätten zu studie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Halten Sie es für schlimmer, wenn ein Akademiker 
oder ein Facharbeiter arbeitslos ist? 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Pest oder Chole-
ra?!) 

Frau Geiger (CDU/CSU): Ich darf Ihnen dazu sa-
gen, daß gut ausgebildete Facharbeiter bei uns im-
mer noch Mangelware sind, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

während vorauszusehen war, daß man Absolventen 
bestimmter Studiengänge, die ich genannt habe, 
nicht unterbringen kann. Man hätte das rechtzeitig 
steuern und die Leute darauf aufmerksam machen 
müssen. Wenn Sie jetzt sagen, ich wollte nicht, daß 
die Leute studieren, dann ist das verkehrt. Ich 
möchte nur nicht, daß man Leute dazu verlockt, et-
was zu studieren, und sie dann keine Chance ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kultusministerkonferenz hat erst vor weni-
gen Jahren darauf hingewiesen, daß die Spitze des 
von den Hochschulen mit Besorgnis erwarteten Ab-
iturientenberges nicht schon im nächsten Jahr, 1983, 
sondern erst 1987 erreicht sein wird. Bis dahin wird 
die Zahl der Studienanfänger, die im letzten Jahr 
noch bei zirka 195 000 gelegen hat, auf zirka 229 000 
steigen. Vor dieser Entwicklung, meine Damen und 
Herren von der Regierungskoalition, stecken Sie 
jetzt ganz einfach den Kopf in den Sand. 

Ihnen, Herr Minister Engholm, ist vor Ihrer ein-
seitigen Bildungswerbung immer noch nicht bang 
geworden. Dabei hat das Institut für Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel in einer Studie darauf hinge-
wiesen, daß beispielsweise selbst bei der optimi-
stischsten Annahme bis 1990 150 000 ausgebildete 
Lehrer keine Beschäftigung im Schuldienst finden 
werden. Dabei ist die Situation des einzelnen Stu-
denten an der Hochschule schon jetzt verzweifelt. In 
diesen Massenbildungsanstalten fühlt sich der ein-
zelne immer öfter allein, isoliert, ohnmächtig und 
hilflos ausgeliefert. Er findet in der Masse immer 
schwerer Ansprechpartner, traut sich nicht, aus der 
Menge herauszutreten und resigniert. Auch das be-
drückt die Studenten heute: Wenn 50 unter ihnen de-
monstrieren, dann kommt das Fernsehen, dann 
schreibt jede Zeitung darüber. Wenn aber 50 000 ein 
Jahr lang ruhig studieren, wie dies die Regel ist, 
nimmt dies niemand zur Kenntnis. Auch diese große 
Masse der Studierenden hat ihre täglichen Proble-
me, die ihnen das Leben schwermachen. Nur weil 
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diese Probleme nicht spektakulär sind, kümmert 
sich niemand darum. 

Genausowenig wie die wenigen Chaoten unter 
den Studenten typisch sind, sind die heutigen Stu-
dentenvertretungen für die Studentenschaft reprä-
sentativ. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur noch 25% der Studenten nehmen überhaupt an 
Wahlen teil, und diese 25% stimmen dann für eine 
knappe, sehr linke Mehrheit. Hier wurde vor allem 
von SPD und FPD, die an den Universitäten kaum 
noch eigene Studentenvertretungen haben, ver-
säumt, mit den Hochschulen im Gespräch zu blei-
ben, Meinungen auf demokratischer Basis auszutau-
schen, in den Studenten Partner zu sehen und sie 
unserem Staat nahezubringen. Aber für die SPD wa-
ren Bildungsfragen und das sogenannte Bürger-
recht auf Bildung in erster Linie immer gesell-
schaftspolitische Machtfragen. Man hat die Hoch-
schulen und Universitäten zwar bis an die Grenze 
der Belastbarkeit vollgestopft, hat dabei aber über-
sehen, daß da junge Menschen kommen, die neben 
ihrem Recht auf Bildung auch Anspruch auf 
menschliche Ansprache und individuelle Förderung 
haben. So alleingelassen, erwarten viele Studenten 
heute nichts mehr von der Politik. Sie können sich 
ganz einfach nicht mehr vorstellen, daß Politik zu 
vernünftigen Ergebnissen führen kann. Sie ziehen 
sich ins Private zurück und wollen nicht einmal 
mehr in ihrem direkten Umfeld, in der Hochschule, 
mitwirken und mitgestalten. 

Rufen wir uns noch einmal in Erinnerung, welche 
Ziele die sogenannte Bildungsreformpolitik hatte: 
Mehr Bildung für alle wollte man. Heute stellt man 
immer größere Defizite fest. Es gibt die Quantität, 
doch kaum noch Qualität. Mehr Mitbestimmung für 
Studierende wollte man. Heute interessieren sich 
die Studenten nicht mehr dafür. Mündige Bürger 
wollte man. Aber der einzelne zieht sich auf sich 
selbst zurück. Eine traurige Bilanz! 

Auch beim BAföG ist man an die Grenzen gesto-
ßen. Das 1971 verabschiedete Bundesausbildungs-
förderungsgesetz sollte noch die Chancengleichheit 
junger Menschen durch die Gewährung individuel-
ler Ausbildungsförderung ermöglichen. Heute fallen 
durch den auf 2,4 Milliarden DM Bundesanteil ein-
gefrorenen Finanzrahmen und durch die steigenden 
Löhne und Gehälter immer mehr Studenten aus der 
Förderung heraus, die sie doch wegen der steigen-
den Lebenshaltungskosten bitter nötig hätten. Die 
Ursache ist klar: die desolate und immer noch 
schlechter werdende Haushaltslage des Bundes. 

In dieser Situation muß man ganz einfach überle-
gen, wie man trotz leerer Kassen auch in Zukunft 
noch diejenigen Studenten fördern kann, die ent-
sprechend begabt und leistungswillig sind und aus 
sozialen Gründen die Förderung brauchen. 

Eine von uns schon oft vorgeschlagene Lösung 
wäre die Umstellung auf ausschließlich Darlehen 
oder wenigstens auf wesentlich höhere Darlehens-
anteile. Auch Bundeskanzler Schmidt hat am 26. Fe-
bruar 1982 beim Kongreß der Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen dazu aufgefordert, über die 

Vergabe des Studenten-BAföG auf Darlehensbasis 
ernsthaft nachzudenken. Aber dabei blieb es. Ernst-
hafte Vorschläge von Ihrer Seite stehen immer noch 
aus. 

Selbstverständlich ist es für die Betroffenen im-
mer hart, wenn der Staat seine Leistungen zurück-
nehmen muß. Aber trotz mancher — zugegebener-
maßen vorhandenen — Nachteile liegen die Vorteile 
einer Darlehenslösung auf der Hand. Die staatlichen 
Haushalte würden mittel- und langfristig entlastet, 
und die zurückfließenden Gelder kämen der näch-
sten Studentengeneration zugute. Die Kosten der 
Ausbildung würden wenigstens zum Teil von denen 
getragen, die später auch den Nutzen haben. Die Mo-
tivation, zügig zu studieren, wäre größer, und die Ei-
genverantwortlichkeit der Studierenden würde ge-
stärkt. Schließlich: Ungeeignete und Unentschlos-
sene würden gar nicht erst ein Studium beginnen. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, Sie sollten sich endlich entschließen, der Auf-
forderung Ihres Kanzlers nachzukommen und in 
dieser Frage konkret zu werden. 

(Löffler [SPD]: Wir denken nach!) 

— Hoffentlich! 

(Löffler [SPD]: Aber es gibt eine Reihe von 
Problemen, die Sie nicht erwähnt haben, 

Frau Kollegin!) 

Den Kopf vor gesellschaftspolitischen und wirt-
schaftlichen Notwendigkeiten in den Sand zu stek-
ken, ist auch hier nicht die richtige Strategie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine grundlegende Neuregelung des BAföG böte 
zugleich eine Chance, dieses Gesetz wieder allge-
meinverständlich zu formulieren und seinen Vollzug 
wieder überschaubar zu gestalten. Das Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz ist in den elf Jahren sei-
ner Geltung bereits 15mal geändert worden. Es be-
steht aus einem Wust von Paragraphen und hat ei-
nen Wust von allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
im Gefolge, die selbst langgediente Fachleute nur 
noch schwer durchblicken; vom normalen Bürger 
ganz zu schweigen. Gerade bei diesem Gesetz, mit 
dem viele junge Menschen und ihre Eltern täglich in 
Berührung kommen, könnte die vielbeschworene 
Bürgernähe durch eine allgemeinverständliche 
Neufassung augenfällig praktiziert werden. 

Ein weiteres trauriges Kapitel ist das Stagnieren 
des Studentenwohnraumbaus. Fast in jeder Bürger-
sprechstunde — das können die meisten Kollegen si-
cher bestätigen — kommen verzweifelte Studenten 
oder deren Eltern und bitten, sie bei der Wohnungs-
suche zu unterstützen. Erschwingliche Wohnungen 
auf dem freien Markt sind praktisch nicht zu haben. 
Plätze in Studentenwohnheimen gibt es viel zu we-
nig. 

In der Antwort auf die Große Anfrage der SPD 
und der FDP zur Entwicklung des Hochschulbe-
reichs vom 8. Juli 1980 hat die Bundesregierung be-
kannt, daß das Wohnungsproblem zum größten so-
zialen Problem der Studenten geworden ist. Nur ist 
dieser Erkenntnis leider wieder einmal nicht die Tat 
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gefolgt. Ganz im Gegenteil: Die Mittel wurden rigo-
ros gekürzt. 

Wir haben vorgeschlagen, die Modellversuche zu-
gunsten des Studentenwohnraumbaus zu streichen. 
Wir stehen weiter dazu. Denn, Herr Minister Eng-
holm, Modellversuche sind zwar sicher manchmal 
recht informativ und in einzelnen Fällen vielleicht 
sogar nützlich; aber daß Studenten ein Dach über 
dem Kopf haben, ist lebensnotwendig und muß Vor-
rang haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man sich alle diese wenig erfreulichen Fak-
ten in der derzeitigen Hochschulpolitik vor Augen 
führt und gleichzeitig bedenkt, in welcher Geschwin-
digkeit die Zahl der Studierenden in den nächsten 
Jahren noch anwachsen wird, kann man nur be-
drückt an die Zukunft einer ganzen Studentengene-
ration denken. Von diesem Fiasko kann auch die 
klassenkämpferisch geprägte Öffentlichkeitsarbeit 
des Bildungsministers nicht länger ablenken. 

(Lachen bei der SPD) 

Herr Minister, Sie sollten sich nicht damit brüsten, 
Sie müßten die bildungspolitischen Errungenschaf-
ten gegen den reaktionären Zugriff der Unionspar-
teien verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Das ist sein Wortschatz! So re

-

det er!) 

— Das war ein Zitat. 

Sie sind in der Bildungspolitik in einer Sackgasse 
angelangt. Und auch hier ist die Wende notwendig, 
eine Wende im Interesse der studierenden jungen 
Menschen, denen rasch und unbürokratisch gehol-
fen werden muß. Unsere Vorschläge liegen vor. Wir 
sind zur Mitarbeit bereit. — Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Wallow. 

Wallow (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn man meiner Vorrednerin folgen woll-
te, dann wäre das, was Frau von Braun-Stützer vor-
hin vorgeschlagen hat, mehr Kompetenzen für den 
Bund zu schaffen, bereits Wirklichkeit geworden, 
dann besäße der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft bereits die Kulturhoheit, die jetzt in 
der Mehrheit bei den CDU-regierten Ländern liegt; 
drei Viertel dessen, was Sie hier vorgetragen haben, 
fällt in deren Kompetenzbereich. 

Meine Damen und Herren, Ihre Große Anfrage 
trägt unter anderem den anspruchsvollen Titel „so-
ziale Lage der Studenten". Sie haben ganze zwei 
Fragen von 36 Fragen dem BAföG gewidmet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Und wenn ich Ihre Vorschläge zum BAföG höre, 
kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
Sie die heutige Studentengeneration für die Studen-
tengeneration von 1968 bestrafen wollen, die mit ih

-

rem Aufbegehren für die Vorbereitung der sozialli-
beralen Koalition mit beigetragen hat. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das haben Sie von 
Herrn Turner! Der behauptet das gelegent-

lich!) 

— Herr Turner ist ein kluger Mann. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Da stimme ich zu!) 

Meine Damen und Herren, angesichts der Situa-
tion an den Hochschulen jetzt und in den nächsten 
Jahren sollten wir, glaube ich, das parlamentarische 
Rollenspiel von gegenseitiger Schuldzuweisung 
nicht weitertreiben, sondern vielmehr darüber nach-
denken: Wo können wir Ideen entwickeln, wo kön-
nen wir Gemeinsamkeiten finden, um die in den Mit-
telpunkt stellen zu können, um den Studenten zu 
helfen? 

(Beifall bei der SPD) 

Den Hochschulen nützen keine pathetischen Fen-
sterreden; die Hochschulen brauchen jetzt umsetz-
bare Hilfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bevor ich zum Kernthema Hochschulbau komme, 
eine Vorbemerkung: Der Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft hat schon darauf hingewie-
sen: Wir haben in den letzten zehn Jahren 250 000 
Studienplätze geschaffen. Das hat den Steuerzahler 
von Bund und Ländern 30 Milliarden DM gekostet. 
Wir haben insgesamt 25 Hochschulen durchschnitt-
licher Größe neu eingerichtet. Lassen wir uns durch 
die Tagesturbulenzen nicht dazu hinreißen, diese 
großartige Gemeinschaftsleistung zu zerreden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt viel zuwenig entwickeltes Bewußtsein dafür, 
daß Millionen von Menschen diese Leistung erarbei-
ten mußten. Der Bau der Hochschulen in den letzten 
Jahren ist ein Jahrhundertwerk. Lassen Sie es uns 
auch vor der Öffentlichkeit gemeinsam als ein Jahr-
hundertwerk vertreten! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Für ein Jahrhundertwerk war der 

Beifall schwach!) 

Die mit der Großen Anfrage angesprochenen Pro-
bleme sind etwas differenzierter, vor allen Dingen 
was den Baubereich oder die Kapazitäten anbetrifft, 
als es hier streckenweise von Ihnen dargestellt wur-
de. Heute studieren ca. 1 Million Studenten. Die wer-
den von etwa 110 000 Dozenten betreut. Das Verhält-
nis von Dozent zu Student betrug 19801 : 30. Für 1960 
nimmt man etwa ein Verhältnis von 1 : 53 an. Das 
Verhältnis hat sich also erheblich verbessert. 

Man kann davon ausgehen, wenn man die 
schlechteste Situation annimmt, daß die Zahl der 
Studenten bis 1986 auf 1,3 Millionen ansteigt, um 
dann zwischen 1991 und 1993 etwa auf das Niveau 
von 1980 wieder zurückzufallen. Wenn wir das glei-
che Übergangsverhalten zugrunde legen, das jetzt 
festzustellen ist, dann kommen wir 1999 etwa auf die 
Hälfte der Studentenjahrgänge, wie wir sie heute 
haben. Das heißt: Da größere, heute noch nicht be-
gonnene Investitionsvorhaben frühestens 1983 oder 
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1985 begonnen werden, können die Studienplätze — 
darum geht es uns in der Diskussion vorrangig — 
heute kein bestimmendes Motiv mehr für die Inve-
stitionsentscheidungen der 90er Jahre sein. 

Konkret heißt das, Kapazitätsprobleme, bedingt 
durch die geburtenstarken Jahrgänge, werden wir, 
wie schon gesagt, nicht durch Beton allein lösen kön-
nen. Wirklich variable Größen sind das Belegsystem, 
die innere Organisation und natürlich auch das Per-
sonal. 

Problem Nr. 1 ist dabei die unterschiedliche Bela-
stung der Hochschulen in der gesamten Bundesre-
publik. Es sind insbesondere die Neugründungen, 
die eine unterdurchschnittliche Flächenauslastung 
aufweisen, während die traditionellen Hochschulen 
in guter Verkehrslage, mit einem guten kulturellen 
Angebot und einer angenehmen Kneipenkultur aus 
den Nähten platzen. Wir brauchen deshalb eine aus-
gewogene regionale Be- und Entlastung, beispiels-
weise durch Werbung, wie Frau Braun-Stützer es 
vorhin ausgeführt hat. Das verhindert Fehlinvesti-
tionen und schafft neue Studienplätze, und zwar 
kurzfristig. 

Aufschluß darüber, ob die örtlichen Kapazitäten 
nun wirklich ausgelastet sind, gibt beispielsweise 
eine Kapazitätsanalyse des Landes Niedersachsen. 
Zwei wichtige Beispiele als Ergebnis: hohe Über-
schüsse bei den Hörsaalflächen und hohe Flächen-
überschüsse bei den Büroarbeitsplätzen des Perso-
nals. 

Dramatisch wird es aber erst, wenn wir uns verge-
genwärtigen, daß wir im Jahre 1981 nur 131 Vorle-
sungstage hatten. Das bedeutet, daß eine Universi-
tät, die nur zu 60 % ausgelastet ist, betriebswirt-
schaftlich gesehen in einem Jahr zu weniger als ei-
nem Drittel genutzt wird. Kein Industriestaat der 
Welt leistet sich den Luxus einer fünfmonatigen vor-
lesungsfreien Zeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Hinweis darauf, daß die Laborplätze in dieser 
Zeit besetzt sind, befreit uns nicht davon, darüber 
nachzudenken, wie wir für das Gesamtproblem eine 
Lösung finden können. 

Es erscheint mir deshalb im Interesse der gebur-
tenstarken Jahrgänge notwendig, darüber nachzu-
denken, wie wir zu einer besseren Raumausnutzung, 
zu besserer Nutzung der vorhandenen Kapazitäten 
kommen. Man schafft kurzfristig und billig, d. h. 
preiswert Studienplätze, wenn man z. B. ein Lehran-
gebot von 8 Uhr morgens bis 22 Uhr abends durch-
führt. 

Ich frage mich auch, ob wir nicht von der mittelal-
terlichen Einteilung in Semester Abschied nehmen 
müssen. Ich halte den Vorschlag, das Jahr in drei 
Studienabschnitte von je 14 Wochen aufzuteilen, für 
pädagogisch und ökonomisch sinnvoller. Ein derarti-
ger Vorschlag ist 1968 von mehreren Seiten, auch 
von Ihrer Seite meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU gemacht worden. Die „Zeit" schrieb da-
mals, 1968, dazu; ich zitiere: 

Die Mehrkosten durch zusätzliches Personal 
wären aber auch durch die hohen Einsparungen 

im Bereich der Bauinvestitionen mehr als ge-
rechtfertigt. 

Das war damals richtig und ist heute noch rich-
tig, 

(Daweke [CDU/CSU]: Das wird ja bestrit-
ten!) 

denn eine breitere Nutzung schafft mehr Studien-
plätze, und die brauchen wir. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Der Engpaß ist 
doch bei den Laborplätzen und nicht bei 

den Hörsälen!) 

— Man kann doch nicht ständig nur über Massen la-
mentieren und sich den Blick davor verschließen, 
wie die Probleme im Sinne der Studenten und der 
Universitäten gelöst werden. 

Die Frage, ob die Studentengeneration der gebur-
tenstarken Jahrgänge eine solide Ausbildung erhält, 
hängt nicht allein von den Räumen, sondern auch 
vom Personal ab. Dabei weist der Weg, den Nord-
rhein-Westfalen aufzeigt — Konzentration —, in die 
richtige Richtung. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wallow, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Wallow (SPD): Ich habe nur 15 Minuten. — Das 
nächste Mal. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ist es wirklich notwen-
dig, daß man in der Bundesrepublik beispielsweise 
an 16 Universitäten Indologie studieren kann? Ist es 
wirklich notwendig, daß man an 13 Universitäten 
Ägyptologie studieren kann? Mehr Konzentration 
zugunsten der Massenfächer, mehr Konzentration 
zugunsten der geburtenstarken Jahrgänge, das 
schafft auch mehr Studienplätze. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ein bißchen mehr 
Marxismus überall!) 

— Sie wissen gar nicht, was das ist. 

Bei einem stärkeren Wissentransfer von Gastdo-
zenten aus Wirtschaft, Verwaltung und Kultur und 
auch Politik fallen weniger Kosten für Forschung 
an, die Studenten lernen in einem stärkeren Praxis-
bezug, und umgekehrt: die Praktiker müssen viel 
mehr die Theorie reflektieren. 

Was ich hier sage, ist beileibe nichts Neues; denn 
in der Medizinerausbildung wird das j a täglich prak-
tiziert, und ein Blick in die USA zeigt uns auch, daß 
dort die wenigsten Hochschullehrer über einen be-
amtenähnlichen Status verfügen; trotzdem oder 
vielleicht gerade deshalb liegen diese Universitäten 
in der Weltspitze der Forschung. Wissenstransfer 
aus der Praxis ist billiger, praxisnäher und schafft 
auch mehr Studienplätze. 

Was wir brauchen, sind keine neuen Gesetze; die 
gibt es nämlich schon dafür. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir brauchen mehr Handlungsphantasie der Bil-
dungsbürokratie und brauchen mehr Handlungs-
freiheit der Universitäten. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 	5823 

Wallow 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das hört sich aber 
ganz anders an als 1968!) 

Denn die Klagen über eine Formalisierung, Büro-
kratisierung und Verrechtlichung sind unüberhör-
bar. 

Nun kann man sich die Antwort natürlich so leicht 
machen, wie Sie das tun, und kann sagen, das liegt 
alles an der Existenz der sogenannten Massenuni-
versitäten. Sie sollten mal über unsere Grenzen hin-
ausschauen. Alle Universitäten von Weltruf — bei-
spielsweise hat die Sorbonne 71 510 Studenten, die 
Universität von Tokio rund 20 000 Studenten; oder 
nehmen Sie Berkeley oder Harvard —, alle diese 
Hochschulen sind gut geführte Großbetriebe. Herr 
Daweke weiß das; er hat dort studiert. 

Das Problem bei uns ist ein Mangel an Professio-
nalität einer lautlosen Betriebssteuerung innerhalb 
der Universitäten. Dazu schreibt unter der Über-
schrift „Sand im Getriebe" in der „Deutschen Uni-
versitätszeitung" ein Insider unter Pseudonym — 
ich zitiere —: 

Das teilweise fehlerhafte Betriebssystem der 
Universität erdrückt sehr viel Genialität und 
Kreativität ... Mangelhafte Betriebssysteme 
sind eben nicht nur eine Folge schlechter 
Finanzausstattung, sondern eine Folge dessen, 
was mit dem Geld gemacht wird, das die Gesell-
schaft der Universität zur Verfügung stellt. Daß 
der Großbetrieb Universität heute ohne einen 
betriebstechnischen Direktor auskommt, ist 
wirklich erstaunlich. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das sind doch Ihre 
Mitbestimmungsmodelle!) 

Ich sage hier, die Effizienz der Lehre und For-
schung ist beeinträchtigt, wenn der Lehrkörper, der 
dafür nicht ausgebildet ist, in der Verwaltung dilet-
tieren muß. Entbürokratisierung, ein besseres Ma-
nagement schaffen bessere Raumausnutzung und 
vor allem mehr Zeit für die Studenten und damit na-
türlich auch mehr Studienplätze. 

Aber die Qualität des Studiums hängt heute eben 
nicht allein von den materiellen und organisatori-
schen Voraussetzungen ab. Routinierte unverbindli-
che Faktenvermittlung führt zu Entfremdung zwi-
schen Lehrenden und Lernenden und  damit zum 
Verlust der Arbeitsfreude auf beiden Seiten. Obwohl 
sich das Verhältnis von Dozenten zu Studenten, wie 
ich vorhin schon sagte, erheblich verbessert hat, 
klagt nach einer Umfrage der Studienstiftung des 
Deutschen Volkes heute die Mehrheit der Studenten 
über den desinteressierten, fast unpersönlichen Um-
gang vieler Professoren mit den Studenten. Sym-
ptome dafür sind der Spagat-Professor, der nicht an 
seiner Hochschule wohnt und zwischen zwei oder 
drei Hochschulen hin- und herpendelt, oder der „Di

-

mido" ein Spitzname für einen Professor, der sich 
nur in der Mitte der Woche an der Hochschule sehen 
läßt. Eine Studentin schrieb mir dazu: 

Immer häufiger ist an der Hochschule der Typ 
des Dozenten zu finden, der seinen Arbeits

-

schwerpunkt in den Forschungsprojekten 

außerhalb der Hochschule sieht oder als Di-
plomingenieur von einer Baustelle zu anderen 
hetzt, um sich zwischendurch einer lästigen, ni-
veaulosen Lehrverpflichtung an der Universität 
zu entledigen. Man merkt doch, daß wir für sie 
nur Nebensache sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
nicht verallgemeinern!) 

Ich meine nicht, daß das repräsentativ ist. Aber 
trotzdem bin ich der Meinung, daß wir gesetzliche 
Regelungen über die Nebentätigkeit von Professo-
ren brauchen 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die Lust am Regl-
mentieren nimmt nicht ab!) 

und daß die Residenzpflicht von Professoren vorge-
sehen werden sollte. Das schafft nämlich auch mehr 
Studienplätze und Zeit für die Lehre. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft hat die Richtung schon angedeutet. Was wir 
brauchen, sind keine Schuldzuweisungen. Wir brau-
chen eine Gemeinschaftsinitiative zur Schaffung 
von Studienplätzen für die geburtenstarken Jahr-
gänge, und zwar Initiativen aus der Politik, aus der 
Bildungsbürokratie, aus den Hochschulen und der 
Wirtschaft. Sie könnte beinhalten: 1. eine bessere 
Raumausnutzung am Tage, in der Woche und im 
Jahr, 2. zusätzliche Ausbildungskapazitäten und 
Sachmittel auf begrenzte Zeit und kein Abbau des 
Hilfspersonals, 3. stärkere Nutzung des Wissenspo-
tentials aus der Arbeitswelt, Ausbau des Tutorensy-
stems, um die persönliche Verbindung zu halten, 4. 
Maßnahmen zum regionalen Ausgleich zwischen 
überbelasteten und unterbelasteten Universtitäten, 
5. Bildung von fachlichen Schwerpunkten, 6. Abbau 
von Bürokratie, mehr Handlungsfreiheit für Univer-
sitäten, 7. gesetzliche Regelung der Nebeneinkünfte 
der Professoren und Einhaltung ihrer Residenz-
pflicht, 8. Maßnahmen zur besseren Betriebssteue-
rung der Hochschulen, 9. Ausbau des erfolgreichen 
Fernuniversitätssystems. 

Eine solche Gemeinschaftsinitiative kann natür-
lich nicht durch Erlaß erzwungen werden. Es bedarf 
des Sinneswandels aller Beteiligten, auch der Oppo-
sition im Deutschen Bundestag. Sie sollten nicht nur 
immer vom Bund fordern, sondern sie sollten auch 
auf die Länder einwirken, um notwendige Maßnah-
men im Interesse der Hochschulen zu treffen. Auch 
das schafft Studienplätze und entlastet die gebur-
tenstarken Jahrgänge. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Dr. Engel. 

Frau Dr. Engel (FDP): Herr Präsident! Meine Her-
ren, meine Damen! Aus dem bisherigen Verlauf der 
Debatte ist zweierlei deutlich geworden. Erstens: Es 
herrscht bei den Bildungspolitikern Einigkeit dar-
über, daß eine grundsätzliche Befassung mit Hoch-
schulproblemen im Deutschen Bundestag, wie sie 
durch die Große Anfrage der Opposition ausgelöst 
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worden ist, gerade zu diesem Zeitpunkt wichtig und 
notwendig ist. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Zweitens: Keine Einigkeit hingegen herrscht über 
die Zielrichtung, auf die hin die Probleme angegan-
gen werden. 

Wie schon aus der Begründung der Großen An-
frage und der Stoßrichtung der 36 Einzelfragen deut-
lich und durch die Debattenredner noch unterstri-
chen wird, versucht die Opposition, die volle Verant-
wortung für die bestehend en Probleme der Bundes-
regierung zuzuschieben. 

(Beifall bei der FDP) 

Demgegenüber hat meine Kollegin Frau von Braun-
Stützer zu Recht darauf hingewiesen, daß den Ein-
flußmöglichkeiten des Bundes verfassungsmäßig 
sehr enge Grenzen gesetzt sind und daß gerade die 
von der Opposition geführten Bundesländer alles 
daran setzen, diese Grenzen in der Praxis noch en-
ger zu ziehen. 

Das Scheitern der Fortschreibung des Bildungs-
gesamtplans muß als ein unübersehbares Signal für 
eine Krise des Bildungsföderalismus gedeutet wer-
den. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Verhältnis Bund/Länder sollte in diesem Zu-
sammenhang neu durchdacht und definiert wer-
den. 

Zu Recht weist ein renommierter Bildungsjourna-
list darauf hin, daß es nicht angehe, daß „Fragen von 
nationalem Rang" aus der Perspektive eines „Pro-
vinzialismus der Länder" in Angriff genommen wer-
den. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Da war aber ein großer Geist am 

Werk!) 

Die Forderung meiner Partei, daß gewisse Rahmen-
bedingungen im Bildungswesen durch den Bund ge-
setzt werden  sollten, erweist ihre Stichhaltigkeit ge-
rade an dieser Situation, auch wenn Sie sich darüber 
aufregen, meine Herren und Damen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Nein, gar nicht, wir 
freuen uns!) 

Dabei geht es nicht um Zentralisierung der Bil-
dungspolitik, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

sondern darum, ein Mindestmaß an Einheitlichkeit 
im Bildungssystem zu erreichen. Die Kultusmini-
sterkonferenz hat, weil sie auf Einstimmigkeit ange-
wiesen ist, für die Chancengleichheit im Bildungs-
wesen so wichtige Fragen wie z. B. die Anerkennung 
von Abschlüssen und Übergängen bisher nicht lösen 
können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist aber kein 
Problem der Chancengleichheit!) 

— Oh ja! 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Nein!) 

Zwar nicht so, wie Sie sie verstehen, aber wie wir sie 
verstehen. — 

(Dr.  Probst [CDU/CSU]: Das billigste Abitur 
ist nicht überall willkommen!) 

Die Bürger in der Bundesrepublik haben aber einen 
Anspruch darauf, daß ein Ortswechsel für sie bzw. 
ihre Kinder nicht zu einem schulischen Abenteuer 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Probst [CDU/CSU]: Das ist die älteste Ka-

melle, die es überhaupt gibt!) 

Selbst für Abiturienten, für die es doch eine Verein-
barung über die Oberstufe an Gymnasien gibt, gilt 
das. Dieses Abenteuer ließe sich aber nur durch eine 
bundeseinheitliche Regelung verhindern. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Probst [CDU/ 
-CSU]: Dann würde keiner mehr durchfal-

len!) 

Um ein notwendiges Minimum an Einheitlichkeit 
in wichtigen Fragen der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik zu sichern, brauchen wir nicht nur 
mehr Kooperationsbereitschaft zwischen allen Be-
teiligten, obgleich auch das schon schön wäre, son-
dern auch verbesserte Instrumente. Innerhalb eines 
solchen vorgegebenen Rahmens blieben den Län-
dern ausreichend Gestaltungsmöglichkeiten für 
ihre Vorstellungen. Die Ausuferung des Föderalis-
mus, wie wir sie heute zuweilen antreffen können, 
geht eindeutig zu Lasten der jungen Generation. 

Ich bin mir durchaus dessen bewußt, daß man an-
gesichts der Forderung, dem Bund in diesem Augen-
blick mehr Kompetenzen zuzuweisen, diesen Ball 
sehr leicht zurückspielen kann mit dem Hinweis, ob 
denn der Bund die ihm jetzt übertragenen Aufgaben 
zur Zufriedenheit wahrgenommen habe; darüber 
konnten wir j a heute morgen schon einiges hören. 
Es trifft zu, daß der Einbruch bei der Rahmenpla-
nung — so muß man das Geschehen der letzten bei-
den Jahre auf Grund der Haushaltslage redlicher-
weise wohl nennen — die Hochschulen und die Län-
der in Schwierigkeiten gebracht hat. Ein weiteres 
Beispiel, das Sie bereits moniert haben: Mit der Ver-
abschiedung des Haushalts 1981 hat sich der Bund 
aus der Mitfinanzierung des Wohnbaus für Studen-
ten zurückgezogen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Schließlich monieren Sie in Ihrer Großen Anfrage — 
nach unserer Auffassung zu Recht —, daß die seit 
1979 vom Wissenschaftsministerium vorgelegten 
Leitlinien für die künftige Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses noch nicht in eine An-
schlußregelung an das Ende 1981 ausgelaufene Gra-
durderungsgeseiertenfö tz umgesetzt worden sind. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Meine Herren und Damen, ist der in diesen weni-
gen Punkten angesprochene, in der Tat unbefriedi-
gende Zustand nicht auch ein Ausdruck dafür, daß 
der Bund zu geringe Kompetenzen hat? Auf Grund 
der Schmalbrüstigkeit seiner Einflußmöglichkeiten 
wird der Bildungspolitik auf dieser Ebene nicht der 
Stellenwert eingeräumt, der ihr auf Grund ihrer ge-
sellschaftlichen Bedeutung zukommt. 
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der durch überzogene Kontroversen und mangelnde 
Kooperationsfähigkeit belasteten Bildungspolitik 
für schädlich und wenig hilfreich für die Lösung der 
Probleme. Wir sind dankbar, daß die Bundesregie-
rung die Fragen offen beantwortet hat und Schwie-
rigkeiten nicht beschönigt. Nur eine ehrliche Ana-
lyse kann zu einer gezielten Therapie führen. Das ist 
allerdings nicht gleichbedeutend mit der von der Op-
position geradezu mit Wollust geübten Praxis, ein 
trübes Bild von der Zukunft zu entwerfen. Wir hal-
ten gar nichts davon, die Zukunftsaussichten der Ju-
gend in den düstersten Farben auszumalen, um 
dann zu beklagen, daß diese Jugend deprimiert und 
resigniert ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Fabrizieren von Lebensangst ist zynisch; denn 
nichts ist lähmender als Selbstmitleid. 

(Beifall bei der FDP) 

Es erzeugt ein übertriebenes Sicherheitsdenken, das 
alle Phantasie beim Studium auf A 13 kanalisiert. 
Dabei sind gerade in schwierigen Zeiten Selbstver-
trauen und Risikobereitschaft die besten Ratgeber. 
Es ist unredlich, von Leistungsbereitschaft zu reden 
und im gleichen Augenblick die Zukunft mit Pessi-
mismus zuzumauern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zwar kann niemand bestreiten, daß sich die Rah-
menbedingungen für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs deutlich verschlechtert haben. Die Bildungs-
explosion der 70er Jahre hat eine für den Nach-
wuchs sehr ungünstige Altersstruktur an den Hoch-
schulen zur Folge. Der Eintritt der geburtenstarken 
Jahrgänge in das Bildungs- und Ausbildungswesen 
fällt ausgerechnet mit einer Verknappung des Gel-
des bei allen öffentlichen Händen zusammen, was 
wiederum zu einer Stagnation oder sogar zu einem 
Rückgang an Stellen führt. 

Ein akademisches Studium ist heute nicht mehr 
die Garantie für einen qualifizierten, gesicherten Ar-
beitsplatz. Der Engpaß im Beschäftigungssystem 
gilt aber nicht nur für die Hochschulabsolventen, 
sondern für alle Jugendlichen, die jetzt in den Pro-
duktionsprozeß eintreten wollen. Daß eine qualifi-
zierte Ausbildung bessere Berufschancen bietet und 
auch bessere Möglichkeiten, eine Arbeitslosigkeit 
durchzustehen, läßt sich an den Arbeitslosenzahlen 
ablesen. Deshalb muß auch in den 80er Jahren die 
erreichte Öffnung der Hochschulen beibehalten 
werden. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ein Rückfall in eine zunehmende Studienplatzbe-
wirtschaftung würde nicht nur die Studienplatzbe-
werber, sondern mittelbar auch die Chancen derje-
nigen treffen, die einen betrieblichen Ausbildungs-  
und Arbeitsplatz suchen. 

Die Bundesregierung bestätigt in der Großen An-
frage den Zusammenhang zwischen der Förderung 
des begabten wissenschaftlichen Nachwuchses und 
der Weiterentwicklung von Wissenschaft und For-
schung in unserem Lande. Es trifft zu, daß sich die 
Bundesrepublik mit den vielfältigen Förderungs-

möglichkeiten für angehende oder bereits erprobte 
junge Wissenschaftler im internationalen Vergleich 
durchaus sehen lassen kann. Das wird auch im Aus-
land so gesehen und anerkannt, vielleicht mehr als 
bei uns selbst. 

Die pluralistische Struktur der Begabtenförde-
rung erweist sich als ein System von hoher Effizienz, 
aber die Notwendigkeit des Sparens kann hier zu 
empfindlichen Verschlechterungen führen, weil die 
Zahl der potentiell zu Fördernden weiterhin be-
trächtlich steigen wird und selbst ein Beibehalten 
der jetzigen Ausgaben ein Minus bedeuten würde. 
Die vom Bildungsminister entwickelten ,,Leitvor-
stellungen für die künftige Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses" enthalten eine Fülle von 
flexiblen und konstruktiven Möglichkeiten für eine 
Nutzung innerhalb eines vorgegebenen Rahmens. 
Wir werden daher den Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft in seinem Bestreben unterstützen, 
im Zusammenhang mit den Haushaltsberatungen 
1983 eine positive Entscheidung für sein Förde-
rungsprogramm durchzusetzen und auch die ent-
sprechenden Mittel dafür zu erhalten. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Denn wir sind der festen Überzeugung, daß die For-
schung auch im nächsten Jahrzehnt Nachwuchs-
kräfte benötigt, daß wir den jungen Menschen auch 
in der Forschung — als einem bedeutenden Teil des 
Arbeitsmarktes — Perspektiven bewahren müs-
sen. 

Noch ein Wort zum Kapitel Modellversuche. Mit 
Verwunderung habe ich Ihrer Frage 12 entnommen, 
daß die Opposition hier offensichtlich einen Dek-
kungsvorschlag für den Studentenwohnraumbau 
gefunden hat. Die Modellversuchspolitik von Bund 
und Ländern soll offensichtlich als Experimentiere-
rei abqualifiziert werden. Dabei gibt es kein anderes 
Mittel, um pragmatische Reformen und Verbesse-
rungen im Bildungswesen vor ihrer Umsetzung in 
der Praxis zu erproben, als eben Modellversuche. 
Nur sie können dazu beitragen, daß nicht vom grü-
nen Tisch, praxisfern, geplant wird. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die Länder sehen das auch so. Es hat nichts mit 
Ideologie, aber viel mit Schulpraxis zu tun, wenn Re-
gelungen der Zusammenarbeit von Kindergärten 
und Grundschulen in Bayern und Baden-Württem-
berg erprobt werden, wenn Orientierungsstufen in 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen erprobt werden, 
wenn der Einführung eines 10. Schuljahres eine Er-
probung wie etwa in Berlin und Bremen vorausgeht. 
Ebenso wichtig ist die Erprobung neuer Formen der 
Studienberatung, von deren Wichtigkeit j a schon ge-
sprochen worden ist. Für den großen Komplex der 
Eingliederung der Ausländerkinder in unser Bil-
dungssystem und in unsere Gesellschaft übertrag-
bare Modelle zu entwickeln, kann wohl von nieman-
dem als überflüssig angesehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wie nötig die Versachlichung unserer bildungspo-
litischen Diskussion ist, hat sich heute wieder ein-
mal bestätigt. Wir sollten hier wirklich mit gutem 
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Beispiel vorangehen. Die Probleme, die zur Lösung 
anstehen, fordern unser aller gemeinsame Anstren-
gung. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Pfeifer. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen, Herr Bundesmini-
ster Engholm, die Sie heute morgen in dieser De-
batte gemacht haben, können, auch wenn ich Ihnen 
in vielem zustimmen kann, nicht darüber hinweg-
täuschen, daß Ihre Hochschulpolitik in den zurück-
liegenden Monaten, gemessen an den Zielen, die Sie 
im Jahre 1980 selbst verkündet haben, von einigen 
deutlichen Mißerfolgen gekennzeichnet gewesen ist, 
von Mißerfolgen, die in Hochschulen deprimierend 
gewirkt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist in meinen Augen überhaupt das Problem, 
mit dem Sie es zu tun haben: Sie formulieren Ziele, 
aber Ihre Politik ist nicht geeignet, diese Ziele zu 
verwirklichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ja bezeichnend, daß Sie, nachdem die Verab-
schiedung des Bildungsgesamtplanes nicht zu-
stande gekommen ist, vorgeschlagen haben, man 
sollte doch die Ziele des Bildungsgesamtplanes ver-
öffentlichen, obwohl Ihnen Ihr eigener Finanzmini-
ster immer wieder sagt, daß diese Ziele in den näch-
sten Jahren realistisch nicht zu finanzieren sind. In 
meinen Augen ist es notwendig, daß wir die Bil-
dungspolitik und auch ihre Ziele so formulieren, daß 
sie auf der einen Seite den dringenden Bedürfnissen 
entsprechen, aber auf der anderen Seite natürlich 
auch eine Chance besteht, das, was wir formulieren, 
zu finanzieren. Sonst ist das gegenüber der jungen 
Generation doch nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So war es z. B. beim Studentenwohnraumbau. Im 
Jahre 1980 haben Sie gesagt, 15 % der Studenten soll-
ten in Studentenwohnheimen untergebracht wer-
den. Dann haben Sie die Länder aufgefordert, An-
träge für den Studentenwohnraumbau zu stellen. 
Anschließend haben Sie sich stillschweigend, ohne 
mit jemandem von den Ländern darüber zu reden, 
aus dem Studentenwohnraumbau zurückgezogen. 
Das ist gegenüber der jungen Generation und ge-
genüber Studenten an unseren Hochschulen doch 
nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Völlig ähnlich bei dem Hochschulbau: Ihre Politik 
formuliert, daß wir damit rechnen müßten, bis Mitte 
der 80er Jahre an den Hochschulen 1,3 Millionen 
Studenten zu haben. Tatsächlich haben wir im Au-
genblick in der Bundesrepublik rund 750 000 Stu-
dienplätze. 750 000 Studienplätze für 1,3 Millionen 
Studenten, das kann doch nur zu einer massiven 
Verschlechterung der Studienbedingungen oder zu 
einer Zunahme des Numerus clausus führen. Infol-
gedessen muß man doch von der Bundesregierung 

erwarten, daß sie zu diesem Problem etwas Konkre-
tes sagt. Was sagt der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft? Ich habe — sagt er — in den 
nächsten drei Jahren keine einzige Mark, um mit 
der Finanzierung eines neuen Hochschulbauvorha-
bens beginnen zu können. Ja, das wissen doch die 
Studenten draußen! Das Ergebnis sind eben Re-
signation und Depression, weil eine solche Politik 
nicht glaubwürdig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, man könnte mit einer 
Fülle solcher Beispiele fortfahren. Ich möchte Sie 
deshalb dringend bitten, in der Zukunft weniger all-
gemeine Ziele zu formulieren, sondern auch einmal 
hier im Parlament zu sagen, was eigentlich von Ihrer 
Regierung in den nächsten Jahren konkret noch zu 
erwarten ist, was die junge Generation, was die Wis-
senschaftler an den Hochschulen konkret noch er-
warten können. Ich bin der Meinung, daß Sie dabei 
manches auch noch einmal überdenken müssen. Ich 
bin nicht der Meinung, daß man das Ziel 1,3 Millio-
nen Studenten einfach übernehmen sollte. Man 
könnte sich auch einmal überlegen, ob es nicht sehr 
viel mehr im Interesse der jungen Menschen wäre, 
attraktive Alternativen zum Hochschulstudium, vor 
allem im Bereich der beruflichen Bildung, zu schaf-
fen, um auf diese Art und Weise auch etwas zur Ent-
lastung der Hochschulen beizutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich wollte mich noch 
zwei anderen Problemen zuwenden. Ein Problem ist 
in meinen Augen zu Recht von mehreren Kollegin-
nen und Kollegen der Koalitionsfraktionen ange-
schnitten worden. Ich bin der Meinung, daß viele 
junge Menschen in den Hochschulen heute am mei-
sten dadurch bedrückt werden, daß sie nicht wissen, 
wie es bei ihnen persönlich nach dem Studium wei-
tergehen soll. Die doch deutliche Verschlechterung 
der Berufschancen auch für junge Akademiker hat 
in nicht wenigen Studienbereichen wesentlich zur 
Unruhe auch unter der studentischen Generation 
beigetragen. Das ist deswegen auch eine Ursache für 
um sich greifende Zukunftsangst, für Pessimismus 
und zum Teil auch für Resignation. 

Wenn wir ehrlich sind — ich habe in diesem Punkt 
heute morgen die Debatte genau verfolgt —, müssen 
wir am Ende dieser Debatte eingestehen, daß eigent-
lich von keiner Seite aus eine überzeugende Aus-
sage gekommen ist — sie ist auch schwierig —, die 
bei den Studenten wieder mehr Optimismus auslö-
sen könnte. Ich stimme Ihnen, Frau von Braun-Stüt-
zer und auch Herrn Osswald zu, daß es völlig falsch 
wäre, die Berufschancen der Akademiker in der Zu-
kunft gänzlich schwarz in schwarz zu malen. Sie ha-
ben völlig recht mit Ihrer Aussage: Je besser jemand 
qualifiziert ist, um so mehr hat er eine Chance, der 
Arbeitslosigkeit zu entgehen. 

Nur, einen Gedanken bitte ich doch auch nachzu-
vollziehen: Hohe Qualifikation ist doch nicht immer 
mit Hochschulausbildung identisch. Es gibt doch 
auch in beträchtlichem Maße hohe Qualifikation 
beispielsweise im beruflichen Bildungswesen. 
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sich im Grunde genommen auf folgendes ein: In den 
90er Jahren brauchen wir infolge der demographi-
schen Entwicklung eine zunehmende Zahl von hoch-
qualifiziert und qualifiziert ausgebildeten Men-
schen. Die Probleme, die für junge Akademiker aus 
der demographischen Entwicklung entstanden sind, 
sind letztlich Probleme der nächsten zehn Jahre, 
nämlich wie wir sicherstellen können, daß die jun-
gen Menschen, die wir in den 90er Jahren wieder 
brauchen, in den 80er Jahren nicht beschäftigungs-
los werden und in der Beschäftigungslosigkeit ver-
sauern. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, 
daß dieses Problem politisch zu bewältigen ist, aller-
dings nicht mit allgemeinen Grundsätzen, wie sie 
heute morgen auch von Ihnen, Herr Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, wieder forumuliert 
worden sind, sondern mit ganz konkreten politi-
schen Handlungskonzepten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte aus meiner Sicht zu dem, was der Kol-
lege Daweke und andere gesagt haben, Sie noch auf 
zwei Dinge besonders aufmerksam machen. 

Erstens. Natürlich werden wir dieses Problem nur 
lösen können, wenn aus der allgemeinen Wirt-
schafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik wieder op-
timistischere Perspektiven für die junge Generation 
erwachsen. In meinen Augen ist aber vor allem der 
entscheidende Punkt, wir werden der jungen Gene-
ration dieses Landes in der Zukunft nur dann aus-
reichende Beschäftigungsmöglichkeiten sichern 
können, wenn Forschung und Innovation in der 
Bundesrepublik wieder einen wesentlich höheren 
Stellenwert bekommen, als das derzeit der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Am meisten bedauere ich, daß die Forschung in 
der Hochschulpolitik des Bundes vernachlässigt 
wird. Da sind in meinen Augen die gravierendsten 
Versäumnisse der letzten Jahre. Ich finde, am au-
genscheinlichsten wird das in der systematischen 
Vernachlässigung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses durch die Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Graduiertenförderung besteht in der Bundes-
republik praktisch nicht mehr. Alle Initiativen unse-
rer Fraktion sind abgeblockt worden, alle Initiativen 
des Bundesrats sind abgeblockt worden. Der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft kündigt 
seit drei Jahren ein neues Konzept für die Nach-
wuchsförderung an. Geschehen ist buchstäblich 
nichts. Im Gegenteil: Die vorhandene Förderung 
nach dem Graduiertenförderungsgesetz wird auf 
Null gedreht. Meine Damen und Herren, so kann 
man in der Bundesrepublik mit jungen qualifizier-
ten Wissenschaftlern in der Zukunft nicht weiter 
umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sage bitte keiner, dies sei in erster Linie ein Pro

-

blem der Finanzen! In meinen Augen ist das in er

-

ster Linie das Problem, ob man richtige Prioritäten 
setzt oder nicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang muß ich nochmals auf-
greifen, was der Kollege Daweke heute morgen ge-
sagt hat. Der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft zieht um das Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz eine absolute Tabuzone. Der Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft verteidigt ei-
sern, daß auch etwa 50Millionen DM im Jahr ausge-
geben werden für Schüler, die nicht einmal ihr Klas-
senziel erreichen. Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft verteidigt jetzt auch offiziell, daß 
Strafgefangene BAföG empfangen können, und 
gleichzeitig dreht er die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses auf Null. Das sind doch 
falsche Prioritäten 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

in einem Land, das wie kein anderes als rohstoffar-
mes und hochindustrialisiertes Land auf Forschung 
und Technologie und auf qualifizierte junge Wissen-
schaftler für die Zukunft angewiesen ist. Ich meine, 
daß in der Vernachlässigung der Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses in der Bundesrepu-
blik eine der Hauptursachen dafür liegt, daß heute 
von vielen über ein ungutes Forschungsklima in den 
Hochschulen geklagt wird. Ich bin deswegen der 
Meinung, daß wir unter allen Umständen dafür sor-
gen müssen, daß die Forschungspolitik auch in den 
Hochschulen neue Impulse bekommt: denn wir kön-
nen es uns auf Dauer nicht leisten, daß — gemessen 
im internationalen Vergleich — in der Bundesrepu-
blik Spitzenleistungen in der Forschung selten wer-
den, wobei hervorragende Ausnahmen eher die Re-
gel bestätigen. 

Vor allem, meine Damen und Herren, muß in die-
sem Zusammenhang eine Rückbesinnung auf das 
personale Element in der Forschung erfolgen; denn 
Spitzenforschung gibt es nur, wo hochqualifizierte 
Wissenschaftler ihre Forschung frei und mit dem 
notwendigen Gestaltungsspielraum entfalten kön-
nen. Mich bewegt in diesem Zusammenhang schon 
die Frage, ob die Entwicklung der Hochschulstruk-
tur in den letzten Jahren nicht auch dazu beigetra-
gen hat, daß mancherorts die Verschwörung des Mit-
telmaßes gegen die Hochqualifizierten Erfolg ge-
habt hat. Wenn das der Fall ist, dann muß das umge-
dreht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem aber müssen wir wieder erkennen: Qua-
lifizierte, durch Qualifikation ausgewiesene Hoch-
schullehrer ziehen wieder gute Hochschullehrer an. 
Deswegen müssen wir Abschied nehmen von der 
Maxime, als ginge es darum, alle Hochschulen in der 
Bundesrepublik insgesamt gleich zu entwickeln. So 
problematisch in vielem der Gedanke der Eliteuni-
versität ist, so richtig ist in meinen Augen, daß wir 
einzelne Fachbereiche in den Hochschulen unter-
schiedlich ausbauen müssen und daß wir auch wie-
der einige hochqualifizierte Fachbereiche in der 
Hochschullandschaft — vor allem in den naturwis-
senschaftlichen Fächern, aber auch in den geistes-
wissenschaftlichen Fächern — für die Zukunft brau- 
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chen, wenn wir mit internationalen Maßstäben 
Schritt halten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich — das halte ich für eine ganz entschei-
dende Frage —: Wir müssen die Immobilität, die 
heute in viele Forschungsinstitute Eingang gefun-
den hat — durch das Dienstrecht, durch das Arbeits-
recht, durch überzogene Reglementierungen auch 
im Haushaltsrecht und zum Teil auch durch die 
Rechnungshöfe —, abbauen; denn wenn es in der Zu-
kunft weniger Geld für die Forschung gibt, muß es 
wenigstens mehr Flexibilität und wenigstens mehr 
Gestaltungsraum im Umgang mit dem vorhandenen 
Geld geben. 

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, daß 
in der Bundesrepublik eine Hochschulpolitik, auch 
eine Forschungspolitik möglich ist, die der jungen 
Generation und den Hochschulen wieder mehr An-
laß zu Optimismus gibt, als sie im Augenblick haben. 
Aber dann muß eben die Politik wieder realistischer 
werden; vor allem müssen dann wieder die richtigen 
Prioritäten gesetzt werden. Daran fehlt es im Augen-
blick. 

„Mut zur Zukunft" hat es geheißen. Herr Engholm, 
wenn Sie Ihre Politik fortsetzen, hat die junge Gene-
ration in den Hochschulen kaum Grund, Mut zur Zu-
kunft zu haben. Ich möchte deswegen dafür plädie-
ren, daß eine grundlegende Kurskorrektur auch in 
der Hochschulpolitik des Bundes eintritt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem Herrn 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Engholm, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich will die Debatte inhaltlich nicht neu eröffnen, 
weil wir einen anderen, ganz wichtigen Akt heute 
vor uns haben. Es wäre besser gewesen, eine Rede 
dieser Machart heute morgen zu halten, um die Mög-
lichkeit zu eröffnen, darauf zu replizieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die letzten zehn Minuten zu benutzen ist vielleicht 
nicht der richtige Weg. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Es ist doch wirklich 
nicht Ihre Sache, was ein Redner hier vor- 

zutragen hat!) 

Ich will keine inhaltliche Debatte eröffnen, son-
dern nur sagen: Hier ist einer als Ankläger aufgetre-
ten, der verschwiegen hat, daß er der Wortführer ei-
ner großen Garde ist, die die Ausbildungsförderung 
für Schüler total abschaffen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier ist einer aufgetreten, der den Bund anklagt, 
nicht genug Finanzmittel für den kapazitativen Aus-
bau der Universitäten zur Verfügung zu stellen, der 
aber auf der anderen Seite durch die Abschaffung 

der Schülerförderung dafür sorgt, daß diese Kapazi-
täten nie mehr genutzt werden können. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Die haben das immer noch 

nicht begriffen!) 

Herr Kollege, einer, der in den letzten Monaten in 
so starkem und zunehmendem Maße verbittert und 
verbiestert in der Bildungspolitik Ratschläge erteilt, 
der muß sich, bitte, von mir sagen lassen, daß je-
mand, der verbiestert ist, die Relation aus dem Auge 
verliert. 

(Beifall bei der SPD) 

Für den, der die Relation aus dem Auge, aus dem 
Blick verliert, gibt es ein altes albanisches Sprich-
wort; das heißt: „Für die Maus ist die Katze ein 
Löwe." Denken Sie einmal darüber nach. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das paßt zum nächsten 

„Tatort"!) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister Eng-
holm, der bisherige Ablauf der Aussprache über die 
Große Anfrage entsprach einer interfraktionellen 
Vereinbarung. Sie haben das Wort zum zweiten 
Male ergriffen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Unerhört ist das!) 

Damit kann die Aussprache fortgesetzt werden. 

Das Wort hat der Abgeordnete Pfeifer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Bundesminister Engholm, das, 
was Sie im Augenblick teils an persönlichen Angrif-
fen, teils an Angriffen, die gegen die Politik der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion gerichtet sind, hier 
vorgetragen haben, kann in meinen Augen nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß Sie im Grunde genom-
men in der Hochschulpolitik mit dem Rücken an der 
Wand kämpfen. Denn die Grundprobleme — ich 
sage es noch einmal —, die junge Menschen in der 
Bundesrepublik zur Zeit haben, sowohl das Grund-
problem „vernünftige Studienbedingungen" als auch 
das Grundproblem „überschaubare Beschäftigungs-
chancen nach dem Studium", haben bei Ihnen in die-
ser Debatte keine Antwort erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren! Ich finde, es ist sehr 
wohl die Aufgabe der Opposition, das, was draußen 
im Lande an den Hochschulen unzählige junge Men-
schen und unzählige Wissenschaftler bewegt, auch 
hier im Bundestag mit der gebührenden Deutlich-
keit anzusprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist das eine, was ich sagen möchte. 

Daß es heute für viele junge Menschen zum Pro-
blem geworden ist, Beschäftigung zu finden, das 
hängt einmal mit der gesamten Wirtschafts-, Finanz-
und Arbeitsmarktpolitik dieser Bundesregierung 
zusammen; das hängt aber ebensosehr damit zu-
sammen, daß Sie zehn Jahre lang das Ziel verfolgt 
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haben, die Bildungspolitik von der Beschäftigungs-
politik abzukoppeln, obwohl wir immer davor ge-
warnt haben, einen solchen Weg zu gehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können doch nicht so tun, als ob die Situation, 
die jetzt an den Hochschulen entstanden ist, in der 
viele junge Menschen stehen, völlig unbeeinflußt da-
von gewesen ist, daß hier 13 Jahre lang eine Regie-
rung regiert, die gegenüber der jungen Generation 
nichts von dem eingehalten hat, was am Beginn der 
Regierungszeit versprochen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will auch noch etwas zum BAföG für Schüler 
sagen. Ich habe zu keiner Zeit erklärt, daß man das 
BAföG für Schüler völlig streichen soll. Ich habe im-
mer gesagt, daß eine vernünftige, auch im Ausmaß 
vernünftige Förderung für Schüler, deren Eltern-
häuser sonst nicht in der Lage sind, die jungen Men-
schen zum Abitur oder einem anderen Schulab-
schluß zu bringen, auch in der Zukunft notwendig 
ist. Aber ich plädiere dafür — in der Situation, die 
wir heute haben, tue ich das leidenschaftlich —, daß 
eine solche Förderung in Zukunft wenigstens an ein 
Mindestmaß von Leistung gebunden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Außerdem — auch das sage ich mit allem Nachdruck 
— bin ich der Meinung: Wer Förderung aus öffentli-
chen Mitteln in Anspruch nimmt, der soll sich nicht 
einfach nur auf einen gesetzlichen Anspruch beru-
fen dürfen, weil dies das Anspruchsdenken der jun-
gen Generation fördert, sondern der muß sich eine 
solche Förderung auch durch entsprechende Lei-
stungen erwerben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können in manchem Punkt den Plänen, die wir 
entwickelt haben, Ihren Widerspruch entgegenset-
zen; dann kann man darüber reden. Aber für völlig 
unmöglich halte ich es — das habe ich soeben schon 
einmal gesagt —, daß Sie einen Schutzzaun um das 
BAföG herum errichten und auf der anderen Seite 
keinerlei Initiativen entwickeln, um beispielsweise 
jungen Wissenschaftlern oder der Forschung in der 
Bundesrepublik so zu helfen, wie das in der Zukunft 
eigentlich notwendig wäre. Im übrigen muß in die-
sem Zusammenhang auch gesagt werden: Als es 
beim sogenannten Arbeitsförderungskonsolidie-
rungsgesetz darum gegangen ist, die Mittel für die 
behinderten und für die benachteiligten Jugendli-
chen, vor allem für die Werkstätten für geistig Be-
hinderte, deutlich zu reduzieren, da habe ich von Ih-
nen auch keinen Widerspruch gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist nicht jeder, der das BAföG in Frage 
stellt, gewissermaßen unsozial, sondern ich finde, es 
ist sozial, wenn man versucht, die unterschiedlichen 
Aufgaben, die wir in der Bildungs- und Forschungs-
politik in diesem Land haben, miteinander in einer 
vernünftigen Weise in Einklang zu bringen. Aber da-
für fehlt im Augenblick in Ihrer Politik in vielen Be-
reichen auch nur der Ansatz einer Initiative und ei-
nes Anstoßes. Deswegen möchte ich Ihnen noch ein-
mal sagen: Die Situation der jungen Generation  

wird sich in der Bundesrepublik nicht entscheidend 
verbessern können, wenn sich die Politik — auch die 
Hochschulpolitik — der Bundesregierung nicht ver-
ändert, und dafür treten wir ein. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete von Braun-Stützer. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Herr Kollege Pfei-
fer, ich mache es ganz kurz. Würden Sie mit mir 
darin übereinstimmen, daß es gerade Ihre Partei ist, 
die eine sachgerechte Abstimmung aller zentralen 
bildungspolitischen Themen, bis in den Hochschul-
bau hinein, zur Zeit über die Länderebene zu verhin-
dern versucht, und sind Sie nicht mit mir der An-
sicht, daß wir .uns zur Zeit in der Tat in einer tiefen 
Krise des Bildungsföderalismus befinden? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Ich habe gesagt: über die Länder. 

Sind Sie nicht mit mir der Ansicht, daß das Schei-
tern des Bildungsgesamtplans, daß die Auflösung 
des Deutschen Bildungsrates, daß das Versagen der 
Kultusministerkonferenz bei der endlich notwendi-
gen Abstimmung der Anerkennung der Schulab-
schlüsse dafür sprechen, daß Ihnen inzwischen der 
gute Wille fehlt, alle diese zentralen Probleme wirk-
lich abzustimmen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Da-
weke [CDU/CSU]: Dazu soll Börner re-

den!) 

Herr Pfeifer, damit ich hier nicht falsch verstan-
den werde: Jeder Liberale muß von Haus aus für De-
zentralisation und für Verteilung von Macht eintre-
ten. Deshalb sind wir für die Stärkung des Föderalis-
mus. Aber gerade das gibt uns das Recht, auf die 
Fehler und die Krankheiten des Föderalismus hin-
zuweisen, 

(Daweke [CDU/CSU]: Dazu muß Börner re-
den!) 

damit sie bereinigt werden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Da-
weke [CDU/CSU]: Dazu muß Börner re-

den!) 

Das heißt für uns ganz klar: Wir müssen endlich 
ganz energisch die Forderung nach Neuverteilung 
der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern auf 
der Bildungsebene aufgreifen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Börner soll reden!  — 
Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Börner soll reden!) 

Dies ist mehr als notwendig, damit Ihre Partei end-
lich mit dem, wie ich finde, absolut unanständigen 
Spiel, einen Bildungsetat gegen den anderen auszu-
spielen, aufhören muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Börner soll reden!) 
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Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Weisskirchen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Börner her!) 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte das nicht verlängern, weil wir noch ganz an-
dere, ganz wichtige Dinge hier heute miteinander er-
leben werden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich will nur vier Bemerkungen machen. 

Erstens. Herr Abgeordneter Pfeifer, die sozialde-
mokratische, von der Liberalen Partei mitgetragene 
Bildungspolitik hat — und das hat sich heute hier 
ganz klar erwiesen — dazu geführt, daß wir in den 
letzten Jahren eine phantastische Steigerung an den 
Hochschulen erlebt haben, 

(Daweke [CDU/CSU]: Phantastisch!) 

eine außergewöhnliche Leistung, die von allen deut-
schen Steuerzahlern aufgebracht worden ist. Und 
wir lassen uns das nicht durch demagogische Reden, 
auch nicht von Ihnen, Herr Pfeifer, kaputtmachen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
bei der CDU/CSU) 

Das zweite, was man sagen muß, ist, daß Sie in al-
len industrialisierten Staaten lange suchen müssen, 
um eine Forschungspolitik und eine staatliche Lei-
stung für die Forschung zu finden, die es in keinem 
anderen vergleichbaren Industriestaat gibt wie in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir lassen uns — drittens — von niemandem hier 
zerreden, daß die sozialen Leistungen für die Stu-
denten und für die Schüler in keinem anderen indu-
strialisierten Land so hervorragend sind wie in der 
Bundesrepublik Deutschland, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Da

-

weke [CDU/CSU]: Eben darum geht es 
eben!) 

Ich sage Ihnen viertens und zum Schluß: Wir ha-
ben einen Bildungsminister, Björn Engholm. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist das einzige 
Richtige, was Sie sagen!) 

und wir haben andere Bildungsminister von den So-
zialdemokraten seit Beginn der sozialliberalen Ko-
alition gehabt, die phantastische Arbeit geleistet ha-
ben: 

(Daweke [CDU/CSU]: Phantastisch!) 

für die Schüler, für die junge Generation und für die 
Studenten und für die Hochschulen in diesem 
Land. 

(Kurzzeitiger Stromausfall — Heiterkeit 
bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Das war zu dick aufgetragen, Herr 
Kollege! Da ist die Sicherung durchgegan-
gen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Und sehen Sie: Nachdem das Licht jetzt wieder an 
ist, weil ich das Wort habe, glaube ich, daß wir uns 
von niemandem, am wenigsten von denen, die diese 

sozialen Leistungen kaputtreden wollen, daran hin-
dern lassen dürfen, der jungen Generation klarzu-
machen: Diese Sozialdemokraten und die Liberalen 
stehen zu ihrer Aufgabe, diese Politik fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Da- 
weke [CDU/CSU]: Und Börner kommt im 

Gesamtplan nicht vor!) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe den Zusatzpunkt der Tagesordnung auf: 

Eidesleistung der neu ernannten Bundes-
minister 

Der Herr Bundespräsident hat mir mit Schreiben 
vom 28. April 1982 mitgeteilt, daß er auf Vorschlag 
des Herrn Bundeskanzlers den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Herrn Dr. Herbert Ehren-
berg, den Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit, Frau Antje Huber, sowie den Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen, Herrn 
Kurt Gscheidle, aus ihren Ämtern als Bundesmini-
ster entlassen hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident Herrn 
Bundesminister Hans Matthöfer zum Bundesmini-
ster für das Post- und Fernmeldewesen, Herrn 
Staatssekretär Manfred Lahnstein zum Bundesmi-
nister der Finanzen, Frau Anke Fuchs zum Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit sowie 
Herrn Heinz Westphal zum Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung ernannt. 

Nach Art. 64 des Grundgesetzes leisten die Bun-
desminister bei der Amtsübernahme den in Art. 56 
des Grundgesetzes vorgesehenen Eid. Ich werde 
jetzt die Eidesformel vorsprechen und bitte die Bun-
desminister, sie mit den Worten „Ich schwöre es, so 
wahr mir Gott helfe" oder „Ich schwöre es" zu be-
kräftigen: 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen meh-
ren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz 
und die Gesetze des Bundes wahren und vertei-
digen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben wer-
de. So wahr mir Gott helfe. 

Herr Bundesminister Lahnstein, ich darf Sie zur 
Eidesleistung zu mir bitten. — Sind Sie bereit, den 
Eid zu leisten? 

Lahnstein, Bundesminister der Finanzen: Ja, Herr 
Präsident. Ich schwöre es. 

Präsident Stücklen: Frau Bundesminister Fuchs, 
sind Sie bereit, den Eid zu leisten? 

Frau Fuchs, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ja. Ich schwöre es. 

Präsident Stücklen: Herzlichen Glückwunsch. 

Herr Bundesminister Westphal, sind Sie bereit, 
den Eid zu leisten? 
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Westphal, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
Drdnung: Ja. Ich schwöre es. 

Präsident Stücklen: Herzlichen Glückwunsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Drei Atheisten!) 

Meine Damen und Herren, die neu ernannten 
Bundesminister haben den nach Art. 64 Abs. 2 des 
Grundgesetzes vorgeschriebenen Eid bei der Amts-
übernahme vor dem Deutschen Bundestag gelei-
stet. 

Ich spreche ihnen im Namen des ganzen Hauses 
die herzlichen Glückwünsche aus. Ich spreche auch 
den ausgeschiedenen Bundesministern den herzli-
chen Dank des Hauses aus und wünsche ihnen wei-
terhin viel Erfolg. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. von Geldern, Dr. Dregger, Spranger, 
Dr. Riesenhuber, Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Miltner, 
Volmer, Dr. Laufs, Boroffka, Eigen, Feinende-
gen, Fellner, Fischer (Hamburg), Francke 
(Hamburg), Gerlach (Obernau), Helmrich, von 
der Heydt Freiherr von Massenbach, Dr. 
Jentsch (Wiesbaden), Krey, Lenzer, Maaß, 
Metz, Niegel, Dr.-Ing. Oldenstädt, Dr. Olderog, 
Regenspurger, Freiherr von Schorlemer, 
Schröder (Wilhelminenhof), Schwarz, Sick, 
Dr. Stark (Nürtingen), Bugl und der Fraktion 
der CDU/CSU 
Schutz unserer Gewässer und Küsten 
— Drucksachen 9/1043, 9/1384 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat soll die Aussprache zwei Stun-
den dauern. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es wird so 
verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spranger. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, darf ich bitten, die 
Plätze einzunehmen? — Einen Moment, Herr Abge-
ordneter Spranger! — Herr Abgeordneter Spranger, 
Sie haben das Wort. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Große Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion zum Gewässerschutz ver-
folgte im wesentlichen vier Ziele. Wir wollten die 
Bundesregierung veranlassen, eine Übersicht über 
das Gewirr internationaler und nationaler Regelun-
gen vorzulegen. Wir wollten zweitens erreichen, daß 
im Vollzug festgestellte Mängel und Defizite aufge-
zeigt und Vorschläge zur Verbesserung gemacht 
werden. Wir wollten die Bundesregierung veranlas-
sen, die bisher in Bund, Ländern und Gemeinden 
aufgewandten Mittel und zukünftig nötigen Finanz-
mittel offenzulegen und, schließlich, besonders 
schwerwiegende Probleme im Bereich des Gewäs-
serschutzes, z. B. bei der Verhinderung von Tanker

-

Unfällen, die Situation in den Stadtstaaten Ham-
burg und Bremen oder die Gewässerverschmutzung 
bei den grenzüberschreitenden Flüssen darzustel-
len. 

Die Antwort der Bundesregierung ist von berner-
kenswertem Umfang, allerdings nur teilweise in der 
Sache befriedigend. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Sie zeigt interessante Einzelheiten auch in bezug 
auf die Komplexität und die Schwierigkeiten im Be-
reich des Gewässerschutzes. Für die nicht immer 
einfache Arbeit, mit der eine Fülle von Fakten zu-
sammengestellt werden mußte, möchte ich allen an 
der Antwort auf diese Große Anfrage Beteiligten 
ausdrücklich Dank sagen. Die zusammengetrage-
nen Fakten bringen eine deutliche Darstellung auch 
der Schwierigkeit der Probleme und entlarven man-
che wohlfeilen Vorschläge, im Bereich des Gewäs-
serschutzes zu Patentrezepten zu greifen. 

Dennoch bedarf die Antwort in einer Reihe von 
Passagen einer Korrektur und einer Ergänzung, ins-
besondere was die Bewertung der Regierungspolitik 
der letzten zehn Jahre anbelangt. 

Die Bundesregierung stellt zwar zu Recht erfreuli-
che Schritte im Bereich des Gewässerschutzes fest, 
ihre Behauptung allerdings, diese Verbesserungen 
seien ausschließlich auf das Umweltprogramm der 
Bundesregierung von 1971 und auf die Regierungs-
politik zurückzuführen, ist schlichtweg falsch. Hier 
wird die Tatsache unterschlagen, daß bereits viel 
früher erhebliche Anstrengungen zur Reinhaltung 
unserer Gewässer unternommen wurden, und es 
wird schlichtweg unterlassen, darzulegen, daß be-
reits in den 50er und 60er Jahren die rechtlichen und 
finanziellen Grundlagen für den Gewässerschutz 
der 70er und 80er Jahre gelegt wurden — das in ei-
ner Zeit, in der vor allem Ernährung und Wasserver-
sorgung sicherzustellen, Wohnungen und Wirtschaft 
wieder aufzubauen waren. Ich darf hier nur erin-
nern an die Gesetzgebung zum Wasserhaushaltsge-
setz 1957, an die dann anschließenden zwei Modifi-
zierungen bis 1967 und an die Gesetzgebung zur Alt-
ölbeseitigung. Das hat dann auch in den 70er Jahren 
die Voraussetzung dafür geschaffen, daß die tatsäch-
lich eingetretenen Verbesserungen vorgenommen 
werden konnten. 

Ich darf aus der Antwort auch entnehmen, daß al-
lein fünf von den elf zum Meeresschutz und acht von 
zwölf zum Schutz der Binnengewässer abgeschlos-
senen internationalen Abkommen und Regelungen 
vor 1970 verabschiedet wurden. Auch das widerlegt 
die Behauptung, daß der Umweltschutz erst mit dem 
Umweltprogramm der Bundesregierung 1971 begon-
nen habe. 

Daß dann auch in den 70er Jahren Anpassungen 
an fortgeschrittene Erkenntnisse und an weitere 
Anforderungen an den Gewässerschutz notwendig 
waren, ist selbstverständlich. Deswegen auch das 
Vierte Änderungsgesetz zum Wasserhaushaltsge-
setz und das Abwasserabgabengesetz — Gesetze, de-
nen wir zugestimmt haben. 
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Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung zur Rich-

tigstellung einiger in dieser Antwort falschen 
Aspekte machen. Zweifelsohne sind Gesetzgebungs-
akte des Bundes wichtig. Sie sind aber nicht die ent-
scheidenden Gründe für die von der Bundesregie-
rung festgestellte Besserung der Gewässergüte. Das 
ergibt sich klar aus der Tatsache, daß die Abwasser-
reinigungsleistung im Bund in der Zwischenzeit 
etwa 70% biologisch gereinigter Abwässer erreicht 
hat, daß allerdings die Reinigungsleistungen in den 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen immer noch 
erst bei 20 % bzw. 10 % liegen. Das beweist ganz klar 
und eindeutig, daß die Verbesserung des Gewässer-
schutzes eben ganz entscheidend von der Entschlos-
senheit und von der Fähigkeit der Länder, der Ge-
meinden und Städte abhängt, aber auch von Ge-
werbe und Industrie, Abwassersammler und Klär-
anlagen zu bauen und die damit verbundenen La-
sten auf sich zu nehmen. 

Noch eine Bemerkung: Nicht den Grünen von heu-
te, sondern den Steuer- und Abgabenzahlern der 
letzten 30 Jahre haben wir den Gewässerschutz von 
heute zu verdanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter 
Spranger, erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Spranger (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Duve (SPD): Herr Abgeordneter Spranger, es wird 
ja nun schon klar, daß die Anfrage im wesentlichen 
in polemischer Absicht gegenüber den Stadtstaaten 
überhaupt gestellt worden ist. Sind Sie trotzdem be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Hamburg sein Ab-
wasser zu 85 % biologisch klärt und daß es darüber 
bereits eine Korrespondenz zwischen den Hambur-
ger Behörden und dem Bundesinnenminister hin-
sichlich auch der etwas problematischen Form der 
Beantwortung der Anfrage gegeben hat? 

Spranger (CDU/CSU): Ich weiß nicht, Herr Duve, 
was Sie veranlaßt, hier irgend etwas zu unterstellen, 
wenn von mir lediglich etwas aus der Antwort der 
Bundesregierung zitiert wurde. Die Fakten, die ich 
genannt habe, sind in dem Bericht enthalten. Das 
hat also nichts mit Polemik zu tun. Sie werden an-
schließend auch von den Kollegen aus Hamburg, 
Herrn Fischer und Herrn von Geldern, noch im ein-
zelnen hören, wie die Situation in Hamburg zu be-
werten ist. Jedenfalls hat die Bundesregierung sie so 
bewertet, wie ich es wiedergegeben habe. Im übri-
gen, Herr Duve, darf ich Ihnen sagen, was die Ab-
wasserklärungssituation in Hamburg und Bremen 
mit 20 % und 10 % anbelangt: es gibt in den Flächen-
ländern — und da sind Bayern, Baden-Württemberg 
und andere zu nennen — wesentlich höhere Zahlen, 
die ich Ihnen gleich nennen kann. Insoweit war Ihre 
Zwischenfrage ganz hilfreich. In Baden-Württem-
berg beträgt die Klärung 89 %, in Bayern 75 %, in 
Niedersachsen 77 %, in Rheinland-Pfalz 66 %. Im Ge-
gensatz dazu beträgt die Klärung in Hamburg und 
Bremen 20 und 10 %. Das macht den Unterschied 
deutlich. Das macht aber auch deutlich, daß nicht die 
in der Antwort der Bundesregierung so sehr heraus-
gestellte gesetzgeberische Tätigkeit des Bundes,  

sondern die Vollzugsleistung der Länder und Ge-
meinden die entscheidende Voraussetzung für die 
Verbesserung des Gewässerschutzes war. Und das 
macht ein Weiteres deutlich: daß nicht, wer am laute-
sten von Umwelt redet, sondern der, der bereit ist, 
die finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen, am 
meisten für den Umweltschutz tut. Konsequenter 
Vollzug der Bundesgesetze ist die entscheidende 
Voraussetzung, was allerdings Geld kostet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun gleich zu der Fähigkeit und der Bereitschaft 
des Bundes, entsprechende Mittel zur Verfügung zu 
stellen, diese zweifelsohne kostspieligen Investitio-
nen auch zu finanzieren. Da steht die Bundesregie-
rung nach ihrer eigenen Anwort auf unsere Anfrage 
leider ganz schlecht da. Insgesamt wurde in der Bun-
desrepublik Deutschland in den Jahren von 1975 bis 
1981 die beachtliche Summe von rund 27 Milliarden 
DM für Gewässerschutz ausgegeben. Davon wurden 
allein von den kommunalen Gebietskörperschaften 
17,8 Milliarden DM aufgebracht, von den Ländern 
immerhin noch 7 Milliarden DM. Der Bund hat le-
diglich 1,9 Milliarden DM zugesteuert. Seine Lei-
stungen im Jahre 1981 hat er im Vergleich zum 
Jahre 1980 drastisch reduziert. Damals waren es 
noch 360 Millionen DM, 1981 lediglich 153 Millionen. 
Auch hier gibt es einen weiten Vorsprung der Län-
der und der Gebietskörperschaften. Die Länder ga-
ben 1981 1,3 Milliarden DM, die kommunalen Ge-
bietskörperschaften 2,5 Milliarden DM. Ganz bedau-
erlich ist es natürlich, wenn auf die Frage, wie die 
mittelfristige Finanzierung beim Bund aussehen 
soll, die Antwort kommt, Angaben dazu könne man 
zur Zeit nicht machen. Das ist, so muß man es wer-
ten, ein peinlicher Hinweis auf den Rang, den die 
Bundesregierung dem Gewässerschutz hier ein-
räumt. Es zeigt auch, daß die katastrophale Haus-
haltsführung eine umweltpolitisch vorwärtswei-
sende Planung und Finanzierung leider nicht mehr 
möglich macht. Großartige Programme und Ankün-
digungen bringen nichts, wenn nicht die nötigen Fi-
nanzmittel zur Verfügung gestellt werden. 

Angesichts dessen muß man die Bundesregierung 
und die Koalitionsparteien doch auffordern, in Zu-
kunft etwas vorsichtiger mit Anschuldigungen ge-
genüber Bundesländern zu sein, die finanziell erheb-
lich mehr zum Gewässerschutz beigetragen haben 
als die Bundesregierung oder Stadtstaaten wie 
Hamburg und Bremen. Man sollte sich auch überle-
gen, ob es nicht sinnvoll wäre, künftig die Vorschläge 
aus den Bundesländern zum praktisch wirksamen 
Gewässerschutz etwas wohlwollender aufzunehmen 
und zu prüfen, als dies in der Vergangenheit gesche-
hen ist. Man kann nicht die Länder auf der einen 
Seite der Demontage des Gewässerschutzes bezich-
tigen und auf der anderen Seite zu mehr Leistungen 
auffordern, obwohl die eigene Leistung nicht dem 
entspricht, was die Länder zu bieten haben. Diese 
Parteilichkeit macht denen zukünftig das Opfer 
schwer, die bisher bereit waren, Opfer im Bereich 
Gewässerschutz zu erbringen. 

Sosehr also der Vollzug im Grunde die Vorausset-
zung für einen vernünftigen Gewässerschutz bedeu-
tet, um so klarer muß auch herausgestellt werden, 
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daß wir einen umfassenden, längergültigen, verläßli-
chen rechtlichen Rahmen im Bereich des Gewässer-
schutzes brauchen. 

Das gilt z. B. im Bereich der Mindestanforderun-
gen nach § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes. Hier ist 
der Bund mit der Schaffung dieser Bestimmungen 
über Jahre hinweg in Verzug. Wir können hieraus 
nur schließen, daß der Bundesregierung der Wille 
und die Entschlußkraft fehlen, rechtzeitig sinnvolle 
Normen zu setzen. Das führt zu Unsicherheit. Das 
gefährdet nicht nur wirtschaftlich vernünftiges 
Handeln des einzelnen Bürgers, von Industrie und 
Gewerbe, sondern das gefährdet letztendlich auch 
den Schutz der Umwelt und steht im übrigen im 
krassen Gegensatz zu den Schreckenvisionen von 
Gefahren, die insbesondere der Bundesinnenmini-
ster über Jahre hinweg an die Wand gemalt hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ein wichtiges Problem ist die Verbesserung des 
grenzüberschreitenden Gewässerschutzes. Wir ha-
ben auf den einen Seite eine Fülle von internationa-
len Regelungen, bei denen wir allerdings feststellen 
müssen, daß sie weitgehend deswegen ihre Wirkung 
nicht tun, weil die nationale Rechtsgrundlage in glei-
cher Weise schon vorhanden war, sie sich also mit 
den nationalen Vorschriften decken. Im übrigen 
kommt in der Antwort der Bundesregierung zum 
Ausdruck, daß die Bundesregierung keinen Hinweis 
auf die Wirksamkeit des Vollzugs dieser Normen 
hat. Wir meinen auch, daß hier dem Anliegen der 
Bundesländer zur stärkeren Betonung des Emis-
sionsprinzips an Stelle des Immissionsprinzips 
Rechnung getragen werden sollte. Wir fordern des-
halb die Bundesregierung auf, auch auf diesem Ge-
biet sich in stärkerem Maße mit größerem politi-
schem Nachdruck im Rahmen der EG für die Durch-
setzung von gewässerschützenden Normen einzu-
setzen. Dazu werden meine Kollegen Herr Dr. von 
Geldern und Herr Fischer im einzelnen noch Aus-
führungen machen. 

Aber nicht nur im Verhältnis zu den EG-Staaten, 
sondern vor allem auch im Verhältnis zu den östli-
chen Nachbarn ist ein nachdrücklicheres politisches 
Auftreten der Bundesregierung zwingend erforder-
lich. Die DDR und die CSSR betreiben Umwelt- und 
Gewässerschutz ganz überwiegend nur verbal und 
zählen im Grunde zu den größten Umweltver-
schmutzern in den grenzüberquerenden Gewässern. 
Die Bundesregierung hat dementsprechend eine 
lange Liste von Umweltverfehlungen vorgelegt. Sie 
hat auch einräumen müssen, daß die DDR bisher 
nicht bereit war, auf politische Vorstellungen hin zu 
reagieren. Hier muß eben die Bundesregierung er-
heblich nachdrücklicher auf eine Verbesserung des 
Gewässerschutzes durch die DDR und durch die 
Tschechoslowakei drängen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese gesundheitsgefährdenden Verschmutzun-
gen z. B. der Röden, der Werra und Ulster, Ver-
schmutzungen in der Elbe mit leicht und schwer ab-
baubaren Substanzen, giftigen Schwermetallen und 
ähnlichem können auf die Dauer nicht hingenom

-

men werden. Die CDU/CSU hat das im übrigen wie-
derholt auf den verschiedensten Ebenen vorgetra-
gen. Beispielsweise hat der bayerische Ministerprä-
sident am 21. Januar 1982 wegen der Verschmutzung 
der Röden unter anderem folgendes an den Bundes-
kanzler geschrieben: 

Nur scheinbar handelt es sich bei der Ver-
schmutzung der Röden durch DDR-Abwässer in 
Sonneberg um eine rein lokale und technische 
Angelegenheit. Tatsächlich ist die Hinhaltetak-
tik der DDR seit mehr als sechs Jahren ein sol-
cher Skandal, daß die weitere Behandlung die-
ses Themas durchaus Testcharakter für die in-
nerdeutschen Beziehungen in Anspruch neh-
men kann. Es muß geradezu als Hohn empfun-
den werden, wenn in diesem Zusammenhang 
das Wort von der guten Nachbarschaft oder der 
Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen 
fällt. 

Ich meine, dem kann man nur nachdrücklich zu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis heute ist auf dem Sektor leider nichts geschehen. 
Das ist also die Praxis der „Politik der kleinen 
Schritte". 

Meine Damen und Herren, es geht auch nicht an, 
daß sich die Bundesregierung als großzügiger Fi-
nanzier der Umweltverfehlungen der DDR und ihrer 
Sanierung darzustellen beliebt. Es ist ein unmögli-
ches Verhalten, wenn hier — trotz der miserablen 
Haushaltslage — die von der DDR begangenen Um-
weltfrevel mit den Geldern der deutschen Steuer-
zahler saniert werden sollen, wie es in verschiede-
nen Äußerungen, u. a. von Staatssekretär Bölling, 
zum Ausdruck kommt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Wir raten der Bundesregierung dringend, ihre nach-
giebige Haltung hier endlich aufzugeben. Nur dann 
wird sie erfolgreich, mit mehr Erfolg Gewässer-
schutz bei DDR und CSSR durchsetzen können. 

(Löffler [SPD]: Machen wir jetzt Kalten 
Krieg oder Umweltschutz, Herr Spran-

ger?) 

— Ich hoffe, Sie betrachten das nicht als eine Torpe-
dierung dieser sogenannten Entspannungspolitik, 
wie es der Herr Bundesinnenminister bei jeder 
Form des Gegensteuerns gegen eine Appeasement-
Politik zum Ausdruck gebracht hat. Wir meinen, es 
ist — auch in Verantwortung gegenüber unseren 
Steuerzahlern — ein legitimes Interesse, hier eine 
klare Haltung einzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Wenn Sie das als Unterstützung betrachten, 

müssen Sie es auch sagen!) 

Meine Damen und Herren, zum Schluß noch ei-
nige kurze Anmerkungen: Der Wissensstand über 
schwer abbaubare organische Stoffe und die meist 
toxischen Schwermetalle im Bereich der Gewässer-
verschmutzung ist ungenügend. Es krankt vor allem 
daran, daß eine Koordinierung in ausreichendem 
Maße hier nicht stattfindet. Die Forschungs- und 



5834 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Spranger 
Entwicklungsförderung wird hier zur Zeit über 
sechs Ressorts betrieben; das muß koordiniert, geän-
dert werden. 

Wir bitten des weiteren um Prüfung des Vorha-
bens, hier Bewirtschaftungspläne aufzustellen. Die 
Praxis hat gezeigt, daß es damit außerordentlich 
komplizierte Regelungen gäbe, die kaum anwendbar 
wären. Wir meinen, daß das vorhandene Instrumen-
tarium ausreichend ist, daß diese personal- und ko-
stenintensiven Pläne überflüssig sind und daß auch 
beim Bürger immer weniger Bereitschaft besteht, 
solche staatlichen Detailregelungen, zentral erlas-
sen, anzunehmen. 

Schließlich: Es zeigt sich in dieser Anfrage, von 
welch entscheidender Bedeutung für den Gewässer-
schutz in der Bundesrepublik Deutschland eine ge-
sunde Wirtschafts-, Haushalts- und Finanzlage des 
Staates ist. Das ist die Grundlage für jeden wirksa-
men Gewässerschutz. Die dazu notwendigen Auf-
wendungen können, wie auch der Vergleich mit den 
Ländern im Ostblock zeigt, eben nur von einer lei-
stungsstarken und effizienten Volkswirtschaft er-
bracht werden. Wer hier meint, einen Gegensatz zwi-
schen Ökologie und Ökonomie konstruieren zu kön-
nen, hat keine Ahnung von effizienter Umweltpoli-
tik. Nur eine effiziente Volkswirtschaft schafft das 
Geld für den Umweltschutz. Ohne Geld gibt es eben 
keinen Schutz für die Umwelt. Wer das nicht be-
greift, gefährdet weitere Fortschritte im Bereich des 
Umweltschutzes. Deswegen fordern wir die Bundes-
regierung auf, ihre Vorstellungen zur besseren Fi-
nanzierung der Gewässerschutzinvestitionen so 
bald wie möglich konkret vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, Gewässerschutz ist 
eine komplizierte, eine kostenträchtige und lebens-
wichtige Aufgabe. Mit unserer Großen Anfrage ha-
ben wir versucht, eine Diskussion darüber auszulö-
sen, ob die Bundesregierung dem Gewässerschutz 
den ihm gebührenden politischen Rang einräumt. 
Verglichen — die Bundesregierung muß sich hier 
vergleichen lassen — mit den Leistungen der Län-
der und Gemeinden, der Privaten, der Industrie, des 
Gewerbes müssen wir leider feststellen: Die Bundes-
regierung ist den ihr gestellten Aufgaben im Bereich 
des Gewässerschutzes nicht befriedigend nachge-
kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herrn! Das Studium der Antwort der 
Bundesregierung muß zu dem Schluß führen, daß 
sich die gemeinsamen Anstrengungen der letzten 
Jahre gelohnt haben. Es ist ja keinesfalls der Ein-
druck erweckt worden, hier handele es sich um eine 
Leistung, die nur die Bundesregierung erbracht 
habe. Eindeutig steht in diesem Papier, daß Länder 
und Gemeinden das Ihre getan haben. Ich glaube, es 
ist auch nicht zu leugnen, daß eine Umdrehung, nun 
den Bund sozusagen als denjenigen hinzustellen, 
der das Seine hier nicht getan habe, eine Art der 

Auseinandersetzung ist, die uns in der Sache nicht 
weiterhilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten einfach einmal bedenken, daß allein im 
Zukunftsinvestitionsprogramm 1,6 Milliarden DM 
sozusagen außer der Reihe für den Bereich des Ge-
wässerschutzes bereitgestellt worden sind. Das müs-
sen Sie zur Kenntnis nehmen. Sie haben es in der 
Hand, meine Herren von der CDU 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Meine Damen 
und Herren!) 

— meine Damen und Herren von der CDU —, durch 
die Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, 
Wachstum und Stabilität, die j a Ihrer Zustimmung 
bedarf, ebenfalls eine Summe von 1,6 Milliarden DM 
wieder zur Verfügung zu stellen. Sie dürfen sich nur 
nicht zieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Wort zur grenzüberschreitenden Verunreini-
gung der Gewässer. Es ist zu beklagen, daß es nicht 
gelungen ist, mit den Franzosen eine ausreichende 
Lösung zu finden, um die Verschmutzung des 
Rheins zu beseitigen. Genauso zu beklagen ist, daß 
DDR und Tschechoslowakei nicht hinreichend be-
reit sind, mit uns zu kooperieren. Nur, meine Damen 
und Herren: mit der Republik Frankreich gibt es 
eine hinreichende Kooperation, die verfaßt ist. Wir 
möchten Sie geradezu ermuntern, Ihren Widerstand 
gegen die Vielzahl der Kooperationen mit der DDR 
und der Tschechoslowakei aufzugeben, weil wir 
darin die organisatorische Grundlage für eine Besei-
tigung dieser Mängel sehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte mich nun einigen Fragen zuwenden, 
die die Kompliziertheit der hier angesprochenen 
Materie zum Ausdruck bringen. Ich glaube, wir be-
klagen alle, daß hier wie auch in anderen Bereichen 
des Umweltschutzes immer noch mit Generalklau-
seln gearbeitet werden muß. Was heißt es denn, 
wenn da steht: „Menge und Schädlichkeit sind so ge-
ring zu halten, wie dies bei Anwendung der jeweils 
in Betracht kommenden Verfahren und nach den 
allgemeinen anerkannten Regeln der Technik mög-
lich ist"? Wenn wir nicht den Schritt weg von der Ge-
neralklausel wagen, um über die Grenzwerte hin zu 
Qualitätsnormen unserer Gewässer zu kommen, 
dann werden wir keine Maßstäbe zur Verfügung ha-
ben, um effizient und gezielt politische Entscheidun-
gen zu treffen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich wünschte mir, daß diese Generalklausel zumin-
dest im Bereich des Gewässerschutzes oder — bes-
ser gesagt — des Umweltschutzes insgemein nicht 
so statisch gesehen würde und daß man — ähnlich 
wie im Bereich der Kernenergie — den Versuch 
machte, die unterschiedlichen Standpunkte, die man 
zu dieser Generalklausel haben mag, darzustellen, 
die Konsequenzen unterschiedlicher Entscheidun-
gen offenzulegen, um dem Parlament und damit der 
Öffentlichkeit die Chance zu geben, die unterschied-
lichen Voraussetzungen, Techniken und Folgewir-
kungen kritisch zu bewerten. Sonst werden wir an- 
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gesichts der Fülle der einzelnen technischen Be-
stimmungen die politische Diskussion nicht mehr 
haben, sondern wir werden lediglich Diskussionen 
über technische Details zu führen haben. Das heißt, 
daß wir die Industrie auffordern müssen, Menge und 
Schädlichkeit ihrer Produktionsweisen ständig dem 
neuesten Stand der Technik anzupassen. 

Kooperation wird von uns als ein Aufeinander-Zu-
gehen verstanden. Ich habe manchmal den Eindruck 
— Staatssekretär Hartkopf hat das gelegentlich 
auch einmal ausgedrückt —, daß der Wissensstand 
der Regierung, die zum Handeln aufgefordert ist, 
größer sein könnte, wenn hier auch in höherem 
Maße Kooperationsbereitschaft der Industrie vor-
handen wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß das natürlich auch ein Problem für die Kom-
munen ist, meine Damen und Herren, sei hier nicht 
geleugnet. Wir müssen daran denken, daß die Um-
stellung alter, überholter Kläranlagen, daß die An-
sätze für eine verbesserte Reinigungskraft moder-
ner Methoden nicht vom Abschreibungszeitraum ei-
ner solchen Anlage abhängig gemacht werden kön-
nen. Um einmal eine Größenordnung zu nennen: Er-
satzinvestitionen nach DIFU im kommunalen Be-
reich für Kläranlagenbauten: 8,6 Milliarden DM; In-
vestitionen zur Umstellung auf einen Reinigungs-
grad von 95 %: 3,5 Milliarden DM. Wenn wir, so hoffe 
ich, mit CDU und FDP gemeinsam uns bemühen, die 
Finanzkraft der Kommunen zu verstärken, ihre In-
vestitionskraft zu stabilisieren, dann leisten wir 
auch einen Beitrag zu einem aktiven Umwelt-
schutz. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß die Ab-
wendung von generalklauselartig formulierten Maß-
stäben erfolgen muß. In der Tat haben wir insbeson-
dere bei den EG-Richtlinien den Versuch, über 
Grenzwerte die Emissionsseite sozusagen in den 
Griff zu kriegen. Ich kann dem Kollegen Spranger 
nur zustimmen, wenn er sagt: Wir brauchen sozusa-
gen auch den Immissionswert für das Gewässersy-
stem. Das heißt: wir brauchen Qualitätsziele und 
-normen, die Maßstab für zukünftige Genehmi-
gungsverfahren sein können und die Öffentlichkeit 
wissen lassen: Wenn ein zusätzlich angesiedeltes 
Unternehmen zusätzliche Abwässer in Elbe, Weser 
oder welchen Fluß auch immer leitet, dann wird hier 
Industrieansiedlung durch zusätzliche Umweltbela-
stung erkauft. Ich hoffe, diese Normen können für 
uns ein Mittel sein, uns urteilsfähiger zu machen 
und damit einen Beitrag für den Gewässerschutz zu 
leisten. 

Ich habe mich bislang auf die Argumentation ein-
gelassen, es gebe so etwas wie ein isoliertes Problem 
des Gewässerschutzes. Aber nun wissen wir aus vie-
len Einzeldiskussionen, daß Einzellösungen häufig 
nur zu einer Problemverschiebung, aber nicht zu ei-
ner Problemlösung führen. Mit dem Ausstoß von 
Klärschlamm aus dem Abwasserklärprozeß berüh-
ren wir beispielsweise schon den Bereich der Abfall-
beseitigung. Zur Vermeidung von Gewässerbela-
stungen mag manches Produktionsverfahren die 
Luftreinhaltung vernachlässigen. 

Hier muß ein gesamtökologischer Rahmen gese-
hen werden. Ich sehe bei politischen und administra-
tiven Entscheidungen, bei dem Auseinanderfallen 
von Zuständigkeiten, aber natürlich auch bei unter-
schiedlich vorhandener Sachkompetenz das gravie-
rende Problem, sozusagen eine gesamtökologische 
Entscheidungsträgerschaft überhaupt zu organisie-
ren. Schon aus der historischen Entwicklung der 
Aufgabenverteilung wird das erkennbar. 

Es ist Sache des Bundes, Rahmenvorschriften für 
den Wasserhaushalt zu erlassen. 1972 hat man es im-
merhin verstanden, in der konkurrierenden Gesetz-
gebung Abfallbeseitigung, Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung zur Sache des Bundes zu machen. 
Von Wasserreinhaltung keine Spur! Gerade ange-
sichts dieses gesamtökologischen Zusammenhangs 
müssen wir uns in einer Zeit, wo wir über Staatsziel-
erweiterung reden, wo wir beklagen, daß EG-Nor-
men nicht hinreichend verfaßt sind, auch der Frage 
stellen, ob dieses Auseinanderfallen der Zuständig-
keiten das Maß an Leistung für den Umweltschutz 
erbringt, das an sich erbracht werden könnte. 

Eine Forderung unserer Fraktion geht dahin, so-
zusagen für das Gewässer das nachzuvollziehen, 
was wir als Altanlagensanierung bei der Luftrein-
haltung haben. Meine Damen und Herren, hier 
glaube ich, daß auch mit der Gemeinschaftsinitiative 
ein Ansatz gefunden werden kann, der sozusagen 
Grundstock für ein Gewässersanierungsprogramm 
sein kann. Ich hoffe sehr, daß es hier ein Zusammen-
wirken zwischen der öffentlichen Hand und den vie-
len einleitenden, gewässerverschmutzenden Priva-
ten gibt. 

Wir haben immer noch das Beispiel Nordrhein -
Westfalen vor Augen. Nach der „Süddeutschen Zei-
tung" waren 600 Millionen DM Investitionshilfe an-
geboten. In der Zeitung heißt es, daß jedoch nicht 
eine müde Mark in Anspruch genommen worden sei. 
Grund: Die öffentlichen Mittel decken nur die Hälfte 
der Investitionskosten. Steigende Betriebskosten 
können — so die Angabe der Unternehmen — nicht 
untergebracht werden. Ergebnis: Am Ende wird das 
Kooperationsangebot ausgeschlagen, und wer dann 
Umweltschutz tatsächlich will, ist darauf angewie-
sen, das ordnungspolitische Instrumentarium zu 
Hilfe zu nehmen. Meine Damen und Herren, wir 
sprechen hier für ein Gewässersanierungspro-
gramm. Ich hoffe, daß in der Tat das Reden dem Re-
geln vorgeht. Aber eine Entwicklung, wie sie in 
Nordrhein-Westfalen deutlich geworden ist, können 
wir uns auf diesem Sektor nicht leisten. 

Ich will dann nur noch wenige Bemerkungen ma-
chen, die auf den Zusammenhang zwischen Ökono-
mie und Ökologie hinzielen und auch auf die Frage 
Wasserwirtschaft und Landschaftspflege eingehen. 

Ich habe es außerordentlich begrüßt, daß im Zuge 
einer Debatte im Innenausschuß über die von der 
CDU so gewollte einschränkende Wirkung der 
Strukturberichterstattung eine Übereinstimmung 
darüber erzielt worden ist, daß künftig in der Struk-
turberichterstattung im höheren Maße als bisher die 
Fragen der Ökologie, des Umweltschutzes berück-
sichtigt werden. Ich hoffe, daß sich damit der Nebel 
lichtet, der hin und wieder bei der Diskussion über 
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die inhaltlichen Zusammenhänge von Ökonomie 
und Ökologie besteht. Es bleibt zu hoffen, daß sich 
die Kolleginnen und Kollegen im Wirtschaftsaus-
schuß dieser Vorstellung anschließen. Ich denke, 
daß dann auch ein Instrument geschaffen werden 
kann, das die Debatte um ökologische und ökonomi-
sche Zusammenhänge erleichtert. 

Zur Wasserwirtschaft und Landschaftspflege. 
Meine Damen und Herren, ich habe den Eindruck, 
daß die Wasserwirtschaft sehr häufig völlig unre-
flektiert von Gesichtspunkten der Effizienz und ih-
ren technischen Möglichkeiten Gebrauch macht und 
damit die zur Pflege aufgerufene Wasserwirtschaft 
selbstzerstörerisch wirkt. Der besseren Schlamm-
räumung wegen werden Gehölze an den Wasserläu-
fen niedergemacht, weil es ja so technisch effizient 
ist, mit dem Bagger heranzufahren. Aus dem sich da

-

hinwindenden Bach mit ökologischem Wert wird 
schnell ein begradigter Wasserlauf; und wir haben 
wieder ein Stück Verlust an Natur zu beklagen. 

Ich appelliere deshalb an die vielen Institutionen 
der Wasserwirtschaft, ihre Arbeit auch in den Dienst 
der Landschaftspflege zu stellen. Hier aber auch ein 
Wort an die öffentlichen Hände, die dort finanziell 
mitzuwirken haben. Wir müssen auch Vorausset-
zungen für eine andere Haushaltsgestaltung und 
Haushaltsführung schaffen. Die Haushaltsführung 
sollte so möglich sein, daß die öffentlichen Hände 
aufhören können, in separaten Haushaltsstellen zu 
denken. Aus Gründen der Kostenersparnis erhält 
der Bach — statt aufwendiger Reparaturen — ein 
neues Bett, und zwar aus der Haushaltsstelle Was-
serwirtschaft. Weil ökologische Beeinträchtigungen 
nicht hingenommen werden können, wird nun aus 
der Abteilung Naturschutz ein Aufwand veranlaßt, 
der sozusagen den Biotop neu schafft. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier können wir auch im administrativen und poli-
tisch lenkenden Bereich eine Hilfe leisten. 

Zuletzt das Kapitel Landwirtschaft. Der Wirt-
schaftszweig Landwirtschaft mit seinen Wirkungen 
auf Gewässer und insbesondere auf die Qualität des 
Grundwassers — das ist wohl unumstritten — ist 
von mir nicht angesprochen worden. Dieses Thema 
kann hier wohl vernachlässigt werden. Der Innen-
minister hat angekündigt, daß er ein Sondergutach-
ten des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
über Umweltprobleme der Landwirtschaft vorlegen 
wird. Ich denke, daß wir bis zu diesem Zeitpunkt die 
Debatte über diesen Sonderkomplex vertagen kön-
nen. Ich bin allerdings der Meinung, daß dann nicht 
nur Fragen im Zusammenhang mit den Gewässern 
und dem Grundwasser, sondern auch im Zusam-
menhang mit der Gestaltung des Naturschutzes im 
Bereich der Landwirtschaft und auch Fragen der 
chemischen Einwirkung, also das Chemikalienge-
setz, in dieser Debatte eine Rolle spielen sollten. 

Ich hoffe, daß es uns gelingt, Gesichtspunkte des 
Umweltschutzes über die kleine Gemeinde derer, die 
ein aktives Interesse zeigen, und über die große Zahl 
derer, die sich nur noch in erboster Haltung zeigen 
können, hinaus in unseren Parteien und Fraktionen 
so zu verbreiten, daß politisches Agieren auch für die 

Öffentlichkeit wieder ein interessanter Punkt 
wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Das 
Bewußtsein für die Umwelt schärft sich zusehends. 
Aber wir müssen auch deutlich machen, daß wir hier 
beachtliche Erfolge erzielt haben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das kommt manchmal ein wenig zu kurz. Insofern 
begrüße ich die Antwort der Bundesregierung be-
sonders, weil sie diese Erfolge noch einmal zusam-
menfaßt und darstellt und damit auch den Ausblick 
ermöglicht. 

Wir haben mit dem vierten Änderungsgesetz zum 
Wasserhaushaltsgesetz, dem Abwasserabgabenge-
setz 1976-1981 in Kraft getreten —, mit dem Wasch-
mittelgesetz, der zweiten Novelle zum Abfallbeseiti-
gungsgesetz und den Bestimmungen zur Beseiti-
gung des Klärschlamms Entscheidendes an Instru-
mentarien vorgegeben. 

Im Hinblick auf das Abwasserabgabengesetz, 
Herr Kollege Spranger, muß ich Wasser in Ihren 
Wein gießen, indem ich feststelle, daß in Berlin — 
CDU regiert — noch kein Landesabwasserabgaben-
gesetz vorliegt. Eine solche gesetzliche Regelung 
muß von den Ländern beschlossen werden, weil der 
Bund nur die Rahmenkompetenz hat. Bayern, Ba-
den-Württemberg, Niedersachsen und das Saarland 
— im Saarland sind wir beteiligt, aber augenschein-
lich nicht entscheidend genug — haben erst 1981 
ihre Ländergesetze beschlossen. Das hat dazu ge-
führt, daß naturgemäß eine Menge derjenigen, die 
davon betroffen sind — die kommunalen und die 
industriellen Einleiter —, in Verwirrung geraten 
sind, weil sie nicht wußten, wie es denn nun werden 
wird. 

Der Termin 31. März 1982, der sich auch deswegen 
ergab, weil diese Ausführungsbestimmungen erst so 
spät kamen, hat erstmals die Folge, daß die Direkt-
einleiter, also Kommunen und Industrie, ihre Abga-
beerklärung vorlegen müssen. Wir sind nun endlich 
in Fahrt. Wir sind endlich dabei, daß wirklich etwas 
passiert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: In diesen Ländern 
gab es andere Beseitigungssysteme!) 

— Lieber Herr Kollege Laufs, 1976 haben wir, die wir 
hier sitzen — jedenfalls weitgehend —, die Sache be-
raten. Wir haben gesagt: 1981 tritt es in Kraft. Das 
sind fünf Jahre. In diesen fünf Jahren hätten die an-
gesprochenen Länder diese Dinge weiß Gott be-
schließen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Hinterher ist es im Hauruckverfahren gemacht wor

-

den. In Niedersachsen ist es schließlich im Septem-
ber 1981 über die Bühne gegangen, mit allen Pro- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 	5837 

Wolfgramm (Göttingen) 
blemen, die mit einem solchen schnellen Verfahren 
zusammhängen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die Ausfüh

-

rungsbestimmungen waren doch noch gar 
nicht klar!) 

Ich will begrüßen, daß es nun endlich soweit ist. Aber 
ich kann es doch nicht begrüßen, daß es so lange 
dauerte. 

Die Erfolge, die wir dabei haben, sind zum Teil 
auch nur Erfolge, den Status quo zu erhalten. Wir 
wollen hier nicht euphorische Dinge in die Welt set-
zen und feststellen, daß nun überall alles viel besser 
geworden ist. Ich meine, es ist schon ein Erfolg, den 
Status quo bei einer Menge von zusätzlichen indu-
striellen Produktionen, die als Einleiter auftreten, zu 
erhalten. 

Die Problemerkenntnis nimmt zu, auch auf Grund 
der technischen Verfahren. Die technischen Meß-
verfahren sind inzwischen so diffizil und intensiv ge-
worden, daß wir laufend zusätzliche Erkenntnisse 
gewinnen, die wir vorher nicht hatten. Auch von da-
her entstehen natürlich der Anspruch und die For-
derung, die Problembewältigung intensiv weiter zu 
betreiben. Wir brauchen diese intensiven Anstren-
gungen. Trotz wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
möchte ich hier für die FDP-Fraktion festhalten, daß 
wir am Umweltschutz und am Gewässerschutz 
keine Abstriche dulden werden; im Gegenteil: wir 
wollen das beschleunigen. 

Nehmen Sie den Bereich Nordsee. Der Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen hat hierzu ein sehr 
sorgfältig erarbeitetes und sehr wichtiges Gutach-
ten vorgelegt. Wir haben daraus jetzt schon Schluß-
folgerungen ziehen können. Wir haben festgestellt, 
daß die internationalen Regelungen, die EG-Rege-
lungen, sicherlich eindrucksvoll sind. Wenn Sie die 
Antwort der Regierung betrachten, dann finden Sie 
darin — über eineinhalb Seiten — Abkommen auf-
gelistet, die zeigen, daß man sich in Europa mit die-
ser Sache sorgfältig befaßt hat. Die Antwort weist 
auf der anderen Seite aber auch aus, daß hier noch 
Lücken bestehen, die wir sorgfältig auflisten müs-
sen. 

Ich habe schon einmal gesagt und möchte das hier 
als dringlich wiederholen: Wir müssen zu einer 
Nordsee-Konferenz kommen; wir müssen dann zu 
einer Nordsee-Konvention kommen, damit wir eine 
geschlossene gesetzliche Regelung haben, die auch 
die entsprechenden Kontrollmöglichkeiten enthält, 
damit nicht diejenigen, die in Deutschland schärfe-
ren Bestimmungen unterworfen sind, auf Holland 
oder andere EG-Länder ausweichen können. Das 
nützt uns allen nichts und dient vor allem auch der 
Nordsee nicht, weil sie, wenn dort eingeleitet wird, 
natürlich denselben Verschmutzungsgrad behält. 

Beim Rhein hat es mich nicht besonders freudig 
gestimmt, wenn wir feststellen müssen, daß wir 1976 
mit den Rheinanliegerstaaten ein Abkommen ge-
schlossen haben — das Frankreich leider nicht rati-
fiziert hat —, wonach bei den Franzosen entspre-
chende Reduzierungen vorgenommen werden soll-
ten. Die Franzosen sind ja mit 165 kg/sec die Haupt-
einleiter von Salz; das ist eine ganze Menge. Bis 1979  

sollte nach diesem Abkommen bereits die zweite 
Phase eintreten. Danach wollten die Franzosen so-
fort um 20 kg/sec reduzieren — es handelt sich hier 
um die Elsaß-Kaliwerke —, und ab 1979 wollten sie 
auf 60 kg/sec kommen. Jetzt haben wir eine Verein-
barung vom November 1981, in der uns gesagt wird: 
Die Reduzierung um 20 kg/sec, die eigentlich schon 
längst hätte vorgenommen werden sollen, wird es 
demnächst geben. Aber es gibt keine zeitliche Be-
grenzung dafür. 

(Zuruf von der SPD: Hui!) 

Ich bitte im Namen der FDP-Fraktion die franzö-
sischen Kollegen im Parlament sehr dringend, sich 
dieser Sache noch einmal anzunehmen. Das scheint 
mir wirklich eine Zeitabfolge zu sein, die auch bei al-
ler Betrachtung der Reibungsverluste und sicherlich 
auch der Interessen, die ohne Zweifel mit einem fi-
nanziellen Aufwand für die Franzosen verbunden 
sind, nun doch langsam das übersteigt, was für alle 
Anliegerstaaten zu ertragen ist, 

(Beifall bei der FDP) 

zumal die Holländer, die Rhein-Unterlieger sind, die 
größten Probleme dabei haben. 

Was die DDR betrifft, so meine ich, daß wir anstre-
ben müssen — insofern appelliere ich an die DDR —, 
die DDR dazu zu bewegen, auch alle formalen Pro-
bleme, die sie in der Vergangenheit gesehen hat — 
wir wissen alle, daß das Umweltbundesamt in Berlin 
dabei eine große Rolle gespielt hat —, nun doch lang-
sam zurückzustellen. Wir müssen zu einem Umwelt-
schutzvertrag mit der DDR kommen. Ich kann über-
haupt nicht verstehen, wieso wir uns zwischen zwei 
deutschen Staaten über Postabkommen unterhalten 
und diese abschließen, schließlich Verkehrsabkom-
men schließen, aber nicht dazu kommen, wichtige 
Bereiche der Gewässerfragen oder der Luftreinhal-
tefragen endlich in einem Abkommen zu regeln. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das liegt dran, wer 

zahlt, Herr Kollege!) 

— Lieber Herr Kollege, mehr zahlen wird immer 
derjenige, der es etwas leichter kann. Das ist oft 
so. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nein, der Ver-
ursacher!) 

— Aber wenn der Verursacher eben nicht zahlen 
kann? — Wir haben j a bekanntlich neben dem Ver-
ursacherprinzip auch das Vorsorge- und das Koope-
rationsprinzip. Wir werden sorgfältig prüfen müs-
sen. Ich meine, die DDR hat dasselbe Interesse. Der 
saure Regen in der DDR ist sicher nicht weniger 
schädlich als bei uns. 50 % der Schadstoffe bekom-
men wir vom Ausland, aber immerhin 50 % produzie-
ren wir selber, und das bedeutet, daß wir da weiß 
Gott alle Anstrengungen unternehmen müssen, um 
das zu verbessern. 

Ich habe vorhin eine Anmerkung zum Abwasser-
abgabengesetz gemacht, das mit Ablauf des 31. März 
endgültig in Kraft getreten ist. Wir werden sehr ge-
nau verfolgen, wie sich die Dinge mit den Werten 
entwickeln, die wir festgelegt haben, nämlich 12 DM 
pro Schadeinheit, die sich auf 40 DM im Jahr 1984 



5838 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Wolfgramm (Göttingen) 
steigern, ob das ausreicht und ob damit der ge-
wünschte Anreiz zum Bau von Kläranlagen vorhan-
den ist. Vorhin sind hier Zahlen über den Anteil ge-
nannt worden. 70 % vollbiologische Kläranlagen ha-
ben wir, was aber auch heißt, daß wir sie bei 30 
noch nicht haben. Im übrigen wissen wir, daß diese 
vollbiologischen Kläranlagen noch nicht der Weis-
heit letzter Schluß sind; denn das ist das, was man 
jetzt sozusagen als Mindestausstattung braucht. 

Das Problem der Schwermetalle ist noch nicht ge-
löst. Wir müssen daran intensiv arbeiten; aber das 
können in dem Punkt weniger wir, sondern das müs-
sen die Wissenschaftler tun, wobei wir ihnen alle 
Möglichkeiten geben müssen, um unsere Wünsche 
zu erfüllen. Ich glaube, daß das auch geschieht. 

Ich komme zum Problem der Absenkung des 
Grundwasserspiegels. Ich nenne hier die Lünebur-
ger Heide, das hessische Ried. Wir sollten damit 
sehr, sehr vorsichtig umgehen, und das Interesse ei-
nes Bereiches, einer großen Stadt, die ihr Wasser 
braucht, darf nicht dazu führen, daß ein anderer Be-
reich, nämlich die Lüneburger Heide, dann in große 
Schwierigkeiten gerät. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben jetzt schon Trinkwasserbrunnen, die wir 
schließen müssen, weil entweder die Absenkung des 
Grundwassers so intensiv geworden ist oder weil es 
durch Nitrate und andere Schäden so verunreinigt 
ist, daß es nicht mehr gereinigt werden kann. 

Ich begrüße sehr — Herr Kollege Kiehm hat dazu 
Anmerkungen gemacht —, daß wir dieses Sonder-
gutachten über die Umweltprobleme der Landwirt-
schaft haben werden. Wir werden dann wie beim 
Nordseegutachten auch die entsprechenden Schluß-
folgerungen ziehen können. 

Der tägliche Trinkwasserverbrauch hat von 1950 
bis 1980 um rund 60 % zugenommen. Das veranlaßt 
uns schon jetzt zu der intensiven Überlegung, wie 
wir den Verbrauch von Trinkwasser für den Bereich, 
für den Brauchwasser ausreicht, reduzieren können. 
Ich meine, wir sollten nun langsam nicht nur für den 
Industriebereich, sondern auch für den Haushalts-
bereich, jedenfalls bei Neubauten, diese Brauchwas-
serzirkularleitung einführen. Jetzt muß damit ange-
fangen werden. Ich wage vorauszusehen — ich 
werde das nachher aus „Global 2000" noch zitie-
ren —, wie sich der Gesamtwasserverbrauch in den 
Jahren bis 2000 und darüber hinaus darstellen wird. 
Ich glaube, wir müssen das versuchen, und wir soll-
ten uns damit auch in diesem Hause beschäftigen. 

Die Problematik macht deutlich, daß wir es hier 
nicht mit einem Einzelproblem zu tun haben. Es 
geht also nicht nur darum, das Problem mit dem 
Wasser zu lösen, sondern das Beispiel des sauren 
Regens zeigt, daß hier auch entsprechende Schad

-

luft auf das Wasser einwirkt. Der FDP-Parteitag in 
Köln hat die Zusammenhänge in seinem Ökologie-
programm behandelt. 

Herr Kollege Spranger, Sie haben sich über die 
Länderleistungen positiv geäußert. Sie haben aber 
vergessen, den Rhein-Main-Donau-Kanal zu er-
wähnen. Es wäre sehr nützlich, wenn Sie da zu der 

Überlegung kämen, daß es sich, wie ein Gutachten 
gesagt hat, um das unsinnigste Bauwerk seit dem 
Turmbau zu Babel handle. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

2,7 Milliarden DM stehen dort noch zur Investition 
an. Meine Fraktion im bayerischen Landtag hat das 
sehr sorgfältig aufgearbeitet und ihnen entspre-
chende Unterlagen zur Verfügung gestellt. 

(Abg. Hinsken [CDU/CSU] und Abg. Spran-
ger [CDU/CSU] melden sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Wolf-
gramm, erlauben Sie eine Zwischenfrage. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Mit großem Ver-
gnügen! Beide zusammen, oder jeder einzeln? 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD — 
Spranger [CDU/CSU] Einzeln! Erst er!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte. 

HInsken (CDU/CSU): Herr Kollege Wolfgramm, ist 
Ihnen bekannt, daß Ihr Parteifreund Herr Gallus vor 
nicht allzu langer Zeit die Baustellen des Rhein- 
Main-Donau-Kanals besichtigt und einen unbeding-
ten Weiterbau gefordert hat? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Also, lieber Herr 
Kollege: Auch die Liberalen dürfen hier und da un-
terschiedlicher Meinung sein, wenn es — was ich im 
Augenblick nicht nachprüfen kann — so wäre. Aber 
eines ist ganz sicher: Die Mehrheit der Freien Demo-
kraten, der Liberalen, ist hier der Meinung, daß das 
tatsächlich nicht nur das unsinnigste, sondern auch 
das überflüssigste Bauwerk seit dem Turmbau zu 
Babel ist. Und Sie wissen, was für Folgen der Turm-
bau von Babel gehabt hat. Ich will gar nicht auf die 
bayrische Sprache eingehen. Das könnte sehr pro-
blematisch werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Wolf-
gramm, der Herr Abgeordnete Spranger möchte 
gern eine Zwischenfrage stellen. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Bitte. Aber dann 
wollen wir das beenden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Kollege Wolfgramm, 
haben Sie diese Meinung einmal mit dem Herrn 
Bundeskanzler abzuklären versucht, und was mei-
nen Sie zu der Auffassung des österreichischen Bun-
deskanzlers, die mit der Meinung des deutschen 
Bundeskanzlers zu diesem Problem deckungsgleich 
ist? 

(Duve [SPD]: Nein, das ist sie nicht!) 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Lieber Herr Kol-
lege Spranger, ich will die Verantwortungen hier 
nicht verwischen. Wenn die bayerische Staatsregie-
rung, die hier zuständig ist, morgen sagt, daß sie die-
ses Projekt nicht mehr aufrechterhält, ist die Sache 
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in Ordnung und klar. Und genau das hätten wir 
gern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hins

-

ken [CDU/CSU]: Einmal so und einmal so! 
Der Herr Gallus sagt so, und der Herr 
Baum sagt eine Woche danach etwas ganz 

anderes!) 

— Ach, Herr Kollege! Wenn wir anfangen, aufzu-
rechnen, was die Kollegen Ihrer Fraktion und Ihre 
Ministerpräsidenten und Ihre Minister — da will ich 
gar nicht bis zu den Staatssekretären gehen — so al-
les Unterschiedliche sagen, dann hätten wir hier ein 
abendfüllendes Programm. 

(Löffler [SPD]: Laßt uns mal beim Wasser 
bleiben!) 

Ich möchte eine Anmerkung zur Gewässergüte

-

karte machen. Sie zeigt ja eine farbige Pracht. Blau 
bedeutet: ganz rein. Das kommt übrigens sehr selten 
vor. Rot bedeutet das Gefährlichste. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Jawohl!) 

— Das hat ganz augenscheinlich nichts mit dem zu 
tun, was Sie meinen. Denn auch Gelb bedeutet dabei 
nichts sehr Erfreuliches; und Gelb ist ja eine unserer 
Farben. Schwarz kommt übrigens nicht vor. Ich mei-
ne, wir müssen uns zu dem Wert „leicht ver-
schmutzt" steigern können, nämlich zu der Güte-
klasse II. 

Ich erinnere mich übrigens an ein kleines Mäd-
chen, das mir vor einiger Zeit bei der Betrachtung ei-
nes Teiches — man könnte auch sagen: eines Tüm-
pels; eines der wenigen Tümpel, die in Göttingens 
Umgebung vorhanden sind — gesagt hat: Es sei dort 
sehr verschlammt; da könne das Wassermännchen 
ja gar nichts sehen. Es war nämlich der Meinung, 
daß es die dort in diesen kleinen Tümpeln noch gebe. 
Wir sollten also, wenn wir schon von der schönen 
Lau in der Donau nicht mehr reden können, wenig-
stens den Wassermännchen die Möglichkeit geben, 
bei leicht verschmutzten Gewässern noch einen 
Durchblick zu haben. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Ich finde etwas sehr gut, was mir die Kollegin Engel 
vorhin gesagt hat. 

(Spranger [CDU/CSU]: Politik für die Was

-

sermännchen!) 

— Also, wenn wir das hinkriegen, lieber Herr Kol-
lege Spranger, sind uns auch einige andere sehr 
dankbar. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es ist schon 
schwer, einen Durchblick zu haben!) 

Es geht darum, daß der Verband für Vogelschutz 
das Jahr 1982 zum Jahr des Bach-Biotops erklärt 
hat. Wir wissen alle, wie wichtig die Erhaltung dieses 
Bereichs ist. 

Eine Anmerkung zur Küste, die meine Kollegin 
Schuchardt aus sehr viel größerer und vor allem un-
mittelbarer Kenntnis betrachten wird. Es gibt ein 
Kartenwerk, das die Amerikaner, wie der Bericht 
zeigt, inzwischen erstellt haben. Es umfaßt die Küste 
der USA bis nach Alaska. Darin haben sie Spezial-

karten für mögliche Ölunfälle erarbeitet. Wir haben 
einige Aufträge an die Leo Consult, wie ich ersehe, 
vom Ministerium für Forschung und Technologie. 
Wir sollten auch diesen Bereich aufnehmen. Denn 
wir müssen alles tun, um möglichen Ölunfällen an 
unseren Küsten wenigstens prophylaktisch zu be-
gegnen und sie, falls sie eintreten, so schnell wie 
möglich zu bekämpfen. 

Ich möchte noch eine Anmerkung zu einer grund-
sätzlichen Position machen, nämlich zu „Glo-
bal 2000". Darin wird für den Zeitraum von 1975 bis 
2000 weltweit eine Steigerung des Wasserver-
brauchs um 200 bis 300 % erwartet. Unter dem 
Aspekt, daß wir schon dafür zu kämpfen haben, das, 
was jetzt da ist, zu erhalten, ist das nicht nur für den 
Entwicklungsbereich, sondern auch für unseren Be-
reich eine bedrückende Vorstellung. 

„Global 2000" sagt weiter: 

Regionale Wasserverknappung und eine Ver-
schlechterung der Wasserqualität, die schon 
heute in vielen Teilen der Welt ernste Formen 
angenommen hat, werden sich bis zum Jahr 
2000 wahrscheinlich noch verstärken. 

Nun möchte ich noch eine Anmerkung machen, 
die sich — der Kollege Duve ist anwesend — aus der 
Diskussion des 11. September 1981 über die Nordsee 
ergibt. Der Kollege Duve hat damals kritische An-
merkungen zum mythologischen Wert der Nordsee 
gemacht. Er hat kritisch von den „erhabenen Gemäl-
den" gesprochen. Ich habe mir erlaubt — da Nolde 
ein berühmter Maler der Nordsee ist —, das doch 
einmal nachzusehen. Da ich dem Plenum nun nicht 
ein Gemälde zeigen möchte, was sicher auch schwie-
rig wäre — der Bundeskanzler schätzt Nolde sehr 
und besitzt Noldebilder; aber ich weiß nicht, ob eine 
Ausleihe hier ins Plenum möglich gewesen wäre —, 
erlaube ich mir aus der „Deutschstunde" von Sieg-
fried Lenz eine Beschreibung eines Nordsee-Gemäl-
des — Sie wissen ja, daß Nolde sich hinter dem Na-
men Max Ludwig Nansen verbirgt — vorzutragen: 

Da vereinigten sich Himmel und Meer. Da über-
redete ein weiches Zitronengelb ein lichtes Blau 
zur Selbstaufgabe. Schwebende Segel ließen 
Ferne vermuten, ließen eine abgeschlossene Ge-
schichte vermuten und büßten ihr Weiß ein, um 
die geträumte Vereinigung ganz gelingen zu las-
sen. Die Segel lösten sich auf und erreichten 
durch ihre Auflösung, daß nichts mehr übrig-
blieb als Licht. Und das Licht kam mir vor wie 
ein Loblied. 

Damit möchte ich diesen leichten Streit zwischen 
Duve und mir über ästhetische Fragen mit Lenz be-
schließen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, klares kaltes Wasser 
zu trinken ist nicht nur für Gourmets ein Hochge-
nuß. Versuchen Sie es mal heute! Ich jedenfalls wün-
sche uns, daß wir alle mit aller Kraft daran arbeiten, 
daß wir es bald wieder wie früher genießen kön-
nen. — 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Wer sich an den Wi-
derstand der Opposition gegen das Abwasserabga-
bengesetz erinnert, der kann eigentlich nur den Mut 
bewundern, eine solche Anfrage hier einzubringen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nun bieten solche Debatten immer zwei Chan-
cen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Als wenn die Union 
vorher keinen Gewässerschutz betrieben 

hätte, Herr Staatssekretär!) 

— Sie kennen den zentralen Stellenwert des Abwas-
serabgabengesetzes, Herr Kollege Laufs. Ich werde 
an einigen Stellen noch darauf eingehen. Die Fort-
schritte, die wir Gott sei Dank erzielt haben, liegen 
ganz wesentlich in diesem Abwasserabgabengesetz 
mit begründet. Deswegen meine ich, ist es schon 
sinnvoll, das hier zu erwähnen. 

Nun gibt es in so einer Debatte zwei Möglichkei-
ten, auch für Sie als Opposition: Die eine ist, man be-
tont die Gemeinsamkeit und versucht damit, diesen 
Politikbereich zu stärken gegenüber anderen Poli-
tikbereichen. Und die andere Möglichkeit ist, man 
sucht ein neues Feld für polemischen Schlagab-
tausch. Ich bin mir nach der Rede des ersten Opposi-
tionssprechers noch nicht ganz klar, was hier heute 
beabsichtigt ist. Da waren Töne für diesen polemi-
schen Schlagabtausch drin, und zwar ganz kräftig 
und, wie ich meine, an völlig überflüssigen Stellen. 

Ich will gleich vorweg — ich werde nachher noch 
etwas zur Elbe-Problematik und zur Werra/Weser-
Problematik sagen — das Problem der Verhandlun-
gen und Fortschritte auf dem Umweltschutzgebiet 
im Verhältnis zur DDR aufgreifen. Nach dem, was 
Sie hier gesagt haben, bin ich mir nicht klar, was Sie 
eigentlich wollen. Sie sagen, wir sollten mit größe

-

rem Nachdruck verhandeln, und Sie sagen, wir soll-
ten auf gar keinen Fall bereit sein, uns auch nur ir-
gendwo an finanziellen Belastungen zu beteiligen, 
also etwas zu geben. Sie stellen sich offensichtlich 
Verhandlungen mit einem anderen Staat so vor, daß 
man diesen Staat auf die Anklagebank einlädt und 
dann eine Anklageschrift verliest. Daß das keine er-
gebnisreichen Verhandlungen geben kann, müßte 
Ihnen eigentlich klar sein. Und deswegen frage ich 
mich: Sind Sie eigentlich an solchen Verhandlungen 
interessiert, oder sind Sie daran nicht interessiert? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. von 
Geldern [CDU/CSU]: An Ergebnissen sind 
wir interessiert! — Spranger [CDU/CSU]: 
An Umweltschutz sind wir interessiert, 

nicht an Verhandlungen!) 

Wenn Sie nur unsere eigenen Interessen sehen und 
nur diese in Verhandlungen für akzeptabel halten, 
werden Sie in Verhandlungen niemals Ergebnisse 
erzielen. 

Ich will Ihnen noch eines dazu sagen: Ich muß es 
schon sehr erstaunlich finden, daß diejenigen, die 
die Ost- und Deutschlandpolitik dieser Koalition und 

dieser Regierung immer am hartnäckigsten be-
kämpft haben, von ihr die größten Erfolge erwarten 
und einklagen. Das paßt doch nicht zusammen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der SPD 
— Spranger [CDU/CSU]: Sie haben doch 
die Erwartungen geweckt, wir hatten die 

doch nie!) 

Ich glaube auch, daß die Anklänge, die hier in Sa-
chen Bürokratiekritik bei Ihnen in der Rede vorhan-
den waren, die wir deutlicher noch aus anderen Re-
den kennen, zurückgewiesen werden müssen. Wir 
sollten alle davon wegkommen, Umweltschutz im-
mer dann als Investitionshemmnis zu begreifen, 
wenn er tatsächlich zu greifen verspricht. Mit dem 
Vorwurf der Bürokratisierung kann man jede Poli-
tik, die einem inhaltlich nicht paßt, angreifen. Des-
wegen sollten wir gerade in der Gewässerschutzpoli-
tik die gemeinsamen Anstrengungen, die wir in 
Bund und Ländern ergriffen haben, fortsetzen. 

Ich will ein weiteres Beispiel aufgreifen, Herr Kol-
lege Spranger. Sie haben von den finanziellen Auf-
wendungen von Bund, Ländern und Gemeinden ge-
sprochen. Die Zahlen treffen zu, sind auch nie be-
stritten worden. Die Bundesregierung hat auch nie-
mals bestritten, daß im Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft, im Bereich der Gemeinden, im Bereich 
der Länder große Anstrengungen gemacht worden 
sind. Aber wenn Sie hier Zahlen nebeneinanderset-
zen und dann eine Polemik gegen die Bundesregie-
rung entfalten, weil der Bundesanteil in ihrem Zah-
lenwerk „nur" 1,9 Milliarden DM betragen hat, dann 
sollten Sie doch um der Ehrlichkeit und um der Bür-
ger willen, die diese Debatte verfolgen und die De-
tails nicht kennen können, hinzufügen, daß der 
Bund dieses über seinen Zuständigkeitsbereich hin-
aus freiwillig für eine Aufgabe, die eigentlich von 
Ländern und Gemeinden zu erfüllen wäre, zuge-
schossen hat, weil wir das für so wichtig halten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber was soll ich denn davon halten, wenn Sie dann 
mit einer Polemik ansetzen, die sagt, da sehe man, 
wir seien mittlerweile in einer Finanzmisere, die 
nicht einmal mehr Geldausgaben zuließe. Sie kön-
nen es auch ganz anders sagen. Sie können sagen, 
der Bund war finanziell in den letzten Jahren so lei-
stungskräftig, daß er über seine eigenen Kompeten-
zen hinaus die Länder und Gemeinden unterstützt 
hat, weil wir es mit Ländern und Gemeinden zusam-
men für eine existentielle Frage der Sicherung unse-
rer Grundlagen in der Umweltpolitik halten, ob wir 
saubere Gewässer haben oder nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Unbestritten ist die zunehmende Sorge unserer 
Bürger z. B. über quecksilberbelastete Fische, über 
die Gefährdung der Trinkwasserversorgung, über 
die Gefährdung z. B. durch Nitrate oder halogenor-
ganische Verbindungen selbst im Grundwasser. Von 
biologischen Katastrophen, von Zerstörung des Le-
benselements Wasser ist die Rede. Manche dieser 
Einzelmeldungen mögen verzerrt und übertrieben 
dargestellt sein. Es bleibt aber insgesamt doch ge-
nug an besorgniserregenden Fakten, z. B. über den 
Gütezustand der Unterelbe, die Versalzung der Wer- 
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ra. Der Rhein ist nicht mehr die Kloake Europas. Es 
ist dank des Rheinsanierungsprogramms gelungen, 
die Sauerstoffwerte zu verdoppeln. Die Schwerme-
tallbelastung ist erheblich zurückgegangen. Sorgen 
machen uns aber noch die schwer abbaubaren 
Stoffe und die Chlorideinleitungen aus dem Elsaß, 
zu denen der Kollege Wolfgramm etwas gesagt 
hat. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen: Kein 
anderer Umweltbereich braucht einen so langen 
Atem wie der Gewässerschutz. Gewässergüteziele 
lassen sich nur über längere Zeiträume verwirkli-
chen. Unser Ziel, das Ziel des Umweltprogramms der 
Bundesregierung von 1971, war es, die Güteklasse II 
für alle Gewässer zu erreichen. Wir sind diesem Ziel 
ein gutes Stück näher gekommen. Unsere Bilanz 
kann sich, wie ich meine, sehen lassen. Mit dem no-
vellierten Wasserhaushaltsgesetz, dem Abwasserab-
gabengesetz, dem Waschmittelgesetz, dem Chemi-
kaliengesetz und der zweiten Novelle zum Abfallbe-
seitigungsgesetz ist ein leistungsfähiges bundes-
rechtliches Instrumentarium für den Gewässer-
schutz geschaffen worden. 

Aber, und da stimmen wir überein, Gesetze allein 
stellen das ökologische Gleichgewicht der Gewässer 
noch nicht wieder her. Viele Regelungen werden erst 
in Zukunft greifen. Aber auch bis heute haben sie be-
reits eine Menge bewirkt, und das kann man durch 
Zahlen untermauern; das will ich an einigen Stellen 
tun. 

Erstens. Die Belastung der Gewässer ist verrin-
gert worden. Als Beispiel sei genannt: Der Sauer-
stoffgehalt im Rhein stieg seit 1971 auf mehr als das 
Doppelte an, der Quecksilbergehalt fiel im gleichen 
Zeitraum auf ein Sechstel seines Ausgangswertes. 
Der Hauptgrund: die Quecksilbermenge allein aus 
AlkalichloridElektrolyse konnte seit 1972 von 40 t 
auf 2,4 t pro Jahr, das sind immerhin 94 %, reduziert 
werden. Ähnlich positive Entwicklungen gibt es bei 
Cadmium und bei Chrom. 

Zweitens. Bund und Länder haben von 1975 bis 
1981 insgesamt 8,82 Milliarden DM an Zuschüssen 
und 2,13 Milliarden DM an zinsgünstigen Krediten 
für Abwasserbehandlungsanlagen gewährt. 

Drittens. Während 1970 erst 40 % der Bevölkerung 
an biologische Kläranlagen angeschlossen waren, 
sind es heute 70 %. Mit Hilfe der Länder — ich er-
kenne das noch einmal ausdrücklich an — konnten 
so die schlimmsten Auswirkungen einer allzu gro-
ben Vernachlässigung unserer Gewässer aus den 
50er und 60er Jahren korrigiert werden. Es gibt al-
lerdings nach wie vor ein deutliches regionales Ge-
fälle bei der Durchsetzung dieser notwendigen Ab-
wasserbehandlungsmaßnahmen. Im Interesse eines 
wirksamen Gewässerschutzes ist es notwendig, 
diese Defizite bald zu beheben. Es ist eben der zen-
trale Stellenwert des Abwasserabgabengesetzes, 
daß es dazu beitragen wird. 

Nun sollten wir uns alle davor hüten, das, was ge-
leistet worden ist, als Anlaß für das Aufstellen ge-
schönter Bilanzen zu nehmen. Nach wie vor gibt es 
eine beträchtliche Anzahl von Problemen, und auf 
diese muß mit der gleichen Deutlichkeit eingegan

-

gen werden. Ich will dafür einige Beispiele nen-
nen. 

Erstens. Viele Gewässer, besonders die Elbe, sind 
hochgradig mit Schwermetallen belastet. Die 
Quecksilberkonzentration in der Elbe ist im Durch-
schnitt mehr als doppelt so hoch wie im Rhein. Bei 
der Freihaltung von Schiffahrtsrinnen in solchen 
Gewässern fällt schwermetallhaltiges Baggergut an. 
Es kann vielfach nicht landwirtschaftlich verwertet 
werden und verursacht dann hohe Beseitigungsko-
sten. Besonders kritisch ist die Anreicherung von 
Schwermetallen in Fischen. Viele Fische z. B. aus 
der Elbe sind vergiftet. Die Elbfischer sind in ihrer 
Existenz bedroht. 

Zweitens. Wir müssen uns stärker als bisher mit 
dem Problem der schwer abbaubaren Stoffe be-
schäftigen. Vor allem die halogen-organischen Ver-
bindungen bereiten uns große Sorgen. Viele dieser 
Stoffe sind krebserregend, schaden der Gewässer-
biologie und gefährden regional sogar die Trinkwas-
serversorgung. 

Drittens. Die Salzbelastung von Werra und Weser 
ist entschieden zu hoch. Auch im Rhein muß die 
Salzfracht weiter reduziert werden. 

Für die Bundesregierung lautet die Konsequenz 
daraus: Es kommt primär darauf an, die kritischen 
Schadstoffe möglichst von den Gewässern fernzu-
halten, zu verhindern, daß sie überhaupt hineinkom-
men. Durch den Kläranlagenbau und zusätzliche 
innerbetriebliche Maßnahmen in zahlreichen Pro-
duktionsbereichen sind wir zwar im Hinblick auf die 
kritischen Schadstoffe ein Stück vorangekommen, 
aber es darf nicht verschwiegen werden: Der Chemi-
kalienverbrauch hat weltweit gewaltig zugenom-
men, die damit verbundenen Abfall- und Abwasser-
probleme ebenfalls. Die Gewässer sind heute ebenso 
wie Luft und Boden durch eine Unzahl von Einzel-
stoffen mit weitgehend unbekannten, unerforschten 
Wirkungen auf Organismen bedroht. Über die Lang-
zeitwirkung dieser Stoffe mit ihren möglichen Kom-
binationseffekten wissen wir vielfach noch zu wenig. 
Wegen der Komplexität der Probleme ist allerdings 
auch nicht immer damit zu rechnen, daß schon in ab-
sehbarer Zeit ein umfassender wissenschaftlicher 
Überblick über die Gesamtproblematik dieser 
Schadstoffe in der Umwelt möglich sein wird. 

Umweltpolitik kann aber nicht so lange warten, 
bis wir überall klare wissenschaftliche Ergebnisse 
haben; denn dann wäre möglicherweise schon zuviel 
versäumt. Wir müssen hier also die wissenschaftli-
chen Erkenntnisquellen verbreitern. Damit ist der 
hohe Stellenwert angesprochen, den die For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben in diesem Be-
reich haben. Wir müssen parallel dazu unsere Maß-
nahmen zur Vermeidung von Schädigungen durch 
Eintrag von Schadstoffen in Gewässer vorantreiben. 
Anfänge sind gemacht, und eine Reihe konkreter 
Vorsorgemaßnahmen haben wir ergriffen. Auch da-
für Beispiele. 

Erstens. Wir haben für Kommunen und viele Indu-
striebranchen Mindestanforderungen an das Ein-
leiten von Abwasser festgelegt. Kollege Spranger 
hat kritisiert, daß ein Teil der Verwaltungsvorschrif- 



5842 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Parl. Staatssekretär von Schoeler 
ten nach § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes betref-
fend diese Mindestanforderungen noch nicht erlas-
sen sei. Herr Kollege Spranger, Sie müssen wissen 
und wissen es, glaube ich, auch, warum das so ist. Es 
ist nicht so, daß es an mangelnder Entschlußkraft 
oder Entscheidungsfähigkeit dieser Regierung liegt, 
sondern es liegt genau an dem Problem, das ich eben 
angesprochen habe, daß wir in vielen Bereichen Da-
ten und Fakten der Wissenschaft abwarten müssen, 
bevor wir zu Umsetzungen kommen. Wir werden 
jetzt im Mai, also nächsten Monat, sechs neue Ver-
waltungsvorschriften nach § 7 a des Wasserhaus-
haltsgesetzes erlassen. Das kann ich hiermit ankün-
digen. Ich nehme an, daß damit einiges von Ihren 
Sorgen entfallen ist. 

Als zweites Beispiel für das, was in diesem Be-
reich an vorsorgender Gewässerschutzpolitik betrie-
ben worden und im Gang ist, nenne ich die Begren-
zung des Anteils der Phosphate in Wasch- und Rei-
nigungsmitteln. Es gibt erste Anzeichen, die darauf 
hindeuten, daß eine Abnahme der Phosphatfracht in 
unseren Gewässern eintritt. Weitere Maßnahmen 
müssen aber trotzdem folgen. 

Dieses neue wasserrechtliche Instrumentarium 
des Bundes reicht aus heutiger Sicht auch zur Lö-
sung der Schadstoffproblematik aus. Die Bundesre-
gierung wird allerdings nicht zögern — das ist mir 
sehr wichtig —, bei Vorliegen neuer Erkenntnisse 
dieses Instrumentarium zu novellieren. Wir alle ler-
nen beim Vollzug dazu. Wir werden auch aus den Er-
fahrungen mit dem Wasserabgabengesetz die not-
wendigen Konsequenzen ziehen. 

Lassen Sie mich ein Wort zu den oberirdischen 
Gewässern sagen, zu den Küstengewässern, vor al-
lem auch der Nord- und der Ostsee. Sie wissen, daß 
es sich hier je nach den verfassungsmäßigen Zu-
ständigkeiten um Aufgaben handelt, die von den 
Ländern und dem Bund wahrgenommen werden. 
Wir haben in diesem Bereich unsere Maßnahmen in 
den letzten Jahren wesentlich verstärkt. Wir werden 
diese Verstärkung weiter fortsetzen müssen. Lassen 
Sie mich zu der Problematik der Nordsee unmittel-
bar einige Gedanken aufgreifen, die in der Debatte 
geäußert worden sind. Ich möchte den Vorschlag des 
Kollegen Wolfgramm ausdrücklich positiv erwäh-
nen. Er hat eine Nordseekonferenz angeregt, was 
wir im Bundesinnenministerium sehr begrüßen. Wir 
sollten gemeinsam überlegen, wie man diesen Ge-
danken weiterverfolgen kann. Wir alle wissen j a, daß 
wir als Bundesrepublik nur einen Teil der Probleme 
der Nordsee lösen können. Ich will gleich noch dar-
auf eingehen, was diesbezüglich in der letzten Zeit 
geschehen ist, auch auf Grund der zahlreichen 
Initiativen hier aus dem Parlament. Aber es bleibt 
immer dabei, daß ein wesentlicher Teil dieser Pro-
bleme nur durch die Zusammenarbeit aller Anrai-
nerstaaten gelöst werden kann. Den Gedanken einer 
Nordseekonferenz, den der Herr Kollege Wolf-
gramm hier in die Debatte eingebracht hat, möchte 
ich deshalb ausdrücklich positiv aufnehmen. 

Wir wissen, daß die Abfallbeseitigung auf der ho-
hen See an der Gesamtverschmutzung der Nordsee 
nur einen geringen Anteil hat. Trotzdem müssen wir 
dieses Problem ernst nehmen. Die Marschroute der 

Bundesregierung ist dabei klar: sukzessive Verrin-
gerung der Abfallbeseitigung bis auf Null. Dieses 
Ziel Null werden wir voraussichtlich bis Ende der 
80er Jahre erreichen. 

Für Neuvorhaben, die eine Beeinträchtigung der 
Meeresumwelt befürchten lassen, wird keine Er-
laubnis mehr erteilt. Bei bisherigen Einbringungs-
vorhaben befristen wir Genehmigungen mit dem 
Ziel der baldigen Einstellung. Erste Erfolge dieser 
Politik zeichnen sich ab. Die Einbringung von Dünn-
säure aus der organischen Pigmentindustrie — bis-
her jährlich 200 000 t — ist Mitte März auf unser 
Drängen vollständig eingestellt worden. Von dem in 
der Titandioxid-Dünnsäure enthaltenen Schadstoff 
Grünsalz konnte im letzten Jahr bereits über die 
Hälfte zurückgehalten und verwertet werden. Die 
Verklappung von Klärschlamm deutscher Herkunft 
— jährlich 300 000 t — läuft 1983 endgültig aus. 
Nach diesem Zeitpunkt soll der Klärschlamm ver-
wertet bzw. an Land beseitigt werden. 

Lassen Sie mich noch ein kurzes Wort zur Elbe-, 
Werra- und Weser-Problematik sagen. Sie wissen, 
daß es mehrfache Anstöße der Bundesregierung ge-
geben hat, um in Gespräche und Verhandlungen mit 
der DDR einzutreten und nach Lösungsmöglichkei-
ten zu suchen. Ich will hier noch einmal erwähnen, 
daß Voraussetzung für Erfolgschancen einer sol-
chen Politik ist, daß wir insgesamt eine Deutsch-
land- und Außenpolitik betreiben, die auf Entspan-
nung und nicht auf Verhärtung im wechselseitigen 
Verhältnis setzt. Trotzdem — das ist unbestreitbar 
— ist es schwierig, hier Fortschritte zu erreichen. 
Dennoch sind wir in der letzten Zeit vorangekom-
men. So konnten die Expertengespräche über Lö-
sungsmöglichkeiten zu Einzelproblemen teilweise 
abgeschlossen werden. Aber wir haben nach wie vor 
— das sei offen gesagt — Probleme und müssen über 
finanzielle Fragen reden. 

Ich möchte ausdrücklich begrüßen, daß Herr Wolf-
gramm hier noch einmal eine alte Vorstellung aufge-
griffen hat, nämlich die eines Gesamtumweltschutz -
abkommens mit der DDR. Sie wissen, daß das Ziel-
setzung der Politik der Bundesregierung war. Wir 
werden mit Beharrlichkeit und Nachdruck darauf 
hinwirken, insbesondere bei den Problemen der 
Berliner Gewässer, bei den Problemen der Werra 
und bei den Problemen der Elbe zu weiteren Fort-
schritten in dieser Politik zu kommen. Ich glaube, 
das wird man nur mit Nachdruck und Beharrlich-
keit, nicht aber mit lautem Schimpfen erreichen 
können. 

(Zustimmung des Abg. Wolfgramm [Göttin-
gen] [FDP]) 

Man wird versuchen müssen, die gegenseitigen In-
teressen auch hier in Ausgleich zu bringen. 

(Spranger [CDU/CSU]: Das kostet viel 
Geld!) 

— Herr Kollege Spranger, ich habe den Eindruck, 
daß Sie sich entscheiden müssen, was Sie wollen. 

(Spranger [CDU/CSU]: Nein!) 

Wenn Sie sich für eine aktive Umweltpolitik einset-
zen wollen, dann müssen Sie unter Umständen auch 
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einmal Akzente und Gewichte zugunsten der Um-
weltpolitik setzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn Sie aber die Umweltpolitik als Spielwiese für 
eine polemische Auseinandersetzung mit der Koali-
tion benutzen wollen, dann können Sie auch das ha-
ben. Aber dann dürfen Sie nicht mit dem Anspruch 
auftreten, Umweltpolitik ernsthaft vorantreiben zu 
wollen. 

Meine Damen und Herren, allzu lange sind wir 
sorglos mit Wasser und Gewässern umgegangen. 
Wasser ist kein freies Gut, das wir unbegrenzt 
nutzen und belasten können, weil es sich wie von 
selbst regeneriert. Erst die sozialliberale Koalition 
hat den Gewässerschutz in ihrem Umweltprogramm 
von 1971 zu einem Schwerpunkt der Umweltpolitik 
gemacht. Die Bilanz ist beachtlich; ich habe ver-
sucht, das darzustellen. Weitere Fortschritte sind 
aber dringend notwendig: beim Grundwasser, bei 
den Flüssen und bei den Seen. Ohne gemeinsames 
Handeln werden wir die Probleme nicht lösen. Die 
Verunreinigung der Gewässer macht vor Landes-
grenzen und nationalen Grenzen nicht halt. Das darf 
aber für uns alle kein Grund sein, entschuldigend 
auf die Mitverantwortung anderer zu verweisen. Wir 
sind alle aufgerufen, unsere eigenen Möglichkeiten 
zu nutzen. Auch Gewässerschutz beginnt vor der ei-
genen Tür. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete von Geldern. 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär von Schoeler, Sie haben hier schon bei Ih-
ren Äußerungen zur Bewertung des Ziels dieser De-
batte doch eine ganze Menge Polemik abgeladen. 

(Widerspruch bei der FDP) 

Das fand ich übrigens ganz überflüssig; denn Sie 
sollten dankbar dafür sein, daß wir diese Debatte 
hier heute haben. Es dient j a dem gemeinsamen Ziel, 
das wir alle, wie ich meine, in diesen Fragen hier ver-
folgen, daß sich der Deutsche Bundestag heute da-
mit beschäftigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wolfgramm ist nach seiner ganz und 
gar deplazierten Polemik zum Thema Rhein-Main-
Donau-Kanal, die hier in der Debatte überhaupt 
nichts zu suchen hatte, am Ende — das war j a sym-
pathisch, was er zum Schluß vorgelesen, zitiert hat 
— recht poetisch geworden. Bei Herrn Parlamenta-
rischen Staatssekretär von Schoeler war dies nicht 
festzustellen. Daher muß ich hier nun ein bißchen 
von seiner Polemik abräumen, z. B. das, was er zum 
Abwasserabgabengesetz gesagt hat. Ein Gesetz, das 
hinsichtlich seiner finanziellen Auswirkungen, aber 
auch hinsichtlich seiner Technik so umstritten war, 
kann man nicht so einseitig als Segen darstellen, wie 
Sie das hier getan haben, und daraus dann einen po-
lemischen Vorwurf konstruieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege von Gel-
dern, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Wolfgramm? 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Ja, selbstverständlich 
gern. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Kollege von 
Geldern, würden Sie mir freundlicherweise die 
Frage beantworten, ob die Altmühl, deren Unterlauf 
durch den Rhein-Main-Donau-Kanal ersetzt werden 
soll, ein Gewässer ist oder nicht? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Herr Kollege Wolf-
gramm, ich habe mit meinem Hinweis auf die Art 
und Weise, wie Sie dieses Thema hier behandelt ha-
ben, gemeint, daß man im Rahmen einer Sachde-
batte zum Gewässerschutz ein solches Thema wie 
das Thema des Baus oder Nichtbaus des Rhein-
Main-Donau-Kanals mit einer kurzen Polemik nicht 
angemessen behandeln kann; dabei bleibe ich auch. 
Es war unangemessen, wie Sie das hier eingeführt 
haben. Es gibt zu viele Gesichtspunkte, als daß man 
das hier so abhandeln könnte. 

Ich möchte zum Thema Abwasserabgabengesetz 
noch etwas hinzufügen, Herr von Schoeler, was Sie 
sich vielleicht noch nicht vergegenwärtigt haben. 
Wenn wir uns hinsichtlich des Verhaltens der Han-
sestädte Hamburg und Bremen besondere Sorgen 
machen müssen, dann können wir auch feststellen, 
daß dieses Gesetz diesen Ländern gegenüber sozu-
sagen völlig ins Leere greift und verpufft. Denn in 
Hamburg und Bremen werden die hiernach aufzu-
bringenden Mittel nur von einer Tasche in die an-
dere geschaufelt, aber ein irgendwie gearteter 
Druck kann vom Abwasserabgabengesetz hinsicht-
lich eines künftig besseren Verhaltens von Ham-
burg und Bremen überhaupt nicht ausgehen. Das ist 
übrigens auch ganz interessant in diesem Zusam-
menhang. 

Nun zu dem, was Sie hinsichtlich des Verhältnis-
ses der Zahlungen von Bund, Ländern und Gemein-
den unter Verwendung der zutreffenden — übrigens 
aus der Großen Anfrage entnommenen — Zahlen 
gesagt haben. Herr Kollege Spranger hat diese Zah-
len hier genannt. Ich glaube, ich sollte hier noch eine 
Interpretation dessen hinzufügen, was Herr Spran-
ger gesagt hat. Uns geht es darum, daß die wirkli-
chen Zahlen bekanntwerden, weil es auf diesem 
Sektor — ich glaube, man darf diesen Ausdruck ge-
brauchen — eine gewisse Großmäuligkeit der Bun-
desregierung gibt, die gerne den Eindruck erweckt, 
als habe sie den Gewässerschutz erfunden und 
durchgeführt. Das ist eben mit den Tatsachen nicht 
zu vereinbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Übrigens haben mich auch Ihre Äußerungen zur 
DDR außerordentlich erstaunt. Wenn man nach vie-
len Ankündigungen und dem Wecken von Erwartun-
gen im allgemeinen und im besonderen hinsichtlich 
der Verringerung der von der DDR ausgehenden 
und auf unser Gebiet gelangenden Umweltbelastun-
gen bis heute noch keinen einzigen greifbaren Er-
folg vorzeigen kann, dann sollte man, meine ich, sehr 



5844 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Dr. von Geldern 
viel vorsichtiger sein, als Sie es, Herr Staatssekretär, 
in der Frage der DDR gewesen sind. 

Nun gibt es j a — damit komme ich zur Sache zu-
rück, die ein bißchen von dem überschattet worden 
ist, was Herr von Schoeler hier gesagt hat — zum 
Glück weder in diesem Hause noch in der Öffentlich-
keit einen wirklichen Streit über die Bedeutung des 
Themas, das auf Grund unserer Anfrage und der 
Antwort der Bundesregierung hier nun diskutiert 
wird. Ich möchte aber doch einen Akzent hinzufü-
gen. Wasser ist nicht nur Leben, sondern Wasser ist 
auch Wirtschaftsgrundlage. Als Vertreter der Küste 
möchte ich diesen Akzent besonders unterstreichen, 
denn er kommt, wie ich den Eindruck habe, manch-
mal etwas zu kurz. Man wird dem Thema nicht ge-
recht, wenn man es allzu romantisch mit Beschau-
lichkeiten oder Übertreibungen oder auch mit 
Shows etwa in der Art von „Greenpeace" — Herr 
Duve, Sie sind zu Recht aufmerksam — behandelt. 
Der Rang dieses Themas wird dann verkannt; man 
ist ihm dann nicht gerecht geworden. Hier geht es 
vielmehr um eine wichtige Sachproblematik, die uns 
aus biologischen, aber auch aus ökonomischen und 
ökologischen Gründen alle gleichermaßen zu Nüch-
ternheit und zu gemeinsamem sachlichen Ringen 
um die besten Lösungen bringen sollte. 

In Würdigung der Antwort der Bundesregierung 
auf unsere Große Anfrage möchte ich noch einige 
Akzente und Aspekte herausgreifen und besonders 
beleuchten. 

(Duve [SPD]: Jetzt trinken Sie auch noch 
Wasser; das hat Poesie!) 

— Endlich nimmt einmal einer einen Schluck Was-
ser, wollten Sie sagen. Vielen Dank, Herr Duve. Das 
ist der Versuch, das Gefühl zu erleben, das Herr 
Wolfgramm vorhin beschrieben hat. 

Meine Damen und Herren, aus dem internationa-
len Bereich hat die Bundesregierung in ihre Ant-
wort die Hinweise auf die zahlreichen Abkommen, 
die es gibt, aufgenommen. Ich möchte einmal einige 
der wichtigsten Abkommen mit den Jahreszahlen 
versehen. Wir haben das „Übereinkommen über den 
Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebietes" von 
1974, die Helsinki-Konvention. Sie wurde 1979, also 
fünf Jahre später, ratifiziert Sie ist seit 1980 völker-
rechtlich in Kraft. 

Wir haben das „Übereinkommen zur Verhütung 
der Meeresverschmutzung vom Lande aus", die Pa-
ris-Konvention. Sie wurde von uns 1981 ratifiziert — 
also  erst nach sieben Jahren —, obwohl sie schon 
1978 völkerrechtlich in Kraft getreten ist. 

Wir haben die Oslo-Konvention, das „Übereinkom-
men zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch das Einbringen durch Schiffe und Luftfahr-
zeuge", 1977 ratifiziert, völkerrechtlich schon seit 
1975 in Kraft, unterzeichnet 1972. 

Als letztes möchte ich die London-Konvention, das 
„Übereinkommen über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von Abfällen 
und anderen Stoffen" von 1972 erwähnen, die 1977 
ratifiziert wurde und 1980 völkerrechtlich in Kraft 
trat. 

Dieser Zeitablauf zeigt schon, daß man von einer 
von der Bundesregierung — jedenfalls als Möglich-
keit — immer wieder angedeuteten Führungsrolle 
der Bundesrepublik auf diesem Gebiet überhaupt 
nicht reden kann. Diese Abkommen sind verzöger-
lich behandelt worden. Wir sind oftmals später 
daran gewesen als andere Länder. Hier sind — das 
als Hinweis auf die Zeitabläufe, von denen Herr 
Wolfgramm vorhin gesprochen hat — Zeiten ver-
schenkt worden, die im Sinne eines entschlossenen 
Meeresumweltschutzes und Gewässerschutzes 
nicht hätten verschenkt werden dürfen. Ich glaube, 
es ist wichtig, diese Zahlen für die Zukunft im Kopf 
zu haben, damit wir künftig zu einer schnelleren 
Handlungsweise gelangen, auch was die Rolle der 
Bundesrepublik Deutschland und der Bundesregie-
rung gegenüber den anderen Partnern betrifft. 

Heute ist hier, wie ich meine, zu Recht der Ge-
danke der Nordseekonferenz angesprochen worden. 
Wir kennen die Zahlen, wonach Großbritannien, die 
Niederlande, Belgien, Dänemark zum Teil sehr viel 
mehr zur Verschmutzung der Nordsee beitragen, als 
es die Bundesrepublik tut. Warum ist denn bisher 
nicht einmal der Versuch gemacht worden, durch 
Gespräche und entsprechende Hinweise an die an-
deren zu erreichen, daß auch dort gehandelt wird? 
Warum hat es bisher keinen Versuch der Bundesre-
gierung gegeben, vorbildlich zu handeln und auf die-
sem Sektor wirklich eine politische Führung zu 
übernehmen? 

Die Bedeutung landgebundener Quellen kann gar 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. Im übrigen 
sind auch die auf See beseitigten Abfälle eigentlich 
landgebundener Art; sie stammen vom Land. So 
können wir auf diesem Gebiet nicht sorgfältig genug 
und nicht mit Nachdruck genug vorgehen. 

Vorhin ist der saure Regen erwähnt worden. Diese 
in ihrer schwerwiegenden Bedeutung heute er-
kannte Erscheinung muß, Herr Kollege Wolfgramm, 
natürlich auch im Zusammenhang mit unserer ge-
samten Energiepolitik diskutiert werden. Wenn wir 
über den sauren Regen sprechen, dann müssen wir 
auch über veraltete Kohlekraftwerke und über 
Brokdorf sprechen, und zwar in anderer Weise, als 
es jetzt der Hamburger Senat getan hat; wir müssen 
es nämlich in entschiedener und klarer Weise tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube also, wir haben Veranlassung genug, 
die uns vorgelegte Antwort auf die Große Anfrage 
mit einer Reihe kritischer Bemerkungen zu beglei-
ten. Es ist der Sinn der heutigen Debatte, dies so zu 
tun, daß die Öffentlichkeit für die vor uns liegenden 
Aufgaben sensibilisiert wird. 

Ich möchte nun noch einige wenige Bemerkungen 
zu einem Punkt machen, der schon angesprochen 
worden ist, aber eine Vertiefung verdient, nämlich 
zu dem Verhalten von Hamburg und Bremen. Ich 
entnehme der neuesten Broschüre der Hansestadt 
Hamburg mit dem Titel „Stadtentwässerung '81" den 
Satz: 

Mit dem Ausbau des Klärwerks Dradenau vor-
aussichtlich bis 1988 wird Hamburg sein Abwas- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 	5845 

Dr. von Geldern 
ser entsprechend den gesetzlichen Auflagen be-
handeln können. 

Da kann man nur sagen: Wie schön, daß sich Ham-
burg anschickt, sich den gesetzlichen Auflagen ent-
sprechend zu verhalten. Ich möchte einmal den Bür-
ger sehen, der einem Gesetz gegenüber diese Hal-
tung einnehmen und sagen würde: Vielleicht bin ich 
in einigen Jahren bereit, mich gesetzeskonform zu 
verhalten. — Was wir hier vorfinden, ist schon na-
hezu höhnisch. 

Im übrigen finden wir die Auseinandersetzung, 
die vorhin in Ihrer Zwischenfrage, Herr Duve, schon 
einmal anklang, inzwischen schriftlich niedergelegt, 
und zwar in dem Schriftwechsel zwischen dem Bun-
desinnenministerium und der Hansestadt Hamburg. 
Es geht um die Frage: Wie sind eigentlich die heuti-
gen Leistungen Hamburgs zu bewerten? Was Sie 
vorhin unter den Tisch haben fallen lassen, ist das 
Wörtchen „voll". Hamburg hat tatsächlich lediglich 
20 % seiner Abwässer vollbiologisch geklärt. Das ist 
angesichts eines Bundesdurchschnitts von 70 % ein-
fach unzureichend und kann nicht länger hingenom-
men werden. Wir müssen das als einen Skandal be-
zeichnen. 

Zur Situation der Elbe ist heute zu Recht eine 
ganze Menge gesagt worden. Ich brauche zu diesem 
Thema nur noch hinzuzufügen, daß aus der DDR lei-
der nicht nur die erhebliche Belastung der Elbe und 
der Weser herrührt, sondern auch das Grenzflüß-
chen Röden und die Flüsse Jeetzel, Leine, Milz, Hel-
ling, Kreck, Itz, Föritz und Steinseifelbach — ich will 
diese Flüsse einmal ausdrücklich beim Namen nen-
nen — durch die DDR in unzulässiger und unerträg-
licher Weise verschmutzt werden. 

Ich sage noch einmal: Wir können es uns nicht so 
leichtmachen, wie es vorhin Herr von Schoeler getan 
hat. Wir können nicht so tun, als wäre das ein Tatbe-
stand, den man mit großer Geduld ertragen müsse. 
Wir müssen hier — ich glaube, das ist eine Frage der 
politischen Entschlossenheit — zu Lösungen kom-
men, denn dieser Zustand ist nicht länger hinzuneh-
men. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Abgeordneter, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Duve? 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Bitte schön. 

Duve (SPD): Herr von Geldern, Sie haben ja ge-
hört, daß es darum geht, Verhandlungsfähigkeit und 
Verhandlungsbereitschaft nicht zu zerstören. Wel-
ches Druckmittel sehen Sie ganz konkret, um eine 
Bereitschaft der DDR zu erreichen, unseren Forde-
rungen nachzukommen? Mit welchem Druckmittel 
wollen Sie arbeiten? Könnten Sie das dem Deut-
schen Bundestag sagen? 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Herr Kollege Duve, 
ich kann mir eine ganze Menge vorstellen. Aber das 
möchte ich gern einer entschlossenen Verhand-
lungsführung überlassen. Was ich zu diesem Thema 
beitragen kann, der ich j a hier nicht stehe, um mit 
der DDR selbst zu verhandeln, ist, daß ich das zu ei-
nem öffentlichen Thema und einem öffentlichen An

-

liegen mache. Wir sollten nicht kleinmütig sein und 
nicht darum herumreden, sondern die Dinge ganz 
deutlich und laut ansprechen, damit auch die Öffent-
lichkeit mobilisiert wird. Wir brauchen hier einen 
Druck. Druck ist in jedem Falle gut, wenn eine Auf-
gabe bewältigt werden muß. Deshalb spreche ich das 
immer wieder an. 

Ich kann mir schon eine ganze Menge Möglichkei-
ten vorstellen, zu einer Lösung zu kommen. Aber es 
kann natürlich nicht so weitergehen, daß man sagt: 
Wir werden verhandeln, und wir wollen verhandeln. 
Wir sprechen es bei allen Gelegenheiten an. Wir ha-
ben es sogar auf Gipfelebene angesprochen; es ist 
auch Werbellinsee angesprochen worden. — Wenn 
man dann aber im einzelnen nachfragt oder wenn 
man sich die Tatbestände und die Wirklichkeit an-
sieht, ist überhaupt gar nichts festzustellen. Es hat 
sich nichts, nicht das geringste geändert. Das kön-
nen wir nicht länger hinnehmen. Deswegen spre-
chen wir davon. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, durch die Beantwor-
tung der Zwischenfrage ist die Redezeit jetzt schon 
abgelaufen. Ich denke, wir haben in der Debatte aber 
noch einige weitere interessante Beiträge zu erwar-
ten. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, zu dem aufgerufenen Tagesordnungspunkt 
liegen noch drei Wortmeldungen vor. Es ist nicht 
möglich, sie noch vor der Mittagspause zu erledi-
gen. 

Ich unterbreche jetzt die Sitzung. Der Bundestag 
tritt um 14 Uhr zur Fragestunde wieder zusam-
men. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.57 Uhr 
bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Wir kommen zur 

Fragestunde 
- Drucksache 9/1591 — 

Die Frage 54 des Abgeordneten Kroll-Schlüter 
und die Frage 55 des Abgeordneten Dr. Faltlhauser 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern werden auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Auswärtigen. Zur Be-
antwortung begrüße ich Herrn Staatsminister Dr. 
Corterier. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Thüsing auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung die in der BBC-Doku-
mentation „Germany and the argentine bomb" gegen die Bun-
desregierung erhobenen Vorwürfe der Zusammenarbeit, ins-
besondere den Vorwurf der illegalen Lieferung angereicher-
ten Urans, richtigzustellen? 
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Die Bundesregierung hat die in der BBC-Fernseh-
sendung am 19. April 1982 erhobenen Vorwürfe im 
Zusammenhang mit der deutsch- argentinischen 
Kooperation bei der friedlichen Nutzung der Kern-
energie durch den stellvertretenden Regierungs-
sprecher am 19. April 1982 mit Nachdruck als un-
wahr zurückgewiesen. Dies gilt insbesondere für die 
Behauptung, daß an Argentinien illegal angereicher-
tes Uran geliefert wurde. 

Die britische Regierung hat in einer offiziellen 
Verlautbarung am 20. April 1982, also unmittelbar 
nach der Sendung, die NV-politisch verantwortungs-
bewußte Haltung der Bundesrepublik Deutschland 
in ihrer internationalen Zusammenarbeit bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie unterstri-
chen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, darf ich fra-
gen, warum die mit bundesdeutscher Hilfe gebauten 
argentinischen Anlagen zur Wiederaufarbeitung 
und Brennelementeherstellung nicht der Überwa-
chung durch die Internationale Atomenergieorgani-
sation unterliegen, obwohl das in einer Vereinba-
rung zwischen Argentinien und der IAEO vom 
15. Juli 1981, Teil II, Abschnitt 2 c verbindlich vorge-
schrieben ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
dazu kann ich Ihnen nur sagen, daß es keinerlei Zu-
sammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Argentinien beim Bau dieser Wie-
deraufarbeitungsanlage gegeben hat. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, darf ich 
weiterhin fragen, ob es zutrifft, daß die deutsche 
Firma Reaktorbauelemente-Union (RBU) in Hanau 
Argentinien beim Bau einer argentinischen Fabrik 
zur Brennelementeherstellung hilft, u. a. auch durch 
die Lieferung von Bauteilen, obwohl Argentinien 
diese Anlage nicht der Überwachung durch die In-
ternationale Atomenergieorganisation unterstellt, 
und daß diese Anlage bereits in diesem Jahr in Be-
trieb gehen soll? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
dieser Vorgang ist mir unbekannt. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir die Informationen, die Sie of-
fensichtlich haben, zur Verfügung stellten. Dann will 
ich ihnen gerne nachgehen. 

(Thüsing [SPD]: Sehr gern! Herzlichen 
Dank!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Zusatzfrage, 
Herr Kollege Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Trifft es zu, Herr Staatsmini-
ster, daß die argentinische Wiederaufarbeitungsan-
lage in Ezeiza bei Buenos Aires mit Hilfe und Bera-
tung durch das Kernforschungszentrum Karlsruhe 

gefördert wird, obwohl diese Anlage nicht der Über-
wachung durch die Wiener IAEO unterliegt? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich habe diese Frage 
bereits beantwortet. Es gibt keine solche Zusam-
menarbeit beim Bau dieser Wiederaufarbeitungsan-
lage. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, hält die Bun-
desregierung den Bericht in der Zeitung „einheit" 
der IG Bergbau und Energie vom 1. April dieses Jah-
res für glaubwürdig, in dem die Befürchtung geäu-
ßert wird, die argentinische Militärjunta erhielte 
von der Sowjetunion angereichertes Uran, um mit-
tels dieses angereicherten Urans und deutscher 
Nukleartechnologie Atombomben zu produzieren? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
mir liegen keine Informationen vor, die derartige 
Befürchtungen rechtfertigen würden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Bugl auf: 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um den fal-
schen Behauptungen über deutsch-argentinische Zusammen-
arbeit im Bereich der Nukleartechnik im englischen Fernse-
hen entgegenzutreten? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Präsident, ich 
habe diese Frage bereits durch meine Antwort auf 
die Frage 36 beantwortet. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Sie haben die Antwort 
gehört, Herr Kollege Dr. Bugl. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Ja, ich habe die Ant-
wort gehört!) 

Sie haben das Recht, Zusatzfragen zu stellen. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Danke schön!) 

— Bitte sehr. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Staatsminister, trifft 
eine Meldung der „Welt" vom 24. April zu, wonach 
eine am Mittwoch letzter Woche eingesetzte intermi-
nisterielle Ad-hoc-Arbeitsgruppe, die sich aus Ver-
tretern des Auswärtigen Amtes sowie Vertretern des 
Forschungs-, des Wirtschafts- und des Entwick-
lungsministeriums zusammensetzt, mit der Formu-
lierung der Fragen und Antworten der Fragestunde 
zu diesem Thema betraut wurde? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Davon ist mir nichts 
bekannt. Ich habe mich bei der Formulierung dieser 
Antworten nur mit den zuständigen Beamten mei-
nes Hauses in Verbindung gesetzt, Herr Kollege. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aber es wird eben 
alles in der Regierung abgestimmt!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Wünschen Sie eine 
zweite Zusatzfrage, Herr Kollege Bugl? 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Ja, bitte, Herr Präsident. 
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Dr. Bugl 
Herr Staatsminister, trifft es zu — ich beziehe 

mich wieder auf die „Welt" vom 24. April —, daß Bun-
destagsabgeordnete der SPD von der Bundesregie-
rung ermuntert worden sind, zu diesem Thema Fra-
gen einzubringen, deren Beantwortung bereits so 
gut wie fertig war? 

(Zuruf von der SPD: Leider nicht! — Thü

-

sing [SPD]: Ich weise diese Unterstellung 
zurück!) 

Dr. Corterier, Staatsminister: Mir sind keine derar-
tigen Fragen von SPD-Abgeordneten bekannt. Ich 
kann deshalb um so mehr nicht Ihre Vermutung be-
stätigen. 

(Thüsing [SPD]: Ich kann das auch aus mei

-

ner Sicht nicht bestätigen!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Zusatzfrage 
hat der Kollege Thüsing das Wort. 

Thüsing (SPD): Ich habe mich für solche Sachen, 
die hier unterstellt wurden, nie hergegeben, andere 
SPD-Kollegen auch nicht. 

Aber zu der Zusatzfrage: Herr Staatsminister, ich 
möchte Sie fragen, ob die Bundesregierung den wei-
teren Technologietransfer auf kerntechnischem Ge-
biet daraufhin schärfer überprüfen wird, ob dieser 
Technologietransfer mit den Zielen der Nichtver-
breitung von Atomwaffen zu vereinbaren ist, zumal 
hier im konkreten Fall argentinische Regierungs-
sprecher und die Sprecher anderer Empfängerlän-
der die Absicht erkennen lassen, daß sie die Atom-
technologie auch zur Herstellung von Sprengsätzen 
verwenden würden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Thüsing, 
ich bin nicht überzeugt davon, daß die Frage in ei-
nem Sachzusammenhang mit der Frage 37 steht. 
Aber ich überlasse dem Herrn Staatsminister die 
Beantwortung. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich sehe auch keinen 
Zusammenhang, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 38 des Abgeordneten Dr. 
Bugl auf: 

In welchem Umfang werden die kerntechnischen Anlagen 
Argentiniens durch die Internationale Atomenergiebehörde 
in Wien kontrolliert? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Internationale 
Atomenergieorganisation in Wien hat am Montag, 
dem 19. April 1981, zur Kontrollage in Argentinien 
wie folgt Stellung genommen: 

Die Internationale Atomenergieagentur wendet 
Sicherungskontrollen in Argentinien auf der 
Grundlage von elf einzelnen Sicherungsabkom-
men an. Diese Abkommen erfassen alle signifi-
kanten Aktivitäten, die unter dem Gesichts-
punkt der Sicherungskontrollen relevant und 
der Agentur aus offiziellen oder anderen öffent-
lichen Quellen bekannt sind. 

Herr Davignon, der Vizepräsident der EG-Kom-
mission, hat am 28. April 1982 zu der BBC-Sendung 
vom 19. April 1982 unter anderem folgendes festge-
stellt: Die verschiedenen Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Argentinien im 
Bereich der nuklearen Zusammenarbeit befinden 
sich in voller Übereinstimmung mit den Abmachun-
gen über die friedliche Nutzung der Kernenergie so-
wie mit den Kontrollen und Verifikationen „vor Ort", 
wie dies der Euratom-Vertrag, die Londoner Richtli-
nien und die IAEO vorsehen. Herr Davignon unter-
streicht in seiner Erklärung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland in ihrer Zusammenarbeit mit Drittlän-
dern, hier insbesondere mit Argentinien, die von ihr 
eingegangenen Verpflichtungen auf das genaueste 
beachtet. 

Ich glaube, daß diesen Aussagen von berufenen 
Sprechern internationaler Organisationen ein grö-
ßeres Gewicht zukommt als allem, was die Bundes-
regierung zu dieser Frage aussagen könnte. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Vielen Dank. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage 
stellt der Abgeordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Kann die Internationale Atomener-
giebehörde in Wien durch ihre Kontrollmaßnahmen 
ausschließen, daß Argentinien durch die Kombina-
tion von Nukleartechnologie aus der Bundesrepu-
blik und angereichertem Uran aus der Sowjetunion 
in die Lage versetzt wird, Atombomben zu produzie-
ren, und ist die Bundesregierung gegebenenfalls be-
reit, den Vermutungen der Mitgliederzeitschrift der 
IG-Bergbau nachzugehen, Herr Staatsminister? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
diese Frage stellt sich deswegen nicht, weil es sich 
hier um einen Reaktortyp handelt, der nicht mit an-
gereichertem Uran gefahren wird. Allein dieser Re-
aktortyp wird zur Zeit in Argentinien gebaut. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Caten-
husen zu einer Zusatzfrage. 

Catenhusen (SPD): Sieht die Bundesregierung, 
auch angesichts der Aussagen argentinischer Regie-
rungssprecher, daß sie die Atomtechnologie eventu-
ell auch zur Herstellung von Sprengsätzen verwen-
den wollten, die Notwendigkeit, die Mitarbeiter der 
vom Bund getragenen Kernforschungszentren noch 
einmal darauf hinzuweisen, daß vor allem eine Be-
teiligung am Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in 
Argentinien nicht in Frage kommt? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
zunächst möchte ich feststellen, daß mir die von Ih-
nen zitierten Aussagen von argentinischen Regie-
rungssprechern nicht bekannt sind. Ich wäre dank-
bar, wenn Sie mir diese zur Verfügung stellen könn-
ten. 

(Catenhusen [SPD]: Gern!) 

Im übrigen möchte ich auf die von mir bereits gege-
benen Antworten hinweisen, aus denen hervorgeht, 
daß wir nicht am Bau dieser Wiederaufarbeitungs-
anlage beteiligt sind. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten 
Czaja auf: 

Wird die Bundesregierung in ihrer Forderung an den 
NATO-Gipfel, die Entspannungsbestrebungen fortzusetzen, 
im Einklang mit dem Harmel-Bericht, auf den sie sich beruft, 
hervorheben, daß im Mittelpunkt jeder wirklichen Entspan-
nung eine gerechte Friedensordnung in Europa stehen muß, 
die „ohne Lösung der Deutschlandfrage" (Nummern 8 und 9 
des Harmel-Berichts) nicht möglich ist, da so „die grausamste 
Teilung Deutschlands" (Nummer 8 des Harmel-Berichts) 
durch die Wiedervereinigung in Freiheit überwunden werden 
muß (Nummer 11 des Harmel-Berichts)? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hält in der Tat an dem Konzept der umfassenden 
Friedenssicherung durch das atlantische Bündnis 
fest, wie es vor 15 Jahren mit dem Grundkonzept des 
Harmel-Berichts vereinbart wurde. Indem sie wie in 
ihrer 14-Punkte-Erklärung nach der Kabinettsit-
zung am 31. März 1982 darauf hinweist, ruft sie auch 
die deutschlandpolitische Zielsetzung des Harmel-
Berichts in Erinnerung. Die Bundesregierung wird 
sich auch auf dem Bonner NATO-Gipfeltreffen für 
Fortsetzung dieser Gesamtstrategie des Bündnisses 
einsetzen. Sie dient damit ihrem politischen Ziel, auf 
einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, 
in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestim-
mung seine Einheit wiedererlangt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, da der 
Harmel-Bericht jahrelang zurückliegt, frage ich: 
Welche politischen Maßnahmen wurden auf Initia-
tive der Bundesregierung seitens der NATO im 
Sinne von Ziffer 12 des Harmel-Berichts bisher un-
ternommen, der, wie Sie soeben ausführten, die nach 
vorn verweisende Aufgabe einer gerechten Ordnung 
in Europa enthält und der eine Milderung der Fol-
gen der, wie es in Ziffer 8 heißt, grausamsten Tei-
lung in Europa, der Teilung Deutschlands, an-
strebt? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
in Ziffer 12 heißt es — ich möchte das zitieren —: 

Die Bündnispartner werden laufend politische 
Maßnahmen prüfen, die darauf gerichtet sind, 
eine gerechte und dauerhafte Ordnung in Eu-
ropa zu erreichen, die Teilung Deutschlands zu 
überwinden und die europäische Sicherheit zu 
fördern. Dies wird Bestandteil eines Prozesses 
der aktiven und fortlaufenden Vorbereitung für 
die Zeit sein, in der eine fruchtbare Erörterung 
dieser vielschichtigen Fragenkomplexe zwi-
schen Staaten in Ost und West auf bilateraler 
oder multilateraler Grundlage möglich sein 
wird. 

Ich glaube, daß man feststellen kann, daß das 
Bündnis diese Ziele, die hier angesprochen sind, im 
Rahmen seiner Möglichkeiten immer im Auge be-
halten und gefördert hat. Daß eine endgültige Über-
windung der Teilung Deutschlands in der gegenwär-
tigen politischen Konstellation nicht möglich ist, 

wissen Sie genausogut wie ich. Wir können in der ge-
genwärtigen Lage nur alles daransetzen, um zu ver-
suchen, die Folgen der Teilung zu mildern und mög-
lichst viel für die Verbindung zwischen den Deut-
schen auf beiden Seiten zu tun. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nach-
dem nicht klar geantwortet wurde, welche konkre-
ten politischen Maßnahmen bisher unternommen 
wurden, frage ich: Beabsichtigt die Bundesregie-
rung, diesbezüglich realistische Maßnahmen beim 
Bonner NATO-Gipfel zur Sprache zu bringen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich glaube oder ich 
befürchte, daß der Begriff realistischer Maßnahmen 
von uns nicht einheitlich beurteilt wird. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das wissen Sie doch 
nicht!) 

Ich glaube, daß die gesamte Politik der Bundesregie-
rung darauf ausgerichtet ist, das, was im Augenblick 
getan werden kann, um den Menschen auf beiden 
Seiten zu helfen, auch zu tun. Darauf wird sie auch 
beim Gipfel ihre Aufmerksamkeit richten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
 Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie ist 
Ihre Antwort zu verstehen, die Sie soeben gegeben 
haben, daß die Bundesregierung die Deutschland be-
treffenden Passagen des Harmel-Berichts in Erinne-
rung rufen wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Wir möchten am Har-
mel-Bericht in allen seinen Teilen festhalten, weil 
wir ihn für eine bis heute gültige und unverzichtbare 
Grundlage unserer Politik halten. Wir sind aller-
dings der Meinung, daß der Harmel-Bericht in eini-
gen Bereichen, die zeitbedingt — er stammt vom De-
zember 1967 — damals noch nicht so gewürdigt wor-
den sind, wie es in der heutigen Lage erforderlich ist, 
ergänzt und fortgeschrieben werden sollte. Ich 
rechne dazu vor allem den Bereich der Rüstungs-
kontrolle — um nur dieses eine Beispiel zu nen-
nen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Trifft es zu, daß das US-Außenministerium Gespräche — 
auch mit der Bundesrepublik Deutschland — darüber führt, 
daß zwischen den USA und ihren Verbündeten ein „neuer Me-
chanismus" für eine gemeinsame Kreditvergabepolitik im 
Osthandel geschaffen wird (Informationsfunk der Bundesre-
gierung vom 2. April 1982)? 

Bitte. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Kreditbeziehun-
gen zu den Ländern Osteuropas sind seit Jahren Ge-
genstand eines regelmäßigen Informationsaustau-
sches zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und ihren westlichen Verbündeten sowohl in multi-
lateralem Rahmen als auch in bilateralen Konsulta- 
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Staatsminister Dr. Corterier 
tionen. Diese Gespräche haben sich in den letzten 
Monaten intensiviert. Besondere Bedeutung kommt 
dabei der Frage zu, wie der bereits bestehende Infor-
mationsaustausch verbessert werden kann. Die 
Bundesregierung ist bereit, sich an weiteren multila-
teralen Gesprächen über dieses Thema aktiv zu be-
teiligen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, da in 
dieser Meldung — auch des Info-Funks der Bundes-
regierung und der französischen Presseagentur 
AFP — von einem „neuen Mechanismus" die Rede 
ist, frage ich Sie, ob sich die Gespräche auch auf die 
verlustreichen staatlichen Hermes-Bürgschaften 
für Ostkredite beziehen, ohne die ja deutsche Bank-
und Exportkredite an Ostblockländer unmöglich wä-
ren. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
in diesen Gesprächen wird der Gesamtkomplex un-
serer Handelsbeziehungen erörtert. Die Bundesre-
gierung vergibt bekanntlich keine Staatskredite an 
die Sowjetunion. Die Entscheidungen über Bürg-
schaften für kommerzielle Kredite im Rahmen des 
staatlichen Ausfuhrgewährleistungssystems, also 
der sogenannten Hermes-Bürgschaften, werden un-
ter wirtschaftlichen und, vorrangig, risikopoliti-
schen Gesichtspunkten getroffen. Hierbei spielt die 
Einschätzung der Wirtschafts- und Transferkraft 
der Sowjetunion eine besondere Rolle. Sollte sich 
unter diesen Gesichtspunkten die Frage einer Be-
schränkung der Bürgschaften stellen, so wird die 
Bundesregierung sie in Abstimmung mit ihren west-
lichen Partnern prüfen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, da 
nach den Feststellungen des amerikanischen Bot-
schafters Burns die von Ihnen bestätigten Gesprä-
che sich auch auf die politischen Konsequenzen be-
ziehen, frage ich Sie, ob sich in diesen Gesprächen 
eine Annäherung der Standpunkte der USA und der 
Bundesrepublik abzeichnet und ob es eine westliche 
Koordinierung über Zwecke und Konditionen sol-
cher Kredite sowie die Gegenleistungen des Ost-
blocks im Bereich wirklicher Entspannung geben 
wird? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
ich hatte Ihnen bereits gesagt, daß wir in einem in-
tensiven Meinungsaustausch mit unseren Verbün-
deten stehen und daß sich dieser Meinungsaus-
tausch sowohl im multilateralen Rahmen wie auch 
in bilateralen Konsultationen vollzieht. Es ist jetzt 
noch zu früh, um eine Prognose über die Ergebnisse 
dieses Meinungsaustausches in der Öffentlichkeit 
auszusprechen. Das sind — wie Sie mir sicher zuge-
stehen werden — sehr sensitive Gespräche, die im 
Moment noch vertraulich geführt werden. Ich hoffe, 
daß zu gegebener Zeit Gelegenheit sein wird, im 
Auswärtigen Ausschuß über Einzelheiten zu spre-
chen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Hupka, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß bis zum Augenblick 
die Notwendigkeit, Hermes-Bürgschaften bei Kredi-
ten für Osteuropa zu beschränken, nicht gegeben 
ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Wir sehen bis zum 
Augenblick keine solche Notwendigkeit. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Kann die Bundesregierung die Nachricht bestätigen, daß 
die Wirtschaftsreferentenstelle an der Botschaft in Korea ge-
strichen worden ist und daß gleichzeitig die Botschaften der 
USA über 40 und Großbritanniens über 20 Wirtschaftsexper-
ten verfügen, und gedenkt die Bundesregierung die Bedeu-
tung der Wirtschaft Koreas als eines Schwellenlands für die 
deutsche Wirtschaft in ihre Überlegungen einzubeziehen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Es trifft nicht zu, daß 
die Wirtschaftsreferentenstelle an der Botschaft in 
Korea gestrichen worden ist. Das Auswärtige Amt 
ist seit Jahren bestrebt, bei kleineren und mittleren 
Botschaften den Ständigen Vertreter des Botschaf-
ters zum Leiter des Wirtschaftsdienstes zu bestellen. 
Dies soll gewährleisten, daß der Wirtschaftsbereich 
von einem Beamten wahrgenommen wird, der dem 
Rang und seiner Berufserfahrung nach diesem 
wichtigen Aufgabenbereich voll gewachsen ist und 
der die Interessen der deutschen Wirtschaft auf ent-
sprechender Ebene mit Nachdruck im Gastland ver-
treten kann. Aus diesem Grunde wurde nach einer 
Inspektion im Jahre 1976 der Ständige Vertreter an 
der Botschaft Seoul zum Leiter des Wirtschaftsdien-
stes bestellt. Die Botschaft wurde daraufhin um eine 
Stelle des gehobenen Dienstes verstärkt und eine 
Referentenstelle abgezogen. Der Wirtschaftsdienst 
an der Vertretung wurde durch diese Maßnahmen 
aufgewertet. 

1981 hat dann der Chefinspekteur des Auswärti-
gen Amts nach einer weiteren Inspektion empfoh-
len, die Botschaft um eine vierte Stelle des höheren 
Dienstes aufzustocken. Im Juli 1982 wird dement-
sprechend ein weiterer höherer Beamter seinen 
Dienst an der Botschaft Seoul antreten. Die Vertre-
tung wird damit verstärkt in der Lage sein, alle an-
fallenden Aufgaben, auch auf dem Gebiet der Wirt-
schaft, wahrzunehmen. Nach Auffassung des In-
spekteurs wäre mit dieser Personalausstattung eine 
Ausweitung der Tätigkeit möglich. Eine darüber hin-
ausgehende Verstärkung des Stellenplans der Bot-
schaf Seoul ist dem Auswärtigen Amt aus Haus-
haltsgründen derzeit nicht möglich. 

Nach der letzten dem Auswärtigen Amt vorliegen-
den Liste, und zwar vom 20.6. 1981, haben in Seoul 
die USA 63 und Großbritannien 19 Bedienstete zur 
Diplomatenliste angemeldet. Eine Aufschlüsselung 
in „Wirtschaftsexperten" und andere Bedienstete, 
die sich anderen Aufgaben widmen, ist dem Auswär-
tigen Amt leider nicht möglich. Es ist jedoch nicht 
anzunehmen, daß von den 63 Bediensteten der USA 
über 40 mit Wirtschaftsfragen befaßt sind. Da Groß- 
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britannien nur 19 Bedienstete zur Liste angemeldet 
hat, scheint es ausgeschlossen, daß über 20 Wirt-
schaftsexperten an der Botschaft tätig sind. 

(Zuruf von der SPD: Wieso denn nicht?) 

Abschließend wird darauf hingewiesen, daß in 
Seoul im letzten Jahr eine koreanisch-deutsche 
Handelskammer eröffnet wurde, die die Erteilung 
wirtschaftlicher Auskünfte übernommen hat. Ich 
bin daher der Auffassung, daß die wirtschaftlichen 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland in Ko-
rea ausreichend wahrgenommen werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß der Stellvertreter des 
Botschafters auch die Stelle des Wirtschaftsreferen-
ten einnimmt, aber ein Wirtschaftsreferent selber an 
unserer Botschaft mit diesem ausschließlichen Auf-
trag, sich um die Wirtschaft zu kümmern, nicht vor-
handen ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das sehen Sie richtig. 
Sie müssen bitte berücksichtigen, daß das in Seoul 
keine allzugroße Botschaft ist. Ich glaube, daß es von 
daher tatsächlich eine günstige Lösung ist, daß der 
ständige Vertreter des Botschafters, der in dieser 
Botschaft eine herausgehobene Position hat, sich 
den Wirtschaftsfragen widmet. Wenn jetzt ein weite-
rer Beamter des höheren Dienstes an die Botschaft 
entsandt wird, dann wird das zu einer Entlastung 
des Botschafters und seines ständigen Vertreters 
führen. Das heißt, der ständige Vertreter wird dann 
sicherlich noch mehr Möglichkeiten haben, sich der 
Aufgabe, sich der Vertretung unserer wirtschaftli-
chen Interessen zu widmen, anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön-
nen Sie einen Zusammenhang vielleicht darin se-
hen, daß die Amerikaner und übrigens auch die 
Franzosen bei einigen entscheidenden Wirtschafts-
projekten den Zuschlag bekommen haben, weil eben 
diese Botschaften besser besetzt sind als die Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich sehe keinen sol-
chen Zusammenhang. 

Ich glaube, daß durch die Antwort, die ich Ihnen 
schon gegeben habe, auch deutlich geworden ist, daß 
die Zahlen, die Ihnen über die Wirtschaftsexperten 
an den beiden genannten Botschaften zur Verfü-
gung standen, so wohl auch nicht stimmen kön-
nen. 

Im übrigen muß noch einmal darauf hingewiesen 
werden — wir haben uns darüber schon öfters im 
Auswärtigen Ausschuß, aber auch hier in Fragestun-
den unterhalten —, daß die Bundesrepublik 
Deutschland, was die Vertretung ihrer wirtschaftli-
chen Interessen im Ausland angeht, eine besondere, 
spezifische Organisation hat. Dazu gehören in aller-
erster Linie eben auch die Handelskammern. Und 

ich habe darauf hingewiesen, daß wir gerade in Ko-
rea seit dem letzten Jahr eine solche koreanisch-
deutsche Handelskammer haben, die natürlich ihre 
Aufgabe in allererster Linie in der Vertretung unse-
rer wirtschaftlichen Interessen sieht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Zusatzfrage, 
Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatsminister, können Sie mir 
bestätigen, daß es zur Ausbildung aller deutschen 
Diplomaten gehört, sich in Wirtschaftsfragen so 
sachkundig zu machen, wie die Angehörigen des 
deutschen Volkes ja wirtschaftlich ohnehin sach-
kundig sind, und daß es möglicherweise auf Unter-
schiede in der nationalen Nähe zu Wirtschaftsfragen 
schließen läßt, wenn der Herr Abgeordnete Hupka 
hier auf die zahlenmäßige Besetzung des Wirt-
schaftsteils der englischen, der amerikanischen und 
der deutschen Botschaft so abhebt? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Also ich kann nur 
feststellen, Herr Abgeordneter, daß bei der Ausbil-
dung, die wir unseren Beamten im Auswärtigen Amt 
angedeihen lassen, die Wirtschaft und alle damit zu-
sammenhängenden Fragen einen ganz hervorra-
genden Platz einnehmen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 44 des Herrn Abgeordne-
ten Hupka auf: 

Wie erklärt es die Bundesregierung, daß die Sowjetunion 
seit dem letzten Besuch von Generalsekretär Breschnew in 
Bonn und nach Abschluß des deutsch-sowjetischen Erdgas-
Röhren-Geschäfts immer weniger Deutschen die Ausreiseer-
laubnis erteilt, weshalb im ersten Quartal 1982 ein Drittel we-
niger Aussiedler zu uns kamen als in dem ohnehin sehr 
schlechten Jahr 1981 und 400 Prozent weniger als 1976, und 
was gedenkt sie zu tun? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Zwischen dem Ar-
beitsbesuch des sowjetischen Staats- und Partei-
chefs Breschnew und heute ist die — erhoffte — 
Trendwende nicht sichtbar geworden. In Erfüllung 
meiner Zusage vom 4. März 1982, daß wir die sowjeti-
sche Regierung drängen werden, zu einer großzügi-
geren Ausreisepraxis zurückzukehren, wurde unser 
Botschafter beauftragt, die Angelegenheit unter 
Hinweis auf die sowjetische Wohlwollenserklärung 
vom November 1981 mit großem Ernst und Nach-
druck auf hoher Ebene in Moskau anzusprechen. 
Eine Erklärung für die sowjetische Haltung in der 
Ausreisefrage kann, wie schon meine Kollegin 
Hamm-Brücher am 11. November 1981 hier erklärte, 
darin gesehen werden, daß die sowjetische Regie-
rung die Bedeutung der Frage für die bilateralen Be-
ziehungen und den Entspannungsprozeß trotz 
mehrseitiger und eindeutiger Ansprache auch im 
November 1981 immer noch nicht richtig ein-
schätzt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön-
nen Sie auf Grund Ihrer Informationen oder auf 
Grund des Gesprächs, das unser Botschafter in Mos- 
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kau geführt hat, zumindest ankündigen, daß sich 
hier eine Besserung der Ausreisemöglichkeiten für 
die Deutschen in der Sowjetunion ergeben könn-
te? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das Gespräch hat 
noch nicht stattgefunden, Herr Abgeordneter. Ich 
hoffe, daß es in allernächster Zeit stattfinden 
kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Welches mögen die Gründe 
für die Sowjetunion sein, daß sie in den letzten fünf 
Jahren die Zahl derer, die die Ausreisegenehmigung 
bekommen, ständig drosselt, so daß die Zahl, die im 
Jahre 1976 im Durchschnitt pro Monat erreicht wor-
den ist — 800 —, heute, d. h. für das erste Quartal des 
Jahres 1982, auf 200 im Monatsdurchschnitt gesun-
ken ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
die Gründe für dieses Verhalten der Sowjetunion 
sind mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Anschluß-
frage Herr Kollege Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, ist es 
auch denkbar, daß die Anzahl der Ausreiseerlaub-
nisse von der Zahl der gestellten Anträge abhängig 
ist, und ist es deswegen nicht auch denkbar, daß die 
Tendenz, die in der Frage des Herrn Hupka liegt, in-
sofern eine Irreführung darstellt, als er von Prozent-
zahlen spricht, ohne gleichzeitig die Bezugsgröße 
angeben zu können? 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: 200 000 Anträge lie

-

gen vor!) 

Dr. Corterier, Staatsminister: Natürlich ist hier ein 
Zusammenhang gegeben, aber wir müssen feststel-
len, daß es eine große Zahl von Ausreiseanträgen 
gibt. Die Betroffenen und ihre Verwandten in der 
Bundesrepublik wenden sich j a an uns; sie wenden 
sich auch an viele Kollegen im Hause, so daß wir alle 
mit diesen Vorgängen wohl ganz gut vertraut sind. 
Die Zahlen sind leider in ganz außerordentlichem 
Maße zurückgegangen, so daß sie sicherlich in kei-
nem angemessenen Verhältnis zur Zahl der gestell-
ten Anträge stehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zu einer Anschluß-
frage Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß nach den Meldungen 
des Deutschen Roten Kreuzes über 100 000 unerle-
digte Ausreiseanträge von Deutschen aus der So-
wjetunion vorliegen und daher das Verhältnis zu 200 
Ausreisegenehmigungen im Monat außerordentlich 
niederdrückend ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Diese Frage unter-
streicht das, was ich eben bereits ausgeführt hatte, 
Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen beantwortet. Ich danke Ih-
nen, Herr Staatsminister. 

Die Frage 56 des Abgeordneten Dr. Hennig wird 
auf Bitten des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. Die Fra-
gen 57 und 58 des Abgeordneten Conradi sind vom 
Fragesteller zurückgezogen worden. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz erledigt. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Zur Beantwortung 
begrüße ich Herrn Parlamentarischer Staatssekre-
tär Haehser. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Feile auf: 

Ist der Bundesregierung die immer wieder zu hörende Kri-
tik an einzelnen Lohnsteuerhilfevereinen und hier insbeson-
dere der Vorwurf bekannt, daß durch höhere Gebühren und 
Zwischenfinanzierungszinsen vor allem ausländische Arbeit-
nehmer beim Lohnsteuerausgleich über einen solchen Verein 
erheblich übervorteilt werden, und sieht die Bundesregierung 
in dem Vorschlag, die Übertragung von Steuererstattungsan-
sprüchen generell zu untersagen, einen geeigneten Weg, um 
die erkennbaren Mißbräuche abzustellen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Feile, der Bundesre-
gierung ist die Kritik bekannt, die an der Verhal-
tensweise einzelner Lohnsteuerhilfevereine geübt 
wird. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
über die obersten Finanzbehörden der Länder, die 
Oberfinanzdirektionen, die die Aufsicht über die 
Lohnsteuerhilfevereine führen, gebeten, zu behaup-
teten Mißbräuchen im Zusammenhang mit der Vor-
finanzierung von Lohnsteuererstattungsansprü-
chen Stellung zu nehmen. An Hand der eingegange-
nen Berichte wird zur Zeit im Bundesministerium 
der Finanzen geprüft, ob gesetzgeberische Maßnah-
men zur Unterbindung von Mißbräuchen notwendig 
sind. 

Der Vorwurf, daß vor allem ausländische Arbeit-
nehmer durch höhere Gebühren und Vorfinanzie-
rungszinsen übervorteilt werden, kann allerdings 
nicht gegen die Lohnsteuerhilfevereine gerichtet 
werden, denn die Vorfinanzierung von Steuererstat-
tungsansprüchen ist diesen Vereinen untersagt. In 
der Regel wird das Geschäft der Vorfinanzierung 
von Steuererstattungsansprüchen von Kreditinsti-
tuten betrieben. 

Zur Preisbildung im Bankenbereich will ich Ihnen 
sagen, daß diese staatlich nicht reglementiert ist. 
Die Bundesregierung hat daher weder einen Über-
blick über die Kostengestaltung bei Krediten zur 
Vorfinanzierung von Lohnsteuererstattungsansprü-
chen noch kann sie beurteilen, ob und inwieweit die 
Kostenberechnungen in diesem Bereich betriebs-
wirtschaftlich gerechtfertigt oder möglicherweise 
im Verhältnis zur erbrachten Leistung überhöht 
sind. 

Um Mißstände auf dem Gebiet der Vorfinanzie-
rung von Erstattungsansprüchen aus dem Lohn-
steuer-Jahresausgleich zu unterbinden, ist der ge-
schäftsmäßige Erwerb von Erstattungsansprüchen 



5852 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Parl. Staatssekretär Haehser 
zum Zwecke der Einziehung oder sonstigen Verwer-
tung auf eigene Rechnung gesetzlich durch die Ab-
gabenordnung verboten. Es ist nur noch Kreditinsti-
tuten erlaubt, Steuererstattungsansprüche ge-
schäftsmäßig zu erwerben, und zwar nur zu Siche-
rungszwecken. 

Damit, Herr Kollege Feile, sind gesetzliche Hand-
haben geschaffen worden, um den sogenannten 
Lohnsteuerkartenhandel und andere Formen der 
Blankoabtretung von Erstattungsansprüchen zu un-
terbinden. Die Arbeitnehmer, insbesondere auch 
ausländische Arbeitnehmer, werden weitgehend da-
vor geschützt, ihre Ansprüche aus dem Lohnsteuer-
Jahresausgleich unüberlegt, zu unangemessenen 
Bedingungen oder an unseriöse Kreditgeber abzu-
treten; denn der amtliche Abtretungsvordruck ent-
hält neben den im Gesetz vorgeschriebenen Anga-
ben zusätzliche warnende Hinweise. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Feile. 

Feile (SPD): Herr Staatssekretär, durch die formu-
larmäßige Bestellung der Lohnsteuerhilfevereine zu 
Zustellungsbevollmächtigten geht nach der jetzigen 
Regelung dem eigentlichen Erstattungsberechtigten 
kein Steuerbescheid zu. Er erhält also keine Kennt-
nis von der wirklichen Zahlung, die das Finanzamt 
an ihn leistet. Sehen Sie vor diesem Hintergrund in 
dem Vorschlag, auch in diesen Fällen in Zukunft ei-
nen Erstattungsbescheid zuzustellen, nicht die Mög-
lichkeit, einem etwaigen Mißbrauch vorzubeugen 
und andererseits — ich möchte das ausdrücklich be-
tonen — denjenigen Lohnsteuerhilfevereinen, die 
ihre Arbeit sachlich richtig und zur Zufriedenheit 
machen, zu helfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Feile, 
die Tatsache, daß demjenigen, der Geld zu kriegen 
hat — sagen wir es mal so in einfachen Worten —, 
der Bescheid, daß er etwas zu kriegen hat, nicht zu-
geht, bedeutet natürlich nicht, daß ihm dieser Be-
scheid nicht zugänglich ist. Ich würde auf jeden Fall 
darauf Wert legen, mich zu erkundigen, was aus mei-
nem eigenen Bemühen oder aus dem Bemühen der-
jenigen, die es für mich tun, geworden ist. Vielleicht 
nutzt man diese Fragestunde, dies auch öffentlich zu 
erklären, damit die Lohnsteuerpflichtigen wissen, 
welche Rechte und welche Möglichkeiten sie ha-
ben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Feile. 

Feile (SPD): Herr Staatssekretär, nach den gesetz-
lichen Vorschriften sollen die Lohnsteuerhilfever-
eine Selbsthilfeeinrichtungen von Arbeitnehmern 
sein. Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund den 
Vorschlag, künftig nur noch solche Lohnsteuerhilfe-
vereine zuzulassen, die in rechtlicher und tatsächli-
cher Hinsicht eng z. B. mit Gewerkschaften oder 
auch mit der kirchlichen Dienststelle zur Betreuung 
ausländischer Arbeitnehmer verbunden sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Der Vorschlag, Herr 
Kollege Feile, liegt uns in einer gedruckten oder  

sonstwie gearteten Form nicht vor; aber in der Ten-
denz beurteilt die Bundesregierung diesen Vor-
schlag natürlich positiv. Im Grunde genommen dür-
fen nur seriöse Einrichtungen diese Tätigkeit aus-
üben, von der wir jetzt gerade sprechen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung bereit, die Anregung des Kollegen Feile 
noch einmal zu überprüfen, den Bescheid dem Ver-
treter und dem Vertretenden zuzusenden, da es be-
reits eine vergleichbare Regelung im Verfahrens-
recht des Sozialgesetzbuches gibt und sich als sinn-
voll erwiesen hat? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich sage Ihnen 
diese Überprüfung zu, Herr Kollege Gansel. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen? — 

Ich rufe dann die Frage 60 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Schöfberger auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse einer 
ökonometrischen Simulationsstudie des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI) Essen, wo-
nach die „Operation '82" nicht nur, wie beabsichtigt, den Haus-
halt im Jahr 1983 um 23 Milliarden DM entlasten, sondern im 
selben Jahr als unwillkommenen Effekt das Steueraufkom-
men um rund 7,67 Milliarden DM, das Wachstum des realen 
Bruttosozialprodukts um 1 v. H., den privaten Verbrauch um 
2,2 v. H., die realen Bruttoinvestitionen um 1,4 v. H., die Zahl 
der Erwerbstätigen um 140 000 oder 0,6 v. H. sowie die Ge-
winne aus Unternehmertätigkeit um 1 v. H., absenken werde 
und die konjunkturdämpfende Wirkung der „Operation '82" 
erst wieder durch das beabsichtigte Beschäftigungspro-
gramm ausgeglichen werden könne? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, das Rheinisch-Westfälische Institut hat ver-
sucht, mit Hilfe seines Konjunkturmodells die ge-
samtwirtschaftlichen Auswirkungen der sogenann-
ten „Operation '82" und der Gemeinschaftsinitiative 
nachzuvollziehen und zu errechnen. Dabei handelt 
es sich also um eine an der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage orientierte Kreislaufberechnung. 

Andere Wirkungszusammenhänge konnten des-
halb nicht berücksichtigt werden. Dies gilt insbeson-
dere für die Veränderung der steuerlichen Rahmen-
bedingungen, für die Auswirkungen der Operation 
'82 auf das Zinsniveau sowie auf das wirtschaftliche 
Klima und die Erwartungen von Wirtschaft und Ver-
brauchern. Gerade aber diesen Zusammenhängen 
kommt erhebliche Bedeutung zu. 

Im übrigen muß natürlich auch zwischen den 
kurz- und mittelfristigen Auswirkungen unterschie-
den werden. Die Politik der Bundesregierung zur 
Überwindung von Strukturproblemen, zur Um-
schichtung des Sozialprodukts und zur Rückführung 
der öffentlichen Defizite ist mittelfristig angelegt. Es 
ist nicht auszuschließen, daß — isoliert betrachtet — 
durch Ausgabekürzungen kurzfristig nachfrage-
dämpfende Wirkungen eintreten können. Sie kön-
nen indessen nicht beziffert werden. Dem stehen 
aber z. B. die positiven Folgen der besseren Zinsent-
wicklung gegenüber. Mittelfristig überwiegen also 
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nach unserer Ansicht die positiven Auswirkungen 
der sogenannten Operation '82. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt „soge

-

nannten"?) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Nachdem sich das ge-
nannte Institut über die verteilungspolitischen Wir-
kungen der Operation '82 nicht geäußert hat, frage 
ich: Können Sie, Herr Staatssekretär, bestätigen, 
daß wenigstens die mit der Operation '82 geschaffe-
nen Vermögensverzerrungen zu Lasten der Trans-
fer-Einkommensbezieher mit eigenem kleinen Ein-
kommen und zugunsten der wohlbestalteren Inve-
storen ungeschmälert erhalten bleiben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen das 
so nicht bestätigen, Herr Kollege. Ich will nur eines 
sagen: Die bekundete Auffassung der Bundesregie-
rung, die Kredite zu begrenzen, die bekundete und 
praktizierte Auffassung der Bundesregierung, Soli-
dität und Sparsamkeit zu üben, wird insgesamt eine 
positive Wirkung haben. Ich glaube, Sie haben in Ih-
rer Fragestellung mehr nach den grundsätzlichen 
Wirkungen gefragt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Nachdem das Parlament 
bei solchen Gesetzen von der Bundesregierung im-
mer eine Prognose hinsichtlich der finanziellen Aus-
wirkungen eines solchen Gesetzes, hinsichtlich der 
unmittelbaren Haushaltseinsparungen bekommt, 
frage ich, ob es in Zukunft bei ähnlichen Gesetzes-
materien möglich sein könnte, dem Bundestag eine 
globale Übersicht im Sinne einer volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung bezüglich aller, auch der se-
kundären Auswirkungen solcher Operationen zur 
Verfügung zu stellen, damit das Parlament nicht nur 
die günstigen Auswirkungen, etwa die Haushalts-
einsparungen, kennt, sondern auch alle unabwend-
baren, aber sicher zunächst nicht beabsichtigten 
Folgewirkungen solcher Operationen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schöf-
berger, ich denke, ich sollte Ihrer Fragestellung 
nicht die Anregung entnehmen, daß wir neben den 
Vorblättern, die wir den Gesetzentwürfen voranstel-
len, nun noch umfangreiche lyrische Werke beifügen 
sollten. 

(Sehr richtig! Bei der CDU/CSU) 

Die Debatten, die um die jeweiligen Gesetze geführt 
werden, bringen doch alles das zum Vorschein, was 
Sie erörtert wissen wollen. Ich erinnere mich gut, 
daß im Zusammenhang mit der Operation '82 — die 
ich deswegen „sogenannte" genannt habe, weil sie 
nie amtlich so genannt worden ist — die Debatten 
im Haushaltsausschuß, die ich zum Teil selber mit-
verfolgt habe, alles das aufkommen ließen, was auch 
in Ihrer Fragestellung aufgekommen ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 61 des Abgeordneten Dr. 
Schöfberger auf: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durch Anwen-
dung des „Bauherrnmodells" (sowohl Neubau- als auch Er-
werber-/Modernisierungsmodell) verursachten Steuermin-
dereinnahmen, und welchen Einkommens- und Vermögens-
schichten der Bevölkerung sind diese Steuernachlässe vor-
wiegend zugute gekommen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schöfberger, amtliche statistische Unterlagen über 
die Anwendung des Bauherrenmodells liegen nicht 
vor. Vertretbare Steuerausfallberechnungen über 
Bauherrenmodelle lassen sich deshalb nicht durch-
führen: weil die Grundlagen dafür fehlen. In solche 
Berechnungen müßten im übrigen auch die Mehr-
einnahmen bei der Umsatz-, Lohn- und Einkommen-
steuer einbezogen werden, die sich in Verbindung 
mit dem Bauherrenmodell aus der erhöhten Bautä-
tigkeit ergeben. Derartige Berechnungen über Se-
kundärwirkungen sind jedoch sehr schwierig. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage bemerke ich, daß 
der größte Teil der Subventionen von Steuerpflichti-
gen mit hohem Einkommen und Vermögen in An-
spruch genommen wird. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Schöfberger, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie den Zustand, den Sie geschildert haben, nämlich 
die Unmöglichkeit, die fiskalische Auswirkung fest-
zustellen, auch künftig noch für verantwortbar, 
wenn man davon ausgeht, daß in der Praxis im Ein-
zelfall von den höheren Einkommensgruppen, wie 
Sie gesagt haben, Millionen auf Kosten des Fiskus 
auf die Seite gebracht werden, und meinen Sie nicht 
auch, daß der verantwortliche Gesetzgeber und die 
verantwortliche Bundesregierung jedenfalls die ver-
teilungspolitischen Auswirkungen solcher Modelle 
kennen sollten, bevor sie über deren Perpetuierung 
entscheiden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich möchte zu-
nächst, Herr Kollege Schöfberger, ohne irgendeine 
Schärfe in die Fragestunde bringen zu wollen, sagen, 
daß das Wort „auf die Seite bringen" hier nicht ange-
bracht erscheint. Das Bauherrenmodell ist eine legi-
time Form, zum Bauen in der Bundesrepublik 
Deutschland durch Steuervergünstigungen beizu-
tragen. Man kann sehr unterschiedlicher Meinung 
darüber sein, ob das die allerbeste Form ist. Solcher 
Kritik und solchen Überlegungen gegenüber wäre 
ich durchaus aufgeschlossen. Aber „auf die Seite 
bringen" ist, so scheint mir, kein guter Ausdruck. 

Nun erfährt die Bundesregierung, weil das nicht 
gefordert wird, natürlich nicht von jedem per Bau-
herrenmodell errichteten Gebäude oder Gebäude-
komplex. Die Baugenehmigungen werden j a auch, 
wie Sie wissen, nicht von der Bundesregierung er-
teilt. Gleichwohl bin auch ich der Meinung, daß es 
angebracht wäre, bessere Daten über die Steuermin-
dereinnahmen, die infolge des Bauherrenmodells 
anfallen, zur Hand zu haben; um diese werden wir 
uns bemühen. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Wünschen Sie das 
Wort zu einer zweiten Zusatzfrage, Herr Schöfber-
ger? Bitte sehr. 

Dr. Schöfberger (SPD): Kann die Bundesregierung 
bereits jetzt sagen, daß sie das Statistische Bundes-
amt in Wiesbaden, das ja auch mit der Zählung von 
Obstbäumen und Schädlingen beschäftigt ist, beauf-
tragen wird, derartige statistische Grundlagen, die 
ich als Voraussetzung für eine seriöse verteilungspo-
litische Arbeit des Parlaments betrachte, alsbald zu 
schaffen, damit wir auf dieser Grundlage weiterar-
beiten können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es lie-
gen Angaben eines Informationsdienstes vor: Kapi-
talanlage-Informationszentrum GmbH in Oberursel. 
Wir prüfen, wie tragfähig diese Angaben sind. Soll-
ten sie sich als tragfähig erweisen, könnte es sein, 
daß sie uns reichen. Sollten sie nicht genügend trag-
fähig sein, werden wir überlegen, welche Daten wir 
woher bekommen, die tragfähiger sind. Das könnte 
durch das Statistische Bundesamt geschehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie in 
diesem Zusammenhang ein Zitat des früheren Bun-
desfinanzministers Hans Matthöfer bestätigen, daß 
in der Klassengesellschaft auch die Statistik Klas-
senstatistik ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wenn der Herr Kol-
lege Matthöfer das gesagt haben sollte, könnte ich es 
bestätigen. 

(Conradi [SPD]: Danke! — Heiterkeit — Dr. 
Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Abgeblitzt, 

mein Lieber!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Gansel 
zu einer Anschlußfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung in der Lage und bereit, sich durch eine 
Musterrechnung Klarheit über die verteilungspoliti-
sche Wirkung des Bauherrenmodells zu verschaffen, 
indem sie gegenüberstellt, in welchem Maße ein 
Facharbeiter Steuerermäßigungen nach dem Bau-
herrenmodell in Anspruch nehmen kann und in wel-
chem Umfang dies — bei durchschnittlichem Ein-
kommen — z. B. ein Abgeordneter, ein Minister, ein 
Rechtsanwalt oder ein Zahnarzt könnte? 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: „Neue

-

Heimat"-Funktionär!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gan-
sel, ich weiß natürlich, was in Ihrer Frage steckt, und 
ich kann das auch alles gut verstehen. Aber man 
darf nicht den Gedanken ganz untergehen lassen, 
der mit dem Bauherrenmodell verbunden ist. Dieser 
Gedanke dreht sich um die Förderung und Versteti-
gung des Baugeschehens. Es ist eine Binsenwahr-
heit, daß diejenigen Leute, die Geld haben, mehr 
zum Bauen beitragen können als diejenigen, die we-
niger Geld haben. Das brauche ich Ihnen nicht zu sa-
gen; das bestätige ich Ihnen allenfalls. Ich habe über 

die Bemerkungen hinaus, die ich gemacht habe, daß 
wir uns um gute Unterlagen bemühen wollen, nichts 
hinzuzufügen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, es 
wurde soeben schon ein Zitat unseres früheren Fi-
nanzministers Matthöfer betreffend Klassengesell-
schaft und Klassenstatistik erwähnt. Darf ich Sie 
fragen, wo Sie, wenn das so geschehen sein sollte, 
dann z. B. die Gewerkschaftsführer, die Angehöri-
gen der „Neuen Heimat" einrangieren würden? 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, ich weiß 
nicht, ob der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
diese Frage beantworten will. Schon die Frage des 
Herrn Kollegen Gansel war meiner Auffassung 
nach nicht mehr im Sachzusammenhang mit der 
Frage 61 zu sehen. — Aber bitte sehr, Herr Staatsse-
kretär. 

(Clemens [CDU/CSU]: Höhere Einkom-
mensgruppen!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident und 
Herr Kollege Clemens, ich sehe nicht den direkten 
Zusammenhang zu der eingebrachten Frage, aber 
ich vermute, daß so, wie einige Herren der Neuen 
Heimat von Bauherrenmodellen Gebrauch gemacht 
haben, auch Kollegen aus der CDU/CSU-Fraktion 
und andere aus dem Hohen Hause davon Gebrauch 
gemacht haben, was auch legitim ist, wie ich vorhin 
auf eine Frage habe antworten dürfen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Duve zu 
einer weiteren Frage. — Bitte sehr. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die Bun-
desregierung bereit, einmal durchrechnen zu lassen, 
wie viele Wohnungen im sozialen Wohnungsbau mit 
dem Geld gebaut werden könnten, das zusätzlich zur 
Verfügung stünde, wenn man auf das Bauherrenmo-
dell verzichten würde? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen, Ih-
ren Kollegen und dem Hohen Hause gesagt, daß sich 
die Bundesregierung gutes, tragfähiges Material 
über die Wirkungen des Bauherrenmodells beschaf-
fen will. Nur bitte ich eines zu 'bedenken: Es gibt 
nicht nur einen Weg, den Wohnungsbau in Bundes-
zuständigkeit zu fördern — vor allen Dingen nicht 
den von Ihnen beschriebenen — sondern es gibt 
mehrere Wege. Einer davon ist das Bauherrenmo-
dell und wird es vermutlich auch bleiben, zumal wir 
es korrigiert haben, Herr Kollege Duve; das dürfen 
Sie nicht vergessen. Wir haben ja die Umsatzsteu-
eroption beim Bauherrenmodell durch das Zweite 
Haushaltsstrukturgesetz abgeschafft und damit die 
Attraktivität dieses Bauherrenmodells ein wenig ge-
mindert, manche meinen: deutlich gemindert. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Anschlußfragen wird nicht gewünscht. 

Frage 62 des Herrn Abgeordneten Dr. Steger und 
die Fragen 63 und 64 der Frau Abgeordneten Dr. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
Lepsius sollen auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet werden. Dem wird entsprochen. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 65 des Herrn Abgeordneten Cle-
mens auf: 

Wie will die Bundesregierung trotz pauschaler Stellenkür-
zungen die ordnungsgemäße Durchführung der Aufgaben der 
Bundeszollverwaltung gewährleisten, wenn von den in der 
Bundesfinanzverwaltung beschäftigten Beamten, Angestell-
ten und Arbeitern allein 36 806 Mitarbeiter bei der Bundes-
zollverwaltung und nur 8 285 Mitarbeiter bei sämtlichen an-
deren Dienststellen beschäftigt werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Cle-
mens, Ihre Zahlenangaben enthalten auch Behör-
den und Dienststellen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Finanzen, die nicht zur 
Bundesfinanzverwaltung im engeren Sinne gehö-
ren. 

Es trifft aber zu, daß von den bei Kapitel 0804 ins-
gesamt für die Bundesfinanzverwaltung veran-
schlagten 36 429 Stellen auf die Bundeszollverwal-
tung 32 551 Stellen — das sind fast 90 % — entfallen. 
Entsprechend diesem Anteil sind die vom Haus-
haltsausschuß des Deutschen Bundestages bei Kapi-
tel 0804 beschlossenen 369 Stelleneinsparungen auf 
die Dienstzweige Zollverwaltung und Bundesvermö-
gensverwaltung aufgeschlüsselt worden. 

Diese Stelleneinsparungen werden die Zollver-
waltung vor erhebliche Probleme stellen. Um nega-
tive Auswirkungen zu vermeiden und um die Erfül-
lung wichtiger Aufgaben weiterhin sicherzustellen, 
bleibt nichts anderes übrig, als Prioritäten zu set-
zen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Vorausgeschickt, daß dies 
meine siebente Frage zu diesem Komplex ist und Sie 
nun auch heute wiederum bestätigen, daß Sie Priori-
täten setzen wollen, möchte ich Sie nunmehr kon-
kret fragen, wo Sie denn bei den Stelleneinsparun-
gen konkret Prioritäten setzen wollen, wenn, wie Sie 
eben selber gesagt haben, die Betreffenden zu fast 
90 % in der Bundeszollverwaltung beschäftigt wer-
den. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich möchte hier zu-
nächst einmal ganz deutlich machen, daß ich es ei-
gentlich nicht hinnehmen könnte, wenn in Ihrer 
Fragestellung Vorwürfe gegen die Bundesregierung 
laut würden. Denn die Stelleneinsparungen sind 
nicht von der Bundesregierung, sondern vom Deut-
schen Bundestag einvernehmlich mit der Bundesre-
gierung beschlossen worden. 

Man kann auch nicht dauernd sagen, der Staats-
anteil müsse zurückgehen, wenn man z. B. die Stel-
lenzahl gleichzeitig wachsen lassen will. Diese bei-
den Forderungen würden nicht miteinander harmo-
nieren. Also haben wir die Stelleneinsparungen hin-
zunehmen, wie sie die Bundesregierung wollte und 
wie sie das Hohe Haus beschlossen hat. 

Nun geht es weniger darum, Prioritäten zu setzen, 
wo wir einsparen, als Prioritäten dafür zu setzen,  

wofür der Zoll seine Arbeitskraft hergeben soll. Da 
nenne ich Ihnen eine Priorität, um ein Beispiel zu 
nennen: die Rauschgiftbekämpfung. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Ich darf vorweg feststellen, 
daß es mir nicht um Vorwürfe, sondern um eine Klä-
rung geht. Mir geht es darum, hier festzustellen, ob 
die Bundeszollverwaltung in Zukunft — — 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Cle-
mens, Sie können hier keine Feststellungen treffen, 
sondern Sie sollen nach der Geschäftsordnung kurz-
gefaßte Fragen stellen. 

Clemens (CDU/CSU): Trotzdem möchte ich mei-
nen Gedanken vollenden: Mir geht es darum, daß die 
Bundeszollverwaltung funktionsfähig bleibt. Daran 
anschließend stelle ich eine Frage. Sie wollen Priori-
täten setzen. Sie haben aber in Ihrer bisherigen Ant-
wort gesagt, daß Sie im Vollstreckungsbereich, beim 
Zollfahndungsdienst und beim Grenzaufsichts-
dienst keine Einsparungen vornehmen. Daher noch 
einmal konkret die Frage: Wo werden denn nun Ein-
sparungen vorgenommen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Es gibt entlang der 
Grenzen des ganzen Bundesgebiets Bereiche, in de-
nen Verdünnungen möglich sind. Ohne Ihnen hier 
mit Kreide, Tafel und Zeigestock dienen zu können, 
bin ich überzeugt, daß Sie wissen, welche Bereiche 
ich meine. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 
erledigt. Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen für 
die Beantwortung. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Wirtschaft. 

Die Fragen 66 und 67 des Abgeordneten Menzel 
werden auf Bitten des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Fragen 68 und 69 des Abgeordneten 
Schlaga werden ebenfalls auf Bitten des Fragestel-
lers schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen beigefügt. 

Ich rufe die Frage 70 des Abgeordneten Meining-
haus auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Preisentwicklung 
auf dem Markt für Heizenergiemeßgeräte, und haben sich Be-
fürchtungen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau über die Auswirkungen des Gesetzes zur ver-
brauchsabhängigen Heizkostenabrechnung bestätigt, daß 
nämlich Energiemeßgeräte wegen der Einbauverpflichtung 
erheblich teurer geworden sind? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär, zur Beantwor-
tung. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Preisentwicklung auf dem Markt 
für Heizenergiemeßgeräte läßt sich durch den Ver-
gleich folgender Quellen beurteilen. In dem vom 
Lehrstuhl für Unternehmensforschung an der Rhei-
nisch-Westfälischen Technischen. Hochschule Aa- 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
chen vorgelegten Gutachten über wirtschaftliche 
und technische Möglichkeiten der Energieeinspa-
rung durch Einführung einer umfassenden ver-
brauchsabhängigen Heizkostenabrechnung sind als 
Durchschnittskosten für die Ausstattung einer Woh-
nung mit Wärmezählern 514 DM, mit Heizkosten-
verteilern nach dem Verdunstungsprinzip 78 DM 
und 400 DM mit elektronischen Heizkostenvertei-
lern zugrunde gelegt worden. Die Gerätepreise gel-
ten für das Jahr 1980 und für eine Durchschnitts-
wohnung mit 80 qm Wohnfläche und sechs Heizkör-
pern. 

Die Stiftung Warentest hat im Märzheft dieses 
Jahres für die Kosten der Ausstattung einer Durch-
schnittswohnung mit drei Zimmern und sieben 
Heizkörpern mit Wärmezählern 700 DM und mit 
Heizkostenverteilern nach dem Verdunstungsprin-
zip 90 DM ermittelt. Für die drei inzwischen am 
Markt befindlichen Fabrikate elektronischer Heiz-
kostenverteiler gibt die Stiftung Warentest Kosten 
zwischen 370 DM für das preiswerteste und 
1000 DM für das im Aachener Gutachten zugrunde 
gelegte Gerät an. 

Berücksichtigt man die etwas unterschiedliche 
Größe der zugrunde gelegten Durchschnittswoh-
nungen sowie die Preissteigerungen in den zwei 
Jahren zwischen den beiden Untersuchungen, so 
wird deutlich, daß sich die Preise für Wärmezähler 
erhöht, die Preise für Heizkostenverteiler nach dem 
Verdunstungsprinzip eher verringert haben. Die 
Preise für elektronische Heizkostenverteiler liegen 
gegenüber dem Stand der Aachener Untersuchung 
von 1980 inzwischen zwar in einer erheblich größe-
ren Bandbreite — der Preis des seinerzeit unter-
suchten Geräts hat sich sogar mehr als verdop-
pelt —, die Ausstattung einer Wohnung mit elektro-
nischen Heizkostenverteilern ist jedoch auch heute 
noch zu den Kosten von 1980 möglich. Eine erhebli-
che Verteuerung der Geräte infolge der Einbauver-
pflichtung nach der Heizkostenverordnung ist dem-
nach nicht erkennbar. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, wann 
will die Bundesregierung der Forderung von Bun-
destag und Bundesrat nachkommen, um die Vor-
schriften der Neubaumietenverordnung an die der 
Heizkostenverordnung anzupassen? Ist sie unter 
Umständen bereit, die Frist für den Einbau der Meß-
geräte besonders für ältere Sozialwohnungen zu ver-
längern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat nicht die Absicht, eine solche 
Verlängerung vorzuschlagen, weil die Notwendig-
keit, Energie einzusparen, einer solchen Verlänge-
rung entgegenstehen würde. Meine Ausführungen 
haben ja sehr deutlich gemacht, daß es auch heute 
schon durchaus die Möglichkeit gibt, auch mit einem 
relativ geringen finanziellen Aufwand die ver-
brauchsabhängige Abrechnung einzuführen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, würden 
Sie dann bitte zur Kenntnis nehmen, daß Vertreter 
großer Wohnungsbaugesellschaften meinen, eine 
flexiblere Handhabung oder eine Verlängerung der 
Fristen für den Einbau von Meßgeräten sei ratsam, 
weil zur Zeit noch laufend technisch bessere und ko-
stengünstigere Geräte auf den Markt kommen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage war Gegenstand eingehender Erörterungen 
auch zwischen der Bundesregierung und dem Bun-
desrat. Es war der Bundesrat, der eine Verlängerung 
der Einbaufristen für richtig gehalten hat. Diesem 
Gesichtspunkt ist also schon Rechnung getragen 
worden. Wer auf immer bessere Geräte wartet, ver-
zichtet jetzt auf große Energieeinsparungsmöglich-
keiten. Der Gesichtspunkt, Energie einzusparen, hat 
aber für uns Vorrang. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten 
Meininghaus auf: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß besonders teure 
elektronische Systeme angeboten werden, deren Kosten in 
keinem Verhältnis zu den Kosten der eingesparten Energie 
stehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nach dem Bericht 
der Stiftung Warentest vom März dieses Jahres ko-
stet der teuerste elektronische Heizkostenverteiler 
1 000 DM je Wohnung. Für dieses Gerät weist das 
Aachener Gutachten eine Amortisationsdauer von 
drei bis vier Jahren nach. In diesem Gutachten wird 
eine Änderung des Verbraucherverhaltens auf 
Grund der verbrauchsabhängigen Abrechnung un-
terstellt. Ich betone das, weil nicht etwa der Einbau 
des Gerätes als solcher eine Einsparung bewirkt, 
sondern das daraus resultierende und in Versuchen 
nachgewiesene veränderte Verbraucherverhalten. 
Es lohnt sich nämlich, sparsamer zu sein, weil die 
Sparsamkeit am eigenen Geldbeutel fühlbar ist. 

Auf Grund der unterstellten Einsparungen ist also 
1980 eine Amortisationsdauer von drei bis vier Jah-
ren angenommen worden. Aktualisiert man die 
Aachener Rechnung auf der Basis des von der Stif-
tung Warentest angegebenen Preises unter Berück-
sichtigung der momentanen Energiekosten, so ver-
doppelt sich die Amortisationsdauer auf rund sieben 
Jahre. Innerhalb einer Lebensdauer von ca. 10 Jah-
ren läßt sich danach auch der derzeit teuerste elek-
tronische Heizkostenverteiler durch eingesparte 
Energiekosten generell erwirtschaften. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß der Einbau von elek-
tronischen Heizenergiemeßgeräten die j a, wie Sie 
selbst festgestellt haben, im Gegensatz zu anderen 
Meßsystemen verhältnismäßig hohe Einbau- und 
Wartungskosten verursachen, bei vielen Mietern 
und Mieterinitiativen Ärger und Proteste hervorge-
rufen hat? Gibt es bei Ihnen Erkenntnisse darüber, 
ob auf dem Markt für elektronische Meßgeräte auch 
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Meininghaus 
tatsächlich ein ausreichender Wettbewerb vorhan-
den ist? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat sehr bewußt nicht vorgeschla-
gen, bestimmte Meßgeräte zum Einbau vorzuschrei-
ben. Sie hat alle veröffentlichten und nach DIN emp-
fohlenen Meßgeräte als für den Zweck der ver-
brauchsabhängigen Abrechnung ausreichend ange-
sehen. Insofern sorgt der Markt durch einen schar-
fen Wettbewerb auch unter verschiedenen Meßgerä-
ten durchaus dafür, daß nicht Preise erzielt werden 
können, die ohne Wettbewerb möglich wären. Die 
hier genannten großen Preisunterschiede der einzel-
nen Meßsysteme werden es ja den Vermietern 
schon nahelegen, im Gespräch auch mit den Mietern 
zu Systemen zu greifen, die ein optimales Kosten-
Nutzen-Verhältnis ermöglichen, wobei ich hinzufü-
ge, daß es eben in allen Bereichen „Gerechtigkeitsfa-
natiker" gibt, denen eine höhere Meßgenauigkeit ei-
nen hohen Preis wert ist. Den Gebrauch auch derar-
tiger Geräte — und solche Geräte sind am Markt — 
wollen wir nicht verhindern. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin selbst die Untersuchung der Stiftung Wa-
rentest angeführt. Dann ist Ihnen auch bekannt, daß 
dort festgestellt und in Heft 5 dieses Jahres veröf-
fentlicht worden ist, daß jede zweite Heizkostenab-
rechnung falsch ist. Welche Schlußfolgerungen wür-
den Sie hieraus ziehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde daraus — 
wenn das zutrifft — die Schlußfolgerung ziehen, daß 
es der Bemühungen von Vermietern, Haus- und 
Grundbesitzern und Mietern bedarf, einheitliche, 
gleichgerichtete und verständliche Abrechnungen 
zu schaffen, und die Anforderungen, die an Meßge-
räte und ihre Auswertung gestellt werden, zu verein-
heitlichen und transparenter zu machen. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß auch eine fal-
sche Heizkostenabrechnung, weil sie ja für alle Ver-
braucher in einem Wohnblock die gleichen Fehler-
quellen aufweist, nichts an dem hier entscheidenden 
Grundsatz ändert, daß ich dann, wenn ich weiß, daß 
mein Verbraucherverhalten meine Heizkostenrech-
nung beeinflußt, zu sparsamerem Verhalten beim 
Verbrauch angeregt werde. Das ist das Ziel dieser 
Verordnung gewesen. Ich betone noch einmal: 
Transparente, klare, verständliche und richtige 
Heizkostenabrechnungen sind trotzdem eine Not-
wendigkeit. 

(Meininghaus [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Anschlußfrage, 
Herr Kollege Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Ihre 
vorhergehenden Ausführungen richtig verstanden, 
daß sich die Amortisationsdauer der Kosten von 
Heizungsmeßgeräten durch die Verlängerung der 
Heizungsperiode noch verkürzen läßt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
eine etwas zugespitzte Frage. Aber es ist natürlich 
klar, daß sparsames Verhalten die Kosten der Inve-
stition um so rascher hereinbringen wird, je höher 
der Energieverbrauch ist. Insofern ist Ihre zuge-
spitzte Frage durchaus richtig. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Anschlußfragen wird nicht mehr gewünscht. 

(Abg. Gansel [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 

— Sie haben nur eine Frage zur Verfügung. 

(Abg. Duve [SPD] meldet sich zu einer Zu-
satzfrage) 

— Ich habe das Gefühl, Herr Kollege Duve springt 
ein. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben die 
Frage des Kollegen Gansel eben beantwortet. Dar-
aus folgt natürlich, falls sich der Bürger Ihrer Logik 
anschließt und so handelt, daß das grundsätzliche 
Ziel der Bundesregierung — Energieeinsparung — 
dann möglicherweise den Bach heruntergeht. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Duve, 
Sie wollten etwas fragen. 

Duve (SPD): Stimmen Sie mir in dieser Vermutung 
zu? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, da kann ich Ih-
nen nicht zustimmen, Herr Kollege; denn die ver-
brauchsabhängige Heizkostenabrechnung wird 
dazu führen, daß der Verbraucher seine individuel-
len Heizgewohnheiten ändert und die Heizperiode 
so schnell wie irgend möglich und seinem Gesund-
heitszustand zuträglich beendet. Das kann er auch 
individuell tun. Die verbrauchsabhängige Heizko-
stenabrechnung erlaubt es, ihm dann auch eine Gut-
schrift zu erteilen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Fragen wird nicht gewünscht. Damit ist Frage 71 be-
antwortet. 

Ich rufe Frage 72 des Herrn Abgeordneten Duve 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Waffenlieferungen 
der Firma Heckler & Koch an die Militärdiktatur Paraguay, 
über die in der Monitor-Sendung vom 30. März 1982 berichtet 
wurde, und wie ist im Zusammenhang mit den neuen Waffen-
exportbeschränkungen die Lieferung von Maschinen zur Her-
stellung von Waffen durch die gleiche Firma zu beurteilen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Anträge auf Geneh-
migung zur Lieferung von Kriegswaffen nach Para-
guay werden seit dem Frühjahr 1978 abgelehnt. In 
den Jahren davor hat es Genehmigungen für insge-
samt ca. 50 Handfeuerwaffen gegeben. Auch nach 
den neuen Rüstungsexportgrundsätzen wird sich an 
der restriktiven Grundhaltung der Bundesregierung 
gegenüber dem Export von Maschinen zur Waffen-
herstellung in Nicht-NATO-Länder nichts ändern. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Duve. 
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Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bundes-
regierung bekannt, daß die von Ihnen eben genannte 
Firma in Paraguay und auch in anderen Ländern er-
hebliche Werbeanstrengungen unternimmt, so daß 
schon dadurch erkennbar wird, daß sie immer be-
müht ist, die restriktive Haltung der Bundesregie-
rung zu unterlaufen, und inwieweit beobachtet die 
Bundesregierung überhaupt diese Firma, von deren 
Produkten es auch Fotografien z. B. aus den militäri-
schen Auseinandersetzungen in El Salvador gibt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Tatsache, Herr 
Kollege, daß wir nicht die Absicht haben, Exportge-
nehmigungen zu erteilen, läßt es ziemlich unwahr-
scheinlich erscheinen, daß Werbeanstrengungen der 
Firma darauf gerichtet sind. Sollten sie darauf ge-
richtet sein, so ist aus meiner Antwort deutlich ge-
worden, daß Genehmigungen nicht erteilt würden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, das führt mich 
dann doch zu der Frage, wie die Bundesregierung 
journalistische Recherchen, die ich in meiner Frage 
angesprochen habe, beurteilt und ob sie überhaupt 
auf die Bemühungen einer freien Presse und freier 
Journalisten eingeht, die solche Tatbestände auf-
decken, die hier von Ihnen grundsätzlich und sehr 
theoretisch geleugnet werden. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, von welchen journalistischen Recher-
chen Sie sprechen. Ich habe die Frage beantwortet, 
ob wir Genehmigungen erteilt hätten. Ich habe ge-
sagt: seit 1978 nicht mehr. Bis dahin sind 50 Hand-
feuerwaffen geliefert worden. Das sind Fakten. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Der 
„Spiegel" wird von der Regierung nicht ge

-

lesen!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu einer Zu-
satzfrage, Herr Kollege Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie den 
zweiten Teil der Frage des Kollegen Duve zur 
Kenntnis genommen, in dem vor allen Dingen nach 
der Lieferung von Maschinen zur Herstellung von 
Waffen gefragt wurden? Wie ist auszuschließen — 
wenn sich an der restriktiven Waffenexportpolitik 
der Bundesregierung nichts ändern soll —, daß die 
Richtlinien dieser Politik dann schließlich doch 
durch den Export von Know-how, von Lizenzen, von 
Patenten, von Fertigungsanlagen und von Kompo-
nententeilen umgangen werden kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wis-
sen, daß auch diese Lieferungen genau den gleichen 
Beschränkungen unterliegen, die hier gerade be-
sprochen worden sind — bisher und auch in Zu-
kunft. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Fragen wird nicht gewünscht. — Ich rufe die Frage 
73 des Herrn Abgeordneten Duve auf: 

In welche Länder werden nach Erkenntnis der Bundesre-
gierung Ausrüstungsgüter für Waffen- und Munitionsfabri-
ken geliefert, und welche Kontrollmöglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, um diese direkte Hilfe zur Aufrüstung in 
Militärdiktaturen zu unterbinden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Anlagen zur Herstel-
lung von Waffen und Munition unterliegen der Ge-
nehmigungspflicht nach dem Außenwirtschaftsge-
setz. In Beachtung der zur Zeit noch gültigen Richtli-
nien der Bundesregierung für den Export von Rü-
stungsgütern werden Genehmigungen für Exporte 
in NATO- und NATO-gleichgestellte Länder unein-
geschränkt, in Drittländer nach eingehender Prü-
fung des Einzelfalles, in Ostländer und Spannungs-
gebiete dagegen nicht erteilt. Diese Praxis wird, wie 
bereits erwähnt, durch die noch nicht verabschiede-
ten neuen Richtlinien nicht gelockert werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Duve. 

Duve (SPD): Wäre die Bundesregierung, Herr 
Staatssekretär, daran interessiert, Unterlagen ein-
zusehen, aus denen hervorgeht, daß diese betref-
fende Firma Ausrüstungen zur Herstellung von Waf-
fen in eine ganze Reihe von Ländern exportiert, die 
nicht diesen Befreiungen unterliegen, die Sie eben 
genannt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ver-
steht sich von selbst, daß wir allen Hinweisen und 
Informationen nachgehen, die etwa darauf hindeu-
ten, daß unsere Richtlinien und Vorschriften umgan-
gen werden. Insofern bitte ich Sie, uns derartige In-
formationen, wenn sie tatsächlich vorhanden sind — 
was  ich bezweifle —, zugänglich zu machen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

(Gansel [SPD]: Doch!) 

— Herr Kollege Gansel, bitte, Sie haben das Wort zu 
einer Anschlußfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, für welche 
Drittländer sind in den vergangenen zwei Jahren in 
diesem Bereich Ausnahmegenehmigungen erteilt 
worden? Sind Sie bereit, wenn Sie die Angaben nicht 
parat haben, diese schriftlich mitzuteilen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich werde Ihnen dazu 
gern eine schriftliche Antwort geben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort wird nicht 
mehr gewünscht. Die Fragen 74 und 75 der Abgeord-
neten Frau Hürland sind zurückgezogen. Die Frage 
76 des Abgeordneten Schulze (Berlin) soll schriftlich 
beantwortet werden. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
beantwortet. Herr Staatssekretär Grüner, ich danke 
Ihnen für die Beantwortung. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten auf. Dazu ist der Parlamentarische 
Staatssekretär Gallus erschienen. 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten 

Michels auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die von der nie-
derländischen Regierung mit der EG-Kommission ausgehan-
delte Kompromißregelung über den Abbau des Erdgasvor-
zugstarifs für den holländischen Gartenbau die Forderungen 
der Brüsseler Verbotsentscheidung vom 15. Dezember 1981 
erfüllt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, die niederländische Regierung hat mit der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
Verhandlungen geführt, um in der Frage der Anpas-
sung des Erdgasvorzugstarifs für den niederländi-
schen Unterglasgartenbau an den allgemeinen 
Gastarif für die Industrie eine Kompromißlösung zu 
finden. Der auf Grund dieser Verhandlungen von 
den Niederlanden zu erwartende Anpassungsvor-
schlag, der der Kommission bislang noch nicht vor-
liegt, bedeutet im Ergebnis eine erhebliche Annähe-
rung an den Industrietarif, jedoch keine vollständige 
Anpassung an diesen. Hiernach bliebe ein Vorteil 
von zirka 5 Cent gegenüber dem Industrietarif be-
stehen. Insoweit würde daher der zu erwartende 
Kompromißvorschlag der Niederlande hinter der 
von der Kommission in ihrer Verbotsentscheidung 
vom 15. Dezember 1981 geforderten Anpassung zu-
rückbleiben. Auch in zeitlicher Hinsicht weicht der 
Kompromißvorschlag von der Verbotsentscheidung 
ab, da die vorgesehene Anpassung nicht schon zum 
1. Oktober 1982, sondern erst zum 1. April 1983 abge-
schlossen sein soll. 

Die Bundesregierung kann daher nicht bestäti-
gen, daß die von der niederländischen Regierung 
vorgesehene Anpassung des Erdgasvorzugstarifs 
die Forderungen der Verbotsentscheidungen vom 
15. Dezember 1981 erfüllt. Sie hat daher zwischen-
zeitlich die Kommission aufgefordert, an ihrer Ver-
botsentscheidung vom 15. Dezember 1981 ohne Ein-
schränkung festzuhalten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
ich das so verstehen, daß sich die Bundesregierung 
für den Fall, daß die niederländische Regierung 
durch den Beschluß von dieser Verbotsentscheidung 
abweichen kann, entsprechend zur Wehr setzen 
wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie Sie 
aus meiner Antwort entnehmen können, ist die Bun-
desregierung der Auffassung, daß die Vorschläge 
der holländischen Regierung nicht reichen. Wir 
müssen jetzt erst einmal die Antwort der Kommis-
sion auf unsere Intervention abwarten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würde die 
Bundesregierung bereit sein, gegenüber den hollän-
dischen Importen Maßnahmen einzuleiten, wie sie 
der Bundeskanzler bei Stahl wegen der Wettbe-
werbsvërzerrung in der Europäischen Gemeinschaft 
angedroht hat, da der Kompromiß bedeutet, daß ein  

weiterer Winter vergehen wird, in dem der holländi-
sche Gartenbau einen ganz entscheidenden Wettbe-
werbsvorteil hat? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, eine 
solche Maßnahme könnte die Bundesregierung 
nicht einseitig ergreifen; denn wir haben innerhalb 
der EG einen freien Markt. Aber immerhin wäre 
dann die Frage zu klären, ob nicht eine Klage vor 
dem Europäischen Gerichtshof anhängig gemacht 
wird, falls es nicht zu einer für uns tragbaren Lösung 
kommt. Aber es muß, wie gesagt, zunächst abgewar-
tet werden, wie die Kommission auf unsere neuerli-
che Intervention reagiert. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ver-
weisen immer auf die Kommission. Haben Sie sich 
nicht mal mit der Kommission oder einem der Kom-
missare unterhalten und, wenn ja, mit welchem Er-
gebnis? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ob 
mündlich oder schriftlich, bleibt sich in der Sache 
gleich. Ich kann Ihnen sagen, daß sich keine andere 
Regierung so intensiv wie diese Bundesregierung 
und Bundesminister Ertl dafür eingesetzt hat, daß 
die Wettbewerbsverzerrungen im Unterglasgarten-
bau zwischen den einzelnen Ländern in Europa end-
lich beseitigt werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten Mi-
chels auf: 

Was wird die Bundesregierung veranlassen, um die vom 
deutschen Obstbau und von der deutschen obstverarbeiten-
den Industrie beklagten Mängel und Unzulänglichkeiten der 
EG-Beihilferegelung für in Sirup verarbeitete Kirschen, und 
zwar durch zu niedrige und von falschen Schutzdaten ausge-
hende Produktionsquoten, durch das zu starre Auszahlungs-
verfahren der Beihilfen und durch agrimonetär bedingte 
Wettbewerbsunterschiede zu beheben bzw. zu beseitigen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung setzt sich in den laufenden Ver-
handlungen in Brüssel dafür ein, daß die Interessen 
der deutschen Obsterzeuger und Obstverarbeiter im 
Rahmen der EG-Produktionsbeihilfenregelung für 
in Sirup haltbar gemachte Kirschen so weit wie 
möglich berücksichtigt werden. 

Wegen der mit der Produktionsbeihilfenregelung 
verbundenen möglichen negativen Auswirkungen 
auf Konkurrenzprodukte und wegen der angespann-
ten Haushaltslage der EG befürwortet die Bundesre-
gierung allerdings grundsätzlich eine Einschrän-
kung dieser Produktionsbeihilfen für alle erfaßten 
Erzeugnisse. Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich 
im Hinblick auf die laufenden Verhandlungen keine 
weiteren Angaben zu diesen Fragen machen kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann 
kann die deutsche Obstwirtschaft angesichts der 
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Michels 
Tatsache mit einer Regelung durch Brüssel rechnen, 
da die Kirschenernte in einigen EG-Mitgliedslän-
dern schon in wenigen Wochen beginnt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
warten alle auf Entscheidungen aus Brüssel. Sie wis-
sen selbst, mit welchen Handikaps wir kämpfen, um 
bei den Preisverhandlungen zu Lösungen zu kom-
men, wobei in dem Zusammenhang auch über Ge-
bühren und ähnliches mitverhandelt wird. Wir kön-
nen das nicht vom Zaun brechen, solange die übri-
gen Staaten nicht einstimmig dafür sind, daß die 
Entscheidung nun getroffen werden kann. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann 
wird sich die Bundesregierung in Brüssel möglicher-
weise mit der Auffassung durchsetzen, daß diese di-
rekten Subventionen für einzelne Obstprodukte nur 
zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen verschiede-
nen Produkten führt und daß die Drittlandpräferenz 
besser und für die Kasse der Europäischen Gemein-
schaft billiger wäre? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nur schwer eine Antwort auf Ihre allgemeine 
Frage geben. Es tut mir leid. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Zusatzfragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 79 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Meyer zu Bentrup auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der von der 
französischen Regierung geplante und staatlich geförderte 
Ausbau der berufsständischen Marktverwaltung vor allem im 
Bereich Obst und Gemüse zu organisatorischen Disparitäten 
im innergemeinschaftlichen Wettbewerb führt, und zwar ins-
besondere zu Lasten der einheimischen Erzeuger? 

Gallus,  Parl. Staatssekretär: Herr Präsident! Er-
laubt der Herr Kollege, daß die Fragen 79 und 80 ge-
meinsam beantwortet werden? 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Ja!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Fragesteller ist 
einverstanden! 

Ich rufe noch die Frage 80 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Meyer zu Bentrup auf: 

Welche Maßnahmen im Rahmen der gemeinsamen Markt-
organisation für Obst und Gemüse sind nach Auffassung der 
Bundesregierung besonders vordringlich, um bessere Markt-
gleichgewichte auch im Hinblick auf die zusätzlichen Bela-
stungen durch die Erweiterung der Gemeinschaft zu gewähr-
leisten und damit die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
die Obst- und Gemüseerzeuger ein angemessenes Einkom-
men über den Markt erwirtschaften können? 

Bitte sehr. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung ist bekannt, daß die französische 
Regierung im Rahmen ihrer neuen Agrarpolitik 
eine Verbesserung der administrativen Grundlagen 
für die Marktpolitik anstrebt. Dies soll mit Hilfe von 
Marktämtern geschehen, die auch für den Sektor 
Obst und Gemüse vorgesehen sind. Eine Diskussion 
über Organisationsstruktur, Funktionsweise, Befug- 

nisse sowie Finanzierung dieser Ämter ist noch 
nicht abgeschlossen. Das in diesem Zusammenhang 
beabsichtigte Rahmengesetz ist nicht vor Herbst 
1982 zu erwarten. Eine Bewertung in wettbewerbs-
rechtlicher Hinsicht ist daher noch nicht möglich. 
Die Bundesregierung wird darauf achten, daß die 
Tätigkeit der Marktämter mit den Bestimmungen 
des Gemeinsamen Marktes in Einklang steht. 

Die Bundesregierung setzt sich im Bereich Obst 
und Gemüse für eine angemessene Preispolitik und 
gegen eine Ausweitung der Beihilfe- und Interven-
tionsmechanismen ein. Hierdurch sollen Anreize 
zur Überschußproduktion vermieden und soll zu 
einer Stabilisierung der Obst- und Gemüsemärkte 
beigetragen werden. Die Bundesregierung sieht dar-
über hinaus in einer weiteren Zusammenfassung 
des Angebots in einer konsequenten Qualitätspolitik 
wichtige Elemente, damit die Obst- und Gemüseer-
zeuger ein angemessenes Einkommen über den 
Markt erwirtschaften können. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Dr. Meyer zu Bentrup. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, hält die Bundesregierung an der Grundforde-
rung fest, daß die Marktorganisationsvorschriften 
für Obst und Gemüse als gemeinsame Wettbewerbs-
regeln in allen Mitgliedsstaaten verbindlich gelten 
müssen, und lehnt sie deshalb Sonderbehandlungen 
bzw. Sonderrechte im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation ausschließlich zugunsten der Er-
zeuger in den Südgebieten der Gemeinschaft ab? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, deshalb 
sind die Verhandlungen über das Mittelmeerpaket, 
die zur Zeit stattfinden, so schwierig. Es ist sehr 
schwierig, eine Einigkeit herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Die zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Dr. Meyer zu Bentrup. Bitte sehr. 

Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, teilt die Bunderegierung die Auffassung, daß 
eine Entlastung der Obst- und Gemüsemärkte und 
damit eine Einsparung sonst anfallender Interven-
tionskosten nur dann erreichbar sind, wenn endlich 
die gemeinsamen Qualitätsvorschriften für Obst 
und Gemüse in allen Mitgliedsstaaten bis hin zum 
Verbraucher angewendet werden und die Einhal-
tung dieser Normen kontrolliert wird? 

Gallus,  Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe in meiner Antwort bereits erwähnt, daß wir für 
eine konsequente Qualitätspolitik eintreten. Aber 
Sie müssen immer davon ausgehen: Zur Verwirkli-
chung dessen, was wir anstreben, sind bei den Ver-
handlungen in Brüssel Entscheidungen notwendig, 
die auch die anderen Mitgliedsstaaten mittragen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage. 
Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist sich die 
Bundesregierung darüber im klaren, daß eine solche 
unterschiedliche Marktorganisation, wie sie zu be-
fürchten ist, schon einmal zu einer erheblichen Wett- 
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Eigen 
bewerbsverzerrung für die deutsche Gemüse- und 
Obstwirtschaft geführt hat, als das interprofessio-
nelle Abkommen in Frankreich derlei ermöglich-
te? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
es mir versagen, zu dem Gesamtkomplex ein Urteil 
abzugeben, bevor in Frankreich überhaupt ein Ge-
setz vorliegt. Aber Sie konnten aus meiner Antwort 
auch entnehmen, daß wir in diesen Fragen sehr 
wachsam sind. 

(Abg. Eigen [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Eigen, 
Sie haben nur die Möglichkeit, eine einzige Zusatz-
frage zu stellen; aber Sie kommen ja nachher bei Ih-
ren eigenen Fragen 81 und 82 mit Zusatzfragen 
dran. 

(Eigen [CDU/CSU]: Es sind jetzt zwei Fra

-

gen gleichzeitig aufgerufen!) 

— Entschuldigung, Sie haben recht. Sie haben das 
Wort zu Ihrer zweiten Zusatzfrage. Bitte sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Kann man davon ausgehen, 
Herr Staatssekretär, daß die Bundesregierung un-
terschiedliche Gesetzgebungen und Anwendungen 
in bezug auf die Marktordnung der verschiedenen 
Länder der EG in Brüssel verhindern wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie kön-
nen davon ausgehen, daß wir alles versuchen und 
tun werden, um alles zu verhindern, was das Grund-
prinzip der Gemeinsamkeit verletzt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Michels. 
Bitte sehr. 

Michels (CDU/CSU): Eine Zusatzfrage im An-
schluß an die Frage des Kollegen Eigen. Angesichts 
der Tatsache, daß wir durch diese unterschiedlichen 
Marktgegebenheiten in den letzten Jahren bei der 
Versorgung unserer Bevölkerung mit Naßkonserven 
auf 17 % zurückgefallen sind, frage ich: Sehen Sie 
Möglichkeiten, diesen Abwärtstrend zu stoppen und 
zu einem höheren Versorgungsanteil unserer Bevöl-
kerung beizutragen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihre 
Frage geht sehr weit. Ich glaube nicht, daß die Pro-
bleme, die in diesen beiden Fragen abgehandelt wer-
den, allein ursächlich dafür sind, daß der Marktan-
teil deutscher Naßkonserven so stark zurückgegan-
gen ist. Hier spielen auch ganz normale Wettbe-
werbsprobleme zwischen den einzelnen Gebieten 
Europas eine große Rolle, vor allen Dingen auch 
Marketing-Probleme und alles, was dazugehört. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Fragen wird nicht gewünscht. 

Dann rufe ich die Frage 81 des Herrn Abgeordne-
ten Eigen auf: 

Welche Haltung vertritt die Bundesregierung bei den Preis-
verhandlungen des EG-Ministerrats in bezug auf die Höhe 
der Marktordnungspreise, und warum macht sich die Bundes-
regierung nicht die Beschlüsse des EG-Parlaments zu ei-
gen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ge-
stattet der Herr Kollege, daß ich auch diese beiden 
Fragen gemeinsam beantworte? 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Der Fragesteller ist 
einverstanden. 

Dann rufe ich auch die Frage 82 des Herrn Abge-
ordneten Eigen auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, daß 
der Grenzausgleich bei den Preisverhandlungen im EG-Mini-
sterrat in Brüssel nur so weit gesenkt wird, daß für die deut-
sche Landwirtschaft die Preise für die Agrarmarktordnungs-
produkte um die so dringend notwendigen 10 v. H. angehoben 
werden, und was gedenkt die Bundesregierung als Ausgleich 
für den verspäteten Termin der Inkraftsetzung des Marktord-
nungsjahrs 1982/83 bei Milch und Rindfleisch zu gewähren? 

Bitte sehr. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wer-
den sicher Verständnis dafür haben, daß ich in An-
betracht der laufenden Verhandlungen in Brüssel 
die deutsche Verhandlungsposition nicht im einzel-
nen öffentlich darstellen möchte. Ich kann Ihnen 
aber zu den von Ihnen gestellten Fragen folgendes 
sagen: Die in Brüssel zu beschließende Preisanhe-
bungsrate in ECU muß sich im Rahmen des finan-
ziell Möglichen halten. Vor diesem Hintergrund er-
scheint der jetzt vorliegende Kompromißvorschlag 
der Kommission, die Marktordnungspreise in ECU 
um durchschnittlich rund 10,5 % anzuheben, vertret-
bar. Der vorgeschlagene Abbauschritt beim deut-
schen Währungsausgleich ist zu hoch. Die Bundesre-
gierung setzt sich bei den Verhandlungen in Brüssel 
dafür ein, daß ein Abbau des deutschen Währungs-
ausgleichs in einer Größenordnung vorgenommen 
wird, die der deutschen Landwirtschaft eine ange-
messene Preisanhebung ermöglicht. 

Ein verspätetes Inkrafttreten der Wirtschaftsjah-
re, insbesondere bei Milch und Rindfleisch, ist be-
dauerlich, jedoch nichts Ungewöhnliches. In der Ver-
gangenheit ist dies wegen der schwierigen Preisver-
handlungen häufiger eingetreten. Die Bundesregie-
rung setzt sich für einen schnellen Abschluß der 
Preisverhandlungen ein. 

Ich muß Ihnen zusätzlich noch sagen: Es ist nur 
einmal in der Geschichte der Marktordnungen pas-
siert, daß die Preisverhandlungen fristgerecht, vor 
Beginn der Wirtschaftsjahre, für Rindfleisch und 
Milch zum 1. April, abgeschlossen werden konnten. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Ist sich die Bundesregierung 
darüber im klaren, Herr Staatssekretär, daß „fristge-
recht" eigentlich September des Vorjahres wäre; 
denn so ist es in der Europäischen Gemeinschaft 
vorgesehen, nicht zum 1. April des Wirtschaftsjah-
res, in dem man schon lebt? Aber meine Zusatzfrage 
dazu: Sind also Pressemeldungen falsch, daß sich die 
Bundesregierung wie in den früheren Jahren auch 
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Eigen 
in diesem Jahr wieder als Bremser bei der Preisfest-
legung bewährt hat? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung betätigt sich in Brüssel nicht als 
Bremser. Sie vollzieht ganz im Gegenteil den Auf-
trag des deutschen Parlaments, das am 27. Juni 1979 
beschlossen hat, daß der Finanzierungsrahmen der 
EG-Agrarpolitik in Höhe von 1 % des Mehrwertsteu-
eraufkommens nicht überschritten werden darf. Wir 
gehen im Augenblick davon aus, daß mit der vorge-
schlagenen Preiserhöhung von 10,5 % dieser Rah-
men eingehalten wird. Aber niemand kann bis jetzt 
genau sagen, ob das auch tatsächlich der Fall sein 
wird. Da sind noch eine ganze Reihe Unbekannte 
drin, insbesondere auch die Frage, wie sich die Welt-
marktpreise bei den einzelnen Produkten entwik-
keln werden. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, bestätigen 
Sie mir, daß die Europäische Gemeinschaft den Rah-
men ihres Budgets, eigene Einnahmen plus bis zu 
1 % der Umsatzsteuer, bisher noch niemals ge-
sprengt hat und daß es gut wäre, wenn die Bundesre-
gierung das auch von sich sagen könnte? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
Ihnen sagen, daß wir im Jahre 1981 auf Grund der 
hohen Weltmarktpreise und des hohen Dollarkurses 
Glück gehabt haben und in der EG relativ gut gefah-
ren sind. Die Dinge können sich aber in dem Wirt-
schaftsjahr, für das jetzt zu beschließen ist, unter 
Umständen sehr schnell ändern. Deshalb muß eine 
vorsichtige Preispolitik getrieben werden. Die Bun-
desregierung geht aber dieses Mal davon aus, daß 
die schwierige wirtschaftliche Situation der deut-
schen Landwirtschaft mit in die Preisverhandlun-
gen eingebracht werden muß. Ich habe in meinen 
Ausführungen schon dargelegt, daß, wenn mit 10,5 % 
abgeschlossen werden würde, für Deutschland ent-
scheidend wäre, wie stark der Grenzausgleich abge-
baut würde. Daraus resultiert dann das, was für 
Deutschland übrigbleibt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine dritte Zusatz-
frage, Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Ich gehe also recht in der An-
nahme, daß ich feststellen kann, daß die Bundesre-
gierung davon überzeugt ist, daß die Preisanhebung 
dieses Mal eine Marge erreichen muß, die die tat-
sächliche Kostenentwicklung der Landwirtschaft 
auch berücksichtigt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier erklärt, 
daß die schwierige Kostensituation der deutschen 
Landwirtschaft mitberücksichtigt werden muß, aber 
auch, Herr Kollege Eigen — und das dürfen Sie hier 
nicht als Bremsen auslegen —, die Frage gestellt, ob 
die entsprechenden Preisbeschlüsse am Markt 
durchgesetzt werden können, und darauf hingewie-
sen, daß das Paket finanziert werden muß. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine letzte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was ge-
denkt die Bundesregierung zu unternehmen, wenn 
nun die französische Regierung neuerdings wieder 
zu direkten Einkommensübertragungen schreitet, 
wenn ihr die Preisanhebungen in Brüssel nicht hoch 
genug sind? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat bereits deutlich gemacht, daß 
sie die Kommission dann auffordern wird, dieses 
französische Ansinnen abzulehnen. Wir werden 
hierbei gegenüber Frankreich genauso verfahren 
wie in der Erdgas-Auseinandersetzung mit Hol-
land. 

Man darf allerdings nicht verkennen, daß Frank-
reich deshalb, wenn Sie so wollen, eine vielleicht in 
Ihrem Sinne progressive Preispolitik betreibt, weil 
dort die Inflationsrate wesentlich höher ist als in der 
Bundesrepublik Deutschland — sie beträgt mehr als 
das Doppelte — und damit auch die Kostensteige-
rung viel stärker ist als bei uns. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Fragen wird nicht gewünscht. Dann rufe ich auf die 
Frage 83 des Herrn Abgeordneten von Schorlemer: 

Kann die Bundesregierung die Erkenntnis der Tierärzte be-
stätigen, daß der „Krankheitsdruck" für die Legehennen in 
Bodenhaltung wesentlich höher ist als in der Käfighaltung, 
und daß die Wahrscheinlichkeit einer notwendig werdenden 
Behandlung mit Arzneimitteln entsprechend größer ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, auch 
hier möchte ich gern die beiden Fragen, 83 und 84, 
gemeinsam beantworten. 

(von Schorlemer [CDU/CSU]: Gut!) 

— Danke schön. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Einverstanden! Dann 
rufe ich auf die Frage 84: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die tier-
ärztliche Kontrolle in größeren Legehennenbeständen we-
sentlich leichter möglich ist und auch konsequenter gehand-
habt wird als in Kleinhaltungen, und kann sie bestätigen, daß 
durch die hygienischen Vorteile der Käfighaltung die soge-
nannten klassischen Hühnerkrankheiten kaum mehr anzu-
treffen sind? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
gegenwärtiger Kenntnis ist das Hygiene-Risiko für 
Legehennen in Bodenhaltung größer als in der Kä-
fighaltung; damit ist die Wahrscheinlichkeit einer 
notwendig werdenden Behandlung mit Arzneimit-
teln bei Tieren in Bodenhaltung größer als in der Kä-
fighaltung. 

Die Auffassung, daß tierärztliche Kontrollen in 
größeren Legehennenbeständen wesentlich leichter 
möglich sind und auch konsequenter gehandhabt 
werden als in kleineren Beständen, wird in dieser 
generellen Form nicht geteilt. Es kann aber davon 
ausgegangen werden, daß in Betrieben mit größeren 
Legehennenbeständen auf Grund der Spezialisie-
rung und eines besseren Managements die Tiere 
nicht selten eine regelmäßigere und intensivere 
tierärztliche Betreuung erfahren. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 	5863 

Parl. Staatssekretär Gallus 
Unabhängig von der Haltungsform sind früher 

häufig aufgetretene übertragbare Hühnerkrankhei-
ten infolge der ständig durchgeführten Hygiene-
Programme kaum mehr anzutreffen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie bestätigen, daß die Bundesre-
gierung im Jahre 1975 wegen der optimalen tierhy-
gienischen Voraussetzungen und des dadurch mini-
malen Seuchenrisikos in der Käfighaltung im Ein-
vernehmen mit den zuständigen Landesbehörden 
und den Sachverständigen darauf verzichtet hat, 
eine Verordnung über Massentierhaltung von Ge-
flügel zu erlassen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
das kann ich Ihnen nicht bestätigen. Es mag unter-
schiedliche Gründe gegeben haben, warum es bisher 
zu dem Erlaß einer Verordnung nicht gekommen ist. 
Das bedeutet bei der Käfighaltung von Hühnern, 
daß vorher in Celle umfangreiche Untersuchungen 
angestellt werden mußten, mit einer großen Kom-
mission von Wissenschaftlern, zu denen auf der ei-
nen Seite Verhaltensforscher zählten und auf der 
anderen Seite die klassischen Haltensforscher. Das 
hat eben seine Zeit in Anspruch genommen. Daß es 
im Augenblick noch keine Verordnung für die Käfig-
haltung von Hühnern gibt, liegt daran, daß wir noch 
die Entscheidungen von Brüssel über den Richtli-
nienvorschlag abwarten müssen. Diese Auffassung 
teilt auch der Bundesrat. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Kollege von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, sind Sie bereit, Ihren Herrn Vorgänger zu 
fragen, ob er sich daran erinnert, im März 1976 er-
klärt zu haben, daß derzeit kein öffentliches Bedürf-
nis für eine Massentierhaltungsverordnung be-
steht? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Es kann durchaus 
sein, daß es diese Äußerungen gibt. Aber die Zeit hat 
sich weiterentwickelt, und wir sind auf Grund des 
Tierschutzgesetzes gehalten, entsprechende Verord-
nungen zu erlassen. Das steht zwar seit jeher im Ge-
setz drin, nur mußten erst die Vorbereitungen ge-
troffen werden mit umfangreichen wissenschaftli-
chen Untersuchungen. 

In der Zwischenzeit haben wir dem Bundesrat 
eine Verordnung zugeleitet, die Verordnung für Käl-
ber- und Schweinehaltung. Die Verordnung ist im 
Bundesrat abgelehnt worden, und jetzt müssen wir 
mit diesen Fragen wieder neu beginnen. In bezug 
auf die Käfighaltungsverordnung für Legehennen 
habe ich Ihnen den Tatbestand erklärt. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine dritte Zusatzfra-
ge, Herr Kollege von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie mir bestätigen, daß die Sterb-
lichkeitsrate vor Einführung der Käfighaltung bei 

ca. 30 % lag und durch diese Haltungsform auf unter 
10 % gesenkt worden ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie kön-
nen meiner Antwort entnehmen, daß ich im Namen 
der Bundesregierung grundsätzlich die Auffassung 
vertreten habe, daß wir nach den Untersuchungen, 
die insbesondere im Institut für Kleintierzucht in 
Celle durchgeführt worden sind, bei der Bodenhal-
tung erheblich mehr Probleme haben, insbesondere 
mehr Arzneimittel einsetzen müssen, um die Be-
stände gesund zu erhalten. Daß die Zahlen, die Sie 
hier vortragen, exakt sind, kann ich von hier aus 
nicht bestätigen; das tut mir leid. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine vierte und letzte 
Zusatzfrage, Herr Kollege von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie repräsentative Angaben aus 
dem Jahre 1974 bestätigen, aus denen hervorgeht, 
daß die durchschnittlichen jährlichen Arzneimittel-
kosten pro Tier bei Käfighaltungsbetrieben ca. 5 Pf 
ausmachen, während sie bei der Bodenhaltung ca. 
30 Pf betragen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
Ihnen gern grundsätzlich zugestehen, daß wie ich 
jetzt mehrmals hier gesagt habe, bei der Bodenhal-
tung mehr Arzneimittel eingesetzt werden müssen; 
aber Ihre absoluten Zahlen hier zu bestätigen, das 
geht mir zu weit. Das muß ich vorher überprüfen las-
sen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Stutzer 
zu einer Anschlußfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Können Sie mir bestätigen, 
Herr Staatssekretär, daß unter Krankheitsdruck 
auch der psychische Druck fällt, und wenn ja, 
warum haben Sie das in Ihrer Antwort nicht deut-
lich gemacht? 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Psychisch haben Sie 
gemeint, nicht psychologisch? 

(Stutzer [CDU/CSU]: Psychisch, nicht phy-
sisch!) 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Ich habe die Frage 
nicht verstanden. 

Stutzer (CDU/CSU): Können Sie bestätigen, daß 
unter Krankheitsdruck auch der psychische Druck 
fällt? Dazu haben ja die Verhaltensforscher etwas 
gesagt. Und wenn Sie das bestätigen können, warum 
haben Sie dazu in Ihrer Antwort nichts gesagt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ganz 
einfach: weil danach nicht gefragt worden ist. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Stutzer, 
eine zweite Anschlußfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann er-
warten Sie die Regelung auf EG-Ebene? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Wir hoffen, daß sie 
sehr bald kommt. Wir sind auch in diesem Bereich, 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
Herr Kollege Stutzer, diejenigen, die — entschuldi-
gen Sie, daß ich das mal so drastisch sage — den 
ganzen Karren voranziehen müssen; denn die Auf-
fassung der übrigen Länder zum Tierschutz ist nicht 
die der Bundesrepublik Deutschland mit Ausnahme 
einiger weniger Länder. Ich darf Ihnen nur eine Au-
ßerung aus dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
zur Kenntnis bringen, wo wir vehement unsere Auf-
fassung zur Vergrößerung der Käfige vertreten ha-
ben: 600 cm/2 pro Huhn anstatt 350 oder 450 cm/2. Dort 
wurde uns die Antwort zuteil, wir sollten uns in 
Deutschland gefälligst mehr um die Kinder als um 
das Geflügel kümmern. Auch solche Meinungen gibt 
es, gegen die wir uns auf internationaler Ebene — in 
diesem Falle bei der EG — zur Wehr setzen müssen. 
Wir tun von uns aus alles, um die Geschichte zu ei-
nem befriedigenden Abschluß zu bringen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Eigen zu 
einer Anschlußfrage. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann man 
sich darauf verlassen, daß mit der Tierschutzgesetz-
gebung keine neuerliche Wettbewerbsverzerrung 
bei den Hühnerhaltern zwischen den verschiedenen 
Ländern der EG entstehen wird, nachdem Sie so po-
sitiv geantwortet haben? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Si-
tuation, in der wir gegenwärtig stehen, ist folgende. 
Die Kommission wird zu entscheiden haben, ob sie 
die neuen Käfigmaße durch eine Richtlinie oder 
durch eine Verordnung festlegt. Bei einer Verord-
nung sind alle Länder der EG daran gehalten, sie na-
tional unmittelbar anzuwenden. Wenn es eine Richt-
linie wird, muß jedes Land diese Maße erst in natio-
nales Recht übernehmen. Was wir zu tun haben, 
wird also erst nach der Entscheidung der Kommis-
sion feststehen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Eine zweite Anschluß-
frage, Herr Kollege Eigen. 

Eigen (CDSU/CSU): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung der Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucher, daß Eier aus Legebat-
terien eine Qualität erreicht hätten, die man sich aus 
Verbrauchersicht kaum besser vorstellen kann? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann bestätigen, daß auf jeden Fall die Eier aus der 
Käfighaltung keineswegs schlechter sind als die aus 
der Bodenhaltung. Die Tatsache, daß die Verbrau-
cher dem Aufruf des Deutschen Tierschutzbundes, 
keine Eier zu Ostern zu kaufen, nicht gefolgt sind, 
sondern im Gegenteil der Eierverbrauch gestiegen 
ist, bestätigt, daß auch die Verbraucher das glau-
ben. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort zu weiteren 
Fragen wird nicht gewünscht. Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten beantwor-
tet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Die Fragestunde ist damit beendet. 

Ehe wir in der unterbrochenen Tagesordnung 
fortfahren, erteile ich das Wort zu einer Erklärung 
nach § 30 der Geschäftsordnung dem Abgeordneten 
Glos. 

Glos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte folgende persönliche Erklä-
rung abgeben. 

Aus Reaktionen nach der Sitzung ist mir bewußt 
geworden, daß mein spontaner Zwischenruf „Drei 
Atheisten!" nach der Vereidigung der neuen Bundes-
minister auch so gedeutet werden kann, als ob ich je-
mand beleidigen wollte. Dies ist nicht der Fall. Mein 
Zwischenruf war lediglich ein spontaner Ausdruck 
des Erstaunens darüber, daß alle neuen Minister bei 
ihrer vorangegangenen Vereidigung den Zusatz „so 
wahr mir Gott helfe" trotz Erläuterung durch den 
Präsidenten wegließen. Mit diesem Zusatz bekennt 
man sich nach meiner Meinung als Christ. Atheist 
ist nach meinem Sprachgebrauch jemand, der sich 
bewußt nicht zu Gott bekennt. Dies wollten die drei 
Minister nach meinem Eindruck auch deutlich de-
monstrieren. Dies ist ihr gutes Recht. Im umgekehr-
ten Fall kann ich mir nicht gut vorstellen, daß eine 
ebenfalls spontane Feststellung des Gegenteils, 
nämlich „Drei Christen!", zu Mißverständnissen füh-
ren kann. — Vielen Dank. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Faul! Faul! — Roth 
[SPD]: Noch mieser als der Zwischenruf!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der unterbrochenen Ausspra-
che zu Punkt 3 — Gewässer- und Küstenschutz — 
fort.  

.Als erster Redner hat der Abgeordnete Duve das 
Wort. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir hatten trotz der polemischen Absicht 
der Großen Anfrage heute morgen eine weithin 
sachliche Diskussion und Debatte über den Gewäs-
serschutz. Aber bei einigen Beiträgen von der Uni-
onsseite — von Herrn Spranger und Herrn von Gel-
dern — war doch klar zu erkennen, welche Absicht 
leider mit dieser Debatte verknüpft war. Denn das 
wohl wichtigste Thema des Umweltschutzes, die 
Reinhaltung der Gewässer, mußte dazu herhalten, 
Hamburger Wahlkampfmunition für einen Kandi-
daten zu liefern, der bisher den Umweltschutz allen-
falls durch knatternde Motorräder berührt hat; es ist 
der, der für die Union in Hamburg zur Wahl an-
steht. 

Was Hamburg anlangt — und über die nachläs-
sige Art, mit der in der Anfrage über Hamburg ge-
sprochen wird —, ist dem Innenminister bereits ein 
Schreiben der Freien und Hansestadt zugegangen. 
Ich finde es schade, daß wir hier, anstatt über Ge-
wässerschutz zu reden, darüber reden müssen, was 
einzelne Gebietskörperschaften an Geld ausgege-
ben haben. Denn mit den Geldzahlungen allein und 
der Leistungsbilanz darüber, was man an Geld gege-
ben hat, weiß der Bürger nicht, welche Gefahren 
weiterhin dem Wasser drohen und in welchem Zu-
stand sich das Wasser befindet. 
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Duve 
Aber da Sie uns nun sozusagen zwingen, hier auch 

über diese Zahlungen zu reden — ich selber hätte 
das lieber unterlassen —, möchte ich doch einmal 
sagen, was Hamburg pro Kopf der Bevölkerung aus-
gegeben hat — nämlich 790 DM — und was Herrn 
von Gelderns Niedersachsen ausgegeben hat, das 
sich weit abgeschlagen am untersten Ende der Skala 
findet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In welchem Zeit

-

raum?) 

— Im Zeitraum von 1975 bis 1981, Aufwendungen 
von 1975 bis 1981 für Klärwerke. Wenn Sie es genau 
hören wollen: Hamburg 790 DM, Niedersachsen als 
elftes Bundesland 162 DM. Alle vier letzten Plätze, 
meine Herren von der Union, nehmen unionsre-
gierte Länder ein. 

Ich persönlich — das will ich hier offen sagen — 
halte  solche Aussagen und solche Vergleiche für der 
Sache nicht angemessen. Ich halte es für falsch, sich 
vor den Bürgern darüber zu brüsten, wieviel Geld 
einzelne Gebietskörperschaften ausgegeben haben. 
Ich halte es für falsch, zu verdecken, daß eine große 
Gebietskörperschaft wie Hamburg, die vom Wasser 
lebt und am Wasser gebaut ist, heute Rechnungen 
begleichen muß, die sie, wenn Sie so wollen, seit 
Jahrhunderten der Natur schuldet. Da sagen die Flä-
chenstaaten: Hamburg ist noch nicht so weit. Es ist 
für Hamburg außerordentlich schwer — und ich 
stehe nicht an, hier auch den Senat zu kritisieren. 

Hamburg, Niedersachsen, DDR, CSSR, Schleswig -
Holstein, sie alle verschieben doch nur die Schuldzu-
weisung von Gebietskörperschaft zu Gebietskörper-
schaft, statt deutlich zu machen, daß wir auch als 
Verbraucher die Schadstoffe von der Produktion in 
den Boden, vom Boden ins Wasser, vom Wasser in 
die Fische, vonden Fischen in den menschlichen Or-
ganismus verschieben, statt deutlich zu machen, wie 
wir z. B. das Wasser biologisch oder vollbiologisch 
säubern und dann buchstäblich nicht wissen, wohin 
mit dem Klärschlamm, der dann dieses Gift enthält. 
Statt darüber zu reden, daß wir hier ein neues Pro-
blem haben, klatschen wir uns die biologischen 
Klärschlämme um die Ohren; so ist es heute morgen 
jedenfalls gewesen. Ich meine also, daß diese D-
Mark-Schlachten falsch sind. Wir sollten uns trotz 
der positiven Leistungsbilanz, die die Beantwortung 
der Bundesregierung zweifellos enthält und die wir 
auch nicht verschweigen sollen, überlegen und dar-
über diskutieren, was bei der Reinhaltung des Was-
sers ansteht. Ich meine, daß eine ganze Reihe von 
neuen Gefahren, von neuen Verschmutzungen und 
Vergiftungen auf uns zugekommen sind, für die wir 
bisher noch nicht die nötigen Instrumente haben. 

Wir haben gewaltige Anstrengungen unternom-
men, das Verursacherprinzip durchzusetzen. Heute 
wissen wir, daß es immer noch sehr lasch wirkt. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang auf das Umwelt-
gutachten 1978 hinweisen. Wenn Sie einmal die bei 
den Wasserbehörden durchgeführten Befragungen 
nachlesen, die da aufgeführt sind, und die Stellen 
nachlesen, wo die Wasserbehörden Auskunft dar-
über geben, wie oft sie durch andere — übergeord-
nete oder nebengeordnete — Behörden bewegt wor-
den sind, die Augen zuzudrücken, dann gehen einem 

dieselben, die Augen nämlich, auf. Wir haben das 
Verursacherprinzip zwar durchgesetzt, aber wir fin-
den in vielen Fällen und an vielen Stellen — das gilt 
bestimmt auch für Hamburg — bis heute nicht den 
Verursacher. 

Wir haben im vergangenen Jahrzehnt nach 
Grenzwertfestsetzungen höhere Schornsteine ge-
baut. Wir haben den Grenzwerten also Rechnung ge-
tragen, und plötzlich haben wir Gewässer in ganz 
anderen Regionen beschädigt. Wir haben Flüsse und 
Bäche begradigt und Land gewonnen, immer weiter 
Land gewonnen — Schleswig-Holstein macht es 
jetzt j a noch weiter — wie Kolonisten früherer Jahr-
hunderte. Wir haben den Wasserbauern ihr Betäti-
gungsfeld weiter überlassen und planen weitere 
Landgewinnungen. Aber Land gewinnen heißt Was-
ser verlieren, und Flüsse begradigen heißt Leben be-
schädigen. 

Wir haben wahrscheinlich auch eine falsche 
Brunnenpolitik betrieben, insofern nämlich, als die 
Industrie — ich meine nicht die Getränkeindustrie, 
die ihre eigenen Brunnen hat —, in vielen Bereichen 
selber direkt bohren kann und die städtischen Was-
serwerke gezwungen sind, immer größere und im-
mer teurere Wasserbeschaffungsabenteuer zu un-
ternehmen; der Fall Stuttgart und andere Fälle sind 
bekannt. 

Ich denke, daß wir das Wasserrecht überprüfen 
müssen. Wir müssen prüfen, ob es angeht, daß die In-
dustrie Trinkwasser immer weiter benutzt und wir 
zur Gewinnung von Trinkwasser immer weiter ge-
hen müssen, auch in die Feuchtgebiete. Wir haben 
das Problem Lüneburger Heide; Herr Wolfgramm 
hat es heute morgen hier angesprochen; ich habe 
ihm dabei zugenickt. Es ist schade, daß sich Ham-
burg vor langer Zeit zu diesem Ausweg Lüneburger 
Heide gezwungen sah. Das einzig Positive, das man 
heute vielleicht sagen kann, ist, daß zwischen Nie-
dersachsen und Hamburg vereinbart worden ist, bei 
der Wasserentnahme sehr vorsichtig vorzugehen 
und nicht die vereinbarte Wassermenge zu entneh-
men. 

Eines können wir konstatieren, meine Damen und 
Herren: Der Staat ist beim Wasser, was die Ord-
nungspolitik anlangt, wesentlich weniger pingelig 
vorgegangen als in anderen Bereichen. Das heißt: 
Wenn etwa 50 Arbeitsgruppen für 50 verschiedene 
Branchen bereits die Definitionen der „Regeln der 
Technik" ausgearbeitet haben und zwanzig Vor-
schriften vorliegen, dann können wir sagen: Hier, in 
diesem Bereich, ist der wichtige Grundsatz, daß man 
nach den Regeln der Technik und nicht nur nach 
den Grenzwerten prüft, die ja durch technische Ma-
nipulationen verändert werden können, Gott sei 
Dank sehr fortschrittlich angewandt worden. 

Wir brauchen aber nicht nur eine Überprüfung der 
Wasserrechte, sondern auch eine Überprüfung der 
Verbrauchsstruktur; davon war heute morgen schon 
die Rede. Wir müssen wohl auch beim Wasser, ob-
wohl sich das Wasser im Kreislauf bewegt und ei-
gentlich nicht verlorengehen kann, das gleiche Um-
denken lernen wie bei der Energie. Wir müssen uns 
auch um die Nutzung und nicht nur um die Versor-
gung kümmern. Denn wir haben trotz dieses Kreis- 
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laufs bereits Wasserprobleme, d. h. Wasserbeschädi-
gungen, die wir nicht wieder rückgängig machen 
können. Es ist doch nicht zwanghaft, daß wir in den 
nächsten 20 Jahren unseren Wasserverbrauch pro 
Kopf noch einmal verdoppeln sollen. Wer zwingt uns 
Bürger denn dazu, das zu tun? Nur weil die Progno-
sen das so sagen? Die Prognosen kommen von den 
Wasserwerken, die expandieren wollen. 

Ich komme jetzt zu einem anderen Problem. Ich 
erinnere an den Fall des kleinen Dörfchens Daldorf 
bei Segeberg in Schleswig-Holstein, wo vor kurzem 
die Kinder mit Mineralwasser aus Flaschen versorgt 
werden mußten, weil das Grundwasser nitratgeschä-
digt war. Das ist nicht der einzige Fall. Das Bundes-
umweltamt hat in dem Umweltgutachten eine ganze 
Reihe von Gemeinden in der Bundesrepublik ange-
geben, in denen Nitratschädigungen des Wassers 
festgestellt worden sind. Ich meine, wenn die Land-
wirtschaft Hauptverursacher der Nitratgefahr ist, 
dann wird die Landwirtschaftsklausel in den Natur-
schutzgesetzen nicht nur lächerlich, was sie nach 
meinem Empfinden in den letzten Jahren ohnehin 
war, sondern auch zynisch. Ich begrüße es, daß der 
Umweltminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
ein Programm der Kooperation begonnen hat, in 
dessen Rahmen Kurse finanziert werden, in denen 
mit den Landwirten über das richtige Düngen und 
über die Gefahr der Überdüngung diskutiert wird. 
Ich denke, daß wir dazu kommen müssen, daß die 
Landwirtschaft ihre ökologische Rolle wirklich 
ernsthaft wahrnehmen kann. 

Wir haben in vielen Bereichen größere Gefahren 
abwehren können, aber neue Gefahren sind da. Die 
sichtbare und schmeckbare Verschmutzung haben 
wir eingedämmt; die unsichtbare und nicht 
schmeckbare Vergiftung, d. h. die Belastung durch 
chemische Schadstoffe, die wir nicht mehr mit den 
Sinnesorganen, sondern nur im Test und im Labor 
feststellen können, ist schlimmer und gefährlicher 
geworden als je zuvor. Vergiftung aber heißt, daß die 
Selbstreinigungskraft der Gewässer beschädigt ist. 
Sie können sich dann nicht mehr reinigen. — Meine 
Redezeit ist etwas knapp geworden, und ich möchte 
jetzt etwas raffen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, Sie ha-
ben noch fast vier Minuten. 

Duve (SPD): Meine Minuten sind vielleicht kürzer 
als Ihre, Herr Präsident. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte noch einmal auf den Stand der Tech-
nik zurückkommen. Wenn ich hier auf den Stand 
der Technik abgehoben habe, dann habe ich damit 
gemeint, daß wir z. B. bei der Kupferverhüttung 
auch wirklich das erzwingen, was technisch möglich 
ist. Wenn z. B. die Kupferverhüttung ohne Abgabe 
von Cadmium möglich ist — Cadmium ist hier heute 
morgen erwähnt worden —, dann sollte das auch 
durchgesetzt werden, auch in meiner Heimatstadt 
Hamburg. Ich sage das, weil sich in meinem Wahl-
kreis ein solches Werk befindet. 

Ich möchte zum Meeresschutz nur auf einen 
Punkt hinweisen. Ich begrüße es, daß die Bundesre-

gierung daran festhält, gasförmige und flüssige Ab-
fälle aus Kernkraftanlagen nicht ins Meer zu geben, 
wie andere Länder das nach wie vor tun. Ich nenne 
nur Tritium, Krypton 85, Radium usw. Ich sage sehr 
bewußt, daß ich dies begrüße und hoffe sehr, daß die 
Bundesregierung dabei bleibt. 

Ich komme zum Schluß. Der Bericht „Global 2000" 
sagt: „Wir müssen lernen, Wasser als knappe Res-
source zu begreifen, wie die Rohstoffe und die Ener-
gie, und danach zu handeln. Wasser ist kein freies 
Gut." Zum pflanzlichen und zum tierischen Leben 
sagt der Bericht grausam knapp: „Es wird schwierig, 
wenn nicht unmöglich, den Trend zur Vernichtung 
der Artenvielfalt im Süßwasser umzukehren." 

Meine Damen und Herren, wir als Politiker befin-
den uns gerade beim Wasser auf einem psycholo-
gisch außerordentlich schwierigen Grat. Auf der ei-
nen Seite dürfen wir die unbezweifelbaren Erfolge 
nicht unterschlagen, und auf der anderen Seite müs-
sen wir der Versuchung widerstehen, mit solchen 
Feststellungen der Beruhigung bequem zu entdra-
matisieren. Ohne Darstellung der dramatischen Si-
tuation der Gewässer kann es überhaupt keine 
neuen Bemühungen mehr geben — das ist meine 
Überzeugung —, denn sonst hätten wir schon sehr 
viel eher Wachsamkeit gehabt. 

Die Überdramatisierung kann aber auch zur 
dumpfen Resignation führen, in der überhaupt 
nichts mehr geht. „Global 2000" zeigt, daß wir von 
Daten umzingelt sind, die das Wasser global bedro-
hen. Die Auflistung der Bundesregierung in der Be-
antwortung zeigt, daß wir erfolgreich versuchen, uns 
aus dieser Umzingelung zu befreien, sozusagen die 
notwendige Aktion „Lokal 2000" hier zu beginnen. 

Ich sehe eine Gefahr in der Beruhigungswirkung. 
Der Druck zum raschen und ehrlichen Handeln 
könnte nachlassen. Ich sehe auch eine Gefahr in der 
Dramatisierung. 

Herr von Geldern hat hier die Aktivitäten von 
Greenpeace angesprochen. Ich möchte ausdrücklich 
noch einmal sagen, daß ich die mutigen Aktivitäten 
solcher Organisationen begrüße. Ohne sie wären wir 
in der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit für diese 
Belange längst nicht so weit. Sie bereiten ihre spek-
takulären Aktionen durch sachkundige Untersu-
chungen vor. Wer dies als außerlegalen Druck auf 
die Institutionen des demokratischen Staates emp-
findet, sollte dafür sorgen, daß diese Institutionen, 
daß vor allem der Deutsche Bundestag die Rettung 
unserer Natur ernster und häufiger diskutieren, als 
es die Mitbürger in den letzten Jahren haben wahr-
nehmen können. 

Ich fordere einmal jährlich eine Bundestagsde-
batte zur „Lage der Natur in Deutschland". 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Fischer das Wort. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Duve, die Wasserapokalyse, die Sie eben vorge-
tragen haben, scheint mir sehr im Widerspruch zu 
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dem zu stehen, was die Bundesregierung über ihre 
Leistungen und Fortschritte in der Antwort darge-
legt hat. Im übrigen scheinen mir Ihre Ausführun-
gen auch eine Ohrfeige für zwölf Jahre SPD/FDP-
Politik zu sein. Ich meine, man sollte sich in der Ko-
alition einmal darauf verständigen, ob das gilt, was 
in der Antwort steht, daß nämlich bedeutende Fort-
schritte erzielt worden sind und daß bis auf die gro-
ßen Probleme in den zwei Stadtstaaten Hamburg 
und Bremen der Trend äußerst erfreulich ist, oder ob 
das stimmt, was Sie gesagt haben, daß wir sozusagen 
das Umkippen nicht erfolgreich verhindert haben 
bzw. dort, wo ein Umkippen schon erfolgt war, die 
Dinge nicht haben zurückdrehen können, so daß 
sich die Entwicklung immer nur negativ fortsetzt. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß Gesetz 
und Realität oft nicht übereinstimmen. Wo gilt das 
mehr als insbesondere beim Gewässer- und Küsten-
schutz! Länder und Gemeinden tragen hier die 
Hauptlast. Herr Spranger hat heute morgen ein-
drucksvolle Zahlen vorgetragen und gesagt, daß die 
Leistungen von Ländern und Gemeinden fast 25 Mil-
lionen DM betragen, während die Leistungen des 
Bundes 1,87 Millionen DM betragen. Dieser Ver-
gleich macht deutlich, wo die gewaltigen Finanzan-
strengungen in den letzten Jahren gelaufen sind. 

Dennoch haben wir in Sachen Gewässerschutz 
nach wie vor ein erhebliches Realisierungsdefizit. 
Das beste Beispiel — ich deutete es eben an — sind 
die beiden Hauptsorgenkinder Bremen und Ham-
burg. Herr Duve, ich sage das nicht mit irgendeiner 
polemischen Absicht. Vielmehr muß das auf Grund 
der Tatsachenlage so formuliert werden. Niemand 
hat es deutlicher formuliert als die Bundesregierung 
in ihrer Antwort. Das heißt also: Sie unterstellen of-
fenbar auch der Bundesregierung alles mögliche 
Böse. 

Meine Damen und Herren, das Problem, das hier 
durch die unzureichende Abwasserentsorgung z. B. 
in dem Stadtstaat Hamburg entsteht, pflanzt sich 
über die Elbe in die Nordsee fort. Wir können z. B. 
eine Verbesserung der Wasserqualität im küstenna-
hen Bereich nicht erreichen, wenn in Hamburg das 
System der Abwassersammlung und -klärung nicht 
entscheidend verbessert wird. Der Zusammenhang 
muß gesehen werden. Es hat überhaupt keinen Sinn, 
bei der Nordsee irgendwelche Maßnahmen einzulei-
ten, wenn wir nicht an der Quelle der Ursache Ent-
scheidendes verbessern. 

Lassen Sie mich deswegen einige Ausführungen 
zur Quelle dieser Probleme machen. Wir haben es in 
Hamburg mit großen Problemen eines veralteten, 
technisch teilweise problematischen, in weiten Be-
reichen überhaupt nicht vorhandenen Sielsystems 
zu tun. 

(Duve [SPD]: Sie sind von der Bürgerschaft 
in den Bundestag gewechselt!) 

36 000 Hamburger Haushalte haben überhaupt 
keine Besielung, sondern müssen das Wasser heute 
in den Boden oder z. B. in die Alster einleiten. Das ist 
die Hauptursache dafür, daß die Alster heute weitge-
hend eine Kloake ist, weil es dieser Senat trotz vieler 

Anträge und Initiativen nicht vermocht hat, Ham-
burg vollständig zu besielen. 

Erhebliche Rückstände beim Klärwerksbau, An-
schluß- und Folgeprobleme wie die ungelöste Klär-
schlammentsorgung, kein Konzept für die Verwen-
dung des Hafenschlicks, durch die Probleme bei der 
Entwässerung ausgelöstes Erfordernis der Trink-
wassergewinnung in der Nordheide! 

Einige Zahlenangaben: Wir haben in Hamburg 
von 4 500 km Sielnetz 1 300 km sogenanntes Misch-
wassersielnetz, in das Schmutz- und Regenwasser 
gleichermaßen gehen. Davon liegen 890 km im in-
nerstädtischen Bereich. Vom Sielnetz ist die Hälfte 
älter als 77 Jahre, 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

ein Viertel sogar älter als 100 Jahre. Die Hälfte des 
gesamten Sielnetzes befindet sich in einem kata-
strophalen Zustand und kann heute nicht gereinigt 
werden, weil sonst ein totaler Zusammenbruch be-
fürchtet werden muß. Zur Zeit ist ein Drittel des ge-
samten innerstädtischen Mischwassersielsystems 
verstopft und kann aus diesen technischen Gründen 
nicht gereinigt werden. Das ist die Lage. Dadurch 
kommt es zur Überflutung, die unmittelbar in das 
Erdreich oder in Gewässer eingeleitet wird. 

In einer Broschüre „Stadtentwässerung" des 
Hamburger Senats vom Jahre 1980 heißt es wört-
lich: 

Mit einer systematischen Erneuerung der Siel-
anlage muß so bald wie möglich begonnen wer-
den. 

— Das macht also schon deutlich, wo wir gegenwär-
tig stehen. — 

So  lange 

— bis dieses erfolgreich absolviert ist — 

wird Abwasser ins umgebende Erdreich sickern 
und das Grundwasser weiter gefährden. 

Meine Damen und Herren, uns drückt folgendes 
Problem: Hier gibt es langjährige Versäumnisse. In 
finanzpolitisch besseren Zeiten, wo man hätte inve-
stieren können, ist das unterlassen worden. Gegen-
wärtig ist für alle Gebietskörperschaften die finanz-
politische Decke zu dünn, jetzt kann nicht investiert 
werden, jedenfalls nicht im notwendigen Umfange. 
Die fatalen Folgen zeigen sich. Die finanziellen Rah-
menbedingungen sind so schlecht, daß wir nicht von 
heute auf morgen alle Abwässerprobleme lösen kön-
nen. Was in zwei Jahrzehnten versäumt worden ist, 
kann heute nur mühsam und kostspielig nachgeholt 
werden. 

Herr Duve, was Sie zu den Pro-Kopf-Sätzen gesagt 
haben, macht doch nur den Nachholbedarf deutlich. 
Sie müßten dann über einen viel längeren Zeitraum 
die Leistungen vergleichen. Denn viele Gemeinden 
und andere Bundesländer sind viel weiter. Es ist 
doch logisch, daß diese dann in den Jahren 1975 bis 
1981 nicht so viel investieren mußten wie ein Land 
mit einem extremen Nachholbedarf. Das wird bei 
den Zahlen in Bremen kaum anders sein. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 
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Ich meine, höchste Eile und klare finanzielle Priori-
tät im Haushalt sind erforderlich, um diese Pro-
bleme in den Griff zu bekommen. 

(Duve [SPD]: Im Hamburger Haushalt!) 

— Im Hamburger Haushalt. Herr Duve, es wird aber 
mindestens 10 Jahre dauern, bis alles nachgeholt 
worden ist. 

(Duve [SPD]: Kiep macht das schneller!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten von Geldern? 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Bitte sehr, Herr 
von Geldern. 

Dr. von Geldern (CDU/CSU): Herr Kollege Fischer, 
stimmen Sie mir darin zu, daß man bei einem Ver-
gleich von Hamburg mit einem Flächenland wie 
etwa Niedersachsen natürlich auf der Seite des Flä-
chenlandes auch die kommunalen Aufwendungen 
zu denen des Landes hinzurechnen müßte, um einen 
echten Vergleichsmaßstab zu haben? 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Das kommt hin-
zu. 

Heute morgen hat es einen lebhaften Streit über 
die berühmte Zahl gegeben, die für die vollbiologi-
sche Klärung richtig ist. Die Bundesregierung sagt 
lediglich 20 % werden in Hamburg bei einem Bun-
desschnitt von 72,8 % vollbiologisch geklärt. Das ist 
absolut richtig. Herr Duve bringt die Zahl für die bio-
logische Klärung. Sie wissen, daß das in der Sache 
einfach ein Fehler ist, Herr Duve. Es gibt zwischen 
dem Bundesinnenminister und der Baubehörde 
Hamburg lediglich einen Streit über die Frage, wann 
man von der Definition her „vollbiologisch" sagen 
darf. Hamburg sagt: „Wir sagen das erst bei 90%iger 
Abwässerreinigung." 

(Duve [SPD]: Das können Sie bei einer 
Wahlversammlung machen, Herr Fischer!) 

Herr Bundesinnenminister, Herr Duve, sagt das bei 
70 %. Sie haben leider in dieser Frage heute morgen 
unzutreffende Angaben gemacht. Ich kann also nur 
bestätigen, daß Herr Spranger hier völlig richtige 
Zahlen genannt hat. 

(Duve [SPD]: Wir reden doch hier für das 
ganze deutsche Volk!) 

Er befindet sich in Übereinstimmung mit dem Bun-
desinnenminister, Herr Duve. 

Völlig ungeklärt fließen zur Zeit noch mindestens 
50 Millionen Kubikmeter Abwasser pro Jahr in die 
hamburgischen Gewässer. Wenn Ihre wasserpoliti-
sche Apokalypse berechtigt gewesen wäre, dann al-
lenfalls für eine solche Situation, in der pro Tag etwa 
140 000 Kubikmeter ungeklärt in hamburgische Ge-
wässer fließen. Das ist ungefähr der Inhalt von 75 
Schwimmbecken von 50 m Länge und 15 m Breite. 
Meine Damen und Herren, das ist problematisch. 

Die Antworten der Bundesregierung zu diesem 
Sachverhalt sind, wie ich finde, ebenso diplomatisch 
wie dürftig. Man sagt, Hamburg unternehme gerade 
in jüngster Zeit Anstrengungen, die Abwassersanie

-

rung in wenigen Jahren zum Abschluß zu bringen. 
Mit anderen Worten: Auch die Bundesregierung ist 
mit den Leistungen des Hamburger Senats alles an-
dere als zufrieden. 

(Spranger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ein weiteres Zitat aus 
der Antwort auf die Große Anfrage. Herr Duve, ich 
zitiere nur die Bundesregierung; ich brauche ja 
selbst gar nichts hinzuzufügen. Dort steht: 

Auch in Hamburg geht der Trend dahin, mög-
lichst viele Industriebetriebe anzuschließen. 

Ich kann nur sagen: Andernorts ist das schon lange 
Realität. Dort aber fängt der Trend erst an. Das 
macht die Lage deutlich. Weiterhin müssen zahlrei-
che Gewerbe- und Industriebetriebe ihre Abwässer 
direkt in die Gewässer und Hafenanlagen einleiten. 
Das ist das Problem. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Lage ist 
ausreichend beschrieben. Die Bewertung ist klar. 
Wir werden in Hamburg — die Zahl ist genannt wor-
den — frühestens 1988 den gesetzlichen Erfordernis-
sen entsprechen können. Das ist alles andere als ein 
Tatbestand, über den ich mich als Hamburger Abge-
ordneter freuen könnte. 

Ich will das Problem der Klärschlammentsorgung 
nur kurz ansprechen. Wir wissen, daß nur noch 
Hamburg Klärschlamm auf hoher See verklappt. 
Das macht noch nicht einmal Bremen. Nachdem die 
Deutsche Bucht gesperrt wurde, macht man es mit 
einer Sondergenehmigung des Deutschen Hydro-
graphischen Instituts 200 Seemeilen südlich von Ir-
land. Dort schmeißt man den Klärschlamm in die 
hohe See. 

Ich meine, es muß darauf hingewirkt werden, daß 
die Forschung vorankommt, beispielsweise im Hin-
blick auf die mögliche Nutzung für die Düngemittel-
herstellung oder die mögliche Verbrennung bei der 
Stahlproduktion. Aber der Termin 1983 für die Aus-
nahmegenehmigung ist auf jeden Fall einzuhalten. 

Meine Damen und Herren, der Hafenschlick ist 
ein Problem, das uns deswegen auch erheblich bela-
stet, weil die Aufbringung auf Spülfelder nicht län-
ger möglich ist. Es hat sich herausgestellt, daß der 
Schwermetallgehalt zu groß ist und deswegen derar-
tige Dinge in den Nahrungsmittelkreislauf zu gelan-
gen drohen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Auch hier müssen wir stärkere Anstrengungen im 
Forschungsbereich unternehmen, um ein Umweltfi-
asko zu vermeiden. Der Bundesinnenminister und 
auch der Bundesforschungsminister sind aufgefor-
dert, die Forschungsseite zu intensivieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nun haben wir einen verhängnisvollen Kreislauf. 
Wir haben eine Beeinträchtigung der Gewässerqua-
lität im Bereich der Elbe. Darüber habe ich ausführ-
lich gesprochen. Aus diesem Grunde fließen nicht 
nur die Stadtgewässer, sondern auch die verseuch-
ten Elbwässer natürlich in den Untergrund. Dem-
nächst müssen an der Elbe Wasserwerke stillgelegt 
werden, weil die Grundwasserqualität so miserabel 
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ist, daß nicht mehr geschöpft werden kann. Das hat 
zur Folge, daß wir in der Nordheide Wasser entneh-
men müssen, mit allen Problemen, wie sie sich in der 
öffentlichen Diskussion dargestellt haben. 

Sicher sind wir uns darin einig, daß wir dieses 
Wasser brauchen. Insoweit war Herr Bundesinnen-
minister Baum nicht gut beraten, sich im nieder-
sächsischen Wahlkampfeinsatz ein bißchen voreilig 
einseitig festzulegen. Er hatte sich auch vorher nicht 
über die Probleme, die es hier gibt, informiert. 

Meine Damen und Herren, es muß nicht nur alles 
getan werden, um eventuelle ökologische Schäden 
abzuwehren durch ein flächendeckendes Meßnetz, 
das es im Bedarfsfall ermöglicht, die vorgesehene 
Oberflächenversorgung mit Wasser durchzuführen, 
sondern wir müssen auch aus diesem Grund alles 
tun, um die Wasserqualität der Elbe zu verbessern. 

Ich kann es mir ersparen, weitere Ausführungen 
über die Problematik der Verhandlungen mit der 
DDR zu machen. Es ist bereits deutlich geworden, 
daß die Ankündigung der Bundesregierung seit 1977 
immer wieder — — Ich könnte Ihnen eine ganze 
Chronologie von besänftigenden, teilweise ermuti-
genden Zitaten verlesen. Ich glaube, die Erfahrun-
gen, die wir hier bei einem ganz praktischen und 
wohl kaum ideologiebehafteten Thema gewinnen, 
sind für manchen Euphoriker der Vergangenheit 
sehr deprimierend und eine bittere Lehre. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Nach meiner Meinung muß die Bundesregierung 
die Verhandlungen mit Nachdruck fortführen. 

Ich glaube, daß wir sowohl im Elbe-Bereich als 
auch an der Nordsee, wo wir immer wieder die Be-
sorgnis der Verunreinigung durch Tankerunfälle 
oder durch das Ablassen von Altöl haben, auf einem 
guten Weg sind. Für Hamburg kann das maximale 
Risiko eines großen Tankerunfalls wohl nur da-
durch abgewendet werden, daß das Pipelineprojekt 
nach Wilhelmshaven realisiert wird. Das ist die 
Lage. 

Wir müssen im übrigen dafür sorgen, daß alle 
technisch irgendwie denkbaren Lösungen realisiert 
werden. Hier müssen Bund und Länder zusammen-
wirken. Hier gibt es einen größeren Nachholbedarf, 
der dringend befriedigt werden muß. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß 
meiner Ausführungen. Wir können die Bundesregie-
rung nur ermuntern, die Forschungsschwerpunkte, 
die sie in ihrer Antwort auf die Große Anfrage darge-
legt hat, nämlich Forschung bei der Klärschlamm-
verwertung, bei der Hafenschlickentsorgung, bei op-
timalem Einsatz von Geräten zur Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung durch Öl und andere Chemi-
kalien, intensiv und mit Hochdruck voranzutreiben, 
damit von der Seite her nicht neue Probleme entste-
hen. 

Wir müssen Bundesländer wie Hamburg und Bre-
men auffordern, in der Finanzpolitik so starke Prio-
ritäten zu setzen, daß der Nachholbedarf noch frü-
her als geplant ausgeglichen werden kann und die 

bundesrechtlichen Regelungen endlich vollzogen 
werden können. 

Wir müssen drittens — ich habe das ausgeführt — 
die  Verhandlungen mit der DDR intensiv vorantrei-
ben — ich unterstütze insoweit Herrn Dr. von Gel-
dern, der sagte, wir brauchten in dieser Frage auch 
öffentlichen Druck, Meinungsdruck —, damit wir 
endlich zu einer Verringerung der Schwermetallbe-
lastung des in die Bundesrepublik Deutschland hin-
einkommenden Elbewassers kommen. 

Wir müssen durch eine zügige Ausstattung der 
Einsatzstellen, mit dem geplanten und finanziell be-
reits abgesicherten Ölbekämpfungsgerät dafür sor-
gen, daß vor allem in der Nordsee die Ölverschmut-
zung im Katastrophenfall in Grenzen gehalten und 
schnellstens und wirkungsvoll bekämpft werden 
kann. 

Wenn wir diese Schwerpunkte setzen und uns in 
diesen Fragen einig sind, dann haben uns die Große 
Anfrage der CDU/CSU-Fraktion und die heutige De-
batte darüber wieder einen großen Schritt nach vorn 
gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort der 
Frau Abgeordneten Schuchardt. 

(Zuruf: Immer die Hamburger!) 

• Frau Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der Tat, damit die Hamburger 
Runde komplett wird, möchte auch ich noch einiges 
dazu sagen. 

Meine Damen und Herren, die Diskussion der 
letzten zehn Jahre war ja immer wieder durch die 
Begrenztheit der Ressourcen bestimmt. Aber damit 
meinte man dann immer Öl und Kohle. Ich glaube, 
es gibt ein ganz großes Verdienst des Berichts „Glo-
bal 2000", der erstmalig deutlich gemacht hat, daß es 
um die Begrenztheit der natürlichen Ressourcen auf 
der Erde geht, die wir vorher immer für beliebig re-
generierbar gehalten haben. 

Herr Fischer, die Antwort, die Sie auf das gegeben 
haben, was Herr Duve zu diesem Bereich gesagt hat, 
ging natürlich am Thema vorbei, hat uns aber in er-
schreckender Weise zur Kenntnis gebracht, daß Sie 
das Buch „Global 2000" nicht gelesen haben. „Global 
2000" ist, wie der Name schon sagt, eine globale Un-
tersuchung. Es bedarf keiner großen Phantasie, um 
sich auszurechnen, wo wir landen würden, wenn alle 
Menschen der Welt das gleiche Verbrauchs- und 
Verschmutzungsverhalten wie wir an den Tag legen 
würden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das wird hier ja wohl verdeutlicht werden dürfen. 

Meine Damen und Herren! Dieses Thema der Ge-
wässer- und Küstenverschmutzung macht in beson-
derer Weise deutlich, daß Wirtschaften nur sinnvoll 
und möglich ist, wenn die Gesundheit des Menschen 
geschützt und die natürlichen Lebensgrundlagen er-
halten bleiben. Wir dürfen heute nicht mehr alles, 
und im Zweifel muß man sich für das höhere Gut 
einsetzen. Waren bisher Eingriffe in den Naturhaus- 
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halt um der Wirtschaft willen die Regel, so muß 
heute auch der Eingriff in Wirtschaftsbetriebe zum 
Schutz der Umwelt möglich sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Ob wir wirklich in der Lage sind, der ohne Zweifel 
bedrohlichen Entwicklung noch rechtzeitig entge-
genzuwirken, möchte ich mit Fragezeichen verse-
hen. Wir haben mehr und mehr eine Atomisierung 
von Verantwortlichkeiten. Hier reden wir jetzt über 
den Schutz der Gewässer und der Küste, an anderer 
Stelle, unter einem anderen Tagesordnungspunkt, 
natürlich mit einem etwas anders zusammengesetz-
ten Plenum, reden wir dann über Wettbewerbspro-
bleme und darüber weshalb man einmal, was die Be-
lastung der Umwelt betrifft, an dieser Stelle ein 
Auge zudrücken möge. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU]: Das sagt doch 
gar keiner!) 

Wenn Herr Fischer hier sagt, was man in Ham-
burg im Sielbereich und was man für die Forschung 
tun müsse, dann hat das natürlich unmittelbar etwas 
mit Geld zu tun. Aber die CDU thematisiert in Ham-
burg nicht etwa diesen Bereich, sondern sie themati-
siert dort den Verschuldensbereich, und irgend et-
was gehört hier nicht zusammen. Das heißt, man er-
zählt hier, wenn es um den Haushalt geht, das eine 
und dort, wenn es um Umwelt geht, das andere. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Fischer 
[Hamburg] [CDU/CSU]: Dann waren Sie 

lange nicht in Hamburg!) 

Deshalb bin ich skeptisch, wenn es darum geht, die 
Probleme der Zukunft zu bewältigen. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU]: Wann waren 
Sie zuletzt in Hamburg?) 

Herr Fischer, ich kann noch eines hinzufügen. Ich 
stehle mich übrigens nicht aus der Verantwortung, 
wie das offenbar üblich ist. Überall haben wir alle 
einmal regiert. Wir waren damals in Hamburg noch 
in der Mitverantwortung, und als wir die Abgaben 
für die Sielgebühren erhöhen wollten, um in diesem 
Bereich nicht nur Kostendeckung für laufenden Ko-
sten, sondern auch Mittel für Investitionen zu haben, 
ist das auf große Kritik der CDU gestoßen. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Fi-
scher? 

Frau Schuchardt (FDP): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Schuchardt, sind Sie bereit, nach der Debatte von 
mir etwa 25 Anträge, Große Anfragen der CDU-Bür-
gerschaftsfraktion in Hamburg, entgegenzunehmen, 
die in den letzten Jahren dort auf parlamentarischer 
Ebene vorgebracht worden sind und die Sie vermut-
lich noch nicht zur Kenntnis genommen haben? 

(Löffler [SPD]: Das muß sie doch nicht!) 

Frau Schuchardt (FDP): Ich werde nachher noch 
darauf eingehen, daß man die Probleme mit Großen 
Anfragen nicht bewältigt, sondern daß das nur mit 
konsistentem Verhalten geschehen kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich kann nicht auf der einen Seite Partei für die 
Wirtschaft und den Haushalt und auf der anderen 
Seite, wenn es um dieses Thema geht, Partei für die 
Umwelt ergreifen. Das geht nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte einen zweiten Bereich ansprechen. Ich 
glaube, wir alle müssen befürchten, daß wir uns an 
Katastrophen gewöhnen. Es ist noch gar nicht so 
lange her, daß ein Tanker mitten in der Elbe auf 
Grund gelegen hat und wir nur um ein Haar an einer 
fürchterlichen Katastrophe vorbeigekommen sind. 
Es ist viel getan worden, was die Große Anfrage ge-
zeigt hat. Aber ich glaube, sie zeigt auch, daß wir im-
mer ein bißchen zu wenig getan haben, um die Pro-
bleme tatsächlich zu bewältigen. Ich rede natürlich 
zuallererst zu diesem Thema, um Hamburg, die Elbe 
und die Folgen für die Nordsee ein bißchen zu be-
leuchten. Auch heute funktionierte das Schwarze-
Peter-Spiel wieder fantastisch. Lange Zeit war es üb-
lich, bei der Elbeverschmutzung immer auf die DDR 
und die CSSR zu schimpfen. Inzwischen ist Ham-
burg hinzugekommen. Eines ist dabei ganz sicher: 
Man beschimpft immer gerade diejenigen Länder, 
in denen der politische Gegner die Verantwortung 
hat und selten die eigenen. Ich glaube, deshalb sollte 
man vielleicht einmal darauf hinweisen, daß natür-
lich die niedersächsische und die schleswigholsteini-
sche Landesregierung überhaupt nicht pingelig 
sind, wenn es im Industrieraum Elbe um Sonderge-
nehmigungen für die Industrien in Stade und in 
Brunsbüttel geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nur kommt da insgesamt nicht so viel zusammen. 
Ich kann mich noch an die Zeit erinnern, als Be-
triebe auch aus Umweltgründen, weil in Hamburg 
schärfere Auflagen gemacht worden sind, ins Um-
land nach Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
umgezogen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

All dies wird heute unter den Teppich gejubelt, was 
wohl nicht richtig sein kann. Wenn wir wirklich et-
was bewältigen wollen, die Zukunftsherausforde-
rungen aufnehmen wollen, müssen wir diese eige-
nen Fehler auch überall dort eingestehen, wo wir mit 
in der Verantwortung waren. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, der Ab-
geordnete Fischer wollte Ihnen noch eine Zwischen-
frage stellen. Sind Sie damit einverstanden? 

Frau Schuchardt (FDP): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Fischer. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Schuchardt, ist Ihnen das Zitat von Herrn Bundesin-
nenminister Baum aus einer Veranstaltung in Salz-
hausen in Niedersachsen bekannt, wo er gesagt hat, 
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Hamburg müsse deshalb gezwungen werden, bes-
sere Umweltvorsorge als bisher zu teffen, man dürfe 
die Schuld für die Elbeverschmutzung nicht nur auf 
die DDR und die Tschechoslowakei abwälzen, 

(Frau Schuchardt [FDP]: Genau das habe 
ich eben gesagt!) 

und in welchem Verhältnis stehen diese Äußerun-
gen von Herrn Baum zu dem, was Sie soeben ausge-
führt haben? 

Frau Schuchardt (FDP): Sehen Sie, das Entschei-
dende ist, daß Herr Baum das gesagt hat, was ich 
jetzt bestätigen werde. Ich werde nicht etwas vertei-
digen, was nicht verteidigenswert ist, und ich stehe 
auch überhaupt nicht an, zuzugeben, daß meine Par-
tei in Hamburg lange Zeit Mitverantwortung getra-
gen hat und aus Fehlern lernen muß. Nur, ich ver-
misse das gleiche bei Ihnen. Und das ist das Argu-
ment, das ich hier gebracht habe. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich komme auf das, was Sie geschrieben haben. 
Hamburg wird den in der Tat erschreckend niedri-
gen Anteil von 20 % vollbiologisch behandeltem Ab-
wasser schnellstens erhöhen. Deshalb fordert meine 
Partei — übrigens hier schon seit längerem, nicht 
erst seit es die Große Anfrage gibt —, die Fertigstel-
lungstermine für die Klärwerkausbauten in Ham-
burg vorzuverlegen. Es kann keinen Zweifel geben, 
daß Hamburg auf westlichem Gebiet der Hauptver-
schmutzer der Elbe ist. Ich finde, dies darf nicht un-
ter den Teppich gejubelt werden. 

Ich möchte auf eines noch hinwesen. Verbesse-
rungen des Gewässerschutzes müssen nicht immer 
teuer sein. Wir müssen beginnen — darauf ist leider 
wenig hingewiesen worden —, abwasserlose Verfah-
ren ganz entscheidend zu fördern und stärker mit 
geschlossenen Wasserkreisläufen zu arbeiten. Man 
muß auch versuchen, im Bereich der Wasserversor-
gung vor allem das Verursacherprinzip dadurch bes-
ser durchzusetzen, daß man vielleicht genauso, wie 
man es bei der Energieverbrauchsberechnung 
macht, auch bei Wasser zu individueller Verbrauchs-
berechnung kommt.  

Ich würde gern noch auf die Gefahr von Schiffsun-
fällen eingehen. Das muß ich mir aus Zeitgründen 
leider versagen. 

Aber doch noch einiges. Das Abwässerproblem ist 
natürlich nur eine Seite der Medaille. Elbevertie-
fung, Eindeichung und Feuchtgebiete sind etwas an-
deres. Man beklagt sich heute über den desolaten 
Zustand der Elbe und hat gleichzeitig in den Län-
dern seiner politischen Freunde Planungen, wo man 
z. B. über neue Häfen in Niedersachsen nachdenkt 
oder wo man das Mühlenberger Loch, eines der we-
nigen übriggebliebenen Niedrigwassergebiete der 
Elbe, weiter reduzieren möchte, weil gerade dort 
eine Expansion eines Betriebs sein soll — übrigens 
möchte die CDU auch das weitermachen. Ähnlich 
verhält man sich gegenüber dem Baggerschlick, in 
dem leider Schwermetalle sind und wo — darauf hat 
Herr von Schoeler hingewiesen — die landwirt-
schaftliche Nutzung nicht mehr möglich ist. Diese 
Schwermetalle sind da nicht rein zufällig oder vom  

lieben Gott geschickt reingekommen, sondern die 
sind da von uns allen reinproduziert worden. 

Wir haben nicht den Mut gehabt, zur rechten Zeit 
zu sagen, daß die Wirtschaft nicht mehr alles tun 
darf und auch wir Private nicht mehr alles tun dür-
fen. Wir dürfen nicht nur immer den unpopulären 
Teil der Medaille zeigen, sondern wir müssen versu-
chen, auch den unpopulären Teil der Medaille in der 
Öffentlichkeit zu vertreten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Partei fordert ein ökologisches Gesamt-
konzept für den Unterelberaum. Es ist außerordent-
lich bedrückend zu sehen, daß wir hier zwar alle dar-
über einig waren, man müsse hier die Bundeskom-
petenz für die Wasserreinhaltung haben, daß aber 
die Kleinstaaterei im norddeutschen Raum gera-
dezu Blüten trägt. 

Wir haben eine Enquete-Kommission gefordert, 
die sich mit einem ökologischen Gesamtkonzept für 
den Unterelberaum beschäftigen soll. Diese gemein-
same Initiative ist an Niedersachsen gescheitert. So 
sieht es in Norddeutschland aus. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, ich 
bitte Sie, zum Schluß zu kommen. 

Frau Schuchardt (FDP): Ich komme gleich zum 
Schluß, Herr Präsident. Selbstverständlich! 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Enquete-
Kommissionen haben noch nie Probleme 

gelöst!) 

— Aber sie sind hervorragend unabhängig, voraus-
gesetzt, man macht sie unabhängig und hält sie un-
abhängig. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]) 

— Herr Stavenhagen, Sie sollten da Ihre persönli-
chen Erlebnisse wohl hinlänglich berücksichtigen 
können. 

Zum Schluß nur noch eines. Der Bürgermeister-
kandidat der CDU in Hamburg hat vor kurzem in 
der Öffentlichkeit erklärt, er wolle gleichzeitig Wirt-
schaftssenator werden. Ich frage ihn: Wie will er ei-
gentlich politische Entscheidungen im Zweifel für 
die Umwelt treffen, wenn er selber im Konfliktfall 
zwischen Umwelt und Wirtschaft im Senat Partei 
für die Seite der Wirtschaft ist? 

(Spranger [CDU/CSU]: Das ist doch kein 
Gegensatz!) 

Schon durch diese Entscheidung hat die CDU in 
Hamburg zu erkennen gegeben, daß ihr das Thema, 
das sie heute hier eingebracht hat, nicht wirklich 
ernsthaft am Herzen liegt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. von 
Geldern [CDU/CSU]: Völlig daneben!) 

Durch Anfragen kann man Probleme nicht lösen 
— ich hatte das bereits vorhin deutlich gemacht —, 
sehr wohl aber durch aktive Politik. Es bedarf einer 
Reihe unpopulärer Maßnahmen, die vielleicht auch 
wirtschaftlich im Augenblick schwer zu verkraften 
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sind. Aber wir brauchen diesen Mut zur Unpopulari-
tät heute. 

Meine Partei hat ihn. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache.  

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank!) 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. Riesenhuber, Pfeifer, Dr. Dregger, Dr. 
Probst, Dr. Stavenhagen, Dr. Dollinger, Ger-
stein, Lenzer, Kraus, Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim, Engelsberger, Dr. Bugl, Dr.-Ing. 
Kansy, Magin, Kolb, Prangenberg, Dr. Laufs, 
Boroffka, Pfeffermann, Neuhaus, Rossma-
nith, Müller (Wesseling), Frau Geiger, Nelle, 
Maaß, Dr. Jobst, Dr. Kunz (Weiden), Jagoda 
und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU Zukunft der Brutreaktortechnologie in 
Deutschland 
— Drucksachen 9/1178, 9/1380 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Aussprache zweieinhalb Stunden dauern. Darf ich 
fragen, ob das Haus damit einverstanden ist? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann werden 
wir so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir diskutieren heute, nicht zum ersten 
Male und sicher auch nicht zum letzten Male, über 
die Zukunft der Brutreaktortechnologie in unserem 
Lande. Der entscheidende Eckstein für die weitere 
Entwicklung ist dabei der Bau des Prototyps 
SNR 300 in Kalkar. Es handelt sich dabei um ein 
Kraftwerk, von dem man mit Recht sagen kann: 
Zwar hat es noch keine einzige Kilowattstunde 
Strom erzeugt, aber dafür um so mehr Schlagzei-
len. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Bisher haben sich die Diskussionen, zum Teil 
auch in diesem Hause, in reine Alibi-Diskussionen 
verwandelt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Welche?) 

Ich habe von seiten der Bundesregierung selten so 
viele Ausreden, so viel Ausweichen, so viel Taktieren 
und Finassieren und so wenig verbindliche Festle-
gungen wie in diesem Zusammenhang gehört. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Uns dürfen dabei nicht interessieren: noch so wohl-
geformte Reden, noch so schöne unverbindliche Er-
klärungen, das Gesamtergebnis zählt letztlich. 

In diesem Zusammenhang will ich Bezug nehmen 
auf die Antwort auf unsere Große Anfrage. Dort be-
tont die Bundesregierung — ich zitiere —: 

Die Bundesregierung hält eine eigenständige 
Brüterentwicklung unter den vier genannten 
Gesichtspunkten für notwendig. Deshalb unter-
nimmt sie insbesondere alle Anstrengungen, 
das Projekt SNR 300 zum Erfolg zu führen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Nichts un-
ternimmt sie!) 

Und weiter führt sie aus, wie wichtig dieses Projekt 
sei, weil man einmal ein solches genehmigungsfähi-
ges Brüterkonzept vorlegen müsse, weil man die in-
ternationale Zusammenarbeit — hier denke ich ins-
besondere an die Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und Frankreich — in diesem Bereich 
weiter vorantreiben müsse. Es ist vom Energiever-
sorgungsbeitrag der Schnellbrütertechnologie die 
Rede. Und letztlich wird damit auch die Hoffnung 
auf Arbeitsplätze in der deutschen reaktorbauen-
den Industrie verknüpft. Aber was heißt „zum Erfolg 
führen"? Diese Frage muß doch erlaubt sein. Und 
hier trifft dann der alte Spruch zu, daß nicht die 
Worte zählen, sondern daß man sie bekanntlich an 
ihren Früchten erkennen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Früchtchen!) 

Für unsere Fraktion ist auch diese Antwort auf die 
Große Anfrage wieder vieles an Verbindlichkeit 
schuldig geblieben. Sie ist nach meiner Auffassung 
ein Dokument der Unverbindlichkeit, weil sie jeder 
klaren und eindeutigen Festlegung ausweicht. Man 
muß — ohne jemandem zu nahe treten zu wollen — 
schon vom Stil her diese ganze Schnellbrüter-De-
batte — was im Rahmen der Bundesregierung und 
auch im Rahmen der Koaliton an Für und Wider, an 
Widersprüchen, an heftigen Diskussionen kommt — 
fast  als absurdes Theater bezeichnen. In der Sache 
kann, glaube ich, selbst der objektive Kritiker nicht 
zu einer anderen Wertung als der kommen, zu sagen: 
Das ist ein weiteres Dokument für das Versagen die-
ser Bundesregierung in wichtigen Teilen der Poli-
tik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, solange innerhalb der 
Koalition, innerhalb der Koalitionsfraktionen — 
und einige scheinen sich hier auch im Saale zu befin-
den — noch Leute sitzen, die sich bekreuzigen, wenn 
der Name Schneller Brüter in den Mund genommen 
wird, oder aber das Ganze als Teufelswerk ansehen, 
solange ist für diese technische Entwicklung sicher-
lich keine Zukunftsperspektive zu erwarten. Es gibt 
eine Fülle von törichten Formulierungen in diesem 
Bereich, z. B. die Kernenergie, insbesondere der 
Schnelle Brüter — den nehme ich als besonders her-
ausragendes Beispiel — dürfe nicht übergestülpt 
werden. Dabei kann man doch sagen, daß es in kaum 
einem politischen Bereich über Jahre hinweg eine 
solche wirklich offene Diskussion gegeben hat. 
Letztlich kommt es doch darauf an, daß dann eine 
politische Entscheidung zustande kommt, die zum 
Ausdruck bringt, was in diese Diskussionen hier auf-
genommen worden ist. 

(Löffler [SPD]: Politik ersetzt natürlich 
keine Sicherheit, Herr Kollege!) 

Zu diesem Thema werden wir heute noch sehr viel 
hören. Ich glaube, man kann gute Gründe für eine 
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Zumutbarkeit dieses Projekts ins Feld führen, wie 
das in vielen Dokumenten der Bundesregierung üb-
rigens durchaus geschieht, ohne daß daraus die poli-
tischen Konsequenzen gezogen würden, und darauf 
kommt es an. Das möchte ich heute hier deutlich ma-
chen. Nicht die Worte, die Dokumente allein zählen, 
sondern was diese Bundesregierung, was diese Ko-
alition ganz konkret tut, um dieses Projekt zum Er-
folg zu führen, wie sie verspricht. Ich meine, dazu 
muß es doch zunächst einmal gebaut werden, in Be-
trieb gehen und seine Chance erhalten, bevor wir 
weitersehen. 

Ein weiteres Argument in diesem Zusammenhang 
ist dieser als so schrecklich aufgezeigte „Einstieg in 
die Plutoniumwirtschaft". Jeder, auch wenn er kein 
Experte ist, weiß, daß auch beim Leichtwasserreak-
tor Plutonium erzeugt wird und daß Plutonium, ne-
benbei bemerkt, ein ganz wertvoller Kernbrennstoff 
ist, den es zu nutzen und nicht zu verteufeln gilt. 
Hier kommt teilweise eine wirklich irrationale Be-
sessenheit in der Ablehnung einer modernen Groß-
technologie zum Ausdruck, und ich stelle heute die 
Frage: Können wir uns eine solche Diskussion lei-
sten angesichts von 2 Millionen Arbeitslosen in un-
serem Land? Können wir diese „fetten" Sorgen hier 
diskutieren, während andere die Geschäfte machen? 
Ich denke dabei an unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich. 

Auch hier bleibt also festzustellen, die Politik hat 
versagt. Und auch diese Antwort, ich sagte es be-
reits, die einer Festlegung aus dem Wege geht, steht 
exemplarisch für dieses Versagen in der Politik. Ich 
weiß, daß die Schnellbrüterproblematik weit über 
die allgemeine Nutzung der Kernenergie zur Bela-
stungsprobe, zu einer der Belastungsproben für die 
Koalition geworden ist. 

Ich möchte auch an die Adresse der Bundesfor-
schungsminister gerichtet — hier sitzt j a nur der au-
genblickliche Amtsinhaber in dieser ganzen Ahnen-
galerie — sagen: Was hat denn der „Bürgerdialog 
Kernenergie" in dem Zusammenhang an mehr Ak-
zeptanz gebracht? Diese Frage stellen Sie sich doch 
bitte einmal. 

Und lassen Sie uns weiter fragen: Wie konnte es 
denn überhaupt zu dieser Entwicklung kommen? 
Hat die Technik versagt, so daß man ihr Vorwürfe 
machen könnte? Haben sich denn die Wissenschaft-
ler bei diesem sicherlich komplizierten Projekt ver-
schätzt? Und eine Frage, die sicherlich auch berech-
tigt ist: Wie sieht es mit den Finanzen aus? Wächst 
uns dieses Projekt — und wenn ja, warum — nicht 
doch langsam über den Kopf? Im Haushalt stehen 
jetzt 5 Milliarden DM. Ich glaube, hierauf werden 
auch andere Kollegen, die Kollegen Kraus und Ger-
stein, noch eingehen. 

Der SNR 300 ist nun wirklich ein international an-
spruchsvolles Projekt. Etwa 10 000 Menschen sind 
hier in der internationalen Deutschland-Benelux-
Zusammenarbeit beschäftigt. Bisher sind allein 
etwa 4 Milliarden DM aufgewandt worden. Er ist ein 
Musterbeispiel für eine wirklich ausgezeichnete und 
als exemplarisch anzusehende internationale Zu-
sammenarbeit in einer schwierigen Technologie. Ich 
meine, diese Entwicklung sollten wir unterstützen. 

Wenn wir ins Nachbarland, nach Frankreich, 
schauen und weit darüber hinaus, in die USA, nach 
Japan, sogar in die Sowjetunion und selbst nach 
Großbritannien, dann müssen wir doch sagen, wir 
können nicht so tun, als ob wir hier allein auf der 
Welt wären, sondern andere sehen die Chancen die-
ser Technik auch und versuchen sie zu nutzen. 
Meine Damen und Herren, wollen wir uns aus dieser 
Technologie verabschieden? Bis heute gibt es doch 
keinen wirklich wissenschaftlich belegbaren und be-
lastbaren Grund, der uns dies nahelegen könnte. 

Ein anderes, ebenso törichtes Argument ist das 
Argument, daß man hier aussteigen könne, weil 
Frankreich ohnehin einen gewaltigen Vorsprung 
von zehn Jahren und mehr habe. Ich möchte hier die 
Frage stellen: Glaubt denn allen Ernstes jemand von 
diesen Kritikern, man könne international als Part-
ner angesehen und akzeptiert werden, wenn man 
sich hier einfach selbst verabschiedet und sagt, ir-
gendwann steigen wir ein und kaufen uns das 
Know-how? In der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit geht es doch nun wirklich nicht, auch hierbei 
nicht, um die Verteilung irgendwelcher sozialer 
Wohltaten, sondern um eine ganz harte Auseinan-
dersetzung unter Konkurrenzgesichtspunkten. Nur 
wenn wir selbst den Zugriff auf diese Technik dar-
stellen können, werden uns die anderen als Partner 
auch akzeptieren, und das mit Recht. Ich warne und 
weise darauf hin, daß der Vertreter des CEA, also der 
französischen Kernenergiebehörde, beim Statusse-
minar in Kalkar ganz eindeutig zum Ausdruck ge-
bracht hat, daß für ihn die Realisierung des SNR-
300-Projekts der Grundstein für die deutsch-franzö-
sische Zusammenarbeit und für die Gleichgewich-
tigkeit der Anstrengungen überhaupt sei, zu der wir 
uns ja vertraglich verpflichtet haben. 

Ich will zu der Kostenexplosion nichts sagen. Das 
soll hier zu späterer Zeit behandelt werden. Aber 
von den 1,535 Milliarden DM beim Baubeschluß im 
Jahre 1972 bis zu den jetzigen 5 Milliarden im Haus-
halt 1982 ist es ein weiter Weg. Die zuletzt genannte 
Zahl darf wirklich auch angezweifelt werden. Die 
Steigerung mag auf Preisgleiteffekte, längere Bau-
zeit und was es sonst noch sein mag, wie die Bundes-
regierung j a selbst einräumt, zurückzuführen sein. 

Die Bundesregierung räumt weiter ein, daß dies 
überwiegend das Ergebnis — so wörtlich — der fort-
laufenden Erörterungen zwischen der Genehmi-
gungsbehörde, ihren Gutachtern, den Betreibern 
und Herstellern sei. Was steht denn dahinter? Da-
hinter steht, daß wir ein — ich sage das in dieser 
Deutlichkeit — wirklich absolut unzureichendes — 
um  nicht zu sagen, unsinniges — Genehmigungsver-
fahren haben, welches die allgemeinen Kernkraft-
projekte behindert, ganz zu schweigen davon, daß es 
für den Bau eine Prototyps — — 

Herr  Kollege Schäfer, ich sehe, Sie machen sich 
eifrig Notizen; ich hoffe, daß Sie auf meine Ausfüh-
rungen eingehen. Deswegen brauchen Sie natürlich 
nicht gleich vor lauter Schreck vom Sitz zu fallen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das haut mich 
vom Stuhl, was Sie eben von sich gaben! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 
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Lenzer 
Aber ich freue mich, daß meine Worte offensichtlich 
eine so durchschlagende Wirkung auf Sie ausüben. 
Ich erwarte etwas von Ihnen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Heute morgen 
ging schon einmal das Licht aus!) 

— Ja, heute morgen ist schon einmal das Licht aus- 
gegangen. Kein Wunder, wenn man die friedliche 
Nutzung der Kernenergie nicht weiter vorantreibt. 

(Heiterkeit — Schäfer [Offenburg] [SPD]: 
Aber es ist gut, daß Sie Ihren Humor beibe

-

halten haben!) 

— Den Humor können Sie mir überhaupt nicht ab-
gewöhnen; da bin ich völlig immun. 

Meine Damen und Herren, ohne ein Jota an zu-
sätzlicher Sicherheit — das muß man doch ganz 
deutlich sehen — wird hier ein Genehmigungsver-
fahren angewandt, wie es selbst bei einem konven-
tionellen Leichtwasserreaktor, der den Stand der 
Technik verkörpert, j a nun weiß Gott auch in seiner 
Wirksamkeit angezweifelt werden kann. Jeder, der 
gestern im Forschungsausschuß dabei war, als wir 
über das zweite große Projekt, nämlich den 
THTR 300, diesen Prototyp eines Thorium-Hoch-
temperaturreaktors in Schmehausen, diskutierten, 
der weiß, was ein Genehmigungsverfahren hier an-
richten kann. Ich glaube, wir müssen hier zu Lösun-
gen kommen. Ich sah eben noch den Vertreter des 
Innenministeriums zu Ihrer Linken, Herr Bundes-
minister. An ihn müßte ich diese Philippika eigent-
lich in erster Linie richten, 

(Stavenhagen [CDU/CSU]: Das Investi

-

tionshemmnis!) 

weil sein Haus und die politische Führung dieses 
Hauses das Investitionshemmnis — sehr richtig, 
Kollege Stavenhagen — Nummer eins ist. Ich meine, 
man müßte sich doch einmal Gedanken darüber ma-
chen, was dieses Haus tut, um seinen Beitrag zu lei-
sten. Sieht es hier seine Verantwortung? Oder wird 
es uns dazu zwingen — ich weiß, Sie sehen es genau 
wie auch ich, Herr Minister von Bülow —, uns aus ei-
ner solchen Technik sang- und klanglos früher oder 
später — auch noch unter enormen finanziellen Ver-
lusten — zu verabschieden? Was soll man denn von 
einem solchen Genehmigungsverfahren halten, 
wenn man hier allein für die Vorprüfung schon 
40 Tonnen Papier beibringen muß? Der Bürger drau-
ßen im Land glaubt uns das doch überhaupt nicht 
mehr. Er meint, wir wollten ihn auf die Schippe neh-
men und versteht es nicht. Mit Recht versteht er es 
nicht. Ich bitte Sie dringend, Herr Bundesminister 
von Bülow, sich auf diesem Hintergrund zu überle-
gen, ob Sie es durch die Verweigerung der letzten 
Bewilligung von 297,5 Millionen DM, die ja noch 
durch die jetzt bestehende Finanzplanung abge-
deckt ist, riskieren wollen, daß dieses Projekt stillge-
legt wird und aus der Baustelle eine Investitions-
ruine wird. Denn wenn es einmal stillgelegt ist, kom-
men Sie wiederum in ganz andere Kostendimensio-
nen, und dann können Sie wirklich die Ampeln auf 
Rot schalten und brauchen sich weiter keine Sorgen 
mehr zu machen. 

Nun zum Thema Sicherheit, zum Thema Geneh-
migungsverfahren. Ich brauche mich hier nicht in 

besondere geistige Unkosten zu stürzen, um nachzu-
weisen, daß zwischen unserem Genehmigungsver-
fahren einerseits und dem Sicherheitsstandard an-
dererseits schon längst kein sinnvoller Zusammen-
hang mehr besteht 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Keiner?!) 

— keiner mehr, sagte ich —, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

um nachzuweisen, daß man mit weniger unter Um-
ständen sogar mehr erreichen könnte. 

Wenn Sie gestatten, bringe ich hier nur ein einzi-
ges Zitat, nämlich das Ihnen j a auch bekannte Zitat 
des Professors Ziegler, mit dem er sich aus der Reak-
torsicherheitskommission verabschiedet hat. Er 
schreibt dort — ich darf zitieren, Herr Präsi-
dent —: 

Weiterentwicklung der Sicherheit bedeutet im 
wesentlichen, die Sicherheitseinrichtungen auf 
Grund der Erfahrungen wirksamer, zuverlässi-
ger, einfacher und billiger zu machen. Ständig 
neue Forderungen tragen wenig zur Erhöhung 
der Sicherheit bei. Der jeweils neueste Stand 
von Wissenschaft und Technik macht unter Um-
ständen auch neue Konzepte mit verbesserten 
Sicherheitseinrichtungen möglich, was aber 
nicht besagt, daß die alten Konzepte deshalb 
den Sicherheitsforderungen nicht mehr genü-
gen. Die ständige Weiterentwicklung der Si-
cherheit im Sinne einer weiteren Verminderung 
des Risikos hat ihre Grenzen, wenn das Restri-
siko praktisch Null ist. 

Meine verehrten Kollegen von der SPD-Fraktion 
und der FDP-Fraktion, das sollten Sie doch beden-
ken. 

Aber das größte Hemmnis, das größte Risiko hier-
bei — auch das will ich deutlich sagen — ist ein poli-
tisches Hemmnis, nämlich der in diesem Hause mit 
Ihrer Mehrheit am 14. Dezember 1978 verhängte — 
man  muß es schon fast in der juristischen Sprache 
sagen — Vorbehalt für die Betriebsgenehmigung. 
Sie wollen das Ganze nach wie vor von dem Votum 
der Enquete-Kommission abhängig machen. Hierzu 
werden sich noch die Kollegen Kraus und Gerstein 
äußern. Sie wollen erst dann entscheiden. Ich will 
hier nicht in Einzelheiten gehen. Dabei war dies nur 
ein Versuch, sich im eigenen Hause Luft zu ver-
schaffen. Sie werden — das kann ich Ihnen jetzt 
schon sagen, ohne hellseherische Fähigkeiten zu 
strapazieren, über die ich ohnehin nicht verfüge — 
am  Ende der Ermittlungen dieser Enquete-Kommis-
sion zu der Meinung kommen: Es ist sehr wenig an 
neuer Erkenntnis über das hinaus beigebracht wor-
den, was ohnehin schon international bei allen Ex-
perten auf dem Tisch des Hauses lag. 

Abgesehen davon haben Sie versucht — auch das 
werden die Kollegen Kraus und Gerstein vertiefend 
behandeln —, durch die Hereinnahme sogenannter 
Skeptiker — oder wie immer Sie das bezeichnen 
wollen — die Akzeptanz zu vergrößern und dadurch 
mehr Verständnis in der Öffentlichkeit zu wecken. 
Da gibt es 1,2 Millionen DM für eine Gruppe von 
Kernenergiegegnern mit teilweise wirklich zweifel- 
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Lenzer 
hafter wissenschaftlicher Qualifikation. Nun gut, 
wenn das Ganze nicht ein so teures Vergnügen wäre! 
Wieviel Arbeitnehmer müssen denn mit ihren Steu-
ergroschen dafür bezahlen, daß dieser teure Luxus 
finanziert wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Glauben Sie denn wirklich, daß Sie damit die Akzep-
tanz der Kernenergie, insbesondere die Akzeptanz 
der Schnellbrüterreaktorentwicklung in der Öffent-
lichkeit vergrößern können? 

Ich möchte am Schluß meiner Ausführungen kurz 
überlegen, was wir gemeinsam tun können. Ich 
möchte Ihnen dabei auch unsere Unterstützung, die 
Unterstützung der CDU/CSU-Fraktion in diesem 
Hause anbieten. Das muß auch einmal gesagt wer-
den: Es ist nicht selbstverständlich, daß eine Opposi-
tion in einer sicherlich schwierigen politischen 
Frage ihre Unterstützung anbietet. Wir wollen ge-
meinsam versuchen, daß das Projekt fertiggestellt 
wird, daß es auch seine Chance im Betrieb erhält. 
Lassen Sie uns auch gemeinsam versuchen, den Ko-
stenrahmen einzuhalten. Das geht nicht, indem im-
mer wieder neue politische Forderungen nachge-
schoben werden. Oder wir müssen uns zu dem Prin-
zip bekennen, daß derjenige, der die Musik bestellt, 
sie auch bezahlen muß. Wenn die öffentliche Hand 
durch immer neue Auflagen die Dinge erschwert, 
muß sie gefälligst auch eintreten und die Unterdek-
kungen übernehmen, die dann in der Finanzierung 
entstehen. Das müßte sie gegenüber der Öffentlich-
keit begründen. 

Weitere Verzögerungen sind nicht mehr tolerabel. 
Wir sollten uns deswegen auch überlegen, ob wir 
weitere Verzögerungen auch im Bereich der 
Enquete-Kommission hinzunehmen bereit sind. Ich 
verweise in dem Zusammenhang auf unseren Ent-
schließungsantrag und möchte es damit sein Bewen-
den haben lassen. 

Letztlich — auch dies ist ein Novum und sollte zu-
gleich ein Unikum sein — kann es nicht Aufgabe des 
Deutschen Bundestages sein, über die Betriebsge-
nehmigung eines einzelnen Kraftwerks zu befinden. 
Wo kommen wir denn dann hin, meine Damen und 
Herren? Dies muß ein Unikum bleiben. 

Besser aber als alle Studien und Gutachten — da-
bei möchte ich mich niemals gegen eine sinnvolle 
Studie wenden, die die Erkenntnis erweitert und 
wirklich neue Aussagen bringt und neue Tatbe-
stände untersucht —, besser als die vielen, vielen 
Tonnen bedruckten Papiers wäre es, wenn vielleicht 
heute schon in dieser Diskussion im Deutschen Bun-
destag gegenüber der Öffentlichkeit deutlich würde, 
daß wir gemeinsam bereit sind, jetzt aus der Ent-
wicklung der letzten Jahre die Konsequenzen zu zie-
hen und dieses Projekt ebenso wie das andere Pro-
jekt — ich weiß, daß das nicht einfach sein wird — 
zum Erfolg zu führen, d. h. es zügig fertigzustellen 
und beiden Reaktoren nach Inbetriebnahme auch 
die Chance zu geben, die technische Durchführbar-
keit dieses Konzeptes nachzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie sich dazu entschließen könnten, darf ich 
Ihnen hierzu unsere Unterstützung nochmals aus-
drücklich anbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe dem Abgeordne-
ten Schäfer (Offenburg) das Wort. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Verehrter Herr 
Kollege Lenzer, Sie haben hier die Arbeitslosenzahl 
in der Bundesrepublik Deutschland beklagt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Ich füge hinzu: zu Recht, denn 2 Millionen Arbeits-
lose in diesem Lande können niemanden ruhig las-
sen. Aber dann stimmen Sie doch bitte der Gemein-
schaftsinitiative der Bundesregierung, den Vorstel-
lungen der Fraktionen der sozialliberalen Koalition 
zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten nicht nur den Mund spitzen, sondern sie 
sollten hier auch j a sagen, wenn es darum geht, tat-
sächlich einen wichtigen Beitrag des Staates zur 
Minderung der Arbeitslosigkeit zu leisten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Seit wann schaffen Steuerer-

höhungen Arbeitsplätze?) 

Diese Politik der Doppelzüngigkeit! Sie mißbrau-
chen hier Arbeitslose. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sie mißbrau-
chen Ihre Rede zur Polemik!) 

Wenn Sie einen Beitrag leisten können, um Arbeits-
losigkeit wirksam zu bekämpfen, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Seit wann 
schaffen Steuererhöhungen Arbeitsplät-

ze?) 

dann stehlen Sie sich davon. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zum ersten. 

Zum zweiten, meine Damen und Herren: Ich habe 
Ihnen sehr aufmerksam zugehört, Herr Kollege 
Lenzer. Wie oft — das will ich Ihnen ausdrücklich zu-
gestehen —, wie fast immer bei Ihnen lohnt sich eine 
Auseinandersetzung mit Ihren Anregungen. Es 
wäre bei dieser Fragestellung auch nichts falscher, 
als wenn wir hier im Bundestag ohne Abwägung und 
Austausch der Argumente jeweils auf dem eigenen 
Standpunkt beharren würden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jetzt müssen aber 
Argumente kommen, mein Lieber!) 

Eines will ich jetzt allerdings ganz deutlich erklären: 
Was das Genehmigungsverfahren, genauer gesagt, 
was die atomrechtlichen Genehmigungsvorschrif-
ten angeht, so bin ich von Ihren Äußerungen doch 
überrascht. Es darf nach unseren Vorstellungen 
keine Abstriche an den strengen Schutzbestimmun-
gen des deutschen Atomgesetzes geben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Schreien Sie doch nicht so! — Lenzer 
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Schäfer (Offenburg) 
[CDU/CSU]: Das will ja auch niemand! — 
Dr.  Riesenhuber [CDU/CSU]: Bauen Sie 

doch hier keine Türken auf!) 

Es darf, meine Damen und Herren — ich will das 
noch einmal klarstellen —, nicht sein, daß wir bei-
spielsweise — das ist soeben bei Ihnen angeklungen 
— beim Schnellen Brutreaktor in Kalkar, wo der 
Schadstoffinhalt größer ist als beim Leichtwasserre-
aktor, wo mögliche Unfallfolgen größer sein können 
als beim Leichtwasserreaktor — ich werde nachher 
darauf zurückkommen —, andere — nach Ihrer Dik-
tion: weniger strenge — Sicherheitsvorschriften 
auch nur in Erwägung ziehen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das hat hier nie

-

mand gefordert! Es müssen nur vernünftige 
Vorschriften sein!) 

In einem stimme ich Ihnen zu: Nicht alles, was bei 
der Ausführung des Atomgesetzes und der entspre-
chenden Verordnungen praktiziert worden ist, kann 
gutgeheißen werden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Aha!) 

Gerade deshalb haben wir ja jetzt — gottlob mit Zu-
stimmung des Bundesrates — die Rationalisierung, 
die Beschleunigung atomrechtlicher Genehmi-
gungsverfahren beschlossen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Aber doch nicht für 
Prototypen!) 

— Das gilt generell, verehrter Herr Kollege Laufs, 
weil unser Atomgesetz zwischen Prototypen und 
kommerzialisierten Leichtwasserreaktoren zu 
Recht nicht unterscheidet. Eines will ich hier aller-
dings für meine Fraktion in aller Deutlichkeit sagen: 
Wir begrüßen — wir haben es in der Enquete-Kom-
mission am Beispiel des Schnellen Brutreaktors ein-
vernehmlich deutlich gemacht — die Arbeit der Ge-
nehmigungsbehörde des Landes Nordrhein-Westfa-
len ausdrücklich. Wir haben uns am Beispiel des 
Brutreaktors in Kalkar davon überzeugt, daß dort 
gründlich, gewissenhaft und sachkundig entschie-
den wird. Wir sagen auch, daß die oberste Aufsichts-  
und Genehmigungsbehörde des Bundes, der Bun-
desminister des Innern, gerade auch für seine Tätig-
keit als oberste atomrechtliche Aufsichtsbehörde 
unser Vertrauen hat. Wir sind froh, hier einen Bun-
desminister, eine Bundesregierung zu haben, die das 
Wort „Sicherheit hat Vorrang vor Wirtschaftlich-
keit" nicht nur im Munde führt, sondern auch tat-
sächlich bei der Genehmigungspraxis in die Wirk-
lichkeit umsetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
können die heutige Debatte in der Kontinuität unse-
rer energiepolitischen Positionen führen, auch und 
gerade was den Schnellen Brutreaktor in Kalkar an-
geht. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Optionen offenhal

-

ten!) 

Rückblickend gesagt können wir hinzufügen: Un-
sere Position war vernünftig, richtig und hat den 
Baufortschritt nicht im mindesten behindert. Wir, 
SPD und FDP gemeinsam, haben am 14. Dezember 

1978 gegen Ihre Stimmen beschlossen, daß die Ar-
beiten am Schnellen Brutreaktor in Kalkar fortge-
setzt werden sollen. Damals ist hier in der Republik 
ein Baustopp diskutiert worden. Sie haben — aus 
welchen Gründen auch immer — diesen Antrag da-
mals abgelehnt. 

Weiterhin haben wir beschlossen, daß es ange-
sichts der auch heute noch bestehenden Sicherheits-
bedenken notwendig ist, daß wegen der besonderen 
Bedeutung einer möglichen kommerzialisierten 
Nutzung des Schnellen Brüters der Deutsche Bun-
destag hier ein politisches Votum abgibt, ob der 
Schnelle Brutreaktor unter Sicherheitsgesichts-
punkten in Betrieb gehen kann oder nicht. Das kann, 
soll und darf nicht die Genehmigungsentscheidung 
durch die Behörde vorwegnehmen. 

Meine Damen und Herren, schließlich haben 
wir zur Vorbereitung dieser Entscheidung eine 
Enquete-Kommission eingesetzt, wie Sie wissen, 
übrigens auf dem Hintergrund, daß wir fest davon 
überzeugt sind, daß langfristige energiepolitische 
Entscheidungen, wie sie die Energiepolitik nun ein-
mal erfordert — gleichgültig, ob mit oder ohne Kern-
energie —, mit Auswirkungen — gleichgültig, wel-
chen Energiepfad Sie wählen — für Generationen 
nach uns nicht mit Zwentendorfer Mehrheiten — 
wie in Österreich — gefällt werden können. 51 % wa-
ren dafür, 49 % dagegen. Hier braucht man eine brei-
tere Zustimmung. Deswegen plädiere ich nach wie 
vor für Konsens. Konsens können Sie nur finden, 
wenn wir als Politiker alles, was an kritischen Ein-
wendungen in der Wissenschaft, in der Gesellschaft 
vorgebracht wird, auch hier auf den Tisch der parla-
mentarischen Prüfung bringen. Meine Damen und 
Herren, deswegen haben wir Wert darauf gelegt und 
legen auch jetzt noch Wert darauf, daß in der Enque-
te-Kommission die unterschiedlichen in der Wissen-
schaft, in der Bevölkerung, in der Gesellschaft insge-
samt vorhandenen Positionen eingebracht und be-
wertet werden können. Dann können wir auch gut 
entscheiden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Was das kostet, 
kümmert Sie überhaupt nicht!) 

— Die Enquete-Kommission hat, verehrter Herr 
Kollege Probst, übrigens einstimmig beschlossen, 
daß es notwendig sei, eine risikoorientierte Analyse 
in Auftrag zu geben. Diese Analyse ermöglicht 
erstmals — übrigens weltweit — einen Vergleich des 
Sicherheitsrisikos beim Leichtwasserreaktor, Typ 
Biblis B, und beim Schnellen Brüter in Kalkar. Ich 
sage das deswegen, weil alle bei uns sagen: Das Ri-
siko des Schnellen Brüters muß dem eines Leicht-
wasserreaktors vergleichbar sein; es darf nicht hö-
her sein. Bislang ist nirgendwo diese vergleichende 
Untersuchung angestellt worden. Ich sage noch ein-
mal: Diesen Vergleich gibt es noch nicht. Deswegen 
haben wir gemeinsam die risikoorientierte Analyse 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wenn wir konsens-
orientierte Politik machen wollen, wenn wir tatsäch-
lich alles auf den Prüfstand bringen wollen, was prü-
fenswert ist, dann müssen wir auch — das ist unsere 
feste Position — Wissenschaftler, die qualifiziert 
sein müssen — dazu sage ich noch etwas —, mit un- 
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terschiedlichen Haltungen zur Nutzung der Kern-
energie an der Arbeit beteiligen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Das ist kein 
Kriterium!) 

Dies haben wir getan. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Mit was für Fol

-

gen?) 

Ich gehe nachher noch einmal darauf ein. 

Ich komme auf den Sicherheitsvergleich zurück. 
Einen solchen Vergleich gibt es noch nicht, meine 
Damen und Herren. Wir wissen — ich wiederhole 
mich —, daß der Schadstoffinhalt von Brütern grö-
ßer ist als der von Leichtwasserreaktoren. Wir wis-
sen auch, daß nach dem gängigen Risikobegriff Ein-
trittswahrscheinlichkeit plus Schadensauswirkun-
gen das Risiko definieren. Wir kennen die Wahr-
scheinlichkeit der Störfälle beim Brutreaktor 
nicht. 

Wenn ich jetzt höre, meine Damen und Herren, 
daß erst wenige Tage vor Ostern überhaupt damit 
begonnen worden ist, die Folgen eines schweren 
Brüterunfalls, die denkbar sind — wenn auch sehr 
hypothetisch, aber nicht ganz auszuschließen —, 
mathematisch zu untersuchen, dann möchte ich wis-
sen, wie Sie, Herr Kollege Lenzer, unter der Rubrik 
„Sicherheit hat Vorrang" schon heute eine Entschei-
dung zur Inbetriebnahme des Schnellbrutreaktors 
treffen können. Wo ist denn die Entscheidungs-
grundlage? Wie können Sie sagen, das Risiko sei 
nicht größer als beim Leichtwasserreaktor? 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie wollen nicht 
entscheiden, sondern nur schwatzen!) 

Meine Damen und Herren, es hat bei der Durch-
führung der Risikostudie in der Tat einige Termin-
verschiebungen gegeben. Ich will nicht näher darauf 
eingehen. Wenn es notwendig ist, werden es die Red-
ner meiner Fraktion nach mir tun. 

Einige der Gründe — Herr Neuhaus, damit Sie zu-
frieden sind — sind objektiver Art. Erstmals kam es 
zur Kommunikation zwischen Wissenschaftlern mit 
verschiedener Grundhaltung zur Kernenergienut-
zung in diesem Land. Das kostete Kraft und Zeit. Mit 
Unverständnis haben wir in der Enquete-Kommis-
sion auch registriert, daß das Verfügbarmachen not-
wendiger Materialien länger gedauert hat, als es ei-
gentlich verantwortbar gewesen ist. Das waren ob-
jektive Schwierigkeiten. 

Es hat auch Schwierigkeiten gegeben, die darin 
bestanden, daß zur Untersuchung des Risikos des 
SNR 300 ein völlig neues Arbeitsteam auf seiten der 
Kernenergieskeptiker zusammengestellt wurde. 
Das räumen wir ohne weiteres ein. Als der Auftrag 
vor einem Jahr erteilt wurde, existierte ein solches 
Team noch nicht einmal. Das ist das eigentliche Pro-
blem. Das dauert lange. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

— Ja, natürlich dauert das lange, weil in diesem 
Lande erstmals der Versuch unternommen worden 
ist, Wissenschaftler mit unterschiedlicher Haltung 
zur Kernenergienutzung zur Erarbeitung wesentli

-

cher Entscheidungsgrundlagen für den Deutschen 
Bundestag überhaupt heranzuziehen. 

Ich äußere mich nicht im einzelnen zur Frage der 
wissenschaftlichen Qualifikation einzelner Mitar-
beiter. Ich bin kein Kerntechniker und kann diese 
Frage daher nicht im einzelnen beurteilen. Hier sind 
ja pauschale Verdächtigungen zum Teil von Mitglie-
dern dieses Hauses vorgenommen worden, über de-
ren Sachverstand ich nicht zu urteilen habe. Ich 
weiß aber, daß teilweise dieselben Personen, die 
jetzt an der risikoorientierten Studie arbeiten, in der 
Enquete-Kommission des 8. Deutschen Bundestages 
vorzeigbare, vernünftige und aussagekräftige Arbei-
ten abgeliefert haben. Diese Arbeiten sind im Mate-
rialband gut dokumentiert. Sie sind für jedermann 
einsehbar. Diese Arbeiten haben uns in die Lage ver-
setzt, die Studie anzugehen. Ich halte es daher für 
müßig, nun zu fragen, ob diese Leute, die uns gehol-
fen haben, die offenen Fragen in der vergangenen 
Legislaturperiode zu identifizieren, qualifiziert 
sind. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie reden jetzt na-
türlich von anderen Leuten!) 

Die Enquete-Kommission sollte ursprünglich mit-
ten in der Sommerpause ihre Empfehlungen an den 
Bundestag erarbeiten. Sie, meine Damen und Her-
ren, hätten dann Gelegenheit gehabt, nach der Som-
merpause, am 6. September, Einsicht in unseren Be-
richt bzw. in unsere Empfehlungen zu nehmen. Nun 
werden wir den Bericht aber spätestens am 23. Sep-
tember vorlegen. Das ist nicht einmal drei Wochen 
später. Der Fahrplan für die Inbetriebnahmeemp-
fehlung des Deutschen Bundestages wird dadurch 
letztlich nicht tangiert. Dadurch wird nichts dilato-
risch behandelt. Wir haben in den Antrag der Koali-
tionsfraktionen nicht umsonst die Selbstverpflich-
tung aufgenommen, bis zum Oktober im Deutschen 
Bundestag über die Inbetriebnahmeempfehlung zu 
entscheiden. 

Meine Damen und Herren, ich darf etwas zu der 
bevorstehenden Empfehlung sagen. Wir haben dem 
Deutschen Bundestag bis zum 23. September eine 
Empfehlung zur der Frage vorzulegen, ob der 
SNR 300 unter Sicherheitsgesichtspunkten in Be-
trieb gehen kann oder nicht. Wir werden in dieser 
Empfehlung nichts zur Einbindung möglicher Ener-
giesysteme in unser Sozialsystem sagen. Wir wer-
den Fragen gesellschaftlicher Auswirkungen ver-
schiedener denkbarer Energiezukünfte nicht behan-
deln. Wir werden dort nichts zum Problem der Pluto-
niumwirtschaft und der möglichen Proliferation sa-
gen. Wir werden auch kein grünes Licht für mögli-
che Folgereaktoren geben und geben können, die 
dem SNR 300 möglicherweise nachfolgen. Dies ist 
nach dem Auftrag des Deutschen Bundestages dem 
Schlußbericht zum 31. Juli 1983 vorbehalten. 

Wir werden auch nichts zu den gesamtwirtschaft-
lichen Kosten sagen. Es wäre einmal wert, die Frage 
zu stellen: Wie teuer wird eigentlich der angeblich 
billige Brüterstrom? Dauernd wird auf Frankreich 
hingewiesen: Beim Super-Phénix — in Frankreich 
liegt der Preis für eine Kilowattstunde Strom um 
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den Faktor 2 höher, als wenn dieser mit einem 
Leichtwasserreaktor hergestellt würde. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Und wie ist das 
beim Growian?) 

Selbst wenn wir in Frankreich Brüterparks hätten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Demonstrations

-

anlage!) 

— ich rede jetzt von der Kommerzialisierung in 
Frankreich —, läge der Preis noch um mindestens 
20 % über dem Preis des von Leichtwasserreaktoren 
erzeugten Stroms — so eine Aussage des französi-
schen Energieministeriums auf eine Anfrage von 
mir. 

Eines will ich jetzt angesichts der Finanzierungs-
schwierigkeiten beim Hochtemperaturreaktor sa-
gen. Im einzelnen werden meine Kollegen Kübler 
und Vosen noch darauf eingehen. Uns als sozialde-
mokratischer Bundestagsfraktion liegt heute daran 
zu betonen, daß wir an einer Weiterentwicklung der 
Reaktorlinie Hochtemperaturreaktor äußerstes In-
teresse haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben jedenfalls kein Verständnis dafür, die 
Entwicklung der Brüter offenzuhalten und gleich-
zeitig den Hochtemperaturreaktor zu beerdigen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: 
Da sprechen Sie mit Ihrer Regierung! — 
Lenzer [CDU/CSU]: Wem machen sie denn 

diesen Vorwurf?) 

Dies ist energiepolitische Absicht der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Wir sind aus industriepolitischen, ener-
giepolitischen, technologiepolitischen, exportpoliti-
schen Erwägungen heraus dafür, daß in jedem Fall 
die Möglichkeit der breiten Nutzung des Hochtem-
peraturreaktors, gegebenenfalls auch kleinerer Grö-
ßenordnung, erhalten bleibt. Dies gilt nicht nur we-
gen der Möglichkeit der Kohleveredlung und Kohle-
vergasung, sondern auch wegen der Möglichkeit, mit 
dem HTR über Kraft-Wärme-Kopplung erhebliche 
Energieeinsparpotentiale nutzbar zu machen. Hinzu 
kommt noch, meine Damen und Herren, daß wir, 
was den Hochtemperaturreaktor angeht, weltweit 
eine technologische Spitzenstellung haben, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Gehabt haben!) 

und diese Zustimmung sollten wir nicht aufs Spiel 
setzen. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das war an Ihren Minister ge

-

richtet!) 

Wir streiten heute um eine Verlängerung des Ab-
gabetermins um zwei bis drei Wochen. Wer sich — 
wie Sie von der CDU/CSU — dagegen ausspricht, 
will nichts zur Sache beitragen. Wo bleibt denn Ihr 
Aufschrei, daß die Enquete-Kommission „Jugend-
protest" ihren Zwischenbericht nicht, wie vorgese-
hen, zum 31. März abliefern kann, aus einleuchten-
den Gründen übrigens? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da werden auch 
keine Arbeitsplätze gefährdet! — Weiterer 

Zuruf von der CDU/CSU: Überhaupt kein 
Vergleich!) 

Wer wie Sie, meine Damen und Herren, die Frist-
nachbesserung nicht mittragen will, dem ist nicht an 
konsensorientierter Arbeit gelegen. Wir Sozialdemo-
kraten jedenfalls werden und wollen den mühsamen 
Weg weitergehen, alles — ich wiederhole noch ein-
mal — auf den Tisch der Prüfung zu bringen, was ge-
prüft werden muß, bevor dann in der Sache entschie-
den wird. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie trauen sich 
nicht zu entscheiden! Sie haben Angst! Sie 

haben keinen Mut, Herr Schäfer!) 

Uns vorzuwerfen, daß auf diesem Wege Steine, wenn 
nicht Felsen liegen, ist eine Banalität. Jawohl, meine 
Damen und Herren, das Aufgreifen von Ängsten und 
Befürchtungen in der Bevölkerung ist ein mühsa-
mes Geschäft. Damit ist eine Aufgabe angesprochen, 
der wir uns gestellt haben und immer noch stellen 
werden. Nur wer Ängste aufgreift, kann sie entkräf-
ten. Wer Orientierung geben will, muß aufnehmen, 
um entkräften zu können, was an berechtigten Äng-
sten vorhanden ist. Ich weiß, meine Damen und Her-
ren, daß dieser Weg vielleicht langwierig ist. Ich 
weiß auch, daß er unbequem ist. Ich weiß aber auch, 
daß er in der Sache letztlich effektiver ist als der 
Weg, den Sie von der Opposition gehen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Daß es 7 Milliarden 
kostet, spielt keine Rolle!) 

Sie gehen lieber, Herr Kollege Probst in Sonderheit, 
auf Asphaltstraßen und am allerliebsten bergab. Ich 
hoffe, daß Sie noch rechtzeitig umkehren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Dr.  Probst [CDU/CSU]: Ich danke Ihnen, 

Herr Lehrer!) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Professor Dr. Laermann das Wort. 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Verehrter Herr 
Kollege Probst, wir kennen uns jetzt lange genug; 
Sie sollten also wissen, daß ich immer sage, was ich 
denke. Sonst halte ich lieber den Mund. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU]: Und auch so abstimmen! — 
Dr.  Probst [CDU/CSU]: Dann sind Sie aber 
im Denken sehr beweglich, Herr Profes-

sor!) 

Der Kollege Lenzer hat davon gesprochen, die 
Antwort auf die Große Anfrage der Opposition zur 
Brütertechnologie sei ein Dokument der Unverbind-
lichkeit. Ich finde das gar nicht. Sie haben die Ant-
wort genau auf die Fragen erhalten, die Sie gestellt 
haben. 

Im übrigen haben Sie die Fragen an die Bundesre-
gierung gestellt. Ich gehe davon aus, daß die Bundes-
regierung die Antwort zu vertreten hat. Sie tut das 
auch. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber wir hier sind das Parlament und haben si-
cher eine andere Aufgabe, Herr Kollege Lenzer. Ich 
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will hier keine Vorlesung über die Rolle und Bedeu-
tung des Parlaments halten, aber ich halte es für 
eine Verpflichtung — das ist sicherlich eine neue 
und schwierige Aufgabe — wir haben an anderer 
Stelle darüber wiederholt diskutiert —, daß sich ein 
Parlament mit den politischen Wirkungen neuer 
technologischer Entwicklungen auseinandersetzt. 
Das ist der Punkt, um den es hier geht. Es darf doch 
wohl nicht zugelassen werden — um was auch im-
mer es sich dabei handelt —, daß technologische 
Entwicklungen die politischen Prozesse entmach-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich gehe davon aus, daß wir darüber Einvernehmen 
herstellen konnten. 

Im Sinne von technology assessment, Technikfol-
genbewertung, wie Sie sie auch immer fordern, sehe 
ich eine sehr wirkungsvolle Möglichkeit in dem In-
strumentarium „Enquete-Kommission", das uns die 
Parlamentsreform 1969 beschert hat. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Deswegen ist diese Enquete-Kommission von uns, 
den Koalitionsfraktionen, beantragt und ins Leben 
gerufen worden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

Sie soll helfen, Unsicherheiten, Vorbehalte und Ab-
lehnung gegenüber der Kernenergie, insbesondere 
der Technik des Schnellen Brüters, zu überwinden. 
Sie soll kritische Fragen, die von Zweifeln befallene 
Menschen in unserem Land aufgeworfen haben, zu 
beantworten versuchen. Sie soll der Verantwortung 
der Politik gerecht werden und deutlich machen, daß 
sich auch die Legislative so wichtigen Fragen wie 
der Sicherung der Energieversorgung und der damit 
verbundenen wirtschaftlichen, aber auch der techni-
schen und ökologischen Risiken mit aller Intensität 
stellt. 

Das kann ein Parlament aus seiner normalen Ar-
beit heraus nicht, sondern hier muß es den Dialog 
suchen mit Wissenschaftlern, mit Experten, mit 
Sachverständigen. Hier muß ein Parlament den Mut 
und die Kraft haben, auch unterschiedliche Haltun-
gen — auch unterschiedliche Haltungen zur Kern-
energie — in diesen Diskussionen zusammenzufüh-
ren. Das halte ich für eine ganz wesentliche Aufgabe. 
Im übrigen ist es ein grundlegendes liberales Anlie-
gen, daß wir auch die Meinung von Minderheiten 
mit in die Entscheidungsprozesse einbeziehen und 
bereit sind, gegebenenfalls unsere Positionen zu ver-
ändern und zu korrigieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Neu

-

haus [CDU/CSU]: Aber sie sollten eine Min

-

destqualifikation haben!) 

— Herr Kollege Neuhaus, ich komme darauf noch 
zurück. 

Das hat zu der Empfehlung der Einsetzung dieser 
Enquete-Kommission in der 8. Legislaturperiode ge-
führt. Diese Enquete-Kommission konnte ihre Ar-
beiten wegen Ablaufs der Legislaturperiode nicht 
beenden. Sie hat zum Schnellen Brüter eine Emp-
fehlung vorgelegt, die das Parlament und dann auch 
die Bundesregierung übernommen haben, u. a. eine 

Studie in Auftrag zu geben, die einmal einen Risiko-
vergleich zwischen dem Schnellen Brüter und dem 
Leichtwasserreaktor üblicher Bauart — nämlich 
Biblis — anstellen und eine Vergleichsmöglichkeit 
geben soll. Es ist also keine Risikoanalyse, sondern 
sie soll nur einen Risikovergleich ermöglichen. 

In den Empfehlungen ist im einzelnen festgelegt, 
was diese Studien enthalten und worüber sie sich 
auslassen sollen. Es wird ausdrücklich mit Mehr-
heitsbeschluß empfohlen, daß diese Untersuchun-
gen das laufende Genehmigungsverfahren nicht be-
hindern sollen. Darüber gibt es einen Briefwechsel. 
Das ist allen bekannt, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

auch der Genehmigungsbehörde, die sich also nicht 
darauf zurückziehen kann: Da kommt ja noch ir-
gend etwas von einer Enquete-Kommission. Das ist 
ausdrücklich dokumentiert und festgelegt worden. 
Es ist auch ausdrücklich festgelegt worden im Sinne 
meiner Ausführungen von vorhin, daß Wissenschaft-
ler zu beteiligen sind, die unterschiedliche Haltun-
gen zur Brutreaktortechnik vertreten. 

Wenn es nun eine Verpflichtung ist, daß wir unter-
schiedliche Auffassungen mit einbeziehen, dann be-
steht auch die Verpflichtung, denjenigen, die be-
gründbare abweichende Meinungen entwickeln, 
mindestens in vergleichbarem Umfang dazu auch 
die materiellen Voraussetzungen zuzugestehen. Es 
ist ein Unding zu sagen: Ihr könnt eure Meinung 
dazu sagen, wir bitten euch darum, eine Position, 
eine Studie zu erarbeiten; aber die Voraussetzungen, 
die notwendig sind, nämlich die finanzielle und per-
sonelle Ausstattung sowie die Informationen, ent-
halten wir euch vor, um euch anschließend zu sagen: 
„Ihr könnt das alles gar nicht leisten." Das halte ich 
für unehrlich. Voraussetzung ist: Sie müssen in die 
Lage versetzt werden, diesen Auftrag auch zu erfül-
len. 

Die Einbeziehung alternativer Auffassungen — 
das ist meine grundsätzliche Position; die darf ich 
hier auch einmal äußern — in die wissenschaftlich-
technischen Prozesse erachte ich als sehr hilfreich 
insbesondere zur Vermeidung einer gewissen Ein-
äugigkeit oder Betriebsblindheit. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das ist doch das We-
sentliche der Wissenschaft!) 

Das ist wie mit dem Hecht im Karpfenteich; den 
brauchen wir auch hier. Deswegen brauchen wir 
auch alternative Positionen in der Auseinanderset-
zung um die Kernenergie. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Wenn sie wissen-
schaftlich seriös vorgetragen werden. Die 
Ergebnisse sind wissenschaftlich eben 

nicht haltbar! — Weitere Zurufe) 

— Herr Laufs, Sie sind offenbar Hellseher! Ich weiß 
es nicht. Ich maße mir im vorhinein ein solche Beur-
teilung nicht an. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von Dr. Laufs 
[CDU/CSU]) 

Die Enquete-Kommission hat vorn Parlament den 
Auftrag erhalten, ihre Empfehlungen zur Inbetrieb- 
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nahme des Brüters SNR 300 bis zum 31. Juli 1982 
vorzulegen. Darüber hinaus hat das Parlament den 
Beschluß gefaßt, die Empfehlung der Enquete-Kom-
mission möglichst noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause vorzulegen. 

Was führt nun zu dem Ihnen vorliegenden Ent-
schließungsantrag auf eine Terminverschiebung? 
Es zeigte sich im Laufe der letzten Monate, daß die 
mit der Studie beauftragten Gruppen — ich spreche 
hier ausdrücklich in der Mehrzahl; die eine unter der 
Leitung von Herrn Professor Birkhofer und die an-
dere geführt von Herrn Professor Benecke, — nicht 
zum vorgesehenen Termin 31. Dezember 1981 — in-
zwischen verlängert bis zum 30. April 1982 - ihre 
Ergebnisse vorlegen können. Insbesondere die 
Gruppe um Herrn Professor Benecke geriet aus ver-
schiedenen Gründen in Terminschwierigkeiten, die 
sie zweifellos zum Teil selbst zu vertreten hat. Ich 
denke z. B. an ein zu weit gefaßtes Arbeitsprogramm 
oder an die Schwierigkeiten, die dazu notwendigen 
Unterlagen zu definieren und festzulegen. Zum an-
deren aber lag es daran — das ist der wesentliche 
Grund dafür, daß meine Fraktion für eine Verlänge-
rung der Bearbeitungszeit der Studie und damit für 
eine Verschiebung des Vorlagetermins der Enquete-
Kommission auf den Beginn der Herbstsitzungspe-
riode eintritt —, daß rechtliche Schwierigkeiten und 
unverständliche administrative Behinderungen bei 
der Bereitstellung der notwendigen Unterlagen auf-
getreten sind. Die Enquete-Kommission und die 
Bundesregierung, auch beteiligte Landesregierun-
gen haben die Schwierigkeiten nunmehr im wesent-
lichen gemeinsam mit dieser Gruppe ausgeräumt. 

Feststellungen oder Vorwürfen, Mitarbeiter in der 
Gruppe Benecke seien nicht qualifiziert, vermag ich 
in der Pauschalierung nicht zuzustimmen. Bevor 
nicht ein beurteilbares Ergebnis vorliegt, Herr Kol-
lege Laufs, maße ich mir nicht an, eine Qualifika-
tionsbeurteilung vorzunehmen. Daß dabei eine un-
terschiedliche und differenzierte Betrachtungs-
weise auf Grund unserer bisherigen Erkenntnisse 
möglich ist, ist eine andere Frage. Aber aus Arbeiten 
im Hochschulbereich heraus darf ich Ihnen sagen, 
daß auch dort studentische Hilfskräfte an den For-
schungsarbeiten beteiligt werden. Wieso eigentlich 
nicht? Niemand wird doch wohl anschließend die 
Qualität einer so erarbeiteten Vorlage in Zweifel zie-
hen. 

Was Abrechnungs- oder Vergütungsmodalitäten 
betrifft, so gehen mich die nichts an. Das ist Sache 
der Buchhaltung; das soll die Verwaltung machen. 
Ich glaube, damit halten wir uns besser nicht auf. 

Aber wenn das Argument der Kosten kommt — es 
kam ja vorhin schon —, daß jetzt zusätzlich 
600 000 DM für die Fortsetzung dieser Arbeiten auf 
den Tisch gelegt werden sollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

dann ist dies sicherlich viel Geld; das ist für jeden 
einzelnen unheimlich viel Geld. Aber bezogen auf 
die Gesamtkosten des Brüters, die jetzt schon bei 
5,5 Milliarden DM liegen, ist dies wenig, ist dies ein 
Tropfen auf den heißen Stein. Im Hinblick auf das, 
was wir damit politisch bewirken wollen, was wir be

-

wirken müssen, ist dies auch vertretbar. Da sollten 
wir uns über 600 000 DM nicht aufregen, wenn aus 
anderen Gründen verursachte Terminverzögerun-
gen oder Bauverschiebungen zu zusätzlichen monat-
lichen Kosten in Höhe von 100 Millionen DM füh-
ren. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Es kommt immer 
darauf an, an wen solche Beträge gezahlt 

werden!) 

— Dazu habe ich mich schon geäußert, Herr Ger-
stein! 

Meine Fraktion stimmt einer Fristverlängerung, 
wie beantragt, zu. Uns soll nicht der Vorwurf ge-
macht werden, wir hätten die Gruppe mit einer ab-
lehnenden Haltung bewußt behindert und die En-
quete-Kommission zu einer Farce werden lassen. 
Ich will nicht verhehlen, daß ich persönlich den Ein-
druck hatte, zumindest von Einzelpersonen erpreßt 
zu werden oder unter Druck gesetzt worden zu sein. 
Aber im Interesse der Sache, um die es geht, stelle 
ich meine persönliche Betroffenheit hintan. Hier 
geht es um ganz andere Dinge, nicht um das, was ich 
persönlich dabei empfinde. Meine Fraktion geht al-
lerdings bei der Zustimmung davon aus, daß keine 
weiteren Verlängerungen und Verzögerungen vor-
kommen. Was jetzt an Vorschlägen vorliegt, ist der 
letzte Termin. Sie geht weiterhin davon aus, daß das 
Genehmigungs- und Bauverfahren keinerlei Verzö-
gerungen erfährt. 

Im übrigen möchte ich feststellen, daß die jetzt 
vorgesehene Verlängerung allenfalls zu einer effek-
tiven Terminverschiebung bis zur Beschlußfassung 
des Parlamentes über eine Inbetriebnahme des 
SNR 300, von zwei bis vier Wochen führt. Wenn es 
uns ernst ist, keine Terminverschiebungen vorzu-
nehmen, könnten wir dies möglicherweise auch 
noch verkürzen. 

Dies kann nicht, wie seitens der Kollegen von der 
Opposition argumentiert wird, zu einer Infragestel-
lung der jetzt getroffenen Finanzierung unter stär-
kerer Beteiligung der Elektrizitätswirtschaft führen. 
Aber ich sage ausdrücklich: im Herbst 1982 muß, wie 
vorgesehen, eine endgültige Entscheidung fallen; 
denn ich habe volles Verständnis für die Bedingun-
gen derjenigen, die jetzt mehr Geld auf den Tisch le-
gen sollen, daß der Vorbehalt aufgehoben werden 
muß. Niemand investiert seine persönlichen Mittel 
gern in ein Haus, das er anschließend nie benutzen 
darf. 

Vor allem auch vor dem Hintergrund der Kosten-
entwicklung ist es notwendig, nun unverzüglich und 
rasch Klarheit in die Abwicklung der Angelegenheit 
zu bringen. Die Baukosten sind von 1,5 Milliar-
den DM, 1972 zu Baubeginn veranschlagt, inzwi-
schen unter baubegleitender Forschung auf 5,5 Mil-
liarden DM gestiegen. Diese Kostensteigerung be-
ruht zum großen Teil auf den Zeitabläufen, auf enor-
men Verlängerungen der Bauzeiten durch Abstim-
mungsprozeduren im Genehmigungsverfahren in-
folge von Gutachterentscheidungen und der daraus 
abgeleiteten zusätzlichen Genehmigungsauflagen. 

Ich glaube, hier in diesem Zusammenhang — das 
ist in den Diskussionsbeiträgen schon angeführt 
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worden — muß auch der THTR, die Situation um 
den Hochtemperaturreaktor, der sich im Bau befin-
det, angesprochen werden. Auch hier sind die Bau-
kosten explodiert: von 1970 veranschlagten rund 700 
Millionen DM auf jetzt — das ist strittig — 3,7 Milli-
arden DM. Die Bauzeit hat sich von einstmals ge-
planten 51 Monaten auf 164 Monate heute verlän-
gert. 

An einem einzigen Beispiel mag kurz dargestellt 
werden — man erlaube mir, ein paar Zahlen zu brin-
gen —, wie sich das alles entwickelt hat. Ich nehme 
das Beispiel des Wasserdampfkreislaufs: 1970 wur-
den 13 Millionen DM kalkuliert. 1973 ergab sich auf 
Grund neuer Sicherheitskriterien — Einbeziehung 
neuer Lastfälle, EVA-, EVI-Lastfälle, Rohrausschlag 
— ein Plus von 10 Millionen DM, 1975 eine Steige-
rung um weitere 14 Millionen DM, 1977 ein Plus von 
46 Millionen DM. 1976 wurden durch die RSK neue 
Grenzwerte für Werkstoffanalyse festgelegt, und 
1979 kam die KTA-Richtlinie 3201, was zu einem 
Plus von 107 Millionen DM führte. 1980 zieht die 
RSK die Rohrausschlagssicherung wieder zurück, 
die Zugängigkeit der Komponenten muß verbessert 
werden: plus 152 Millionen DM. 1981 macht ein end-
gültiges TÜV-Gutachten ein Plus von 125 Millionen 
DM aus, und 1982 kommt ein Plus von 84 Millionen 
DM hinzu. Allein eine wesentliche Komponente, ur-
sprünglich auf 13 Millionen DM veranschlagt, ist 
heute auf 550 Millionen DM gestiegen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Jetzt sagen Sie nur 
noch, daß das ganze Ding dadurch sicherer 

wird!) 

Dazu waren allein ungefähr 400 000 Unterschriften 
notwendig. Ich frage mich: Wer trägt eigentlich am 
Schluß noch irgendeine Verantwortung? 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Allein für die Prüfunterlagen für Halterungskon-
struktionen waren 7 000 DIN-A4-Leitzordner not-
wendig. Herr Kollege Lenzer, ich stimme mit Ihnen 
überein: Ich glaube, wir machen das Unternehmen 
nicht, um die deutsche Papierindustrie zu subventio-
nieren. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Schreiben wir doch 
gemeinsam an Herrn Baum einen Brief!) 

Ich stelle hier die Frage — damit gehe ich auf Ih-
ren Einwand ein, Herr Kollege Lenzer —, ob dies 
noch vertretbar ist, und zwar nicht nur wegen der fi-
nanziellen Auswirkungen, sondern auch im Hin-
blick auf die Sicherheit. Die Frage muß erlaubt sein, 
ob die Anlage bei der Fülle der Unterlagen und we-
gen der zahlreichen Veränderungen in sich noch 
konsistent ist, ob das noch übersehbar ist oder ob da-
durch nicht ein neues potentielles Sicherheitsrisiko 
eingeführt wird. 

Das Problem, Herr Kollege Lenzer, liegt aber 
nicht im Atomrecht oder in klar definierten Richtli-
nien, wie beispielsweise in den KTA-Richtlinien, die 
im Zusammenwirken aller Beteiligten erarbeitet 
werden, sondern meines Erachtens in der Ausle-
gung des Begriffs „Stand von Wissenschaft und 
Technik". Ein Gutachter kann den Stand von Wis

-

senschaft und Technik doch nicht definieren, wenn 
die Erfüllung der daraus abzuleitenden Auflagen 
erst wesentliche Grundlagenforschung notwendig 
macht. Das kann doch nicht als Stand von Wissen-
schaft und Technik definiert werden. 

Damit kein Mißverständnis aufkommt: Hier wird 
nicht einer Reduzierung der Sicherheitsanforde -
rungen das Wort geredet. Aber die Anforderungen 
müssen erwiesenermaßen zu einer Erhöhung der Si-
cherheit führen 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und dürfen nicht z. B. aus einer wissenschaftlichen 
Veröffentlichung abgeleitet werden, die irgendwo in 
der Welt irgend jemand veröffentlicht hat, und sie 
müssen überschaubare Planungszeiträume und Ko-
stenentwicklungen ermöglichen. 

Es unterbleiben nachgewiesenermaßen schon 
heute Investitionen, weil die zeitlichen und finan-
ziellen Risiken der Planungs- und Genehmigungs-
verfahren neuer technischer Anlagen nicht zu quan-
tifizieren sind. Und es wäre für unsere wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung katastrophal, 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Aber der In-
nenminister gehört doch zu Ihrer Frak-

tion!) 

wenn aus diesem Grund keine Pilot- und Demon-
strationsprojekte neuer technischer Entwicklungen 
in unserem Land mehr möglich wären. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dann können wir uns als Industrienation bald vom 
Rest der Welt verabschieden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die Gefahr ist da!) 

Meine Fraktion steht nach wie vor zu dem Be-
schluß, die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
an den beiden fortgeschrittenen Reaktorlinien fort-
zusetzen. 

Ganz gewiß ist, daß wir der Einstellung der Hoch -
temperaturreaktorentwicklung zugunsten des SNR, 
wie es einige Beamte im BMFT seit längerem schon 
gern möchten, 

(Lenzer [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

unsere Zustimmung versagen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sicher kann das Forschungsministerium nicht mehr 
Geld ausgeben, als es hat; und der Forschungsmini-
ster kann die beiden Reaktorlinien nicht zu Lasten 
anderer Forschungsaufgaben und Verpflichtungen 
finanzieren, und er soll es auch nicht. 

Hier ist nun, fünf Minuten nach 12, dringend gebo-
ten, daß alle Beteiligten, auch Gutachter und Gut-
achtergremien, sich gemeinsam bemühen, neue 
technische Projekte wieder kalkulierbar, wieder be-
zahlbar zu machen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Zunächst einmal die 
alten! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Sie haben völlig recht, Herr Kollege Gerstein. Sie 
erwischen mich da auf einem falschen Bein. Ich be- 
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ziehe die laufenden Projekte selbstverständlich in 
diese Überlegungen ein. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wir lernen ja öfter 
voneinander!) 

— Ich bedanke mich bei Ihnen dafür ausdrücklich. 

Nur, wir können an vielem, was dort abgelaufen 
ist, nichts mehr ändern. Aber wir sollten dafür sor-
gen, daß derlei in Zukunft unterbleibt. 

Wir brauchen sichere, überschaubare Planungs-
zeiträume und Kalkulationsgrundlagen auch in der 
Forschung und der Fortentwicklung neuer großtech-
nischer Anlagen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Kollege Schäfer 
glaubte, die Debatte damit einleiten zu sollen, daß er 
uns hier bezichtigte, nicht genug für die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit zu tun. Herr Schäfer, ich 
halte es für eine Unverfrorenheit, daß ausgerechnet 
Sie das sagen, ein Mann, der einer Partei angehört, 
unter deren Regierungsverantwortung wir die höch-
sten Arbeitslosenraten seit dreißig Jahren haben 
und die neuerdings in München Vorschläge ge-
bracht hat, die selbst vom ansonsten willigen Koali-
tionspartner als barer Unsinn bezeichnet wurden. 
Die Leute von der FDP, Ihre Koalitionspartner, le-
gen doch größten Wert darauf, sich von dererlei stän-
dig zu distanzieren; sie möchten in dieser Frage 
auch nicht im entferntesten mit Ihnen in Verbin-
dung gebracht werden. Ich halte das also für reine 
Augenwischerei. Es ist auch nicht das Thema, das 
heute hier behandelt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand von uns, Herr Schäfer, will Abstriche an 
Sicherheitsbestimmungen. Wir wollen nur nicht, 
daß hier laufend inkompetente Gutachten produ-
ziert werden, die offensichtlich nur dem Zwecke die-
nen, die Sache selber möglichst lang, wenn möglich, 
sogar gänzlich zu verhindern. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir wollen nicht, daß weiterhin — auch Herr Laer-
mann hat es ausgeführt — unsinnige Sicherheitsbe-
stimmungen praktiziert werden müssen, die ledig-
lich Geld kosten, aber für die Erhöhung der Sicher-
heit überhaupt nichts bringen. 

(Löffler [SPD]: Das wissen Sie so genau?) 

— Herr Löffler, daß wir als Politiker das nicht genau 
wissen, ist ganz selbstverständlich. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— Ganz selbstverständlich ist das so. Keiner von uns 
wird sich das anmaßen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Völlig rich

-

tig!) 

Aber es gibt eine ganze Menge von Leuten, die durch 
ihre berufliche Vergangenheit bewiesen haben, daß 
sie davon etwas verstehen. Denen glauben wir mehr 

als den Studenten, die Sie hier als kritische Wissen-
schaftler ins Spiel bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kein Mensch wendet sich auch gegen die seiner-
zeit einstimmig beschlossene risikoorientierte Stu-
die. Wir kritisieren lediglich, daß diese Studie er-
stens zu spät in Auftrag gegeben wurde, zweitens of-
fensichtlich — wenn Sie recht haben, Herr Schäfer; 
ich gehe später noch darauf ein — durch den Auf-
traggeber nicht richtig betreut wurde — sonst würde 
sich aus dem, was Sie sagen, kein Sinn ergeben. Zum 
dritten wollen wir nicht, daß die Termine, die für 
diese Studie vorgegeben sind, unsinnig verlängert 
werden, ohne daß etwas in der Sache selbst heraus-
kommt. 

Ich wollte mich auch noch ganz kurz zur Frage 
„Strompreis beim Schnellen Brüter" äußern. Natür-
lich kostet der Strom aus diesen Prototypen sehr viel 
mehr. — Das weiß man. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das ist allgemein be-
kannt!) 

Herr Schäfer, wir sind nicht dagegen — Sie sind es 
doch auch nicht —, daß man auch andere alternative 
Energieformen entwickelt, von denen wir wissen, 
daß sie nach dem heutigen Stand der Technik und 
vor dem Abschluß der Entwicklung auch wesentlich 
höhere Preise erfordern, als das vielleicht später ein-
mal der Fall sein wird. Derartige Dinge müssen 
dann einfach in Kauf genommen werden. 

Ich darf vielleicht auch noch ein Wort zu dem Auf-
greifen von Angsten sagen. In unserem Land gibt es 
meines Erachtens viel zuviele Leute, die ständig 
vom Aufgreifen von Angsten reden. In Wirklichkeit 
schüren sie diese Ängste, um sich später beim Lö-
schen des Brandes auszeichnen zu können. Ich habe 
das Gefühl, die Zahl derer wird zu groß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind auch sehr dafür, daß man Minderheiten 
miteinbezieht, Herr Laermann. Aber diese Minder-
heiten müssen sich auch einbeziehen lassen. Sie 
müssen beispielsweise bereit sein, die Spielregeln, 
die bei uns gelten, anzuerkennen. Was haben wir in 
der Enquete-Kommission erlebt? Da gibt es Leute, 
die mit abstimmen. Die Abstimmung verläuft gegen 
sie. Und was machen sie dann? Sie sagen: So, jetzt 
packen wir unser Zeug zusammen und gehen heim. 
Wir spielen einfach nicht mehr mit. — Das ist natür-
lich auch eine Methode. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das sind die richtigen 
Demokraten!) 

Stellen Sie sich vor — das ist jetzt an die Regierung 
gerichtet —, wir von der Opposition würden uns ge-
nauso verhalten. Dann hätten Sie hier überhaupt 
keine Freude mehr. Diese Art und Weise, sich zu ver-
halten, läßt nicht darauf schließen, daß diese Min-
derheiten wirklich bereit sind, sich einbinden zu las-
sen; sie sind überhaupt nicht bereit, die Spielregeln 
anzuerkennen. 

Für uns haben sich die Gründe für die Entwick-
lung des Schnellen Brüters nicht verändert. Nach 
wie vor gelten die Gründe, die seinerzeit zum Ent- 
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schluß für den Bau von Kalkar geführt haben. Ich 
nenne nur einige Beispiele: Nach wie vor hängen wir 
zu sehr vom 01 ab. Wir sind erpreßbar. Die Welt ins-
gesamt hängt von dieser Energieform zu sehr ab. Ich 
glaube, daß wir alles tun müssen, um, jedenfalls 
langfristig gesehen, eine größere Unabhängigkeit zu 
erreichen. Und hier ergibt sich, glaube ich, beim 
Schnellen Brüter eine besonders günstige Möglich-
keit. 

Der Energiegehalt der kostengünstig gewinnba-
ren Welturanvorräte bei Nutzung in Leichtwasser-
reaktoren entspricht in etwa dem der Welterdgas-
vorräte. Die Kernenergie stellt, so genutzt, zwar eine 
bedeutende, aber begrenzte Energiequelle dar. Der 
Schnelle Brüter kann dagegen die Energieausbeute 
der Welturanvorräte um den Faktor 60 vermehren, 
so daß damit der Strombedarf für Jahrhunderte ge-
deckt werden kann. Alle diese Dinge sind hier be-
kannt und brauchen sicherlich nicht mehr im einzel-
nen ausgeführt zu werden. Wir jedenfalls meinen, 
daß auch diese Reaktorlinie weiterverfolgt werden 
muß. 

Da sehen wir eben jetzt die Gefahr, daß die Geg-
ner des Schnellen Brüters ihr eigentliches Ziel, den 
Bau von Kalkar doch noch zu verhindern, allmählich 
erreichen könnten. Auf Grund all der genannten 
Schwierigkeiten, insbesondere der langen Bauzeit 
— ich werde darauf noch näher eingehen —, wird die 
Anlage langsam so teuer, daß sie nicht mehr finan-
ziert werden kann. Hauptgrund dafür sind die we-
gen des Genehmigungsverfahrens zu langen Bauzei-
ten. 

So sollte der SNR 300 bei Baubeginn im Jahre 1973 
bis zu seiner Fertigstellung etwa 1,5 Milliarden DM 
kosten. Jetzt ist von 5 Milliarden DM die Rede. Kol-
lege Lenzer hat diese Zahl bereits in Frage gestellt. 
Wir alle sind doch wahrscheinlich der Meinung, daß 
das im Endeffekt noch mehr werden wird. Aber 
selbst der Aufwand von 5 Milliarden DM, über eine 
Errichtungszeit von etwa 13 Jahren verteilt, so hoch 
er auch erscheinen mag, wird relativiert, wenn man 
ihn am Maßstab der Preiserhöhungen für das impor-
tierte Erdöl mißt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Quantitativ bringt die Bauzeitverlängerung den 
überwiegenden Anteil der Preisgleitungsmehrko-
sten von 1,6 Milliarden DM. Während mit techni-
schem Projektstand vom November 1972 der Ansatz 
für die Preisgleitung bei geplanter Bauzeit von sie-
ben Jahren 13 % der Gesamtkosten betrug, erhöhte 
sich der Preisgleitungsansatz auf Basis des techni-
schen Projektstandes vom Dezember 1980 und nun-
mehr erwarteter Bauzeit von 13 Jahren auf 36 % der 
Gesamtkosten. Absolut gesehen haben sich die An-
sätze für Preisgleitungskosten in dem Zeitraum von 
1972 bis 1980 verneunfacht: etwa ein Faktor drei ist 
direkt auf die Verdoppelung der Bauzeit zurückzu-
führen. Nun steht zur Debatte, der Enquete-Kom-
mission eine Verlängerung vom 31. Juli 1982 auf spä-
testens 23. September 1982 für die Empfehlung an 
den Deutschen Bundestag zur Inbetriebnahme des 
SNR 300 unter Sicherheitsgesichtspunkten einzu-
räumen. Diese Terminverlängerung wird begründet 
mit der Notwendigkeit, die Forschungsgruppe 

Schneller Brüter ihre Untersuchungen über den Ab-
gabetermin am 30. April 1982 hinaus fortsetzen zu 
lassen und ihren Bericht erst am Ende der parla-
mentarischen Sommerpause vorlegen zu lassen. 

Fünf Mitglieder der Forschungsgruppe Schneller 
Brüter haben der Enquete-Kommission über Herrn 
Professor Altner ein modifiziertes Arbeitspro-
gramm zur Durchführung der „Risikoorientierten 
Analyse zum SNR 300" vorgelegt. Das Arbeitspro-
gramm enthält zum Teil Punkte, die bereits im alten 
Arbeitsprogramm der Forschungsgruppe vom 
25. September enthalten waren und die eigentlich 
praktisch abgeschlossen sein müßten. Neu hinzuge-
kommen sind im wesentlichen die Themen Erdbe-
ben und Flugzeugabsturz. 

Insgesamt erscheint es äußerst unwahrscheinlich, 
daß die Forschungsgruppe mit diesem Programm zu 
belastbaren neuen Ergebnissen kommen könnte, die 
für den geforderten Risikovergleich von Bedeutung 
wären. Für eine gewissenhafte Aufarbeitung auf ei-
nem dem Stand von Wissenschaft und Technik ent-
sprechenden Niveau sprengt das Programm über 
alle Maßen die Möglichkeiten solch einer Gruppe. 

Die Themen des vorgelegten modifizierten Ar-
beitsprogramms erfordern jedoch ein hohes Maß an 
Fachkompetenz und selbstkritischer wissenschaftli-
cher Disziplin. Diese Voraussetzung ist nach Ansicht 
angesehener Wissenschaftler bei den Antragstellern 
des modifizierten Arbeitsprogramms auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen in Frage zu stellen. 

Der Deutsche Bundestag kann bei dieser Termin-
verschiebung nicht, wie vorgesehen, frühestens 
Ende September 1982, sondern erst frühestens Ende 
Oktober 1982 über die Aufhebung des Inbetriebnah-
mevorbehalts zum SNR 300 abstimmen. Sollte dem 
Verlangen der Gruppe, eine Terminverlängerung bis 
Ende August zu gewähren, Rechnung getragen wer-
den, so muß nach unserer Auffassung aber immer-
hin sichergestellt werden,  daß der Bericht der En-
quete-Kommission im wesentlichen bis zur parla-
mentarischen Sommerpause erstellt wird und die 
weiteren Unterlagen der Gruppe Anfang September 
nur als Zusatzinformationen einzuarbeiten sind. 

(Löffler [SPD]: Etwas mehr Betonung beim 
Lesen! — Zuruf von der CDU/CSU: Das war 
sehr vornehm! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Das war aber ein Schlag! Mein 

lieber Löffler!) 

— Herr Löffler, daß hier manche komplizierten 
Sachverhalte vorformuliert werden, ist auch Ihnen 
nicht ganz ungeläufig. 

(Löffler [SPD]: Etwas mehr Betonung, da-
mit Ihre Fraktion mal klatschen kann! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der ist Lehrer, der 
weiß das! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Bei der ursprünglichen Terminplanung hätte die 
Enquete-Kommission zwei Monate Zeit für Beratun-
gen und dann etwa zweieinhalb Monate für organi-
satorische Fertigstellung des Berichts an den Bun-
destag gehabt. Diese viereinhalb Monate müßten 
nunmehr auf drei Wochen zusammengedrängt wer-
den, wobei auch noch zu berücksichtigen ist, daß 



5884 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Kraus 
nach der Sommerpause an allen Stellen gewisse An-
laufzeitverluste auftreten werden. 

Schon wenn der — in bezug auf Realisierbarkeit 
in Frage zu stellende — neue Terminplan beschlos-
sen und eingehalten wird, sind weitere Zwischenfi-
nanzierungsmittel ab Ende September 1982 erfor-
derlich. Verzögert sich aber, was anzunehmen ist, 
die Entscheidung des Deutschen Bundestages dann 
um einige Monate, ist mit zusätzlicher Zwischenfi-
nanzierung von zirka 100 Millionen DM pro Monat 
zu rechnen. Selbstverständlich wird es in diesem 
Durcheinander dann auch noch zu einer weiteren 
Bauzeitenverlängerung und damit zu echten Bauko-
stensteigerungen kommen. 

Deswegen forden wir — ungeachtet des heutigen 
Beschlusses —, daß Professor Benecke terminge-
recht zum 30. April 1982 den Teil seines Gutachtens 
abzuliefern hat, der bereits fertig ist. Und das müßte 
der weitaus größte Teil sein; er hat ja auch schon 
fast die gesamte Honorarsumme abgerufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist immer 
wichtig!) 

— Der Frage, warum die Zahlungen seltsamerweise 
telegrafisch erfolgten, sollte man vielleicht einmal 
gesondert nachgehen. 

Bemerkenswert erscheint mir noch das Verhalten 
des Bundesforschungsministeriums. Mit Nach-
druck, so konnte man lesen, ist Forschungsminister 
von Bülow dem Vorwurf einiger Mitglieder der En-
quete-Kommission entgegengetreten, Brüterkriti-
ker seien bei der Beschaffung von Unterlagen für 
die Anfertigung einer Risikostudie erheblich behin-
dert worden. Der Minister erinnerte daran, daß der 
Bundestag für ein ursprünglich bis Ende 1981 vorzu-
legendes Gutachten bereits Fristverlängerung bis 
Ende April gewährt habe. Auch wies der Bundesmi-
nister darauf hin, daß der Leiter der Kritikergruppe, 
Professor Benecke, noch im Februar eine fristge-
rechte Abgabe der Kritikerstudie für April in Aus-
sicht gestellt hat. Erst danach hatten einige seiner 
Mitarbeiter ihn für den Vorschlag gewonnen, eine 
zusätzliche Sicherheitsstudie zu fordern. 

Da stellt sich doch die Frage, wer eigentlich recht 
hat, der Forschungsminister, der sagt — zumindest 
sagte er das vor der entscheidenden Fraktionssit-
zung; wie er sich heute einlassen wird, werden wir 
vielleicht noch hören —, daß die Wissenschaftler der 
Gruppe Benecke keineswegs in der Ausübung ihrer 
Arbeit behindert wurden, oder ob diejenigen in der 
Kommission recht haben, die genau dies zum Anlaß 
nehmen, diese Terminverlängerung zu fordern. Soll-
ten die Koalitionsabgeordneten in der Kommission 
recht haben, so wird man sie ja wohl fragen dürfen, 
warum denn in dem seit langen Jahren sozialdemo-
kratisch geführten Ministerium, das j a nicht nur 
Auftraggeber, sondern auch dafür verantwortlich 
ist, daß die Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung ge-
stellt werden, nicht entsprechende Konsequenzen 
gezogen worden sind. Gehört hat man davon jeden-
falls noch nichts. Wir sind der Meinung, der Steuer-
zahler hat ein Recht darauf, daß ihm solche Fragen 
beantwortet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber vielleicht ist das j a alles gar nicht die Trieb-
feder des Handelns, sondern sind es vorgeschobene 
Gründe. Offenbar ist es so, daß Wahlopportunismus 
die Hauptrolle spielt. Man will auch noch die letzte 
grüne Stimme für die Koalition retten, gleichgültig, 
was das kostet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ernsthaft wird von niemandem erwartet, daß durch 
die verlängerte Tätigkeit der Gruppe Benecke neue 
Erkenntnisse gewonnen werden könnten, die die 
Meinungsbildung etwa umkehren könnten. Dies ist 
übrigens, wie ich nachlesen konnte, auch die Mei-
nung des Bundesforschungsministers. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Professor Laermann? 

Kraus (CDU/CSU): Ich bin an sich schon am Ende 
meiner Zeit. — Bitte schön. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege, würden Sie 
mir wohl erklären können, bezogen auf Ihre letzten 
Ausführungen, warum Sie dann in der Enquete-
Kommission einen Antrag eingebracht haben, daß 
die Gruppe Benecke, aber auch die Gruppe Birkho-
fer, noch begleitend bis zur endgültigen Beratung in 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages wei-
tere Erkenntnisse und Ergebnisse ihrer Untersu-
chung einführen könnten? Also haben doch auch Sie 
erwartet, daß von daher noch weitere Erkenntnisse 
zugewonnen werden können und in die Beratung 
selbst der Bundestagsausschüsse mit eingebracht 
werden können. 

Kraus (CDU/CSU): Das ist natürlich überhaupt 
nicht logisch, Herr Laermann, was Sie sagen. Daß 
wir sagen, wir seien bereit, alles, was an zusätzlichen 
Erkenntnissen kommt, aufzunehmen, ist natürlich 
richtig; denn warum sollte man, wenn wirklich etwas 
kommen sollte — was zwar völlig unerwartet ist —, 
das von vornherein ausschließen? Als ausgespro-
chen konziliante Leute sind wir sowieso bereit, lau-
fend Aussagen entgegenzunehmen, auch wenn nicht 
gar so viel herauskommt. Bloß wollen wir nicht, daß 
das so viel kostet, wie es im Augenblick der Fall ist. 
Die Sache erscheint uns eben insgesamt nicht sinn-
voll, jedenfalls nicht sinnvoll im Hinblick auf die zu 
erwartenden Schwierigkeiten. 

Wir in der Opposition sind also gezwungen, aus 
übergeordneten Gesichtspunkten hier einen Teil der 
Regierungsarbeit zu tun und mit dafür zu sorgen, 
daß die Dinge vorwärtsgetrieben werden können. 
Die Koalition ist offenbar nicht in der Lage, einmal 
als richtig Erkanntes auch durchzusetzen. 

Wir warnen davor, einer Minderheit in unserem 
Staat die Chance zu geben, über die Kosten den 
Schnellen Brüter zu Fall zu bringen und damit für 
die Zukunft den Einsatz von Kernenergie schlecht-
hin in Frage zu stellen. Wenn es doch noch gelingen 
sollte, den Schnellen Brüter zu verhindern, müßte 
von den Gegnern der Kernenergie dieser Fall gera-
dezu als Modell für die erfolgreiche Bekämpfung 
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von Kernkraftwerken angesehen werden. — Danke 
schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem Ab-
geordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich werde hauptsächlich 
als Mitglied der Enquete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergie-Politik" sprechen, und zwar deshalb, 
weil wir im März ja so etwas wie ein Frühjahrsdon-
nern hatten und die wohl einzig entscheidende 
Frage die ist, wie die Weiterarbeit der Enquete-Kom-
mission erfolgen wird. 

Lassen Sie mich ein paar Vorbemerkungen ma-
chen. Ich möchte ausdrücklich, auch im Namen des 
Vorsitzenden der Enquete-Kommission, dem Bun-
desminister für Forschung und Technologie danken, 
daß er unter dem Vorbehalt der heutigen Entschei-
dung die Aufträge an die Alternativgruppe erteilt 
hat. Dafür gebührt ihm — auch im Interesse der Ar-
beit der Enquete-Kommission — ausdrücklich 
Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Hat er auch den Vorbehalt be

-

zahlt?) 

Ich möchte auch den Gedanken von Herrn Kolle-
gen Lenzer, meinem hessischen Kollegen, aufgrei-
fen, der ausdrücklich angeboten hat, zusammenzu-
arbeiten. Ich glaube, es gibt kein geeigneteres Gre-
mium als die Enquete-Kommission, hier — was die 
anderen Kollegen angeht, die dort vertreten sind — 
zusammenzuarbeiten. 

Ich möchte zu Beginn klipp und klar sagen, daß 
die Linie der SPD bis einschließlich Münchener Par-
teitag zur Energiediskussion — beginnend in Ham-
burg, über Berlin, über die Empfehlungen der ersten 
Enquete-Kommission und über die Empfehlung der 
Energiekommission beim Parteivorstand der SPD 
— eine insgesamt, bei aller Diskussion, geschlossene 
Linie ist. Das wird auch so bleiben. Alle Versuche, 
hier immer etwas dazwischenschieben zu wollen, 
sind einfach durch die Fakten widerlegbar. 

Wenn wir — das ist ja unsere erste Hauptentschei-
dung in der Enquete-Kommission — über den 
Schnellen Brüter zu sprechen haben, eine Empfeh-
lung über die Inbetriebnahme des Prototyps abzuge-
ben haben, so will ich vorausschickend folgendes sa-
gen. Ich habe mir in der Woche nach Ostern in 
Frankreich die entsprechenden Einrichtungen an-
geschaut, beginnend in Cadarache über Marcoule 
bis Creys-Malville. Ich habe feststellen können, daß 
eine Grundsatzentscheidung über die wirtschaftli-
che Nutzung des Schnellen Brüters in Frankreich 
bis jetzt nicht getroffen ist und daß nach den Aussa-
gen der dortigen Herren — ich glaube, Herr Riesen-
huber stimmt mir da auch ohne Einschränkung zu 
— diese Frage nicht vor der zweiten Hälfte dieses 
Jahrzehnts entschieden wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nichts 
Neues!) 

Dies ist ein wichtiges Faktum. Insofern — auch dies 
muß man festhalten — ist die französische politische 
Entwicklung keine andere als bei uns. Es mag ge-
wisse Unterschiede in der technischen Entwicklung 
geben. Was die politische Frage der Entscheidung 
über die wirtschaftliche Nutzung des Schnellen Brü-
ters angeht, liegen beide Länder gleich. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: 15 Jahre!) 

Man sollte auch hier nach außen hin nicht falsche 
Eindrücke, was die politische Entscheidung angeht, 
erwecken. 

Wir haben in der Bundesrepublik wirklich eine 
einmalige Chance, durch ein vernünftiges Arbeiten 
in der Enquete-Kommission tatsächlich so etwas wie 
Voraussetzungen zu schaffen, um mit Ergebnissen 
vor die Bevölkerung zu treten, die unsere Energiepo-
litik überwiegend akzeptabel machen. Sie alle wis-
sen: wir haben deshalb ganz bewußt — und jeder, 
der dieses Ziel erreichen will, muß dahinterstehen — 
den  personellen, mit Verlaub gesagt, alternativen 
Ansatz der Enquete-Kommission gewählt. Wir ha-
ben auch methodisch bewußt den alternativen An-
satz in der Enquete-Kommission gewählt. 

Ich will jetzt einmal zwei Worte sagen, die viel-
leicht einem Sozialdemokraten nicht so leicht über 
die Lippen gehen. Die erste Aussage ist die: In einer 
Nation wie der unseren müssen wir uns wohl den 
vernünftigen Luxus leisten können, über eine so ent-
scheidende Frage uns auch so alternativ und so un-
terschiedlich informieren zu lassen, um dann auf 
Grund der Schlüssigkeit des jeweils Vorgetragenen 
unsere politische Bewertung zu setzen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Zehn Jahre!) 

Ich stehe auch voll auf dem Standpunkt, daß wir hier 
die höchste Sachkompetenz und auch die unter-
schiedlichste Kompetenz zusammenziehen müssen. 
Das steht uns gut an und ist auch von der deutschen 
Gründlichkeit her, wie man an Themen herangeht, 
die mittelfristig und längerfristig die richtigere ist, 
wohl voll zu akzeptieren. 

Der Unterschied, über den wir uns streiten und 
den ich zu Beginn mit „Frühjahrsgewitter" oder 
„Frühjahrsdonner" kennzeichnen wollte — Früh-
jahrsgewitter wäre zuviel gesagt, aber Donner  — 

(Dr.  Stavenhagen [CDU/CSU]: Grollen!) 

— Grollen, vielen Dank —, geht tatsächlich — das 
muß man auch in aller Öffentlichkeit sagen — letzt-
lich um sechs Wochen. Wer den Streit seit dem Früh-
jahr bis heute beobachtet, kann den Eindruck gewin-
nen, als ob wir über die Verlängerung um sechs Wo-
chen nicht zu einer gemeinsamen Entscheidung 
kommen können. Dies kann für den, der an die Ent-
scheidung über die Frage der Inbetriebnahme emo-
tionslos und objektiv herangeht, kein Kriterium 
sein. Im Gegenteil: Wer wirklich zu Ergebnissen 
kommen will, muß dies akzeptieren, zumal ich auf 
dem Standpunkt stehe, daß die eigentliche Bundes-
tagsentscheidung deshalb im Ergebnis so gut wie si-
cher nicht hinausgezögert wird. 

Lassen Sie mich auch noch einiges zur Arbeit der 
Enquete-Kommission sagen und als Appell für die 
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Zukunft zum Ausdruck bringen. Es würde unserer 
Arbeit sicherlich förderlich sein, wenn wir Frage-
rechte einzelner Kollegen oder Sachverständiger in 
der Enquete-Kommission nicht zu provinziell und zu 
kleinlich handhaben und zu stark beschneiden wür-
den, 

(Beifall des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

oftmals noch durch eine formale Mehrheitsentschei-
dung. Vielmehr sollte man es in einem solchen Gre-
mium, das naturgemäß anders arbeiten muß und 
Gott sei Dank auch kann, nämlich mit mehr Muße, 
mit mehr Zeitaufwand, mit mehr Möglichkeiten der 
Information, wirklich dem einzelnen Sachverständi-
gen oder Mitglied der Kommission überlassen, in 
welchem Umfang er von seinem Fragerecht Ge-
brauch macht. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Stavenhagen? 

Dr. Kübler (SPD): Dr. Stavenhagen: immer gern. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Vielen Dank, 
Herr Kollege!) 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Stavenhagen. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Kollege, da Sie 
von den sechs Wochen Unterschied gesprochen ha-
ben: Halten Sie es für sehr überzeugend, dieser 

) Gruppe einen Termin bis Ende der Sommerpause, 
also bis zum 6. September, einzuräumen und dann 
am 23. September mit allem fertig zu sein, das alles 
bewertet zu haben und dann schon Ihr Votum abge-
ben zu wollen? 

Dr. Kübler (SPD): Also, ich würde dies sogar beja-
hen. Nur brauchen wir dies in der Weise nicht ein-
mal zu bejahen, weil wir ausreichend vorgebeugt ha-
ben; denn wir führen die Beratungen zu dieser The-
matik praktisch seit dem 28. Januar; wir werden sie 
ab dem 30. April sehr stark intensivieren. Wir wer-
den also vor der Sommerpause schon eine ganze 
Menge Arbeit geleistet haben, so daß die dann zur 
Verfügung stehende Zeit ausreicht — bei gutem Wil-
len, in der Enquete-Kommission einen Konsensus 
zu erreichen —, dies auch tatsächlich zu schaffen. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sie erwarten 
also nichts mehr davon?) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Dr. Probst? 

Dr. Kübler (SPD): Wenn schon, dann natürlich bei-
de. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Probst (CDU/CSU): Es ist eine kurze Frage: Wie 
werden Sie sich denn verhalten, wenn diese Gruppe 
eine weitere Fristverlängerung verlangt? 

Dr. Kübler (SPD): Wenn die Gruppe eine weitere 
Fristverlängerung verlangt, werden wir diese natür-
lich nicht mehr akzeptieren können. Es besteht al-
lerdings überhaupt gar kein Zweifel daran, daß eine 
weitere Fristverlängerung nicht erforderlich sein 
wird. Im übrigen aber habe ich mich in Cadarache 
beispielsweise überzeugen lassen, daß deutsch-fran-
zösische Forschungsvorhaben zu ganz speziellen Si-
cherheitsfragen des Schnellen Brüters nach heuti-
ger Terminplanung bis 1985/86 laufen, daß wir eben 
auch in Zukunft neue Erkenntnisse haben werden 
und daß auch die Franzosen ihren Phénix, ihren Su-
per-Phénix als ständiges Finden neuer Erkennt-
nisse verstehen. Wenn es gravierende sein werden, 
werden wir die zu jedem Zeitpunkt — völlig unab-
hängig von Fristen — berücksichtigen müssen. 

Ich will ein weiteres Beispiel bringen, wie wir un-
sere Arbeit — das scheint mir tatsächlich das Ent-
scheidende zu sein — in der Zukunft verbessern 
können. Wir hatten am Montag dieser Woche den, 
wie man es auch nimmt, reizvollen Fall, daß bean-
tragt wurde, die Meinungsäußerung der Bischöfe 
von Straßburg, Basel und Freiburg im Breisgau in 
die Debatte einzubeziehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stavenhagen [CDU/ 
CSU]) 

— Herr Kollege Stavenhagen, es kam dabei leider zu 
einer strittigen Abstimmung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: CDU gegen die 
Bischöfe!) 

Wir waren da deshalb nicht ganz so stark, weil es für 
uns nicht vorstellbar war, daß man über so etwas ab-
stimmen muß. Ich hatte dann beantragt, es hineinzu-
nehmen, weil dies j a wohl zum Thema gehört. Die 
Mehrheit aber hat es dann abgelehnt, weil sie mein-
te, daß es nicht zum Thema gehört. Ich darf mit Er-
laubnis des Herrn Präsidenten aus dieser Schrift 
kurz zitieren: .  

Aus dieser Einsicht 

— nämlich daß das Höchstmaß an technischem 
Fortschritt nicht auch schon das Höchstmaß an 
menschlichem Leben sei — 

ergibt sich die nicht aufschiebbare Aufgabe, den 
Zusammenhang zwischen technischem Fort-
schritt und ethischem Verhalten deutlicher zu 
sehen und diese Sicht in die notwendigen Ent-
scheidungen um die Kernenergie einzubrin-
gen. 

Ich hatte das Zitat da leider nicht parat, hoffe aber, 
daß vor allen Dingen — wir sind ja alle christliche 
Parteien — auch die christlichen Parteien, die in der 
Opposition zusammengeschlossen sind, solchen An-
trägen in Zukunft positiver gegenüberstehen. 

Ich appelliere ausdrücklich an die CDU, voll mit-
zumachen und die einmalige Chance zu wahren, in 
der Enquete-Kommission Empfehlungen zustande 
zu bringen, mit denen wir gemeinsam nach außen 
hin Energiepolitik in dieser nationalen Frage vertre-
ten können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Schön wäre es!) 
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Wir dürfen diese Chance nicht verspielen. Ich appel

-

liere auch an die Energieversorgungsunternehmen 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Zu zahlen!) 

— ich glaube, sie sind so rational, um dies zu akzep-
tieren — , daß keine Probleme wegen der möglicher-
weise sechs Wochen später zu erwartenden Ent-
scheidung auftauchen. Ich appelliere auch an alle 
Sachverständigen — dies sage ich hier in aller Öf-
fentlichkeit —, nur von ihrem Sachverstand her an 
die Arbeit in dieser Kommission heranzugehen. 
Wenn uns dies gelingt, dann, glaube ich, können wir 
das, was wir mit dem Instrument Enquete-Kommis-
sion „Zukünftige Kernenergie-Politik" letztlich poli-
tisch wohl alle wollen, auch erfolgreich erreichen. — 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Timm das Wort. 

Timm (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag 
hat sich mit einem Beschluß verpflichtet, die Emp-
fehlungen, die Ergebnisse einer Enquete-Kommis-
sion zur Kernenergiefrage abzuwarten, um dann zu 
entscheiden, ob eine Inbetriebnahme möglich sein 
wird oder nicht. Dazu ist eine Risikostudie zu erstel-
len. Der Deutsche Bundestag hat darüber hinaus 
den Beschluß gefaßt, den Schnellen Brüter fertigzu-
stellen. Ich glaube, hierüber darf es im Grunde kei-
nen Streit geben. Die Enquete-Kommission, die wir 
dafür eingesetzt haben, muß Dinge erledigen, die 
bisher in dieser Form noch nicht erledigt worden 
sind, und ich glaube, es ist richtig, daß wir nicht aus 
politischen Gründen die Ergebnisse einer solchen 
Untersuchung vorwegnehmen, denn ich glaube, kei-
ner von uns kann sich so ohne weiteres in der Lage 
fühlen, die ganze Technik zu beherrschen. 

Wir betreiben mit der Anlage Schneller Brüter ge-
nau wie mit der Anlage Hochtemperaturreaktor 
Forschung. Es kann also gar nicht darum gehen, daß 
der Deutsche Bundestag hier einen Vorbehalt zur 
Genehmigung der Inbetriebnahme eines einzigen 
Kernkraftwerks beschlossen hat, sondern hier geht 
es um Forschung und Entwicklung in einem Be-
reich, in dem es Gleiches — bei uns im Lande j eden-
falls  und für den Hochtemperaturreaktor insgesamt 
— noch gar nicht gibt. Die Ergebnisse dieser For-
schung und auf dem Wege dorthin müssen wir be-
werten können, damit wir sicher sind, ob der ver-
suchte oder der beschrittene Weg in der Zukunft der 
richtige sein wird. Hier vorweg eine Entscheidung 
zu treffen, wäre unter Umständen für die Zukunft 
leichtsinnig. Umgekehrt wäre es auch nicht sinnvoll, 
von vornherein eine Tabuerklärung für irgendein 
Element dieser Forschung abzugeben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Probst [CDU/CSU]: Sie machen sich doch 
etwas vor! Sie haben doch längst entschie

-

den!) 

— Darauf komme ich noch zu sprechen, sehr geehr-
ter Herr Dr. Probst. — 

Wir haben darüber hinaus internationale Ver-
flechtungen in Forschung und Technologie, und wir 
haben auch internationale Verpflichtungen. Wenn 
wir noch ernstgenommen werden wollen von unse-
ren Partnern in diesem Bereich, dann, glaube ich, 
müssen wir das mit in unsere Beurteilung der Situa-
tion und in unsere Entscheidung für die Zukunft ein-
beziehen. 

Als der Herr Kollege Lenzer heute nachmittag die 
Diskussion eröffnete, da kam es mir fast so vor, als 
sei es wiederum eine Art Generaldebatte nach dem 
Motto — entsprechend dem Zwischenruf des Herrn 
Dr. Probst, den er soeben gemacht hat —: „Ihr seid ja 
sowieso dagegen, wir — die CDU/CSU — sind da-
für." 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Nein, Sie sind 
längst schon dafür!) 

— Ich glaube, Herr Dr. Probst, das ist eben nicht die 
Position. Sie können in dieser Sache, die auf Ihre An-
frage hin diskutiert wird, doch nicht eine Emotions-
debatte pro und kontra Kernenergie vom Zaun bre-
chen. Wir werden im Herbst wahrscheinlich ohnehin 
noch eine solche Debatte zu führen haben; zumin-
dest werden Sie sicherlich dafür sorgen. Also war 
das hier heute nachmittag gar nicht erforderlich. 

Es kann auch nicht darum gehen, daß wir hier in 
einen Streit zwischen Ihnen und uns darüber gera-
ten, ob es sinnvoll ist, bei der Beurteilung unserer 
Hilfen, die wir von der Enquete-Kommission erwar-
ten, eine Kritikergruppe dabei zu haben oder nicht. 
Wenn wir keine Kritikergruppe mehr vertragen 
können, dann stehen wir uns selber im Wege. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich meine, die Entscheidung für eine Terminver-
schiebung, die wir im Ausschuß bereits besprochen 
haben und die dort nur zu Protokoll gegeben worden 
ist, weil für eine Terminverschiebung das Plenum 
zuständig ist, ist in der Sache durchaus angemessen. 
Sie haben sich da wohl etwas schwergetan, weil Sie 
von der Diskussion heute mehr erwartet haben, als 
man erwarten konnte. Die Sommerpause war nach 
allen Unterlagen, die es hierzu gibt, meiner Auffas-
sung nach von vornherein schon mit eingeplant. Es 
heißt auch nicht so, wie es in Ihrem Entschließungs-
antrag steht, daß der Bundestag noch rechtzeitig vor 
der Sommerpause seine Beratungen beginnen kann, 
sondern es heißt richtigerweise, daß die Enquete-
Kommission ihre Empfehlung vor der Sommer-
pause abgeben solle. Wir wären nach meiner persön-
lichen Einschätzung ohnehin nicht vor Ende der 
Sommerpause in die Beratung näher eingetreten. 
Im Grunde ist der Spielraum, den wir möglicher-
weise verschenkt haben, nicht sehr groß. 

Ich möchte noch ein Wort zur Verantwortung der 
Wissenschaft in diesem Bereich sagen. Ich meine, daß 
es sich die Wissenschaft uns gegenüber nicht so ein-
fach machen kann, daß am Ende dabei heraus-
kommt: Der Staat bezahlt ja ohnehin, was immer es 
auch kostet. Ich möchte hier warnend den Finger he-
ben und sagen, daß die Verantwortung der Wissen-
schaft, die an diesen Projekten arbeitet, mindestens 
so weit geht, daß nicht — um auch die Genehmi-
gungsbehörde nicht laufend in Schwierigkeiten zu 
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bringen — immer wieder andere Vorstellungen auf 
den Tisch gebracht werden, obwohl vielleicht schon 
vorher erkennbar war, daß man auch einen einfa-
cheren, nicht so kostenträchtigen Weg hätte be-
schreiten können. 

Wir sind j a in der Situation, daß das Ganze sehr 
viel Geld kostet und wir möglicherweise in eine Ver-
drückung kommen, dieses Geld in der richtigen 
Weise und in der richtigen Zeit dafür aufzubringen. 
Wir müssen allerdings, da es sich hier um For-
schungsbereiche handelt, die grundsätzliche Frage 
mit Ja beantworten. Forschung ist notwendig. Er-
gebnisse einer Forschung können nicht — von wem 
auch immer — vorweggenommen werden. For-
schung bedarf der staatlichen Unterstützung. Sie 
dient letztlich in ihrem Ergebnis uns allen und eben 
nicht nur der bloßen Zufriedenstellung eines Parla-
ments; manch einer mag den Sinn j a darin sehen. 

Ich möchte noch auf ein paar Bemerkungen einge-
hen, die Herr Kollege Kraus vorhin gemacht hat. 
Herr Kollege Kraus, Sie haben davon gesprochen, 
daß eine Studie, die u. a. unter Mitwirkung von Stu-
denten erstellt werde, ohnehin keine weitere Ver-
besserung der Sicherheit oder keine weiteren Er-
kenntnisse bringen könne. Gleichwohl haben Sie ge-
sagt, die Arbeit einer solchen Gruppe möge noch 
weiter bis in die Ausschußberatungen hineinwir-
ken. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie zitieren falsch!) 

— Ich habe das hier fast wörtlich aufgeschrieben. 
Aber wir können es j a nachlesen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: „Fast richtig" 
ist ganz falsch!) 

Die Probleme waren uns als FDP-Fraktion be-
kannt. Sie sind bereits im November 1981 durch 
Nachfrage auf den Tisch der Diskussion in der En-
quete-Kommission gebracht worden. Professor 
Laermann hat dort einen Antrag auf Vorlage der Ar-
beitsgruppenberichte zum SNR 300 gestellt, zum 
Stand der Studien, um festzustellen, ob und wo 
Schwierigkeiten auftreten würden. 

Dann frage ich Sie, Herr Kollege Kraus: Warum 
haben Sie es bei all Ihrer Kritik in der Zeit nicht ge-
schafft, diese Anfrage selbst zu stellen? Ich meine, 
Sie können nicht auf uns als die Verantwortlichen 
hinweisen und sagen, wir hätten nichts getan. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich will wohl annehmen, daß die Opposition nicht 
nur das Recht, sondern auch die Pflicht hat, 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

auf verschiedene Schwierigkeiten hinzuweisen, die 
bei so einem Projekt mit Gutachten, mit Studien auf-
treten können. Aber uns als den in der Regierung 
verantwortlichen Parteien müssen Sie ebenso zuge-
stehen, daß wir, insbesondere wenn es um die Kritik 
in unserer Bevölkerung geht, die Verantwortung für 
die gesamte Bevölkerung haben und nicht nur für 
den Teil, der pro Kernenergie ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Forschung und Technologie. 

Dr. von Bülow, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die Bundesregierung hat die 
Bedeutung des Schnellen Brüters und des Hoch-
temperaturreaktors für die langfristige Sicherung 
der Energieversorgung immer hoch eingeschätzt. 
Sie hat deshalb diesen Reaktortypen in ihrem Ener-
gieforschungsprogramm einen hohen Stellenwert 
eingeräumt. Der Deutsche Bundestag hat sich dieser 
Einschätzung stets angeschlossen und den Einsatz 
der erforderlichen sehr großen Finanzierungsbeträ-
ge gebilligt. 

Die beiden Prototypanlagen dieser Linien, der 
3NR 300 in Kalkar und der THTR 300 in Schmehau-
sen, sind seit Anfang der 70er Jahre in Bau. Die Bau-
eitverzögerung und die Kostensteigerungen, die 
seitdem in teilweise schwindelerregenden Sprüngen 

beklagen sind, stellen allen Beteiligten nicht die 
besten Zeugnisse aus. Das muß ganz nüchtern fest-
gestellt werden. Ich warne vor voreiligen und einfa-
chen Schuldzuweisungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Allen Beteiligten! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Beide Reaktortypen stecken in ähnlichen Schwie-
rigkeiten. Bei beiden sind im Laufe der Bauzeit eine 
große Anzahl unvorhergesehener Genehmigungs-
auflagen zu erfüllen gewesen. Diese haben eine 
Fülle zusätzlicher Lieferungen und Leistungen und 
dlamit beachtliche Bauzeitverzögerungen bewirkt. 
313 die Vorwürfe an die Genehmigungsverfahren 
nit Anforderungen und bürokratisch überfrachte-
ten Abläufen, die letztlich keinen Sicherheitsgewinn 
bringen, zutreffen, dazu müssen sich die zuständi-
gen Stellen äußern. 

Die Probleme, die sich aus der Finanzierung der 
Mehrkosten ergeben, sind beträchtlich. Sie haben 
lie Projekte in Gefahr gebracht. Ich habe Verständ-
nis für die Frage, die heute auch aufgeworfen wor-
den ist, ob bei uns Staat und Wirtschaft im nationa-
len Alleingang beide Reaktorlinien jetzt werden ver-
wirklichen können. 

Beim SNR 300 habe ich darauf aufmerksam ge-
nacht, daß der Kalkulation von 5 Milliarden DM, die 
nir Anfang 1981 vorgelegt wurde, ehrgeizige Rand-
bedingungen zugrunde gelegt worden sind. Eine die-
ser Randbedingungen ist leider heute schon in 
Frage zu stellen, weil die letzte Teilerrichtungsge-
nehmigung 7 / 5   nicht, wie geplant, Ende 1981, son-
dern erst im Sommer dieses Jahres laut Auskunft 
aus Nordrhein-Westfalen erteilt werden kann. 

Demgegenüber konnte ich beim THTR 300 bis vor 
kurzem nach allen mir vom Hersteller und Betreiber 
zugänglich gemachten belastbaren Informationen 
lavon ausgehen, daß dieses Projekt vor wesentli-
chen Bau- und Kostenüberschreitungen bewahrt 
werden kann, weil der Bau verhältnismäßig fortge-
schritten ist. 

Am 23. März dieses Jahres sind der Bundesregie-
rung und der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
vom Hersteller des THTR 300 zusätzliche Kosten in 
Ier unerwarteten Höhe von rund 1 Milliarde DM 
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über die bisherigen Gesamtkosten von 3 Milliar-
den DM hinaus bei einem weiterhin offenen Ende 
angemeldet worden. Diese Mehrkosten rühren laut 
Darstellung der Hersteller, bestätigt durch die Be-
treiber, die wir in die Managementfunktionen einge-
setzt haben, zum überwiegenden Teil aus Auflagen 
aus dem bisherigen Genehmigungsverfahren. Risi-
ken aus dem weiteren Verfahren mit neun verschie-
denen zu bearbeitenden Positionen und zwei vollen 
Teilerrichtungsgenehmigungen sind nicht enthal-
ten, d. h. wir haben ein völlig offenes Ende. Unter 
Einbeziehung staatlicher Bürgschaften, denen bei 
diesen gesprengten Kostenrahmen der Boden entzo-
gen ist, beträgt die Finanzierungslücke beim THTR 
damit rund 1,5 Milliarden DM. 

Noch am 29. Januar dieses Jahres war von Mehr-
kosten in der Höhe von mehr als 1 Milliarde DM sei-
tens der Betreiber und der Hersteller nicht die Rede. 
An diesem Tage habe ich mit den Vorständen von 
Hersteller und Betreiber über die Finanzierung des 
THTR 300 gesprochen. Ein von den beteiligten Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen unter Führung 
der VEW angebotener und zu finanzierender Reser-
vefonds in Höhe von rund 200 Millionen DM über die 
Grenze von 3 Milliarden DM hinaus erschien den 
Beteiligten ausreichend. Mir wurde in keiner Weise 
der Eindruck vermittelt, daß größere Termin- und 
Kostenüberschreitungen bevorstünden. 

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
diese exorbitante Mehrkostenberechnung die Ant-
wort auf unser Drängen nach einem Festpreis Ende 
letzten Jahres ist. Erst zu diesem Zeitpunkt hat man 
beim Hersteller und beim Betreiber neu gerechnet, 
aber — und dies gefährdet die Vertrauensbasis — 
ich wurde auch auf entsprechende Fragen bis in den 
März hinein im unklaren gelassen, übrigens auch 
der Betreiber. Dies erscheint mir auch deshalb be-
deutsam, weil wir die Industrie bei beiden Reaktor-
typen schon vor Jahren bewußt in die Management-
funktionen eingesetzt haben. Es ist nicht das BMFT, 
das die Reaktorerstellung betreibt, sondern es ist die 
Industrie selbst, der wir diese Aufgabe übertragen 
haben. 

(Löffler [SPD]: Da sehen Sie mal, Herr Mi

-

nister, wie gut die sind!) 

Ich will an dieser Stelle der Legendenbildung 
nachdrücklich entgegentreten, ich hätte von diesen 
Mehrkosten gewußt. Das bezieht sich auf ein Ge-
spräch von Beamten des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie mit dem Hersteller und 
Betreiber im Oktober 1981. Beiläufig — Gegenstand 
des Gesprächs waren ganz andere Punkte — wurden 
dem BMFT-Vertreter Mehrkosten bis zu 300 Millio-
nen DM genannt. 

Zunächst muß man den Qualitätssprung auf die 
heute zur Debatte stehenden Mehrkosten von über 
1 Milliarde DM berücksichtigen. Wichtiger noch ist 
die Tatsache, daß dem BMFT keine konkreten, 
quantifizierten, nachprüfbaren Mehrkostenberech-
nungen zur Verfügung gestellt wurden und wir 
ebenso wie die Betreiber keinerlei schriftliche Un-
terlagen vor dem 23. März dieses Jahres erhalten ha-
ben. Ich muß es ablehnen, mündliche Mutmaßungen  

über Mehrkosten in einer völlig unverbindlichen 
Form zu akzeptieren. 

Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
gut!) 

Vielleicht verstehen Sie vor diesem Hintergrund 
meine Kritik an dem Management des Projekts. 

Nach Bekanntwerden der Mehrkosten habe ich 
am 25. März Herrn Professor Knizia als einen der 
Geschäftsführer der Betreiber aufgefordert, mir 
seine Vorstellung zu Realisierungsmöglichkeiten 
der Gesamtfinanzierung bei den jetzigen Bedingun-
gen zu übermitteln. Bis sich solche Möglichkeiten 
abzeichnen, kann ich es aus haushaltsrechtlichen 
Gründen nicht verantworten, weitere Mittel des 
Bundes bereitzustellen. Ich habe daher die letzte be-
absichtigte Bewilligung in Höhe von 297,5 Millionen 
DM noch nicht freigegeben. 

Eine erste Antwort des Betreibers ist am Montag-
abend dieser Woche eingegangen. Nach einem er-
sten Gespräch mit meinem Kollegen Jochimsen als 
Vertreter des an der Finanzierung beteiligten Lan-
des Nordrhein-Westfalen werden wir in den näch-
sten Wochen nochmals Verhandlungen mit Indu-
strie und Wirtschaft über die nur gemeinsam mögli-
che Finanzierung aufnehmen. Ich habe heute VEW 
aufgefordert, zunächst im Vorgriff auf eine umfas-
sende Finanzierungsregelung selbst bisher bereits 
in Aussicht genommene Beiträge zum THTR 300, die 
im Rahmen der SNR-Finanzierung angeboten gewe-
sen sind, jetzt einzusetzen. Damit könnte die Finan-
zierungssituation für den Verhandlungszeitraum 
entspannt werden. 

An dieser Stelle möchte ich noch einmal kurz 
Grundsätzliches zur Förderung der beiden fortge-
schrittenen Reaktorlinien sagen. Die Anwendungs-
bereiche der beiden Linien unterscheiden sich we-
sentlich. Der besondere mögliche Vorteil der Hoch-
temperaturreaktorlinie, nicht des jetzt entstehen-
den THTR, der auf die Stromerzeugung gerichtet ist, 
liegt hauptsächlich in der Erzeugung von Prozeß-
wärme. Der Schnelle Brüter dagegen zielt auf die 
Stromerzeugung bei gleichzeitiger Unabhängigkeit 
von weiteren Uranimporten. Die Linien sind daher 
keine Parallelentwicklungen und stehen nicht in 
Förderkonkurrenz zueinander. Bei Entscheidungen 
über die Förderung sind jeweils für den Reaktortyp 
spezifische Kriterien angelegt worden. So muß auch 
künftig verfahren werden. 

Ich möchte hinzufügen, daß für die staatliche För-
derung von Projekten dieser Dimension das Engage-
ment der Wirtschaft, das sich in einer finanziellen 
Beteiligung und in konkreten Vorstellungen dar-
über ausdrücken muß, wofür und wie denn die jewei-
lige Technologie zukünftig weiter angewendet und 
genutzt werden soll, von erheblicher Bedeutung sein 
muß. Alles andere wären staatliche Freiübungen im 
luftleeren Raum, die den Bürger, ohne daß ein Bei-
trag zu seiner Zukunftssicherung geleistet würde, 
ziemlich teuer zu stehen kämen. 

An dieser Stelle möchte ich einflechten, daß wir 
uns parallel zur Beteiligung der Energieversor-
gungsunternehmen am Schnellen Brüter seit ein-
einhalb Jahren bemühen, eine finanzielle Beteili- 
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gung auch der an der HTR-Linie interessierten In-
dustrie und der Elektrizitätswirtschaft zu bekom-
men. Leider haben wir bis auf einen Vorschlag, der 
eine öffentliche Subvention von 1,4 Milliarden DM 
zugrunde legt, keine positiven Angebote für Nachfol-
geprojekte bekommen. Ich möchte Nordrhein-West-
falen bei dieser Gelegenheit für die Hilfen danken, 
die bei diesen Bemühungen geleistet worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Im folgenden will ich auf den eigentlichen Anlaß 
dieser Debatte, die Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
zur Brutreaktortechnologie, eingehen. Die Bundes-
regierung ist nach wie vor entschlossen, das Projekt 
SNR 300 zum Erfolg zu führen. Sie bedarf dabei al-
lerdings der Unterstützung aller Beteiligten; denn es 
sind außergewöhnliche Anstrengungen erforderlich. 
Ihr besonderes Augenmerk richtet sich dabei in den 
kommenden Monaten auf das Parlament und die 
von ihm eingesetzte Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Kernenergie-Politik", wenn die Beratung über 
die Inbetriebnahme dieses Prototypreaktors an-
steht. 

Im Rahmen der Arbeit der Enquete-Kommission 
für eine Empfehlung an den Deutschen Bundestag 
ist es in der Kommission im vergangenen Monat zu 
Meinungsverschiedenheiten über den Zeitbedarf ge-
kommen, der für die Durchführung einer risiko-
orientierten Studie erforderlich ist. Diese Studie 
wurde von der Bundesregierung auf Wunsch des 
Deutschen Bundestages vergeben. Sie wird von Pro-
fessor Birkhofer durchgeführt. Den Wünschen der 
Enquete-Kommission des 8. Deutschen Bundestages 
entsprechend, werden an ihr auch Wissenschaftler 
beteiligt, die der Kernenergie und der Brutreaktor

-

technologie skeptisch gegenüberstehen. Ihre Mitar-
beit wird von Professor Benecke als Unterauftrag-
nehmer von Professor Birkhofer koordiniert. 

Einige an der Studie mitarbeitende Wissenschaft-
ler, die der Kernenergie gegenüber skeptisch einge-
stellt sind, haben, nachdem sie im Februar die Arbeit 
eingestellt hatten, im März eine zusätzliche Bearbei-
tungszeit von sechs Monaten gefordert. Dies ent-
spricht nicht dem ursprünglich mit den Auftragneh-
mern Professor Birkhofer und Professor Benecke 
vereinbarten Abschlußdatum für die Studie am 
30. April 1982, dessen Einhaltung von beiden noch im 
Februar dieses Jahres zugesagt worden war. Dies 
läuft auch auf eine Verschiebung von Terminen hin-
aus, die der Bundestag, die Enquete-Kommission 
und der Ausschuß für Forschung und Technologie 
einmal gesetzt hatten. 

Eine fachliche Prüfung des vorgeschlagenen zu-
sätzlichen Arbeitsprogramms in meinem Ministe-
rium kam zu dem Ergebnis, daß von den vorgeschla-
genen Arbeiten angesichts der außergewöhnlich in-
tensiven Prüfung im Rahmen eines jetzt über zehn 
Jahre laufenden Genehmigungsverfahrens kaum 
wesentliche neue Erkenntnisse zur Bewertung des 
Risikos des SNR 300 zu erwarten seien. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Trotzdem habe ich den Überlegungen, die dem 
vorliegenden Antrag der Fraktionen der SPD und 
der FDP auf Terminverlängerung für die Enquete

-

Kommission zugrunde liegen, entsprochen. Ich habe 
dem Koordinator der gegenüber dem Brüter skep-
tisch eingestellten Wissenschaftler, Professor Be-
necke, meine Bereitschaft erklärt, die vorgeschlage-
nen zusätzlichen Arbeiten parallel zur Beratung der 
Kommission über die bis zum 30. April abgeschlos-
sene risikoorientierte Analyse zu fördern. Der 
Grund dafür liegt vor allem darin, daß ich jeden Ein-
druck vermeiden möchte, der Enquete-Kommission 
sei auf Grund unvollständiger Unterlagen oder aus 
Zeitdruck die Abgabe eines möglicherweise nicht 
ausreichend fundierten Votums zugemutet worden. 

Ein Industrieland wie die Bundesrepublik darf 
meines Erachtens nicht versäumen, die Chancen des 
Schnellen Brüters in Form eines Prototyps zu prü-
fen. Gegenstimmen hierzu wird man allerdings nur 
in einem fairen Dialog ausräumen oder in einer re-
spektierten Minderheit belassen können. Insofern 
bin ich überzeugt, daß der Errichtung des SNR 300 
eher durch das in Aussicht genommene Verfahren 
genützt wird als durch eine Konfrontation zum jetzi-
gen Zeitpunkt. 

Ich möchte einen fairen Umgang allerdings auch 
für mich selbst in Anspruch nehmen und nachdrück-
lich denjenigen widersprechen, die mir aus dem Zu-
sammenhang von Zeitverzögerungen und Kosten-
steigerungen eine Pression gegenüber dem Bundes-
tag unterstellt haben. Ich hatte vor inzwischen mehr 
als einem Jahr die Schwierigkeit zu bewältigen, eine 
Finanzierung des SNR 300 bei wesentlich gestiege-
nen Kosten unter Einbeziehung von Mitteln der 
Energiewirtschaft zu gewährleisten. Die Alternative 
für mich bestand darin, erhebliche Kahlschläge in 
anderen Bereichen der Forschungs- und Technolo-
gieförderung, auch und gerade im nichtnuklearen 
Bereich vorzunehmen. Nach langen und sehr 
schwierigen Verhandlungen ist es gelungen, Finan-
zierungszusagen der zehn großen deutschen Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen in Höhe von rund ei-
ner Milliarde DM zu erhalten. Dies ist meines Erach-
tens für ein bereits fortgeschrittenes und letztlich 
auch verzögertes Projekt keine Selbstverständlich-
keit. Die Unternehmen haben dabei den Vorbehalt 
gemacht, daß ihre Zusage erst dann wirksam wird, 
wenn der Deutsche Bundestag seinen Vorbehalt zur 
Inbetriebnahme dieses Reaktors aufgehoben hat. 
Ich habe für diese Bedingung Verständnis. 

Die Unternehmen sehen ihrerseits übrigens die 
Entscheidung des Deutschen Bundestages als offen 
und nicht etwa nur als eine Formsache an. Die vor-
gesehene Höhe der Beteiligung des Bundes an den 
Gesamtprojektkosten von 5 Milliarden DM ist im Fe-
bruar dieses Jahres bereits erreicht worden. Die Zeit 
bis zur möglichen positiven Entscheidung des Bun-
destages zur Inbetriebnahme des SNR 300 muß 
durch die Bundesregierung überbrückt werden; 
denn erst danach werden die Mittel der Energiever-
sorgungsunternehmen zur Verfügung gestellt wer-
den. Bei dieser Überbrückungsregelung hat sich die 
Bundesregierung streng an den vom Bundestag 
selbst für die Beratung dieses Themas gesetzten Da-
ten orientiert und angesichts des für die Enquete-
Kommission vorgesehenen Abgabedatums, 31. Juli 
1982, die Finanzierung bis zum September/Oktober 
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gesichert. Ich wäre deshalb sehr dankbar, wenn der 
Deutsche Bundestag bei seinen nach der Sommer-
pause anstehenden Beratungen diesen Zusammen-
hang von zeitlichem Vorgehen und Stand der Finan-
zierung des Projekts im Auge behalten würde, wie 
dies im vorliegenden Antrag der Koalitionsfraktio-
nen im übrigen auch zum Ausdruck kommt. Diese 
Bitte entspringt dem Bemühen, weitere Kostenstei-
gerungen über das unabwendbare Maß hinaus abzu-
wehren. 

Ich hatte schon erwähnt, daß die Kalkulation von 
5 Milliarden DM für die Errichtung des SNR 300 un-
ter ehrgeizigen Randbedingungen aufgestellt wor-
den ist. Das liegt jetzt mehr als ein Jahr zurück. Ich 
habe deshalb darauf gedrängt, daß Hersteller und 
Betreiber eine aktuelle Neukalkulation vorlegen. 
Dies wird nach Aussage der beteiligten Firmen 
Mitte des Jahres möglich sein. Eine weitere Erhö-
hung der Gesamtkosten kann nicht ausgeschlossen 
werden. Ich will in diesem Zusammenhang aller-
dings hinzufügen, daß Analysen von Kostenrisiken 
auch dazu dienen müssen, den tatsächlichen Anfall 
der Kosten durch alle nur möglichen Anstrengun-
gen zu verhindern. 

Wie schon in den Antworten zur Großen Anfrage 
ausgeführt, verhandelt das BMFT mit dem Herstel-
ler vorsorglich über Vereinbarungen zur Eingren-
zung und Finanzierung weiterer Mehrkosten. Eine 
Lösung kann ich erst nach Vorlage und Überprüfung 
der neuen Kalkulation sowie nach Abschluß der Ver-
handlungen vorlegen. Ich hoffe, daß bis zum Septem-
ber 1982 die Finanzierung der von den Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen grundsätzlich zugesagten 
Beträge vertraglich gesichert ist. Das Parlament 
bitte ich um weitere Unterstützung bei der Abwick-
lung dieses Projekts in seinen sehr schwierigen poli-
tischen, finanziellen und technologischen Aspekten. 
— Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bevor ich mich noch einmal mit 
der Frage der wahren Bedeutung und Berechtigung 
der von der Koalition geforderten Fristverschiebung 
für die Empfehlungen der Enquete-Kommission be-
schäftige, möchte ich auf einige Beiträge des For-
schungsministers und auch des Kollegen Schäfer 
am Anfang dieser Debatte eingehen. 

Herr Minister von Bülow, wir haben großes Ver-
ständnis dafür, wenn Sie in dieser Debatte über die 
Große Anfrage der CDU/CSU zum Schnellen Brüter 
und über die Terminverschiebungen für die Empfeh-
lungen der Enquete-Kommission — ich darf es ein-
mal so sagen — die drohende Pleite im Weiterbau 
des Hochtemperaturreaktors hier vortragen. 

(Zurufe von der SPD: Na, na!) 

Wir haben allerdings wenig Verständnis dafür, daß 
es auf diesem Gebiet widersprüchliche Meldungen 
gibt. Gestern haben Sie im Forschungsausschuß re-
lativ klar gesagt, welche Kostenprobleme hier ent-
standen sind; aber Sie haben immerhin den Ein- 

druck erweckt, ein Abbruch dieses Projekts sei we-
der sofort vorgesehen noch sofort zu erwarten. Heu-
tige Meldungen der Presseagenturen sehen dies 
ganz anders. Ich weiß nicht, ob die aus Ihrem Haus 
kommen; es klingt jedenfalls so. Dort ist im Grunde 
davon die Rede, daß dieses Projekt bereits abgebro-
chen ist. Ich glaube, dies ist nicht richtig. Hier ma-
chen Sie, Herr von Bülow, sich die Sache zu ein-
fach. 

Wir haben gestern schon im Ausschuß darauf hin-
gewiesen, daß es — die Diskussion, warum die Ko-
sten so gesteigert worden sind und wer das zuerst 
und wann gewußt hat, ist hier nicht zu führen — 
jetzt eigentlich darauf ankommt, unter allen Um-
ständen Zeit zu gewinnen und zu vermeiden, daß die 
Baustelle stillgelegt wird, und den Bewilligungsbe-
scheid zu erteilen und damit sicherzustellen, daß in 
den nächsten fünf oder sechs Monaten ein neues Ge-
samtkonzept für die Finanzierung entwickelt wer-
den kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir als CDU/CSU-Fraktion — und in diesem Fall 
stimmen wir mit dem überein, was Herr Schäfer an 
dieser Stelle erklärt hat — erklären auch mit allem 
Nachdruck, welche Bedeutung wir dieser Reaktorli-
nie zumessen: eine Bedeutung, die sich über die 
Frage Kernenergie weit hinaus auf die Frage des 
Verbundes Kohle, wenn auch vielleicht nicht heute, 
aber in einer überschaubaren Zukunft, erstreckt. 

(Beifall des Abg. Dr. Riesenhuber [CDU/ 
CSU]) 

Ich möchte auch einiges aufgreifen, was Herr 
Schäfer am Anfang gesagt hat. Herr Schäfer, Sie ha-
ben am Anfang Ihres Diskussionsbeitrags wieder 
die alte Mär verbreitet, im Zusammenhang mit dem 
Beschluß vom Dezember 1978 seien wir gegen den 
Weiterbau des Schnellen Brüters gewesen. Davon 
kann doch — ich stelle das hier nochmals mit aller 
Deutlichkeit fest — gar nicht die Rede sein. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD] 
— Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Unred-

lich!) 

Wir haben uns dagegen verwahrt; und wir sehen 
heute, daß wir es zu Recht getan haben, daß der 
Deutsche Bundestag über die Inbetriebnahme ent-
scheiden soll. Denn wir haben bereits damals gese-
hen, welche Komplikationen für Weiterbau, Finan-
zierung und Glaubwürdigkeit des ganzen Projekts 
entstehen würden. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Richtig!) 

Dies war damals der Grund, Herr Schäfer, und 
nichts anderes. 

Das zweite, Herr Schäfer: Sie haben einige Bemer-
kungen zu den Sicherheitsvergleichen gemacht, be-
sonders in bezug auf die hypothetischen Schadens-
fälle. Sie haben das hier ausgemalt. Sie wissen aber 
doch auch — der Minister hat darauf vorhin dan-
kenswerterweise hingewiesen —, daß vor dem 
Schnellen Brüter ein jetzt über zehnjähriges Geneh-
migungsverfahren steht, in dem alle Aspekte der Si-
cherheit — Sie haben selber von der Glaubwürdig-
keit der Genehmigungsbehörden gesprochen — be- 
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rücksichtigt worden sind. Sie wissen auch — wir ha-
ben das in der Enquete-Kommission ja bereits an-
diskutiert — , daß die risikoorientierte Studie, wie 
wir sie in der alten Enquete-Kommission haben 
wollten, doch so gut wie vorliegt. Und Sie wissen 
auch — das geht doch aus den Protokollen der Bera-
tungen hervor —, daß ein großer Teil dessen, was 
jetzt noch aus der Gruppe Benecke geschehen soll, 
darauf hinausläuft, daß gegen jede Verabredung 
eine Art vollständiger Nachvollzug des Genehmi-
gungsverfahrens in den meisten Punkten geschehen 
soll. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Schäfer? 

Gerstein (CDU/CSU): Bitte schön. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Kollege Gerstein, 
können Sie mir darin beipflichten, daß es, zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt jedenfalls, weltweit keine 
Studie gibt, uns jedenfalls nicht bekannt ist, die die 
Unfallfolgeberechnungen eines hypothetischen 
Störfalls beim Schnellen Brutreaktor ausweisen 
könnte; können Sie mir weiter darin beipflichten, 
daß dies für die Risikobeurteilung im Vergleich SNR 
300 und Druckwasserreaktor, Typ Biblis B, eine von 
notwendigen Voraussetzungen ist? 

Gerstein (CDU/CSU): Der aber in der risikoorien-
tierten Studie mit verarbeitet wird. 

(Wimmer [Neuß] [CDU/CSU]: Das müßte 
der Enquete-Kommissionsvorsitzende wis

-

sen!) 

Meine Damen und Herren, die Beratungen über 
die Fristverschiebungen, die von der Koalition bean-
tragt worden sind, geschehen im Grunde trotz einer 
klaren Beschlußlage des Deutschen Bundestages. 
Ich darf in Erinnerung rufen, daß das gar nicht so 
lange her ist, sondern daß wir erst vor vier Monaten 
in voller Kenntnis der Entwicklungen, auch der Auf-
träge an die Kritikergruppe und bezüglich der gan-
zen Gestaltung der Studie, diesen Terminablauf be-
schlossen haben. Der Technologieausschuß hat sich 
mehrfach dazu erklärt. Auch aus dem Beitrag des 
Bundesministers ist deutlich geworden, daß ein Be-
dürfnis für eine Einhaltung dieses Terminplanes be-
steht. 

Nun ist auf die Folgen der neuerlichen Fristver-
längerung, auf die Erschwerung der Finanzierung, 
die möglichen Verzögerungen beim Weiterbau in 
dieser Debatte bereits mehrfach hingewiesen wor-
den. Ich möchte noch einmal die Frage stellen: Kön-
nen denn wirklich aus der Fristverlängerung, durch 
das modifizierte Arbeitsprogramm der Bremer 
Gruppe für die Sache, um die es uns hier geht, näm-
lich die Frage, ob man den Schnellen Brüter eines 
Tages in Betrieb nehmen kann oder nicht, noch 
Sachargumente herbeigetragen werden? Ich, meine 
Damen und Herren, bezweifle das sehr. 

Es gibt, wie ich meine, drei wesentliche Gründe, 
die gegen diese Annahme und damit auch gegen die 
Fristverlängerung sprechen. Diese drei wesentli-
chen Gründe sind: erstens die Erpressung, die nach 
meiner Auffassung durch die drei Sachverständi

-

gen, als sie mit ihren Voten in der Enquete-Kommis-
sion nicht zum Zuge kamen, auf dieses Hohe Haus 
für diese Beschlußfassung ausgeübt worden ist. 
Zweitens ist das die mangelnde Qualifikation der 
Kernenergiekritiker in der Gruppe Benecke — ich 
werde dafür gleich noch die Belege bringen. Drittens 
ist das die Auffassung, die sich aus den Beratungen 
der Enquete-Kommission eigentlich immer mehr 
verstärkt hat, daß wesentliche neue Erkenntnisse 
aus den Arbeiten der Gruppe Benecke, auch aus dem 
modifizierten Arbeitsauftrag, nicht zu erwarten 
sind. 

Es lohnt sich, meine Damen und Herren, einmal 
die umfangreichen Protokolle der Verhandlungen in 
der Enquete-Kommission — am 18. März ist allein 
ein Wortprotokoll von 223 Seiten entstanden — 
nachzulesen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist was für Histori-
ker!) 

— Das ist nicht eine historische Frage, sondern et-
was, auf Grund dessen die Entscheidungen über 
Fristverlängerungen und Fristverschiebungen hier 
letzten Endes zu treffen sind. Und darum sind wir ja 
hier. 

Aus diesen Protokollen wird eben deutlich, daß in 
der Enquete-Kommission selbst im Grunde nichts 
vorgetragen worden ist, was wirklich eine Fristver-
längerung gerechtfertigt hätte. Eindrucksvolle Be-
lege dafür sind die Bemerkungen der Sachverstän-
digen, der Professoren Birkhofer, Michaelis, Schnei-
der, Häfele und Dr. Stoll. Und so war es auch nicht 
verwunderlich, daß sich nach dieser ausführlichen 
Diskussion in der Kommission keine Mehrheit für 
einen neuen Arbeitsauftrag an die Gruppe Benecke 
und die damit verbundene Fristverlängerung gefun-
den hat. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: So war es.) 

Was hätte das nun zu bedeuten gehabt? Meine 
Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen alle, daß dies 
ein ganz normaler Vorgang ist: Die Enquete-Kom-
mission hätte termingerecht entsprechend der kla-
ren Entscheidung des Bundestages ihre Aufgabe er-
füllen und nach Durchsicht und Diskussion der bis 
zum 30. April vorgelegten Gutachten ihre Empfeh-
lungen für den Deutschen Bundestag zur Inbetrieb-
nahme des Schnellen Brüters vor der Sommerpause 
abgeben können. Daß dies nun nicht geschieht, wie 
zu vermuten ist, und wir heute über die Verlänge-
rung entscheiden müssen, ist nicht das Ergebnis 
sachlicher Überlegungen. Der Grund dafür ist, nach 
meiner Auffassung, allein die Erklärung von drei 
Sachverständigen, sie würden ihre Mitarbeit in der 
Kommission einstellen, falls es nicht zu der von ih-
nen gewünschten Auftragserweiterung und Frist-
verlängerung käme. Dieses Verhalten reicht sicher-
lich in die Nähe einer politischen Erpressung, einer 
Erpressung mit Erfolg, wie wir heute feststellen 
müssen, denn die Koalitionsfraktionen sind darauf 
eingegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben selbst auch einmal das Erlebnis einer 
Minderheit gehabt, und ich darf daran erinnern, daß 
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wir selbstverständlich nicht einmal im Traum daran 
gedacht haben, auf Grund unserer Minderheitsposi-
tion zu sagen: Es tut uns leid, wir machen nicht mehr 
mit. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schäfer? 

Gerstein (CDU/CSU): Nein. Ich habe eine Zwi-
schenfrage gestattet. Mit Rücksicht auf die Zeit 
möchte ich das weitere gern im Zusammenhang vor-
tragen. 

Vizepräsident Wurbs: Gut. Das steht in Ihrem Er-
messen. Keine Zwischenfrage! 

(Zurufe von der SPD) 

Gerstein (CDU/CSU): Ich möchte noch einmal be-
tonen: Dieser Vorgang der Erpressung der Koali-
tionsfraktionen und, wenn dieser Antrag gleich mit 
Mehrheit beschlossen wird, dann auch des Deut-
schen Bundestages durch drei Sachverständige 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
eine schlimme Wortwahl!) 

ist ein im Grunde außerordentlich bedenklicher Vor-
gang. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Genau so hat 
das Laermann gesagt!) 

— Herr Wolfram, dann greife ich das auf, was der 
Bundesforschungsminister gerade gesagt hat. Er 
hat davon gesprochen, daß es einen fairen Umgang 
miteinander geben müsse; sonst könnten die Dinge 
nicht geregelt werden. Ich überlasse es Ihrer Beur-
teilung, ob dieses Verhalten der drei Sachverständi-
gen, die da ausgeschert sind und gedroht haben, 
wirklich den Anforderungen entspricht, die man an 
einen fairen Umgang miteinander in der Kommis- 

sion stellt. (Beifall bei der CDU/CSU) 
Es kommt hinzu, daß auch der Vorsitzende es nicht 
versäumt hat, sich an diesem Druck zu beteiligen, in-
dem er in der Kommissionssitzung mehrfach betont 
hat — ich habe das noch einmal nachgelesen —: 
Wenn es nicht zu einer Fristverlängerung komme, 
dann müsse die Kommission ihre Arbeit einstellen. 
Ich glaube, auch dieses muß man werten. Ich bin der 
Auffassung, daß durch diesen Zwang die Glaubwür-
digkeit der Enquete-Kommission ganz empfindlich 
gefährdet worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! Es 
wurde ihr schwerster Schaden zugefügt! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Der zweite Grund für die Gefährdung der Glaub-
würdigkeit der Kommission ist hier schon mehrfach 
angesprochen worden: daß es nämlich immer mehr 
ernstliche Zweifel an der Kompetenz und Qualifika-
tion der Bremer Gruppe gibt. Ich möchte hier nur 
auf den Einwand eingehen, das seien nicht qualifi-
zierte und pauschale Verdächtigungen. Immerhin 
hat in diesem Zusammenhang der Nestor der deut-
schen Kernphysik, Herr Professor Maier-Leibnitz, 
sowohl schriftlich als auch mündlich vor der Kom-
mission gesagt: 

Eine ähnliche Frage betrifft die gerechte Beur

-

teilung von Literaturstellen. Ich beziehe mich 

als Beispiel auf die im Gutachten häufig er-
wähnte sogenannte Bremer Vorlage. Die Gut-
achter weisen gut dokumentiert in ihr 

— also in der Bremer Vorlage — 

Fälle nach von Unkenntnis, von Mißverständ-
nissen, von Irrtümern, aber auch von Unter-
drückung von Aussagen, die gegen die jeweilige 
Argumentation sprechen, und von Unterstüt-
zung sichtlich falscher Aussagen anderer und 
von vagen, nicht haltbaren Vorschlägen. 

Herr Maier-Leibnitz hat dann weiter ausgeführt: 

Wenn diesen Vorwürfen nichts Positives gegen-
übersteht, dann dürfte nach den wissenschaftli-
chen Standards von Objektivität und Selbstkri-
tik, die wir aufrechtzuerhalten suchen, von der 
Bremer Gruppe kein Hund mehr ein Stück Brot 
nehmen. 

So Maier-Leibnitz. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir haben — das will ich hinzufügen — uns dann 
natürlich die Mühe gemacht, in der Anhörung die 
Frage zu stellen, die Maier-Leibnitz im Anschluß ge-
fordert hat. Er hat nämlich gefragt, ob nicht viel-
leicht doch aus Bremen Arbeiten vorlägen, die als in-
ternational beachtete Beiträge zur Sicherheitsdis-
kussion beim Schnellen Brüter gelten könnten. 
Diese Frage haben wir gestellt, und wir haben dar-
auf eine klare Antwort bekommen, nämlich: Nein, es 
gibt solche Arbeiten nicht. Ich meine schon, daß man 
daraus Schlußfolgerungen auch für die Frage zu zie-
hen hätte, ob es gerechtfertigt ist, dieser Gruppe 
noch weitere Aufträge zu erteilen und Fristverlänge-
rung zu genehmigen. Herr Laermann, spätestens an 
dieser Stelle hätten Sie, der Sie ja diese Dinge im-
mer mit besonderer Wachheit verfolgen, doch ganz 
hellwach werden und sagen müssen: Wenn das so ist 
— und niemand hat es widerlegt —, dann ist tatsäch-
lich — lassen wir das mal mit dem Hund und dem 
Stück Brot weg — jede müde Mark zu schade, die 
dieser Gruppe noch zugeführt wird, um ihre Bemer-
kungen zur Kernenergiediskussion zu machen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
den dritten Grund nennen. Hier bin ich in der ange-
nehmen Lage, vor allem das Bundesforschungsmini-
sterium zitieren zu können. Es zeigt sich immer 
mehr — auch aus den Beratungen der Kommis-
sion —, daß eben keine für die Sicherheit bedeutsa-
men neuen Erkenntnisse aus modifizierten und ver-
längerten Gutachten zu erwarten sind. Darüber 
wurde schon gesprochen. Es ist hier nicht möglich, 
die Wortprotokolle alle vorzutragen, aber es ist mög-
lich, vorzutragen, was uns der Forschungsminister 
durch seine Mitarbeiter im Ausschuß vorgetragen 
hat und was auch nicht widerlegt worden ist. Es 
heißt hier: 

Die im modifizierten Arbeitsprogramm von Pro-
fessor Benecke vorgeschlagenen zusätzlichen 
Untersuchungen lassen aber unter Berücksich-
tigung der Vorbildung und Erfahrung der mit-
wirkenden Gruppen einerseits und des Um-
fangs gutachterlicher Detailprüfungen anderer-
seits in einem mehr als zehnjährigen Genehmi- 
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gungsverfahren in einem Zeitraum von sechs 
Monaten keine über Prüfungsergebnisse aus 
dem Genehmigungsverfahren hinausgehenden 
und für die Gesamtbewertung des Risikos des 
SNR 300 erheblichen neuen Erkenntnisse er-
warten. 

Dies ist nicht widerlegt worden, und ich frage Sie 
wirklich, wie man es auf dieser Basis verantworten 
kann, Geld auszugeben, Zeiten zu verschieben und 
den Weiterbau des Brüters zu gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß noch folgende Bemerkung machen. Mangel-
hafte Qualifikation und fehlende Sachargumente 
sind in diesem Falle in der Enquete-Kommission 
durch politische Erpressung ersetzt worden. Damit 
ist der Glaubwürdigkeit unserer Politik ein schlech-
ter Dienst getan worden. Ist nicht gerade für die so 
oft beschworene Akzeptanz und für die Frage, wie 
wir auch vor der Öffentlichkeit in der Kernenergie 
bestehen können, die Glaubwürdigkeit eines der we-
sentlichsten Elemente, auf Grund derer wir Ent-
scheidungen tragen und vertreten können? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun wird von Herrn Schäfer und anderen immer 
so sehr deutlich von der Notwendigkeit des Konsen-
ses gesprochen. Einverstanden, es bedarf des Kon-
senses, auch derjenigen, die hier politisch zu ent-
scheiden haben. Aber ich glaube, Sie werden mir 
nicht widersprechen können, wenn ich sage, ein 
Konsens, der durch Erpressung hergestellt wird, 
kann keine Basis für die Akzeptanz und Glaubwür-
digkeit der Politik sein. Hier ist die Chance, von der 
der Kollege Kübler gesprochen hat, verspielt wor-
den. 

Aus diesen drei Gründen und wegen der Gefahr, 
daß die Glaubwürdigkeit unserer Arbeit beeinträch-
tigt wird, bitten wir Sie, dem Antrag der Koalitions-
fraktion auf Fristverlängerung nicht zuzustimmen. 
Nach unserer Auffassung ist die Einhaltung der Ter-
mine, wie sie der Bundestag am 10. Dezember ver-
gangenen Jahres beschlossen hat, möglich und gebo-
ten. Wir bitten daher um Zustimmung zu unserem 
Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Beitrag des 
Kollegen Gerstein veranlaßt mich, in aller Kürze 
zwei Feststellungen zu treffen. 

Erstens. Wir haben heute kontrovers debattiert, 
was die Verlängerung der Abgabeempfehlung bis 
zum 23. September für die Enquete-Kommission an-
geht. Es sind Argumente pro und kontra ausge-
tauscht worden. Jeder kann sie bewerten. 

Zweite Bemerkung. Der Kollege Gerstein hat 
eben wiederholt von „politischer Erpressung" ge-
sprochen. Er hat den Begriff in zweifacher Hinsicht 
gebraucht. Er hat einmal drei Sachverständigen in  

der Kommission unterstellt, sie hätten politisch er-
preßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Zweitens hat er der SPD-Fraktion und der FDP-
Fraktion unterstellt, wir hätten uns politisch erpres-
sen lassen, wir seien erpreßbar. Wir weisen diese 
Vorwürfe in aller Ruhe ohne weitere Qualifizierung 
entschieden zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte einige Ausführungen zur Finan-
zierung des Schnellen Brüters und des Hochtempe-
raturreaktors machen, weil diese wiederholt von 
meinen Vorrednern angesprochen worden sind. 

Der Bund hat, was die beiden fortgeschrittenen 
Reaktorlinien angeht, in den zurückliegenden Jah-
ren seit Beginn der Forschungsarbeiten Milliarden-
beträge aufgebracht, die sich nicht genau beziffern 
lassen, da in den Kernforschungszentren Karlsruhe 
und Jülich neben der Kernforschung natürlich auch 
andere Forschung betrieben wird. Man kann jedoch 
davon ausgehen, daß für den Hochtemperaturreak-
tor 1,5 Milliarden DM und für den Schnellen Brüter 
2,5 Milliarden DM, also insgesamt 4 Milliarden DM 
an Forschungsmitteln gezahlt wurden — For-
schungsmittel, ohne den Bau des Schnellen Brüters 
und des Hochtemperaturreaktors. Da der Bund ne-
ben der Finanzierung der Forschung für die fortge-
schrittenen Reaktorlinien auch hohe Aufwendun-
gen für die Fusionsforschung — rund 1 Milliar-
de DM — auf nationaler und internationaler Ebene, 
für die Urananreicherung, Brennelementeentwick-
lung, Entsorgung und Sicherheitsforschung aufge-
bracht hat, möchte ich hier an dieser Stelle einfach 
feststellen, daß im Forschungsbereich der Bund sei-
ner Verpflichtung für die Daseinsvorsorge in Sachen 
Kernenergieforschung in beispielhafter Weise nach-
gekommen ist. 

Auch die Tatsache, daß der Bund mit ausländi-
schen und inländischen Partnern alles in seiner 
Kraft Stehende getan hat, um die Forschungsergeb-
nisse in die Praxis zu übertragen, wird durch die uns 
allen bekannten Demonstrationsgroßprojekte 
Schneller Brüter und Hochtemperaturreaktor be-
wiesen. So hat der Bund im Falle des Schnellen Brü-
ters bisher feste Zusagen von 2,2 Milliarden DM so-
wie Investitionszulagen übernommen, die alles in al-
lem rund 3 Milliarden DM ausmachen. Auch für den 
Hochtemperaturreaktor umfaßt die Initiative des 
Bundes zum jetzigen Zeitpunkt, auf dem bisherigen 
Kostenstand von 3 Milliarden DM fußend — wir wis-
sen, daß das in Frage gestellt ist —, zirka 1,6 Milliar-
den DM, die als gesichert finanziert angesehen wer-
den können. 

Bundesforschungsmittel für die fortgeschrittenen 
Reaktorlinien und Engagement für die Demonstra-
tionsprojekte SNR 300 und den Hochtemperaturre-
aktor in Schmehausen machen demnach im jetzigen 
Zeitpunkt die Gesamtsumme von 9 Milliarden DM 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 	5895 

Vosen 
aus. Dazu kommt die Fusionsforschung mit noch 
einmal 1 Milliarde DM. Das heißt: insgesamt 10 Mil-
liarden DM hat der Bund aufgewandt, um diese Pro-
jekte zu realisieren; das wird vor allem die Haushäl-
ter hier interessieren. 

Die jährlichen Zahlungen zur Unterstützung der 
Kohle in unserem Lande bis zur Kohleforschung 
und zur Kohleveredelung möchte ich wegen ihrer 
immensen Höhe nicht unerwähnt lassen. Dies auch 
deshalb, weil das Land Nordrhein-Westfalen, wel-
ches sich sehr stark — im Gegensatz zu anderen 
Ländern — an der Finanzierung des Hochtempera-
turreaktors beteiligt, auch einen großen Teil der La-
sten für die Kohle mitträgt. Es waren 1981 1,1 Milli-
arden DM, plus die Mittel für den Hochtemperatur-
reaktor. 

Wir alle wissen, wie die Entwicklung der Kosten 
beim Reaktorenbau insgesamt in unserem Lande 
verlaufen ist. So ist z. B. der Baupreis für Leichtwas-
serreaktoren, die kommerziell hergestellt werden, 
pro Kilowatt von 2 000 DM auf 5 000 DM für neuge-
baute Kraftwerke angestiegen. Anders ausgedrückt: 
kostet ein Leichtwasserreaktor, der jetzt zu Beginn 
der 80er Jahre fertiggestellt worden ist, noch zirka 
2,5 bis 3 Milliarden DM, so werden die geplanten und 
gegen Ende der 80er Jahre fertiggestellten Leicht-
wasserreaktoren zwischen 5 und 6 Milliarden DM 
kosten. Diese Kostenexplosion, die die kommer-
ziellen und, wenn man so will, privaten EVUs und 
nahezu schon voll typisierten Kraftwerke be-
trifft, trifft erst recht Prototypanlagen wie den 
SNR 300 und den Hochtemperaturreaktor. Jeder 
vernünftige Mensch wird sogar einsehen, daß Fest-
preise bei Versuchsanlagen, die ja permanent in der 
Entwicklung sind, unmöglich durchzusetzen sind. 
Dies heißt jedoch nicht, daß die permanenten Preis-
erhöhungen beim Schnellen Brüter von ehemals 1,5 
Milliarden DM im Jahre 1972 auf nunmehr ge-
schätzte 5,4 Milliarden DM einfach hingenommen 
worden wären. Diese haben Prüfungen zur Folge ge-
habt, deren Ergebnisse, soweit bekannt, die Unab-
weislichkeit der Kostensteigerungen bestätigen. 
Das gleiche dürfte für die Kostensteigerungen des 
Hochtemperaturreaktors von ehemals 690 Millionen 
DM im Jahre 1971 auf bisher bekannte 3 Milliarden 
DM gelten. Die nunmehr erneut bekannten Kosten-
steigerungen beim Hochtemperaturreaktor bedür-
fen natürlich einer eingehenden Prüfung. 

Es ist eine Tatsache, daß der Bund — aber wohl 
auch das Land Nordrhein-Westfalen — bei der Fi-
nanzierung an einem Punkt angelangt ist, wo die öf-
fentliche Hand allein die jetzt bekannten Kosten-
steigerungen sowohl beim Schnellen Brüter als auch 
beim Hochtemperaturreaktor — zumindest nicht 
aus dem laufenden Forschungshaushalt, aber ich 
glaube, daß gilt auch für den Gesamthaushalt — 
nicht mehr tragen kann. Dies ist die Meinung aller 
Fraktionen, woraus die Aufforderung an die Ener-
giewirtschaft unseres Landes, besonders an die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, resultiert, 
sich an der Finanzierung der Reaktorlinien zu betei-
ligen. Die diesbezüglichen Bemühungen des Bun-
desministers Andreas von Bülow haben, was die Fi-
nanzierung des Schnellen Brüters betrifft, insofern 

Erfolg gehabt, als sich die Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen mit rund 1 Milliarde DM mehr — ich 
muß sagen: freiwillig, dankenswerterweise freiwil-
lig — 

(Dr.  Riesenhuber [CDU/CSU]: Relativ frei-
willig!) 

an den Kosten des Schnellen Brüters in Kalkar be-
teiligen. 

(Dr. Steger [SPD]: Mit Ihrer Nachhilfe, Herr 
Kollege!) 

— So ist es. 

Da für den Hochtemperaturreaktor nunmehr ein 
Milliardenloch angekündigt ist, stellt sich die Frage, 
wie ein Hochtemperaturreaktor, der — hypothetisch 
in den Raum gestellt — anstelle von 3 Milliarden 4 
Milliarden DM kosten würde, finanziert werden 
kann. Öffentliche Mittel aus dem Forschungshaus-
halt können hierzu, wie gesagt, nicht herangezogen 
werden. Es stellt sich daher die Frage, ob die am 
Hochtemperaturreaktor interessierte Industrie 
nicht bereit ist — ähnlich wie beim Schnellen Brü-
ter —, in die Finanzierung einzutreten. Meines Er-
achtens kommt in der jetzigen finanziellen Situation 
die Stunde der Wahrheit für die an beiden fortge-
schrittenen Reaktorlinien interessierte Industrie. 
Dies gilt besonders für den Hochtemperaturreaktor. 
Es reicht nicht aus, daß die Industrie bei allen Anhö-
rungen zwar sagt, diesen Reaktortyp können wir ge-
brauchen, aber nicht bereit ist, sich an der Finanzie-
rung in nennenswertem Umfang zu beteiligen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine an-
dere Möglichkeit der Finanzierung hinweisen: Das 
Land Niedersachsen verzichtet im Bereich der Ener-
giewirtschaft auf erhebliche Einnahmen aus den Ab-
gaben für Förderung von Rohöl und Erdgas, die 
überwiegend von ausländischen Energiekonzernen 
durchgeführt wird. Das renommierte energiewirt-
schaftliche Institut der Universität Köln errechnete 
für 1981 einen windfall profit von 4,1 Milliarden DM. 
Wäre Niedersachsen bereit, den Förderzins — ähn-
lich wie in den USA und in Großbritannien — zu er-
höhen, so würden den öffentlichen Haushalten meh-
rere Milliarden DM mehr zur Verfügung stehen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Dem nie-
dersächsischen Haushalt!) 

Setzt man dem gewollten Einnahmeverzicht Nieder-
sachsens den Anteil Nordrhein-Westfalens zur Si-
cherung der Kohleförderung von ca. 1 Milliarde DM 
jährlich — auch im nationalen Interesse — gegen-
über und betrachtet man dies vor dem Hintergrund 
des bestehenden Länderfinanzausgleichs und der 
Finanzierungsschwierigkeiten bei den Kernenergie-
demonstrationsobjekten SNR 300 und Hochtempe-
raturreaktor, so könnte man an der mangelnden So-
lidarität in unserem Lande in einer für uns alle so 
wichtigen Frage wie der Energiesicherung verzwei-
feln. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU]: Wollen Sie einen Förderzins 

auf die Braunkohle erheben?) 

Es wäre vielleicht ganz gut, wir würden für Nieder-
sachsen eine Bohrlochsteuer erheben. Dann würde 
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der Bund das Geld ganz alleine bekommen; das wäre 
auch eine Möglichkeit der Finanzierung. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Wollen Sie 
einen Förderzins auf Braunkohle erhe

-

ben?) 

— Sie brauchen sich nicht zu erregen. Gehen Sie lie-
ber hin und wirken Sie auf Ihre Freunde in Nieder-
sachsen ein, daß die das Geld nicht an ausländische 
Konzerne verschenken. Dann würden Sie uns hel-
fen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist sehr gefähr

-

lich, Herr Vosen, was Sie da vorschlagen!) 

Kohlepfennig! Auch das müßte geprüft werden. 
Da gibt es verfassungsrechtliche Gründe. Aber 
Hochtemperaturreaktor und Kohlevergasung sind 
zwei Dinge. Man müßte prüfen, ob da nicht etwas 
drinsteckt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Finanzierungs

-

modelle, aber nur seriöse!) 

— Was heißt hier seriös? Ich will Ihnen gleich noch 
etwas dazu sagen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das war un

-

sere Frage!) 

— Ich habe nur zehn Minuten, Herr Riesenhuber. 
Ich würde mich freuen, wenn ich etwas mehr Zeit 
hätte; dann würde ich Ihnen das eine oder andere 
noch sagen. — 

Erwähnen möchte ich noch, auch vor diesem Hin-
tergrund, die hohe Akzeptanz des Hochtemperatur-
reaktors bei den Bürgern, die der Kernkraft insge-
samt kritisch gegenüberstehen; auch die Gewerk-
schaften tragen den Hochtemperaturreaktor. Dies 
sollte allen an diesem Reaktortyp Interessierten, der 
gesamten Kraftwerksindustrie, den EVUs wie der 
gesamten Energiewirtschaft Grund genug sein, dar-
über nachzudenken, wie sie zum Fortbestehen des 
Hochtemperaturreaktors als einer der beiden fort-
geschrittenen Reaktorlinien beitragen können. 

Ich komme zum Schluß. Herr Lenzer, Sie haben 
gesagt: Wer die Musik bestellt, muß bezahlen. Das ist 
ein Sprichwort. Ich antworte Ihnen darauf: Wer in 
den Genuß von Musik kommen will, der muß entwe-
der Rundfunk- und Fernsehgebühren oder Eintritts-
oder GEMA-Gebühren bezahlen. Die Industrie soll 
mithelfen. Sie kommt in den Genuß. — Besten 
Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Zu der Großen Anfrage „Zukunft der Brutreaktor-
technologie in Deutschland" liegen Entschließungs-
anträge der Fraktionen der SPD und der FDP auf 
der Drucksache 9/1600 (neu) und der Fraktion der 
CDU/CSU auf der Drucksache 9/1601 (neu) vor. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Ich rufe zuerst den Entschließungsantrag der 
Fraktionen der SPD und der FDP auf Drucksache 

9/1600 (neu) auf. Wer dem Entschließungsantrag zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit. 

Meine Damen und Herren, damit erübrigt sich 
eine Abstimmung über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/1601 
(neu). 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die Förde-
rung der Solartechnik in der Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksachen 8/3789, 9/1461 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Boroffka 
Vosen 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Das ist der Fall. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach der Debatte 
über eine wesentliche Energieform, die Kernener-
gie, nun einige Bemerkungen zu einer Energieform, 
von der ich sagen möchte: Sie ist eigentlich eine be-
achtliche und existentielle Belanglosigkeit. Beach-
tenswert deshalb, weil der Bund allein in den Jahren 
1980 bis 1984 rund 600 Millionen DM zu ihrer För-
derung ausgibt; existentiell deshalb, weil Leben 
ohne Sonnenenergie nicht denkbar ist, und belang-
los deshalb, weil die angebotene Energiedichte ange-
sichts des Bedarfs des homo technicus eine absolute 
Nebensächlichkeit ist. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: So ist es 
leider Gottes!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die di-
rekte Einstrahlung beträgt bekanntlich über das 
Jahr Bemittelt etwa 100 Watt pro Quadratmeter. Da-
von könnte man bei 100 %iger Umwandlung gerade 
eine 100-Watt-Glühbirne erleuchten lassen. Auf 
diese Art und Weise den Energiebedarf der Stadt 
Frankfurt zu decken, hieße, eine Fläche in der Grö-
ßenordnung von ganz Berlin mit Solarzellen zu 
überdecken und alles, was darunter ist, natürlich zu 
entfernen, Arbeitsplätze eingeschlossen. 

Hinzu kommen allerdings neben der Strahlungs-
energie möglicherweise Folgeenergien, die über Ab-
sorber mit Wärmepumpe gesammelt werden kön-
nen. Das ist aber bereits eine technisch aufwendige 
und auch kostenaufwendige Technologie. In jedem 
Fa ll ist die Energiedichte, verglichen mit anderen 
Energieträgern wie Öl, Kohle oder Kernenergie, 
außerordentlich gering. 
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Darüber hinaus bemerkte schon Goethe sehr rich-

tig: Soweit die Sonne scheint, so weit erwärmt sie 
auch. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Gerstein  [CDU/CSU]: Und das im Goethe

-

jahr!) 

Damit sind wir beim zweiten Problem, nämlich bei 
der örtlich und vor allem zeitlich unterschiedlichen 
Verfügbarkeit, die bekanntlich dem Bedarf auch 
noch genau entgegengesetzt ist; wer will schon im 
Sommer sein Haus heizen! 

Was hätte also nähergelegen, meine Damen und 
Herren, als der Speicherung mindestens die gleiche 
Aufmerksamkeit zu widmen wie der Einsammlung 
der Sonnenenergie? Jeder Landwirt weiß, daß zwar 
im Herbst geerntet wird, daß aber das, was man 
dann erntet, das ganze Jahr über reichen muß. Die 
Bundesregierung allerdings hat nahezu ausschließ-
lich die „Erntemaschinen" Absorber und Kollektor 
gefördert und alles andere liegengelassen. Das muß 
kritisiert werden, auch deshalb, weil durch die feh-
lende Langzeitspeicherung ein drittes Problem auf-
taucht: Die kommerziell angebotenen Anlagen sind 
unwirtschaftlich. Sie setzen sich deshalb nicht 
durch. Daher kann nicht einmal der geringe Anteil 
an Sonnenenergie, der ersetzt werden könnte, ge-
nutzt werden. Es handelt sich nach Meinung der 
Bundesregierung nur noch um etwa 1 bis 5 % im Jahr 
2000, bezogen auf die Bundesrepublik. Das entsprä-
che aber immerhin 25 bis 30 Millionen t Steinkoh-
leeinheiten. Das ist immerhin etwas, worüber man 
reden könnte. 

Ein Wort zu den Prognosen darüber, wann so et-
was wirtschaftlich wird. Meist bezieht man solche 
Aussagen auf den Ölpreis und dessen Steigerung. 
Hier taucht gleich ein Problem auf. Es gibt j a auch 
Energiearten, deren Preissteigerungen nicht unbe-
dingt an die Ölpreissteigerungen gekoppelt sind. Ich 
denke etwa an die Kernenergie. Hoffnungen auf 
Wirtschaftlichkeit der Solarenergie durch Preisstei-
gerungen bei anderen Energieträgern sind zwar für 
die Solarindustrie verständlich, die übrige Welt hofft 
aber, daß die Energieträger möglichst konstante 
Preise behalten. 

Meine Damen und Herren, was also not täte oder 
not getan hätte, wäre eine Förderung der Solartech-
nik, die auf möglichst einfache, billige Geräte unter 
Einschluß von Langzeitspeicherung und Marktein-
führung abgestellt wäre. Die Feststellung, daß an-
dere Projekte mit erheblich höheren Beträgen geför-
dert werden, ist keine unsinnige Kritik an der Förde-
rung der Sonnenenergie, wie sich Minister von Bü-
low — der jetzt übrigens nicht anwesend ist — kürz-
lich auszudrücken beliebte, sondern eine berechtigte 
Kritik an unsinnigen Fördermaßnahmen. 

Hierzu nenne ich ein Beispiel. Das Titelfoto einer 
Broschüre des BMFT über neue und erneuerbare 
Energiequellen aus dem Jahr 1981 zeigt eine tech-
nisch höchst beeindruckende Solargroßanlage zur 
Erzeugung von Prozeßwärme und Elektrizität mit 
Energiegewinnung aus einem Feld punktfokussie-
render Solarkollektoren. Wissen Sie, meine Damen 
und Herren, wo die Anlage steht? In Kuwait, einem 

Land, dem es j a nun wirklich an billiger Primärener-
gie nicht gebricht. 

(Dr. Steger [SPD]: Es ist doch klar, daß die 
da steht, solange wir so eine Opposition ha-

ben!) 

— Ich komme gleich noch darauf zu sprechen, sehr 
verehrter Herr Dr. Steger. 

Meine Damen und Herren, damit kein Mißver-
ständnis entsteht: Natürlich wissen wir, daß sich die 
Bundesrepublik aus dem Kranz der Industrienatio-
nen, die die Solartechnik fördern, nicht ausklinken 
kann. Aber müssen wir wirklich durch die Förde-
rung solcher Projekte, die — Herr Kollege Dr. Ste-
ger, das wissen Sie genauso gut wie ich —, wie es das 
auch in anderen Industriebereichen gibt, manchmal 
eher dem Prestige als der Energiegewinnung die-
nen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

unbedingt den Rang 2 unter den Fördernationen ein-
nehmen, nach den USA und weit vor Frankreich, Ja-
pan und Großbritannien? Ist denn wirklich, Herr Dr. 
Steger — jetzt könnte von Ihnen ja das Exportargu-
ment kommen —, etwa den technisch weniger ent-
wickelten Völkern mit dem Gasprojekt gedient, das 
500 Millionen DM kosten soll? Ist es nicht viel ver-
nünftiger, in diesen Gesellschaften einfache, billige, 
handhabbare und den Menschen auch verständliche 
Geräte an die Hand zu geben, die dort übrigens nicht 
nur den Energieverbrauch mindern. In Teilen der 
Welt ist das viel schlimmer, weil dort der Raubbau 
an der Primärenergie tödlich sein kann. Ich er-
wähne nur das Stichwort weitere Ausbreitung der 
Wüsten. 

Die Großanlagen haben auch ein erhebliches Ge-
fährdungspotential. Hier ein Wort über die Umwelt-
gefährdung. Der Rat für Umweltfragen sagt in sei-
nem Sondergutachten ausdrücklich, daß die regene-
rierbaren Energiequellen keineswegs ohne Gefahr 
für die Umwelt sind. Ich stelle mir etwa einen Unfall 
in der Almeria-Anlage vor, deren Wärmeträger Na-
trium ist, deren Sekundärkreislauf Wasser ist. Ich 
als Chemiker weiß, was dann passiert. Da kann ich 
nur sagen: Wer da in der Nähe ist, dem geht es nicht 
viel anders, als wenn er unter einer Atombombe 
liegt. 

Kurzum und abschließend: Sonnenenergie ist we-
gen der Energiedichte leider keine Alternative. Inso-
fern sind die energiepolitischen Beschlüsse der SPD 
auf ihrem Bundesparteitag eine schlichte Illusion. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schall und 
Rauch! — Nicht nur schlicht, sondern auch 

schlimm!) 

Der Verband der deutschen Elektrizitätswirtschaft 
hat gerade kürzlich noch einmal eine sehr sorgfäl-
tige Abschätzung der Verfügbarkeit regenerativer 
Energien vorgenommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Sonne liegt 
die Wonne! Zuruf von der SPD) 

— Liebe Frau Kollegin, ich zitiere nur die Zahlen, die 
ein Verband vorgelegt hat, dem es wirtschaftlich völ-
lig gleichgültig ist, mit welchem Energieträger er 
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Energie verkaufen kann, der daher nicht einmal ein 
wirtschaftliches Interesse hat, eine bestimmte Form 
zu bevorzugen. 

Dieser Verband kommt dazu, daß im Jahre 2000 al-
lenfalls 8 % — allenfalls 8 %! — der Primärenergie in 
der Bundesrepublik durch alternative regenerative 
Energieformen — Herr Dr. Steger, Sie nicken — er-
setzt werden können. Nur ist darin die Wasserkraft 
eingeschlossen, und zwar mit über 60 %, die Wasser-
kraft, die heute weit ausgereizt ist. So, nun nicken 
Sie nicht mehr. 

Meine Damen und Herren, die Sonnenenergie 
kann also allenfalls als additive und nicht als alter-
native Energieform genutzt werden, vor allem im 
Niedertemperaturhaushaltsbereich. Dies ist zu wirt-
schaftlicher Praxisreife zu entwickeln. Das wäre 
sinnvoll gewesen. An Zeit und an Geld hat es nicht 
gefehlt. Der Mangel hat ganz woanders gelegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Vosen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schon wieder! 
— Beschränken Sie sich doch auf ein Gruß

-

wort, Herr Kollege Vosen!) 

Vosen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich freue mich, meine Kollegen von der 
CDU/CSU-Opposition, daß ich Sie heute von hier aus 
noch einmal sehen darf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir auch! Sie 
sind immer so frisch!) 

Sie sprachen davon, Herr Boroffka, was not täte. 
Ich würde sagen, wenn man von diesem Thema 
spricht, eigentlich nichts anderes als Sonne. Sonne 
täte not, wenn man von der Solarenergie spricht. Ich 
glaube, es wäre auch im Sinne der Bevölkerung, 
wenn endlich einmal bei uns um diese Jahreszeit die 
Sonne scheinen würde. Aber das ist schwierig. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bezüglich der Förderung der Solartechnik in der 
Bundesrepublik herrscht eigentlich Einvernehmen 
zwischen uns. Ich meine, Herr Boroffka hat hier vor-
getragen, als wenn er bei unseren Jusos mitmachen 
würde. Die reden fast genauso, Herr Boroffka. 

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist aber ein zweifel

-

haftes Kompliment!) 

Da kann man sehen, wie hoch das Maß der Überein-
stimmung ist. Deswegen verstehe ich gar nicht, daß 
die Sache hier strittig ist. 

Es liegt wohl einfach nur an einer technischen 
Frage, nämlich an den unterschiedlichen Meinun-
gen über die finanziellen Förderungsmöglichkeiten. 
Nach Meinung der Koalitionsfraktionen reicht die 
zu verbessernde Förderung der Solarenergienut-
zung mit Hilfe der geplanten Fortsetzung des Bund-
Länder-Programms zur Förderung heizenergie-
sparender Maßnahmen aus, um die Solartechnik 
zur Anwendung zu bringen. Übersehen hat die 

CDU/CSU, Herr Boroffka, scheinbar auch, daß es be-
reits mit der bestehenden Gesetzgebung möglich ist, 
eine steuerliche Förderung zusätzlich zu der von der 
SPD/FDP-Koalition beabsichtigten Zuschußförde-
rung zu erhalten. Es ist seit Jahren möglich, auf 
Grund von § 82 a der Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung 10 % der Kosten von Energiespar-
maßnahmen, verteilt über 10 Jahre, steuerlich abzu-
setzen. Unter diese Maßnahme fallen wärmedäm-
mende Maßnahmen, die Installation von Fernwär-
me, Wärmepumpen und auch Solaranlagen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das ist doch 
völlig unzureichend!) 

Anscheinend sind in der CDU/CSU-Arbeitsgruppe 
für Forschung und Technologie keine Fachleute für 
Steuerrecht. Man vermutet es auch in bezug auf an-
dere Arbeitsgruppen und Ausschüsse, daß dort 
Fachleute fehlen, aber in diesem Fall scheint es, was 
das Steuerrecht angeht, so gewesen zu sein. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Riesenhuber? 

Vosen (SPD): Bitte schön. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Kollege Vosen, 
ist es Ihnen erinnerlich, daß die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion im Mai vergangenen Jahres einen An-
trag eingebracht hat, nachdem genau diese Maßnah-
men verstärkt gefördert werden sollen, und zwar mit 
50 % im ersten Jahr und mit jeweils 10 % in den fol-
genden Jahren, daß dieser Antrag in Übereinstim-
mung steht mit Anträgen aus der letzten Legislatur-
periode sowohl im Deutschen Bundestag als auch im 
Bundesrat und daß wir dort insgesamt ausgeführt 
haben, warum nach dem von Ihnen angesprochenen 
Programm überhaupt nur 1 bis 2 % der in Frage 
kommenden Projekte gefördert werden könnten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vosen (SPD): Herr Dr. Riesenhuber, Ihnen wird 
umgekehrt bekannt sein, daß wir das genau deshalb 
nicht wollen, weil nämlich mit einer solchen Abset-
zungsmöglichkeit der gut verdienende Zahnarzt das 
Fünffache vom Finanzamt zurückbekommt, was der 
einfache Arbeitnehmer erhält. Das ist der Grund, 
weshalb wir für solche Regelungen nicht sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotzdem bestehen Abschreibungsmöglichkeiten. 

(Cronenberg [FDP]: Spart der Zahnarzt 
denn keine Energie? — Zuruf des Abg. Dr. 

Kunz [Weiden] [CDU/CSU]) 

— Er kann j a Energie sparen, er soll auch eine Solar-
anlage haben, aber er soll dafür vom Staat nicht 
mehr Geld beziehen als der einfache Arbeitnehmer. 
Solaranlage ist Solaranlage, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist, daß zum jetzigen Zeitpunkt der Ein-
bau von Solartechniken über das Bund-Länder-Pro-
gramm bezuschußt werden kann und gleichzeitig 
die Möglichkeit einer steuerlichen Förderung be- 
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) steht, wenn auch in unterschiedlicher Höhe zu Ihren 

Vorstellungen. 

Da ich hoffe, daß damit fast die Luft aus unserem 
Streit heraus ist, möchte ich jetzt ein paar grund-
sätzliche Ausführungen zur Solarenergie machen. 
Nach Studien von Prognos, Shell und Frost sind die 
Marktchancen für Technologien zur Nutzung der re-
generativen Energiequellen auf lange Frist außeror-
dentlich groß. Die Solarenergie wird langfristig eine 
wesentliche und stetig wachsende Bedeutung ha-
ben. 

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung in 
dankenswerter Weise — diesem Urteil sollten Sie 
sich anschließen — ein umfangreiches Forschungs-
programm im Rahmen des ZIP-Programms be-
schlossen. So sind 160 Solaranlagen, davon 44 in Lie-
genschaften der Bundeswehr, errichtet worden bzw. 
sie werden errichtet. Im Rahmen des EG-For-
schungsprogramms, an dem die Bundesregierung 
beteiligt ist, sind fünf öffentliche Bäder bewilligt, in 
denen die Solarenergie genutzt wird. 

Die Solaranlagen werden u. a. auch durch die KFA 
Jülich meßtechnisch betreut, damit die Erfahrungen 
mit den Anlagen dokumentiert werden können. 
Diese Ergebnisse gilt es abzuwarten, bevor man in 
die weitergehende Förderung als bisher — wie Sie 
das wünschen — seitens der öffentlichen Hand ein-
tritt — ob man es überhaupt macht, muß man noch 
sehr gut überlegen —; dies auch deshalb, weil es gilt, 
sorgsam mit öffentlichen Mitteln umzugehen und 
darüber hinaus den privatwirtschaftlichen Initiati

-

ven — dafür sind Sie ja — Vortritt zu lassen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß 
bei der Beurteilung der Möglichkeiten zur Nutzung 
der Solarenergie Augenmaß nach anfänglicher 
Euphorie und erwartungsvoller Überschätzung an-
gebracht ist. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: In der 
Tat!) 

Die Solarenergie ist nicht, wie viele in der ersten Be-
geisterung meinten, eine Alternative zur Kernener-
gie, zu Gas oder Kohle, 

(Lenzer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

da sie mengenmäßig überhaupt nicht eine Alterna-
tive sein kann. Sie ist eine additive Energieform, die 
zu den bestehenden Energieformen hinzukommt, 
was natürlich durchaus wünschenswert ist. 

Die betriebswirtschaftliche Seite der Nutzung der 
Solarenergie muß sich am Einzelfall orientieren. 
Von daher kann die Nutzung der Solarenergie in der 
Bundesrepublik nicht grundsätzlich und für jeden 
empfohlen werden. Der technologische Reifegrad ei-
ner Solaranlage ist ebenfalls entscheidend für diese 
Seite der Betrachtung. 

Alle Stadtplaner und Architekten sind aufzufor-
dern, bei der Bauplanung an die passive Nutzung 
der Sonnenenergie zu denken, d. h. auch durch Son-
neneinstrahlung in ein Gebäude mittels einer ent-
sprechenden architektonischen Anordnung mög-
lichst viel Sonnenenergie zu nutzen. Ein entspre

-

chender Architektenwettbewerb wurde mittels des 
Fraunhofer-Instituts in Karlsruhe durch das Bun-
desministerium für Forschung und Technologie ge-
fördert. 

Die SPD ist der Meinung, daß innerhalb der Bun-
desrepublik die Erfahrungen der vom Bund geför-
derten und im Betrieb befindlichen Demonstrations-
anlagen nicht nur dargestellt, sondern auch durch 
Kosten-Nutzen-Analysen belegt werden sollten. 
Diese Erfahrungswerte müssen in geeigneter Weise 
einem breiten Kreis interessierter Bürger, Kommu-
nen und Unternehmen zugänglich gemacht wer-
den. 

Bezüglich der Exportmöglichkeiten der Solar-
energietechnik zeigen die bereits von mir zitierten 
Studien von Prognos etc. große Möglichkeiten auf, 
die jedoch auch bei den Ländern der Dritten Welt 
aus rein finanziellen Gründen nicht genutzt werden 
können. Die haben zwar Sonne, aber kein Geld. Hier 
bietet es sich an, im Rahmen von ERP-Darlehen, die 
Finanzierungshilfen für Lieferungen und Leistun-
gen an Entwicklungshilfeländer vorsehen, auch ent- 
sprechend für die Solarenergie Ansprüche anzumel-
den. Ebenfalls sollte überlegt werden, ob ein Teil der 
Kapitalhilfe der Bundesrepublik an Entwicklungs-
länder zur Mischfinanzierung von Exporten genutzt 
werden könnte, um damit unter anderem auch der 
Industrie, die sich mit der Solartechnik befaßt, Hilfe-
stellungen bei Exporten zu gewähren und damit 
gleichzeitig den Entwicklungsländern bei der Dek-
kung ihres Energiebedarfs behilflich zu sein. 

Herr Boroffka, Sie hatten eben gesagt, die Bun-
desregierung habe vieles liegengelassen. Ich meine, 
wenn Sie das einmal vergleichen, da ist nichts lie-
gengelassen worden. Da ist viel getan worden. Das 
sollten Sie anerkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine auch, Herr Lenzer, daß Ihr Wort — ein 
zweites Sprichwort, das ich mir aufgeschrieben habe 
— von eben stimmt: Nicht an ihren Worten werdet 
ihr sie erkennen, sondern an ihren Früchten. Das 
heißt natürlich Taten; aber man kann auch Früchte 
nehmen. Die Früchte, die hier geerntet worden sind, 
sind sehr gut, und ich glaube, sie können sich sehen 
lassen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zywietz. 

Zywietz (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte Bezug nehmen auf die Anmer-
kung des Kollegen Boroffka und meine, daß es sich 
in der Tat ganz gut fügt, daß wir nach einer Ausspra-
che über den Schnellen Brüter auch noch einen 
kurzen Meinungsaustausch über die Förderung der 
Solartechnik führen können. Aber ich komme zu an-
deren Schlüssen. 

Nach meiner Meinung, wenn auch aus unter-
schiedlicher Betrachtungsweise heraus, sind sowohl 
die Solarenergie als auch die Brütertechnologie ir-
gendwo eine energiepolitische Hoffnung. Zumindest 
wenn man Bücher mit diesbezüglichen Prognosen 
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aufschlägt, wird diesem Thema Solarenergie immer 
ein breiter Raum gewidmet, zum Teil auch mit Pro-
gnosen, die etwas über das hinausgehen, was Sie an-
gedeutet haben. Aber vielleicht lagen hinter den Pro-
gnosen, die Sie, Herr Kollege Boroffka, angeführt 
haben, ein wenig interessengeprägte Ansichten. 

Es ist doch nicht zu leugnen, daß von dem Stich-
wort Solarenergie zunächst einmal eine gewisse 
Faszination ausgeht. Ich kann überhaupt nicht zu 
dem Schluß kommen, daß dies eine Belanglosigkeit 
sei. Bei der Brüterfrage — das wurde hier doch ge-
sagt — haben wir einen Ausnutzungsfaktor 60, also 
eine sechzigmal so gute Ausnutzung des Rohstoffes 
Uran. Schlägt man einmal die Bücher auf, dann 
steht da: Über Sonnenenergie verfügen wir, ich hätte 
beinahe gesagt: in rauhen Mengen. Aus der Litera-
tur geht hervor: 15 000 mal soviel, wie wir pro Jahr 
verbrauchen. Die Probleme liegen an anderer Stelle. 
Aber es ist eine Energie, über die wir in Mengen ver-
fügen. Von daher wird man doch als Hypothese zu-
nächst einmal sagen dürfen: Darin steckt vom An-
satz her eine gewisse Hoffnung. Ich verwahre mich 
dagegen, von Anfang an zu sagen: Das ist eine Be-
langlosigkeit, über die wir gar nicht allzuviel spre-
chen sollten. 

Die Solarenergie hat darüber hinaus gegenüber 
dem Brüter zumindest den Vorteil, daß sie zum Teil 
heute schon kommerziell genutzt wird. Das ist eine 
Frage unter Kostenaspekten, die bei dem anderen 
Bereich erst noch diskutiert wird und erst in langen 
Zeitabständen, wenn überhaupt, prognostiziert 
wird. 

Berechtigt ist sicher die Frage, ob dieser Hoff-
nungsträger Solarenergie schon ausreichend ge-
nutzt werden konnte und in welcher Zeit er hinrei-
chend genutzt werden kann. Nach meiner Meinung 
würde es zu weit gehen, bereits heute von enttäusch-
ten Hoffnungen zu sprechen. Aber gewiß ist die So-
larenergie auch nicht die Alternative, eher additiv 
— da stimme ich zu —, oder es ist die Wunschener-
gie, wie ein Buch über die Solarenergie beschrieben 
worden ist, vielleicht sogar das Standardwerk zu die-
sem Themenkomplex. 

Mit solchen Vokabeln möchte ich die Chancen der 
Solarenergie nicht einschätzen. Aber eine gewisse 
Faszination löst diese Energieform von der Menge 
her und von dem Tatbestand her aus, daß man den 
Betriebsstoff, wenn man ihn technisch einfangen, 
wenn man ihn nutzbar machen kann, ohne großen 
Kostenaufwand hat. Kohle, 01 und Gas müssen Sie 
nachtanken, nachliefern, kaufen. Die Sonne scheint 
in unseren Breitengraden zwar wenig; aber wenn sie 
scheint, nutzen Sie sie als Betriebsstoff ohne Ko-
sten. 

Das Problem liegt in den Investitionsaggregaten 
und darin, sie in der Gesamtökonomie halbwegs ver-
träglich bereitzustellen. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Boroffka? 

Zywietz (FDP): Ja, gerne. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege, kennen Sie 
den Ausspruch des Generaldirektors der französi-
schen Energiebehörde: Gratisenergie ist die teuer-
ste? 

Zywietz (FDP): In Prognosen und auch in Zitaten 
habe ich viel geblättert. Ob das richtig ist, ist eine an-
dere Frage. Insofern muß man den Gedanken fort-
führen und sich fragen, ob Ihr Einwand dann schlüs-
sig sein kann, Kollege Boroffka. 

Zunächst einmal ist es kein Mengenproblem, und 
zunächst einmal kann man feststellen, daß das Pro-
blem nicht bei den Betriebskosten imVergleich zu 
anderen Energien liegt, sondern es liegt bei den Ag-
gregaten, der Verwertbarkeit und den immer noch 
zu hohen Investitionskosten auf dieser Seite. Da ist 
zu Recht zu fragen: Wo verwenden wir die Sonnen-
energie, und welche Möglichkeiten von der For-
schung, von der technologischen Entwicklung von 
der Großserie, von der Kostendegression könnte es 
geben, welche sind mit welcher Hilfe vorstellbar, um 
die Investitionsseite günstiger zu gestalten, um das 
ökonomisch tragbar zu machen? 

Nun haben wir die Verwendung der Solarenergie 
in zwei Hauptbereichen. Einmal ist das der Bereich 
der Niedertemperaturwärme, wo wir sie gut gebrau-
chen können. Ich meine, daß da weitere Chancen 
festzustellen sind. Da 40 bis 50 % unseres gesamten 
Energiebedarfs für die Hauswärme und für die 
Brauchwassererhitzung aufgewendet werden, hat 
die Solarenergie gerade in diesem Bereich in näch-
ster Zukunft eine Perspektive, wie ich meine, auch 
wenn derzeit die Verbreitung etwas rückläufig ist. 
Dazu werde ich noch kommen. Das liegt nach mei-
ner Meinung im wesentlichen an anderen Faktoren, 
nämlich daran, daß der Preisauftrieb bei Konkur-
renzenergien nicht mehr so hoch war, wie er in der 
Vergangenheit war und wie er in die Prognoserech-
nungen eingestellt worden ist. Somit ist da eine ge-
wisse Verlangsamung festzustellen. Aber es ist nach 
meiner Vorstellung eine voreilige Schlußfolgerung 
zu sagen: Das hat keine Perspektive. Das hat also im 
Niedertemperaturbereich durchaus Chancen. Die 
Umsetzung von Sonnenenergie in Strom, mit Hilfe 
der Wärmeerzeugung als Vehikel, ist in unseren 
Breitengraden wohl kaum so chancenreich, sondern 
eher dort, wo die Sonne reichlicher scheint, um das 
einmal ein bißchen salopp zu sagen um nicht gleich 
eine literarisch so gute Adresse suchen zu müssen, 
wie Sie sie bei Goethe gefunden haben. 

Hinsichtlich des Bereichs der dezentralen Nutz-
barmachung über die Fotozelle, die Umsetzung von 
Solarenergie in dezentrale Stromverwendbarkeit, 
höre ich, daß unsere Forschungsanstrengungen mit 
dem gleichgezogen haben, was auch mit Hilfe der 
Raumfahrt insbesondere in den Vereinigten Staaten 
und in Japan, an technologischer Entwicklung gelei-
stet worden ist und daß es hier, wenn auch nicht 
allzu üppig, durchaus schon wettbewerbsfähige An-
wendungsnischen gibt. Ich würde diesen Bereich zu-
mindest in einer Grobsortierung hinsichtlich der 
Perspektive auf Platz 2 setzen. 

Wo liegen nun die Probleme? Sie müssen — Herr 
Kollege Boroffka — offensichtlich per saldo zu ei-
nem negativen Urteil gekommen sein. Liegen die 
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Probleme etwa darin, daß zuwenig Grundlagenfor-
schung betrieben worden ist? Per saldo meine ich, 
daß das nicht der Fall ist. Sie selbst haben einmal in 
einem Ausschuß gesagt: Die Forschung bei der 
Hardware ist zu Ende geführt. Das kann also nicht 
der Hauptpunkt sein, wenn man eine verbesserte 
Forschung zur Speicherung der Solarenergie sowohl 
über kurze Zeiten als auch vielleicht über eine Sai-
son hinaus ins Auge faßt. Ich glaube nicht so sehr, 
daß mangelnde Anstrengungen seitens des Staates 
zu beklagen sind. Auch seitens der Wirtschaft ist das 
nicht der Fall, und hier gilt es festzustellen, daß sich 
die mittelständische Industrie gerade im Bereich 
der Nutzung der solaren Energie eigentlich vorbild-
lich fortschrittlich und aktiv verhalten hat. Somit ist 
dort auch nicht so sehr Klage zu führen. Hier haben 
wir uns mancherlei Unterstützung angedeihen las-
sen: Grundlagenforschung, angewandte Forschung, 
Demonstrationsprojekte, indirekte Forschungsför-
derung, was ich hier nennen möchte. Diese Sache 
haben wir vor zwei Jahren mit dem Ziel begonnen, 
Produkte, die schon gut sind, noch besser zu machen, 
damit sie im Markt bestehen können. Das trifft per 
saldo gerade in diesem Markt der Solarenergie fast 
hundertprozentig zu. 

Schwieriger scheint mir die Frage zu beantworten 
zu sein: Wie ist das ökonomisch mit den Kosten? Sa-
lopp gesprochen: Es rechnet sich immer noch nicht. 
Das mag an dem technischen Vorlauf liegen. Es mag 
aber auch ein bißchen daran liegen, daß die Ab-
nahme noch nicht stark genug ist. Und die wiederum 
ist noch nicht stark genug, weil, wie gesagt, konkur-
rierende Energien in ihrem Preis, Gott sei Dank, 
nicht so schnell und drastisch davongelaufen sind, 
wie vielleicht alle noch vor ein paar Jahren befürch-
tet haben. Das verlangsamt diese Entwicklung. Aber 
sie bleibt chancenreich. 

Zum anderen liegt manches auch noch daran, daß 
für den eventuellen Anwender, für den Bürger, der 
an der Überlegungsschwelle ist, sich eine Brauch-
wasseranlage mit Solarerhitzung zu kaufen, die Ver-
gleichbarkeit der Information, die Werbung, die Klä-
rung von Fragen der Haftung, der Dauerhaftigkeit 
der Aggregate, des ordentlichen Services bei Män-
geln und der Koppelung der Regelsteuerung mit be-
reits vorhandenen Grundversorgungssystemen 
noch nicht so sind, daß mehr und mehr Bürger sa-
gen: Jawohl, das kann ich machen, auch wenn es ei-
nen gewissen Mehrpreis hat. Der Bürger hat offen-
sichtlich noch eine Hemmschwelle, weil hier einiges 
noch nicht hinreichend attraktiv ist. Aber das ist 
nicht so sehr eine Frage des Staates, sondern mehr 
eine Aufgabe für. die Industrie, die Wirtschaft, dies 
besser zu klären. Bei der Betrachtung dessen, was 
wir seitens des Staates für die Solarenergie getan 
haben, und der Bresche, die wir ihr geschlagen ha-
ben, kommt man doch zu dem Schluß, daß wir die 
Gegenargumente, die Sie aus einer alten Vorlage 
noch mal aufgelistet haben, im Grunde genommen 
alle — acht, neun oder zehn, oder wie viele es auch 
sind — abgearbeitet haben. Wir haben fast auf den 
Tag genau vor vier Jahren hier schon einmal eine 
Solardebatte geführt. In der Zwischenzeit ist die 
Schneise breit geworden. 

Für die weitere Entwicklung wesentlich und dien-
lich wäre, daß in den Kommunen und in den Län-
dern — wo Ihre Partei in vielen Fällen sogar die 
Mehrheit hat und entscheidend ist — bei der Auf-
tragsvergabe auch für die mittelständische Wirt-
schaft ein offenes Herz und klarer Verstand bewie-
sen werden und daß nicht nur für andere Systeme 
und Großprojekte votiert wird. 

Es kommt wohl auch darauf an, daß hier kein At-
tentismus auftritt und daß das Energieeinsparpro-
gramm fortgeführt wird. Der Schwerpunkt lag ein-
mal beim Energieeinsparen. Jetzt ist der Schwer-
punkt logischerweise die verbesserte Energietech-
nologie. Damit werden Raum und Chancen für die 
Solarenergie erweitert. Es liegt bei den Ländern, das 
Angebot des Bundes kooperativ aufzunehmen und 
das Instrument, das für die weitere Entwicklung am 
hilfreichsten ist, als unser Angebot möglichst ge-
meinsam mit dem Bund positiv zu werten. Dann 
wird die Perspektive insgesamt für die Solarenergie 
noch besser. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Stahl. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich 
einige grundsätzliche Ausführungen mache, möchte 
ich einige Sätze zu dem sagen, was Sie, Herr Kollege 
Boroffka, ausgeführt haben und was mich sehr 
nachdenklich gestimmt hat 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist immer gut!) 

und was, wenn ich es richtig verstehe, das Gegenteil 
von dem ist, was der überwiegende Teil Ihrer Frak-
tion zur Nutzung der Sonnenenergie insgesamt 
denkt 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

und was hier im Deutschen Bundestag Herr Kollege 
Riesenhuber in den letzten Jahren bestätigt hat. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Die Anträge 
liegen vor! Das ist doch dilettantisch!) 

— Denn wenn, Herr Kollege Riesenhuber, Ihr Kol-
lege Boroffka sagt, daß hier über eine ausschließli-
che Belanglosigkeit in der Energieversorgung bei 
diesem Thema gesprochen wird, dann widerspricht 
das ja dem, was Sie in den vielen Anfragen an die 
Bundesregierung — — 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das hat er nicht ge- 
sagt!) 

— Doch! So habe ich das verstanden! 

(Lenzer [CDU/CSU]: Nicht: „ausschließ-
lich"!) 

— Nun gut. Dann will ich mich korrigieren auf „Be-
langlosigkeit" oder nicht „mehr als Belanglosigkeit". 
Ich habe gehört: „ausschließliche Belanglosigkeit". 

Aber lassen Sie mich folgendes richtigstellen, 
Herr Boroffka. Sie haben hier Zahlen genannt, die 
mir nicht ganz verständlich sind. Ich habe im Namen 
der Bundesregierung dem Vorsitzenden des Aus- 
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schusses für Forschung und Technologie die Zahlen 
am 22. März 1982 zugestellt. In dieser Aufstellung 
steht, daß für den Bereich Sonnenenergieforschung 
insgesamt 333,5 Millionen DM an Forschungsmit-
teln seit 1974, seitdem wir in diesem Bereich för-
dernd tätig sind, ausgegeben worden sind. Sie haben 
von 600 Millionen DM gesprochen, wenn ich die Zahl 
richtig verstanden habe. 

Ich darf ferner korrigieren: Sie haben das GAST-
Projekt angesprochen und von Ausgaben in Höhe 
von 500 Millionen DM gesprochen. Es ist unbestrit-
ten, daß wir darüber einmal diskutiert haben und 
daß es Pläne gab. Aber ich darf Ihnen zur Richtig-
stellung sagen — das dürften Sie eigentlich wis-
sen —, daß wir dieses Projekt gestoppt haben und 
daß wir nur ein Komponentenprogramm durchfüh-
ren, um technologische Komponenten zu erforschen, 
die vielleicht im nächsten Jahrzehnt für die Nutzung 
der Sonnenenergie, nicht in unserem Lande, aber in 
anderen Ländern, für die Stromerzeugung sinnvoll 
sein könnten. 

Ein Drittes: Sie haben etwas mokant gesagt, daß 
das Projekt in Kuwait wohl eine verfehlte Förde-
rung wäre. Ich darf Ihnen sagen, daß die Regierung 
von Kuwait sich mit 50 % beteiligt. Sie werden mir 
hoffentlich darin zustimmen, daß wir, wenn wir als 
Industrienation der Sonnenenergie ernsthaft eine 
Chance geben wollen, in der Praxis Projekte vor al-
len Dingen auch in den Ländern durchführen soll-
ten, in denen die Sonne jährlich nicht nur 1 600 oder 
1 300 Stunden scheint, sondern bis zu 2 400 oder auch 
bis zu 2 600 Stunden. Ich glaube, Herr Boroffka, daß 
Sie sich das, was Sie hier eben ausgeführt haben, 
einmal überlegen und wir im Ausschuß vielleicht et-
was sachlicher als hier im Plenum darüber reden 
sollten. 

Ich glaube, daß die Bundesregierung sehr deutlich 
im ersten Energieforschungsprogramm 1977-1980 
dargestellt hat, daß es notwendig ist, praktisch alle 
Techniken, mit denen Sonnenenergie und von ihr 
abgeleitete Energieformen wie z. B. die Windenergie 
genutzt werden können, zu untersuchen und zu ent-
wickeln. Ausgangspunkt für die Förderungsmaß-
nahmen waren dabei nicht kurzfristige Zielsetzun-
gen, sondern die Ausrichtung auf im wesentlichen 
zwei langfristig zu verwirklichende Aufgaben, de-
nen Sie in diesen Jahren niemals widersprochen ha-
ben, erstens die Einbindung von regenerativen 
Energiequellen in unsere heimischen Energiever-
sorgungsstrukturen und zweitens die Unterstützung 
der Bemühungen der Entwicklungsländer beim Auf-
bau ihrer Energieversorgung. 

In der vor kurzem verabschiedeten Fortschrei-
bung des Energieforschungsprogramms erfolgte die 
Konzentration auf die aussichtsreichen themati-
schen Schwerpunkte, und zwar durch Maßnahmen 
im Forschungs- und Entwicklungsbereich und zur 
Markteinführung. Viele Anfragen zu diesem Thema, 
vor allen Dingen von der Opposition, zeigen, daß Ihr 
Interesse an dieser Forschung und dieser Entwick-
lung groß ist und daß das, was der Sprecher der Op-
position hier erklärt hat, sicherlich nicht der Mehr-
heit entspricht. 

In der Zwischenzeit haben wir analysieren kön-
nen, daß Sonnenenergie in unseren geographischen 
Breiten zwar nur einen kleinen Teil unseres Ener-
giebedarfs decken kann, 

(Boroffka [CDU/CSU]: Wieviel denn?) 

aber ein auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten erschließbares und meines Erachtens beachtli-
ches Potential darstellt. Sie haben gefragt: Wieviel? 
Herr Boroffka hat vorhin die Zahl genannt, der wir 
zustimmen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Aber, Herr Kollege Riesenhuber, 25 Millionen t 
Steinkohleeinheiten im Jahr 2 000 aus diesem Ener-
giebereich 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei 500 Millionen 
geschätztem Verbrauch!) 

bedeuten immerhin die Förderung von sechs großen 
Schachtanlagen des Ruhrbergbaus und entsprechen 
einem Viertel der Steinkohleförderung in unserem 
Land. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das ist 
klar!) 

Dann kann man doch nicht sagen, daß man eine der-
artige Möglichkeit nicht beachten sollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP— Dr. Rie-
senhuber [CDU/CSU]: Das werfen wir Ih-

nen doch seit Jahren vor!) 

Dabei dürfen wir in der Nutzung der Sonnenenergie 
den Bereich der Warmwasser- und Wärmeversor-
gung, die zusammen mit rund 50 % den größten Ein-
zelposten im Energiebedarf unseres Landes ausma-
chen, nicht isoliert von anderen Maßnahmen zur ra-
tionellen Energieverwendung und passiven Nutzung 
der Solarenergie, wie z. B. Wärmedämmung, Wärme-
rückgewinnung und Wärmepumpen, sehen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rie-
senhuber? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Bitte schön. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr 
Kollege Stahl, können wir uns vielleicht darin tref-
fen, daß wir übereinstimmend — die Bundesregie-
rung schreibt es in der dritten Fortschreibung ihres 
Programms auch — mit einem Beitrag bis zu 5 % im 
Jahr 2 000 rechnen können; daß wir zweitens dafür 
erhebliche Anstrengungen zu erbringen haben, 
die unseres Erachtens zumindest bei der Marktein-
führung die Bundesregierung bis jetzt nicht er-
bracht hat, wobei wir mit Freude feststellen, daß die 
Bundesregierung gemäß ihrer dritten Fortschrei-
bung auf unsere Vorschläge aus den vergangenen 
Perioden eingeht; daß drittens der Kollege Boroff-
ka — — 

(Unruhe und Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
eine Frage zu stellen, eine kurze Frage! 
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Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Ich habe gefragt, ob 
wir uns darin einig sind, Herr Präsident. 

Vizepräsident Wurbs: Die Fragen sind kurz zu stel-
len. Bitte! 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Ich mache es jetzt 
sehr kurz. — Ob wir uns schließlich darin einig sind, 
daß der Kollege Boroffka 25 Millionen Jahrestonnen 
Steinkohleeinheiten genannt hat? Die sanfte Ironie 
des Herrn Boroffka ist nicht für jeden ganz ver-
ständlich; dies mag ein intellektuelles Problem 
sein. 

(Unruhe bei der SPD) 

Ich frage Sie: Haben Sie es so verstanden, daß es 
sich wirklich lohnt und der Mühe wert ist? 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Rie-
senhuber, ich danke Ihnen, daß Sie die Position der 
CDU/CSU-Fraktion hier so dargestellt haben. Ich 
danke Ihnen herzlich dafür, denn das, was Ihr Kol-
lege Boroffka gesagt hat, entsprach nicht dem, was 
Sie jetzt hier zusätzlich dargestellt haben. Die Bun-
desregierung nimmt das gern zur Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, Systeme der direkten 
und indirekten Nutzung von Sonnenenergie werden 
auch bei heutigen Erkenntnissen zunehmend zur 
Substitution und Verringerung der Abhängigkeit 
von fossilen Brennstoffen beitragen können. 

Im übrigen möchte ich daran erinnern, daß die 
Entwicklung im Bereich der Solartechnik auf Grund 
der vorliegenden Zwischenergebnisse intensiv fort-
gesetzt wird, zum Beispiel in Richtung auf leistungs-
fähige und kostengünstige Komponenten und Anla-
gen sowie die verstärkte Entwicklung von Möglich-
keiten zur passiven Solarenergienutzung und klima-
gerechten Bauweise. Hier stehen trotz einem Jahr-
zehnt der Forschung die Bemühungen sicherlich 
erst am Anfang. Fotovoltaische Stromerzeuger z. B. 
können bereits heute in speziellen Anwendungsfäl-
len — Herr Vosen hat schon darüber gesprochen —, 
wie z. B. in Meßstationen, nachrichten- und ver-
kehrstechnischen Anlagen sowie in sonstigen lei-
stungsbegrenzten Verbrauchern, wirtschaftlich ein-
gesetzt werden. Die laufenden Entwicklungspro-
gramme sollen zu einer erheblichen Kostenreduk-
tion in den 80er Jahren führen, und dies scheint mir 
einer der ausschlaggebenden Punkte zu sein. Dar-
über haben wir im Ausschuß gesprochen, und es be-
stand volle Übereinstimmung. 

Darüber hinaus kann die Sonnenenergie weltweit 
einen nicht unwichtigen Beitrag zur wirtschaftli-
chen Entwicklung und zur Verbesserung der Le-
bensverhältnisse insbesondere in sonnenreichen 
Ländern der Dritten Welt leisten. Schwerpunkte des 
Bedarfs liegen hier bei der Wasserversorgung, ins-
besondere der solaren Meerwasser- und Brauchwas-
seraufbereitung, 

(Beifall bei der SPD) 

aber auch Pumpsystemen für die Bewässerung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen, der Trocknung 
und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte, der 
Bereitstellung von Energie für Kochzwecke an 

Stelle von Brennholz aus dem schwindenden Wald-
bestand. 

Ich glaube, daß die Konferenz von Nairobi hier ei-
niges aufgezeigt hat, wobei wir als Industrieländer 
uns verstärkt darum bemühen müssen, derartige 
Technologien zu entwickeln, damit auch in den Ent-
wicklungsländern das „Weg vom Öl" und das „Weg 
vom Waldabholzen" in Bewegung gesetzt werden 
kann. Einer der CDU/CSU-Kollegen hat heute über 
„Global 2000" gesprochen. Lesen Sie dieses Werk 
einmal durch, und Sie werden feststellen, daß dies 
ein besonderer Punkt ist, ein besonderes Anliegen 
der Entwicklungsländer, wo wir ihnen als Industrie-
länder mit verhältnismäßig wenig Forschungsauf-
wand langfristig helfen können 

(Beifall bei der SPD) 

und wo wir darüber hinaus auch der deutschen Indu-
strie insgesamt eine Chance geben, wirtschaftliche 
Zusammenarbeit vernünftig zu tätigen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren der Opposi-
tion, eine Momentaufnahme zur Grundlage Ihrer 
Überlegungen machen, indem Sie z. B. in Ihrer Stel-
lungnahme zum Zweiten Energieforschungspro-
gramm anmerken, daß, abgesehen von Wasserkraft 
und Wärmepumpen, nicht erkennbar ist, wie mit So-
lartechnologien die Wirtschaftlichkeitsschwelle je 
erreicht werden kann, so muß ich Sie an zwei Punkte 
erinnern. Erstens, die Entwicklung auf dem Gebiet 
der Solarenergie ist keineswegs abgeschlossen und 
als technisch-wirtschaftlich ausgereizt anzusehen. 
Die Entwicklung von in diesem Bereich tätigen Un-
ternehmen wird fortgesetzt in Richtung auf kosten-
günstige und leistungsfähige Komponenten und Sy-
steme, z. B. Hochvakuumröhrenkollektoren, bei de-
nen die hochentwickelte Technik der Leuchtröhren-
herstellung angewandt wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein-
mal auf die sogenannte passive Solarenergienut-
zung und die Möglichkeit klimagerechter Bauweise, 
bei deren Erschließung wir erst am Anfang unserer 
Bemühungen stehen, hinweisen. 

Lassen Sie mich aber von hier aus auch einmal ei-
nen ernsten Appell an die Wirtschaft unseres Lan-
des richten, an die Entwickler, die in diesem Bereich 
tätig sind. Mir kommt es darauf an, der Wirtschaft 
und den Konstrukteuren auch zu verdeutlichen, daß 
es notwendig ist, mehr einfache, handhabbare Tech-
nologien zu entwickeln, die den Entwicklungslän-
dern tatsächlich langfristig Hilfe leisten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Ihnen sagen, ich war in Almeria in Spanien 
und habe mir das Sonnenkraftwerk angesehen. Hier 
ist j a ein guter Vergleich möglich, weil eine ganze 
Palette von Ländern dort — — 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Staatsse-
kretär, ich darf sie darauf aufmerksam machen, daß 
Sie, wenn Sie Ihre Redezeit überschreiten — die De-
battenzeit ist abgeschlossen —, die Aussprache wie-
der eröffnen. Ich wollte nur darauf hingewiesen ha-
ben. 
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Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Das möchte ich 
nicht, Herr Präsident; dann will ich gerne abschlie-
ßen. 

(Heiterkeit) 

Lassen Sie mich sagen: Ich glaube, daß es sinnvoll 
ist, die deutsche Industrie einmal aufzufordern, stär-
ker darüber nachzudenken, ob es denn unbedingt 
notwendig ist, gerade in diesem Bereich so hohe 
technologische Anforderungen einzubringen, die 
dann später auch eine ganze Menge an Wartung mit 
allem, was dazugehört, bedeuten. 

Was wir in Zukunft brauchen, ist eine ausgewo-
gene Synthese aller zur Verfügung stehenden Ener-
gieträger und Energietechniken. Wir als Industrie-
nation sollten nicht hochmütig sein. Wir sollten ehr-
lich genug sein, wenn wir in diesem Bereich Fehler 
machen, sie auch einzugestehen und nach Möglich-
keit zu verbessern, nicht aber so zu tun, als wenn wir 
allein den Stein der Weisen hätten. Es gilt, allen zu 
helfen. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1461 die Annahme einer 
Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Ent-
haltungen? — Die Entschließung ist angenommen. 

• Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen (AFWoG) 

— Drucksache 9/744 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 
— Drucksache 9/1440 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Link 
Schmitt (Wiesbaden) 

(Erste Beratung 55. Sitzung) 

Hierzu ist im Ältestenrat eine Debattenzeit von je 
10 Minuten vereinbart worden. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist auch nicht der Fall. Ich eröffne die 
Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Schnei-
der. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Vermittlungsverfahren 
über das 2. Haushaltsstrukturgesetz hat zu einer 
lebhaften öffentlichen Auseinandersetzung über die 
verfassungsrechtliche Kompetenz des Vermitt-
lungsausschusses geführt. Der Ausschuß nach 
Art. 77 des Grundgesetzes sah sich plötzlich politi

-

schen und mitunter auch polemischen Angriffen 
ausgesetzt. 

Der heutige Beschlußantrag des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zielt dar-
auf ab, aufgetretene Zweifelsfragen zu klären und 
für die Zukunft ein Vermittlungsverfahren sicherzu-
stellen, bei dem die Rechte des Bundestages und des 
Bundesrates eindeutig gewahrt und die Einfluß-  
und Gestaltungsmöglichkeiten für Mitglieder dieser 
Verfassungsorgane auf die Gesetzgebung in ihrer 
wesentlichen Substanz erhalten bleiben. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau sah sich bekanntlich schon im Dezember 
1981 veranlaßt, dem Herrn Bundestagspräsidenten 
seine verfassungspolitischen Bedenken gegen das 
vom Vermittlungsausschuß bei den Beratungen 
über das 2. Haushaltsstrukturgesetz gewählte Ver-
fahren mitzuteilen, weil dadurch der Auftrag des 
Deutschen Bundestages, den Gesetzentwurf zum 
Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswe-
sen und die Gesetzentwürfe zur Belebung des sozia-
len Wohnungsbaus und zum Abbau nicht mehr ge-
rechtfertigter Subventionen zu beraten und eine Be-
schlußempfehlung vorzulegen, gegenstandslos ge-
worden war. Wissenschaftliche Gutachten versuch-
ten, die politische Auseinandersetzung auf eine gesi-
cherte verfassungsrechtliche Grundlage zu stellen. 

Der 16. Ausschuß will mit seinem heutigen Be-
schlußantrag den verfassungsrechtlichen Bestand 
der Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 
10. Dezember 1981 nicht in Zweifel ziehen. Der Be-
schlußantrag wendet sich nicht zurück. Er zielt auf 
künftige Vermittlungsverfahren ab. Der Bundesrat 
soll gebeten werden, die einschlägigen Bestimmun-
gen der Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bun-
destages und des Bundesrates für den Vermittlungs-
ausschuß zu prüfen. Der Rechtsausschuß und der 
Geschäftsordnungsausschuß dieses Hauses sollen 
beauftragt werden, dasselbe zu tun. 

Im Rahmen meines zeitlich knapp bemessenen 
Redebeitrages kann und will ich nicht versuchen, 
den gesamten damit berührten Verfassungsbereich 
darzustellen. Schon gar nicht beabsichtige ich, im 
einzelnen Lösungsvorschläge vorzulegen. Vielmehr 
will ich den Beschlußantrag erläutern und seine ver-
fassungspolitische Absicht offenlegen. 

(Zuruf von der SPD: Das reicht aus!) 

Dabei lege ich größten Wert auf folgende Feststel-
lungen. Die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit des 
Vermittlungsausschusses werden nicht bestritten. 
Der Vermittlungsausschuß ist keine dritte Kammer 
und schon gar kein Überparlament. Er wurde vom 
Verfassungsgeber dazu eingerichtet, einen politi-
schen Ausgleich zwischen Bundestag und Bundes-
rat herbeizuführen. 

Gegenstand dieser Vermittlungstätigkeit sind ge-
mäß Art. 77 Abs. 1 des Grundgesetzes die vom Bun-
destag beschlossenen Bundesgesetze. Dabei werden 
zwei Hauptprobleme sichtbar. Erstens. Darf der Ver-
mittlungsausschuß nur beschlossene Bundesgeset-
ze, also Gesetze, über die eine dritte Lesung im Bun-
destag stattgefunden hat, in die Vermittlungsver-
handlungen einbeziehen? Zweitens. Wie weit darf 
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Dr. Schneider 
der Vermittlungsausschuß seinen Vermittlungsrah- 
men spannen, welche Gesetze darf er einbeziehen? 

In der Literatur wird überwiegend die Auffassung 
vertreten, daß das Anrufungsbegehren nicht über 
den Rahmen der durch den Gesetzesbeschluß gere-
gelten Materie hinausgehen darf. Der Vermittlungs-
ausschuß muß sich innerhalb des vom Bundestag 
vorgegebenen Beschlußgegenstandes und -rahmens 
halten. Er soll über beschlossene Gesetze vermitteln, 
nicht aber selbst unter Umgehung von Art. 76 Abs. 1 
des Grundgesetzes eigene Gesetzesinitiativen ent-
wickeln. Andernfalls beraubte er die Mitglieder des 
Bundestages ihres Rechtes, an der Gesetzgebung 
nach den Bestimmungen des Grundgesetzes mitzu-
wirken. 

Im Falle des 2. Haushaltsstrukturgesetzes war der 
Rahmen des Vermittlungsbegehrens äußerst weit 
gesteckt. Er erstreckte sich auf fast 50 Gesetze, die 
gesetzestechnisch zu einem einheitlichen Artikelge

-

setz zusammengeschnürt waren. Dieses Verfahren, 
das in zunehmendem Maße angewendet wird, be-
gegnet schwerwiegenden verfassungspolitischen 
Bedenken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Auch ohne Anrufung des Vermittlungsausschusses 
ist bei solchen Gesetzen dem einzelnen Abgeordne-
ten vielfach und ohne sachliche Notwendigkeit die 
Möglichkeit genommen, seinen politischen Willen 
bei der dritten Lesung im Bundestag differenziert 
und präzise zum Ausdruck zu bringen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Con-
radi? 

Conradi (SPD): Verehrter Herr Kollege Dr. Schnei-
der, finden Sie es nicht auch erstaunlich, daß der 
Bundespräsident dieses 2. Haushaltsstrukturgesetz 
unterzeichnet und ausgefertigt hat, obwohl doch die-
ses Gesetz mit der Regelung betreffend das Ta-
schengeld für Heimbewohner eine Regelung ent-
hält, die nach glaubwürdigen Aussagen aller Frak-
tionen dieses Hauses von keiner Fraktion gewollt 
und beschlossen worden ist? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege 
Conradi, ich gehe davon aus, daß der Herr Bundes-
präsident nach reiflicher sachlicher Prüfung ent-
schieden hat und daß der Herr Bundespräsident 
ebensowenig in der Lage war, die fast 50 Bundesge-
setze in der Kürze der Prüfungsfrist so genau zu un-
tersuchen, daß er dies hätte entdecken können. 

Die Überladung solcher Artikelgesetze mit 
Rechtsmaterien unterschiedlichster Art verstößt ge-
gen den Grundsatz der Einheit und Kohärenz der 
Materie. Dieser Grundsatz ist zwar im Grundgesetz 
nicht ausdrücklich normiert, er darf aber als überge-
ordneter Verfassungsgrundsatz gelten, wie das etwa 
im Schweizer Staatsrecht der Fall ist. 

Die Überprüfung der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung des Bundestages und des Bundesrates für 
den Vermittlungsausschuß muß sich also auch auf 
die Frage erstrecken, ob es verfassungsrechtlich un-
bedenklich ist, unterschiedlichste Rechtsmaterien 

von unterschiedlicher politischer und sachlicher Be-
deutung und Zielsetzung rechtstechnisch in einem 
Gesetzentwurf zusammenzufassen. Wer diese Frage 
ohne Einschränkung bejaht, schafft für das Vermitt-
lungsverfahren, wenn sich dieses allgemein und un-
eingeschränkt auf den Gesamtinhalt einer Gesetzes-
vorlage erstreckt, von vornherein einen äußerst 
weitgespannten Sachzusammenhang. Durch das 
Überladen einer Gesetzesvorlage ist es dem einzel-
nen Mitglied eines Verfassungsorgans in der 
Schlußabstimmung nicht möglich, seinen politi-
schen Willen sachgerecht und mit der nötigen Unter-
scheidungsmöglichkeit zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Verfahren schränkt das Mitwirkungs- und 
Gestaltungsrecht des einzelnen Abgeordneten auch 
in den Ausschußberatungen unvertretbar ein. Für 
ein und dasselbe Gesetz, das rechtstechnisch eine 
Einheit ist, inhaltlich aber auf die unterschiedlich-
sten Rechtsgebiete aufgeteilt ist, kann nach der Ge-
schäftsordnung nur ein Ausschuß federführend sein, 
obschon er als Fachausschuß nur für einen Teilbe-
reich kompetent ist. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die mitberatenden Fachausschüsse sind im Verhält-
nis zu den federführenden Ausschüssen in ihren 
Mitwirkungsrechten eingeschränkt. 

Dem hier kritisierten Verfahren liegen zweifellos 
auch politische Motive zugrunde, die sich aus den po-
litischen Mehrheitsverhältnissen und Spannungen 
innerhalb der Koalition ergeben. Man handelt nach 
dem Grundsatz: Wer den süßen Tropfen trinkt, muß 
auch den bitteren schlucken. Man vermengt die un-
terschiedlichsten Sachgebiete, schnürt sie zu einem 
Paket, etikettiert sie mit einer Bundestagsdrucksa-
chennummer, um so sicherzustellen, daß keiner der 
Koalitionspartner zu Lasten des anderen politische 
Vorteile ziehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Löffler [SPD]) 

— Verehrter Kollege, jedes Mitglied dieses Hauses 
— auch Sie — könnte aus seiner jeweiligen Erfah-
rung genügend Beispiele dafür bringen. 

Der Ausschuß nach Art. 77 des Grundgesetzes 
wird zutreffend Vermittlungsausschuß genannt. 
Seine Beratungs- und Beschlußgegenstände müs-
sen also in sich beschlußreife Qualität besitzen; dar-
auf kommt es an. Der Vermittlungsausschuß steht 
jeweils vor der Schwierigkeit, bei Änderungen und 
Ergänzungen von Gesetzen die Sachgerechtigkeit, 
die Rechtsqualität einer Gesetzesvorlage zu erhal-
ten. Dies wird freilich keinesfalls immer erreicht. In 
fast allen Kommentaren, in fast allen Fachartikeln 
wird übrigens festgestellt: Der Vermittlungsaus-
schuß soll mit Abgeordneten besetzt sein, die sich 
nicht in besonderer Weise durch Sachkunde aus-
zeichnen müssen, sondern sie sollen politisch erfah-
ren und einflußreich sein. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es ja auch!) 

— Ja. Gewiß gelangen dieser sachliche und fachliche 
Ausgleich sowie die Erhaltung der Qualität beim 
2. Haushaltsstrukturgesetz nicht. Denn der Bundes- 
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tag hat sich gegenwärtig schon wieder mit einer No-
velle zum Wohnungsbindungsgesetz und zum Woh-
nungsbaugesetz für das Saarland zu befassen. 

(Gnädiger [SPD]: Das gibt es in anderen 
Fällen auch!) 

Mit diesem Gesetzentwurf — Drucksache 9/1572 — 
sollen gesetzestechnische Mängel behoben werden, 
die ganz offensichtlich wegen der Eilfertigkeit der 
Behandlung im Vermittlungsausschuß unterlaufen 
sind. Solcherlei „Reparaturnovellen", wie sie sinn-
vollerweise heißen, schmälern das Vertrauen in die 
Qualität der Gesetzgebung. 

Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
Gleichwohl werden Verlauf und Ergebnis des Ver-
mittlungsverfahrens vielfach in die öffentliche Aus-
einandersetzung gezerrt — dies schon deswegen, 
weil das publizistische Interesse am Vermittlungser-
gebnis äußerst groß ist und sich die Beteiligten im-
mer gezwungen sehen, in der Öffentlichkeit Stellung 
zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich darf in wohnungs-
politischer Hinsicht doch noch zwei Bemerkungen 
machen, weil der Herr Bundeskanzler am 19. Januar 
1982 von dieser Stelle aus in beschwörendem Tone 
die Länder aufgefordert hat, die Rückflüsse aus frü-
heren Darlehen für den Wohnungsneubau zu ver-
wenden. Es zeigt sich: In den ersten Wochen sind 
740 Millionen DM zurückgeflossen, allein in das 
Land Nordrhein-Westfalen 400 Millionen DM. Wäh-
rend die anderen Bundesländer Wohnungsbauson-
derprogramme aus diesen Mitteln „zusätzlich", wie 

) der Herr Bundeskanzler gesagt hat, finanzieren, 
liegt aus Nordrhein-Westfalen bis zum heutigen Tag 
keine Meldung vor, daß man auch dort genauso ver-
fährt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich berufe mich hier auf eine amtliche Auskunft des 
Bundesbauministers vom 9. Februar 1982. Ich habe 
gefragt, ob das der neueste Stand sei. Es wurde wei-
ter nichts gemeldet. In Nordrhein-Westfalen ver-
wendet man die Mittel also nicht in dem Sinne, wie 
es der Herr Bundeskanzler hier reklamiert hat und 
wie es der Gesetzgeber im Vermittlungsausschuß 
und auch im Bundestag beabsichtigt hatte. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mün-
tefering? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Bitte. 

Müntefering (SPD): Herr Kollege Dr. Schneider, 
würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen bereits Anfang vergan-
genen Jahres, bevor das Ende letzten Jahres be-
schlossene Gesetz gültig wurde, ein Sonderpro-
gramm in einer Höhe aufgelegt hat, die weit über al-
les hinausgeht, was andere Bundesländer für den so-
zialen Wohnungsbau getan haben? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Kollege Müntefe-
ring, ich nehme das gerne zur Kenntnis. Ich sage 
nur, daß der Herr Bundeskanzler erklärt hat — 
wörtlich: 

Ebenso — das will ich hier laut sagen — waren 
wir uns in dem Appell an die Bundesländer ei-
nig, die ihre Mehreinnahmen aus dem Vermitt-
lungsausschußergebnis auf dem Feld der Woh-
nungswirtschaft nun allerdings zusätzlich in 
den Wohnungsbau stecken müssen, wie sie es 
versprochen haben, worauf man pochen muß. 

So sprach der Herr Bundeskanzler. 

Ich darf zum Schluß kommen und feststellen — — 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Dr. Möller? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Schneider, 
ist Ihnen inzwischen bekanntgeworden, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen in seinem inzwischen 
verkündeten Wohnungsbauprogramm für 1982 
keine zusätzlichen Wohnungen vorgesehen hat, wie 
es der Bundeskanzler in seinem Appell, den Sie so-
eben erwähnt haben, gefordert hat? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Aus den mir vorliegen-
den Unterlagen kann ich das bestätigen, was Sie 
hier festgestellt haben. Ein weiteres: Es ist natürlich 
ein unmögliches Ding! Ich polemisiere in gar keiner 
Weise gegen den Vermittlungsausschuß, auch nicht 
gegen seine Tätigkeit, und zwar deswegen, weil er 
überfordert worden ist. Man kann nicht in wenigen 
Tagen den Inhalt von fast 50 Gesetzen erfassen, 
selbst wenn im Vermittlungsausschuß nur Superge-
nies säßen. Das ist einfach eine Ü berforderung; das 
ist gar nicht denkbar. Es ist natürlich auch nicht hin-
zunehmen, daß durch den Vermittlungsausschuß 
das Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz dadurch 
verletzt wird, daß beispielsweise bei dem Bonus bei 
Rückzahlungen von Wohnungsbaudarlehen die 
Frist nur vom 29. Dezember bis zum 31. Dezember 
gedauert hat. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ein Verstoß gegen 
Treu und Glauben!) 

Wer durch seine Lebens- und Berufsumstände der 
Informationsquelle näher war, der zog daraus einen 
gewaltigen Vorteil, der in die Zigtausende gegangen 
ist. Das kann auf gar keinen Fall so weitergehen. Wir 
brauchen den Vermittlungsausschuß. Er ist ein poli-
tischer Ausschuß. Er muß aber seiner Funktion die-
nen und eine politische Vermittlung über überschau-
bare, qualifizierte Gesetze leisten. Deshalb ist es 
dringend notwendig, daß wir diese Überprüfung sine 
ira et studio vornehmen. Es geht hier auch um das 
Ansehen des Bundestages. 

Deshalb bitte ich, daß der Bundestag dem Be-
schlußantrag des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zustimmen möge. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
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Herren! Sie werden bemerkt haben, daß der Kollege 
Schneider eigentlich viel weniger zum Gesetz über 
den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungs-
wesen gesprochen hat als vielmehr zum Vermitt-
lungsverfahren selbst. Ich sage Ihnen gleich: Ich 
habe das auch vor. Ich glaube nämlich, daß es wirk-
lich wichtig ist, daß sich der Bundestag mit dem Ver-
mittlungsverfahren zum 2. Haushaltsstrukturgesetz 
hier einmal beschäftigt. Es ist ja nicht nur dieses 
Vermittlungsverfahren, das uns hier Grund zum 
Nachdenken gibt. 

Ich glaube, daß es im wesentlichen drei Gesichts-
punkte sind, Herr Kollege Schneider, die uns hier 
beschäftigen sollten: Einmal gibt es eine ganze 
Menge von unschönen Begleiterscheinungen im 
Zusammenhang mit dem letzten Vermittlungsver-
fahren. Dann gibt es eine Reihe von Bedenken mehr 
verfassungspolitischer Art, wie ich sie jetzt nennen 
will, und die haben mit der Gewichtung des Bundes-
tages und der einzelnen Abgeordneten im Gesetzge-
bungsverfahren zu tun. Schließlich gibt es auch das 
Bedenken, es könnte die Grenze zwischen dem ver-
fassungspolitisch Unerwünschten und dem verfas-
sungsrechtlich nicht mehr Tragbaren bereits über-
schritten worden sein oder, wenn wir so weiterma-
chen, in der Zukunft überschritten werden. 

Lassen Sie mich zu dem ersten Punkt, zu den un-
schönen Begleiterscheinungen, nur zwei Dinge auf-
zählen, die mir als besonders ärgerlich aufgefallen 
sind. 

Da ist einmal die Tatsache, auf die schon Herr 
Kollege Schneider hingewiesen hat, daß es auf 
Grund der Artikelgesetze — ich sehe das auch so — 
und auf Grund der Notwendigkeit, daß der Vermitt-
lungsausschuß viele Detailregelungen aus vielen Be-
reichen sehr schnell zu beackern hatte, natürlich zu 
unvollständigen gesetzlichen Regelungen gekom-
men ist. Wir haben ihnen allerdings alle zugestimmt, 
Sie genauso wie wir. Insofern stehen wir mindestens 
genauso in der Verantwortung wie die Kollegen des 
Vermittlungsausschusses. Nur bleibt dennoch fest-
zuhalten, daß es zu unvollständigen Gesetzen ge-
kommen ist. Es bleibt festzuhalten, daß wir repara-
turbedürftige Gesetze mitgetragen haben. Und diese 
Feststellungen müßten eigentlich zu der Anregung 
führen, daß man solche Arten von Vermittlungsver-
fahren in diesem Umfang vermeiden sollte. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer ist denn 
der Erfinder dieser Gesetze?) 

—Darauf komme ich jetzt. 

Der zweite Punkt ist besonders beschämend, Herr 
Kollege Jenninger. Es war j a zu bemerken, daß im-
mer dann, wenn es in der Öffentlichkeit darum ging, 
sich zur Vaterschaft für neue Regelungen zu beken-
nen, die plötzlich im Vermittlungsverfahren aufge-
taucht waren, plötzlich Fehlanzeige war. Wie war 
das, als es darum ging, wer für die Streichung des 
Zusatztaschengeldes verantwortlich ist? Wer hat ei-
gentlich seine Vaterschaft zugegeben, als es darum 
ging, wer die Idee gehabt hatte, man solle die Eltern 
behinderter Kinder stärker zur Finanzierung der 
Heimunterbringungskosten heranziehen? Das ist 
doch etwas, was uns wirklich nachdenklich stimmen 

müßte. Plötzlich war niemand mehr da. Jeder hat es 
auf den anderen geschoben. Politisch hängt das jetzt 
der Koalition an, obwohl das, wie Sie wissen, nicht 
gerechtfertigt ist. 

Nachdenklich machen muß uns an diesem Ver-
schiebebahnhof der Verantwortlichkeiten die Tatsa-
che, daß durch die Anonymität und die Vertraulich-
keit der Beratungen im Vermittlungsausschuß, ver-
bunden mit einigen anderen Dingen, so ein Ver-
steckspiel überhaupt möglich ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist der zweite Grund, weshalb ich der Meinung 
bin, daß der Vermittlungsausschuß nicht mehr so 
weitermachen kann. 

Was aber macht die Sache verfassungspolitisch 
bedenklich? Verfassungspolitisch bedenklich wird 
das alles deshalb, weil sich in den vergangenen Jah-
ren das Gewicht des Bundestages in der Gesetzge-
bung verschoben hat. Das hat etwas mit der Zahl der 
Zustimmungsgesetze zu tun. Zustimmungsgesetze 
sind solche, bei denen der Bundesrat nein sagen 
kann und dann nur noch die Möglichkeit besteht, 
den Vermittlungsausschuß anzurufen, wo man sich 
vielleicht einigen kann, oder das Gesetz tatsächlich 
scheitern zu lassen. Zustimmungsgesetze bildeten 
früher die Ausnahme, während die Einspruchsge-
setze die Regel waren. Wenn Sie heute einmal das 
Bundesgesetzblatt durchblättern, werden Sie sehen, 
daß die Zahl der Zustimmungsgesetze stark zuge-
nommen hat. Damit hat das Gewicht des Bundesrats 
zugenommen; das Gewicht des Bundestages hat sich 
zwangsläufig verringert. 

Dies alles wäre ohne weiters hinzunehmen, wenn 
der Vermittlungsausschuß, dessen Bedeutung in die-
sem Zusammenhang natürlich auch gestiegen ist, 
darauf reagiert hätte, und zwar so, daß er seine 
Grenzen eher restriktiv gesehen hätte, daß er seine 
Grenzen wenigstens peinlich genau eingehalten hät-
te. Unsere Befürchtungen sind eben die, daß er das 
tatsächlich nicht getan hat 

(Abg. Dr. Jenninger [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Dr. Jenninger, bitte erlauben Sie mir, daß ich 
erst noch ein paar Dinge sage — und daß er diese 
Grenzen auch in Zukunft nicht sehen wird. 

Es wäre mir sehr recht, wenn Sie mir gestatteten, 
noch ein paar Punkte zu sagen, bevor Sie Ihre Frage 
stellen. 

Es ist doch folgendermaßen: Wenn sich das Ge-
wicht des Bundestages verschoben hat, dann ist das 
einmal ein Ergebnis der größer gewordenen Zahl 
der Zustimmungesetze. Zum anderen ist das ein Er-
gebnis der Entwicklung, die Herr Schneider hier 
schon angeführt hat, nämlich daß sich der Typus der 
Gesetzgebung verändert hat. Wenn es z. B. bei Arti-
kelgesetzen zu Vermittlungsverfahren kommt, ist 
der Raum für das Vermittlungsverfahren sehr viel 
weiter. 

Die Verschiebung des Gewichts ist aber auch das 
Ergebnis einer weiteren Erscheinung. Heute ist völ-
lig unbestritten, daß der Vermittlungsausschuß, der 
ja Kompromisse finden soll, seine Vermittlungs- 
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masse dadurch erweitern kann, daß er zu dem dem 
Vermittlungsverfahren zugrunde liegenden Gesetz-
gebungsbeschluß kraft Sachzusammenhangs an-
dere Regelungen hinzuziehen kann. Das ist völlig 
unbedenklich, wenn es sich um ein Gesetz handelt, 
das eine Materie regelt. Bedenklicher ist es schon, 
wenn es sich um Artikelgesetze handelt, noch be-
denklicher dann, wenn man sich die Beeinträchti-
gung der Bedeutung des Gesetzgebers durch die zu-
nehmende Zahl der Zustimmungsgesetze vergegen-
wärtigt. Herr Schneider, wir stimmen überein, daß 
der Vermittlungsausschuß eine sehr sinnvolle Auf-
gabe hat. Wir stimmen auch darin überein, daß die 
bestehenden verfahrensrechtlichen Regelungen 
vernünftig sind: Der Ausschuß muß vertraulich agie-
ren können, wenn er Kompromisse finden soll. Er 
muß nichtöffentlich verhandeln können. Ich würde 
mich auch dagegen wehren, daß die Sitzungsproto-
kolle sofort veröffentlicht werden — nur daß in die-
sem Punkt Klarheit besteht. Auch wenn wir dieses 
alles sehen — und anerkennen —, Herr Jenninger, 
muß doch festgehalten werden, daß — auch als Re-
aktion auf die Verschiebung der Gewichte im Ge-
setzgebungsverfahren — das Vermittlungsverfah-
ren nur dort und erst dann Platz greifen darf, wenn 
das Gesetzgebungsverfahren entsprechend den Be-
stimmungen des Grundgesetzes stattgefunden hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich gehe hierbei noch einen Schritt weiter als 
Herr Schneider. Ich halte ein anderes Verhalten 
nicht nur für verfassungspolitisch unerwünscht, 
sondern auch für verfassungsrechtlich bedenklich, 
und zwar unter zwei Gesichtspunkten: Bitte überle-
gen Sie sich, warum das Grundgesetz den Bundes-
tag als Hauptgesetzgeber eingesetzt hat. Der Bun-
destag hat die Pflicht, Gesetze inhaltlich zu gestal-
ten. Das bedeutet, er hat das Recht und die Pflicht 
sie zu ändern oder nicht zu ändern, sie neu zu gestal-
ten oder das nicht zu tun, sie abzulehnen, ihnen zu-
zustimmen. Das Grundgesetz hat dem Bundesrat die 
Rolle zugewiesen, „ja" oder „nein" zu sagen — bei 
Zustimmungsgesetzen. Bedenken Sie bitte auch, 
warum die Regelungen des Grundgesetzes Öffent-
lichkeit für das Gesetzgebungsverfahren vorschrei-
ben, warum wir also jedes Gesetz in mehreren Le-
sungen im Bundestag öffentlich beraten. Das hat da-
mit zu tun, daß der einzelne Abgeordnete, der hier in 
die Pflicht genommen ist, vom Volk direkt gewählt 
wurde, also eine stärkere Legitimation besitzt als 
der Bundesrat im Gesetzgebungsverfahren. Es hat 
aber auch etwas mit dem Demokratiegebot zu tun, 
weil der Bürger sehen muß, wer für welche Rege-
lung verantwortlich ist, wer was will, warum er das 
will und warum er bestimmte Dinge ablehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sagen nun, daß der Vermittlungsausschuß in 
Ausübung seiner verfassungsmäßigen Funktion we-
der in Rechte des Bundestages als Ganzem noch des 
einzelnen Bundestagsabgeordneten eingreifen 
kann, wenn er auf seinen Platz achtet. Dieser Platz 
liegt am Ende und außerhalb des Gesetzgebungs-
verfahrens. Warum? Wenn das Gesetzgebungsver-
fahren abgeschlossen ist, mit Öffentlichkeit, mit Ge-
staltungsrechten und -pflichten, dann kann ein Kom-

promiß gesucht werden, ohne daß die Unterschiede 
in der Sache zwischen Bundestag und Bundesrat, 
die j a Voraussetzung sind, verwischt werden. Dann 
ist also die Zurechenbarkeit für Regelungen völlig 
klar, und sie bleibt auch klar. Dann ist auch tatsäch-
lich Platz für ein vertrauliches Verfahren, um einen 
Kompromiß zu finden. In dem Moment aber, wo der 
Vermittlungsausschuß entweder direkt — das war 
z. B. das Problem vor 15 Jahren mit der Verkehrs-
sünderkartei — eine Gesetzesvorlage berät oder 
eine Vorlage in die Vermittlungsmasse einbezieht, 
die dem Bundestag noch zur Beratung vorliegt, er-
setzt er das Gesetzgebungsverfahren oder Teile da-
von und hält so seinen Platz nicht ein. Und das ist 
dann der eine Punkt, wo Öffentlichkeit, Demokratie-
gebot, unmittelbare Mitwirkung durch den Abgeord-
neten, durch den Bundestag als Ganzem nicht mehr 
vorliegen. 

Ein zweiter — ähnlicher — Punkt ist dann gege-
ben, wenn der Vermittlungsausschuß solche Vorla-
gen kraft Sachzusammenhangs in seine Verhand-
lungsmasse zieht. Das war der Fall mit dem Woh-
nungsbausubventionierungsgesetz im letzten Haus-
haltsstrukturgesetz. Ich halte das wirklich für ver-
fassungsrechtlich bedenklich. 

Nächster Punkt: Initiativrecht. Herr Jenninger, 
danach kommen Sie wirklich gleich zu Ihrer Zwi-
schenfrage. Wenn sich der Vermittlungsausschuß 
als Anlaufstelle für neue Regelungen versteht, dann 
wird dadurch wiederum ein Teil des Gesetzgebungs-
verfahrens ersetzt, der nach dem Grundgesetz ande-
ren Institutionen zugewiesen ist. Das Grundgesetz 
normiert die Regelungen — ganz klar —, daß entwe-
der aus den Reihen des Bundestages oder von der 
Bundesregierung oder vom Bundesrat Gesetzes-
initiativen eingebracht werden können. Warum? 
Auch wegen des Grundsatzes der Öffentlichkeit, der 
Verantwortlichkeit, der Zurechenbarkeit! Wenn das 
alles auf den Vermittlungsausschuß verlagert wird, 
dann geschieht das in Anonymität, unter Vertrau-
lichkeit, dann gibt es keine klare Verantwortlichkeit 
mehr, keine öffentliche Zurechenbarkeit mehr. Ich 
bin der Auffassung, auch dann ist die Grenze zwi-
schen dem verfassungspolitisch Unerwünschten 
und dem verfassungsrechtlich Bedenklichen über-
schritten. 

Jetzt Ihre Zwischenfrage. 

Vizepräsident Wurbs: Sie gestatten eine Zwischen-
frage. Bitte sehr, Herr Abgeordneter Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Frau Kollegin Däubler-
Gmelin, würden Sie mir in folgenden zwei Feststel-
lungen zustimmen? Erstens. Weder der Vermitt-
lungsausschuß noch der Deutsche Bundestag war 
der Erfinder dieses Haushaltsstrukturgesetzes, son-
dern das hat uns die Bundesregierung zugemutet. 
Zweitens. Es ist ein Unterschied zu machen, ob ein 
Gesetzentwurf vom Bundesrat, auch wenn es ein zu-
stimmungspflichtiges Gesetz ist, in das Vermitt-
lungsverfahren gebracht werden kann oder ge-
bracht wird, indem nämlich dann der Bundesrat die 
Möglichkeit hat, ein bestimmtes Vermittlungsbe-
gehren zu einem bestimmten Punkt geltend zu ma-
chen, oder ob es der Fall ist, der hier eingetreten ist, 
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daß der Bundesrat das Gesetz als Ganzes ablehnt, 
dann aber die Bundesregierung den Vermittlungs-
ausschuß anruft, und in diesem letzteren Fall — das 
ist die Besonderheit dieser Situation — alles zur Dis-
position steht, was im Zusammenhang mit diesem 
Gesetzentwurf geregelt werden sollte. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Jenninger, zu 
Ihrer ersten Frage. Natürlich stimme ich Ihnen zu, 
daß die Bundesregierung die Initiative zum Zweiten 
Haushaltsstrukturgesetz ergriffen hat. Nur: Ich 
glaube, es wäre ganz unrichtig zu sagen, daß der Ge-
setzestypus an sich immer abzulehnen wäre. Er ist 
unter den Gesichtspunkten, die auch der Kollege 
Schneider hier vorgebracht hat, bedenklich auf 
Grund der Tatsache etwa, daß sehr, sehr viele 
Rechtsmaterien geregelt werden; er ist bedenklich 
auch auf Grund der Tatsache, daß hier durch eine ge-
meinsame, meist sehr weite Zielsetzung eine Ver-
klammerung stattfindet; aber doch auch deshalb, 
weil der Vermittlungsausschuß seiner Aufgabe, 
kraft Sachzusammenhangs gerade hier nur ganz 
wenige zusätzliche Punkte heranzuziehen, nicht in 
jedem Punkt gerecht geworden ist. 

Ich bin der Meinung: Natürlich dürfen wir solche 
Gesetze nicht zur Regel werden lassen. Das ist gar 
keine Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie werden feststellen, daß ich das hier nicht zum er-
stenmal sage. Nur: Ganz ausschließen können wir 
sie nicht. Das könnten auch Sie nicht, wenn Sie ir-
gendwann die Regierung stellten. Man wird indes 
von einem verfassungsrechtlich abgesicherten Or-
gan wie dem Vermittlungsausschuß erwarten müs-
sen, daß er auch in solchen Situationen die Rechte 
des Bundestages als Gesetzgeber beachtet und auf 
geänderte Situationen flexibel reagiert. 

Zum zweiten Punkt Ihrer Frage. Ich habe mir 
auch sehr lange überlegt, als ich mich mit der Frage 
des Vermittlungsausschusses befaßt habe, ob man 
über die technische Seite der Ausgestaltung der An-
rufungsbegehren weiterkommt. Ich glaube das 
nicht, und zwar aus folgendem Grund. Es wäre ab-
surd, wenn die Bundesregierung, die ja ein Gesetz 
wie das Zweite Haushaltsstrukturgesetz initiiert 
hat, oder der Bundestag, dessen Mehrheit den Ge-
setzesbeschluß gefaßt hat, ihr Anrufungsbegehren 
auf die Abänderung bestimmter Punkte spezifizier-
te. Das wäre deshalb absurd, weil dies bedeutete, daß 
man einen Teil oder mehrere Punkte des Gesetzes, 
das man selber gewollt hat, jetzt in Frage stellte. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Die Bundesre- 
gierung nicht, aber der Bundesrat!) 

Ein solches — spezifiziertes — Anrufungsbegehren 
kann nur dann sinnvoll sein, wenn es sich um ein 
Anrufungsbegehren der Stelle handelt, die nicht zu-
stimmen will. Das heißt, es kommt überhaupt nur 
beim Bundesrat in Frage, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Das meine 
ich!) 

und das ist dann das Problem, daß der Bundesrat es 
beim Zweiten Haushaltsstrukturgesetz nicht einmal 
nötig hatte, ein konkretes, umgrenztes, spezifizier

-

tes Anrufungsbegehren zu stellen. Wenn er das 
hätte tun müssen, wären wir hier alle glücklicher, 
und zwar deshalb, weil das Versteckspiel mit den 
Verantwortlichkeiten in der Öffentlichkeit dann 
nicht möglich wäre; denn dann hätte er — der Bun-
desrat — oder einige Länder öffentlich sagen müs-
sen: Jawohl, wir wollen Streichungen, beim Zusatz-
taschengeld für Altenheimbewohner, jawohl, wir 
wollen die stärkere Heranziehung der Eltern behin-
derter Kinder zur Finanzierung der Heimunterbrin-
gung ihrer Kinder. So wie das Anrufungsbegehren 
beim Zweiten Haushaltsstrukturgesetz gelaufen ist, 
war dieses alles nicht erforderlich. 

Das ist einer der Punkte — darauf komme ich 
gleich noch, weil das auch in dem Antrag des Woh-
nungsbauausschusses enthalten ist, den ich voll un-
terstütze -, bei denen man tatschlich sehr sorgfäl-
tig prüfen muß, ob man im Rahmen der Gemeinsa-
men Geschäftsordnung für den Vermittlungsaus-
schuß einige technische Verbesserungen erreichen 
kann. Möglicherweise geht das wirksam und durch-
setzbar. 

Lassen Sie mich noch zu einem Punkt kommen, 
den ich in diesem Zusammenhang auch für wichtig 
halte. 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihung, Frau Abgeord-
nete. Ich darf Sie auf die Zeit aufmerksam machen. 
Wir sind mit der Zeit sehr großzügig gewesen. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Ich verspreche Ihnen auch, daß ich nicht 
mehr länger als zwei Minuten reden werde. Ich hielt (1 

 es nur für sehr unvollständig, wenn ich auf Grund 
des sicherlich sehr hilfreichen Wortwechsels mit 
Herrn Dr. Jenninger nicht mehr sagen könnte, wie 
ich mir die Hilfsmöglichkeiten vorstelle. 

Dreierlei ist zu nennen: Der eine Punkt betrifft die 
jetzt vom Geschäftsordnungs- und vom Rechtsaus-
schuß zu prüfende Frage, ob technische Möglichkei-
ten wirksam und dann auch durchsetzbar sein wer-
den. Da gibt es sicher einige, u. a. diejenigen, die wir 
gerade erörtert haben. 

Der zweite Punkt scheint mir wichtiger zu sein. 
Ich glaube, diese Diskussion hier muß bewirken, daß 
die Mitglieder des Vermittlungsausschusses, auch 
die Mitglieder, die wir als Parlament in den Vermitt-
lungsausschuß senden, sich klarwerden, welche 
Grenzen sie einhalten sollten und wie sie sich selbst 
bei veränderten staatsrechtlichen Bedingungen ver-
halten sollten. 

Der dritte Punkt betrifft die Leitung des Hauses. 
Deswegen, Herr Präsident, war es mir ganz beson-
ders wichtig, dies hier noch zu sagen. Ich bin der 
Meinung: Es wird wichtig sein, daß der Bundestag 
selber sich seiner Funktion und seiner Rechte sehr 
deutlich bewußt wird. Dies bedeutet natürlich, daß 
man dafür sorgen muß, daß es nicht nur jetzt anläß-
lich des Vermittlungsverfahrens zum Zweiten Haus-
haltsstrukturgesetz zu einer Diskussion hier 
kommt, und man es dann damit bewenden läßt, daß 
gerade noch der Rücklauf aus den beiden Ausschüs-
sen im Bundestag diskutiert wird. Es bedeutet wei-
ter, daß auch der Präsident des Deutschen Bundes- 
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tages mit dem Präsidenten des Bundesrates und den 
beiden Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
— und zwar beiden — das Gespräch über diese 
Frage sucht, sich mit ihnen über die Probleme unter-
hält und gemeinsam mit ihnen nach Lösungsmög-
lichkeiten sucht. 

Ich sage Ihnen auch, warum ich der Meinung bin, 
daß das so wichtig ist: Der Vermittlungsausschuß 
hat eine hochpolitische Funktion; die soll er auch ha-
ben. 

(Glocke des Präsidenten) 

Die soll gerichtsfrei sein. — Und jetzt kommt mein 
letzter Satz. 

(Heiterkeit) 

Wenn wir ihn gerichtsfrei belassen wollen, dann 
muß hier politisch gehandelt werden. Und da liegt 
jetzt die Aufgabe beim Herrn Bundestagspräsiden-
ten. 

Herr Präsident, ich danke Ihnen für Ihre unendli-
che Geduld. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Noth. 

Frau Noth (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich verspreche Ihnen, daß ich die Zeit 
wieder einhole. 

(Heiterkeit) 

Aber ich werde nicht so schnell sprechen wie beim 
letzten Male. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz über den 
Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswe-
sen hat in der Öffentlichkeit aus gutem Grund, was 
den Sachgehalt angeht, aber auch was das Zustande-
kommen der gesetzlichen Regelung angeht, eine 
breite, zum Nachdenken anregende Resonanz er-
zielt. Auf letzteres komme ich noch zurück. 

Zum ersten, also zur Sache: Die Fehlförderung im 
Bereich des sozialen Mietwohnungsbestandes hatte 
in der Vergangenheit ein Ausmaß erreicht, das eine 
langfristige Lösung erforderte. So waren nach den 
Ergebnissen der Wohnungsstichprobe von 1978, fort-
geschrieben auf den Stand von 1980, rund 32 % der 
Hauptmieterhaushalte fehlbelegt. Bei den Eigentü-
merhaushalten waren es sogar 44 %. Es bestand da-
her bei allen im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien Übereinstimmung darüber, daß dieses so-
ziale Ärgernis nach mehreren vergeblichen Versu-
chen in der Vergangenheit nun endlich beseitigt 
werden müsse. 

Zur Lösung dieses Problems lagen dem Deutschen 
Bundestag, wie bekannt, zwei Gesetzentwürfe mit 
zwei grundsätzlich verschiedenen Lösungsansätzen 
vor. Nach den Vorstellungen der Koalition sollte 
durch die Einführung einer verwaltungsmäßigen 
Ausgleichsabgabe die Fehlförderung abgebaut wer-
den, wobei die Ausgleichszahlung nach der Woh-
nungsgröße und dem Ausmaß der Überschreitung 
der Einkommensgrenzen pauschaliert bemessen 
sein sollte. Das Modell der CDU/CSU sah die Anhe

-

bung von Zinsen, gestaffelt nach zwei Grenzen von 
Baualtersklassen, vor. 

Beide Modelle waren Gegenstand eines groß an-
gelegten und, wie ich fand, auch zeitlich sehr breit 
angelegten Planspiels und einer Anhörung. Vorzüge 
und Nachteile, die beide Varianten enthielten, wur-
den sichtbar. 

Um zu einer praktikablen politischen Lösung zu 
kommen, hatte der federführende Ausschuß einen 
Unterausschuß eingesetzt. Aber noch bevor der Un-
terausschuß — er verhandelte zur Sache am 2. De-
zember übrigens zum ersten Male darüber —, ge-
schweige denn bevor der gesamte Ausschuß seine 
Beratungen beenden konnte, wurde das Thema „Ab-
bau der Fehlsubventionierung" als Verhandlungs-
gegenstand in den Vermittlungsausschuß gebracht 
bzw. — besser gesagt — von diesem als Verhand-
lungsgegenstand aufgenommen und später mit dem 
Zweiten Haushaltsstrukturgesetz als Artikel 27 ver-
abschiedet. 

Die FPD-Fraktion schließt sich den verfassungs-
politischen Bedenken, wie sie heute durch meine 
beiden Vorredner noch einmal deutlich gemacht 
wurden, vollinhaltlich an. Auch wenn ein Gutachten 
des Geschäftsordnungsausschusses die rechtliche 
Verfassungsmäßigkeit feststellt, so wird nach unse-
rer Auffassung die Achtung des Parlaments bei der 
Behandlung von Gesetzesvorlagen empfindlich be-
einträchtigt. Die FDP-Fraktion unterstützt deswe-
gen nachdrücklich die Empfehlung des Ausschus-
ses, die mit dem Gesetzgebungsverfahren zum Zwei-
ten Haushaltsstrukturgesetz aufgeworfenen Fragen 
dahin gehend zu prüfen, ob künftig konkretere Ab-
grenzungen der in das Verfahren einbeziehbaren 
Gegenstände möglich und zweckmäßig sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Oder lassen Sie es mich als Nichtjurist verkürzt so 
sagen: Wir wollten zwar die Fehlbelegung von Wohn-
raum abschaffen, aber nicht die Fehlauslegung un-
serer Verfassung einführen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dem Bundesrat sollte es für die Zukunft auch zu 
denken geben — ich betone: für die Zukunft, Herr 
Schneider —, daß nicht nur Staatsrechtler dieses 
Gesetzgebungsverfahren intensiv diskutieren. Ich 
bin froh darüber, daß sich an dieser Diskussion über 
die Medien hinaus eine Vielzahl politischer Bürger 
beteiligen. Wir können es täglich in den Besucher-
gruppen erfahren, wir erfahren es im Wahlkreis, daß 
das Interesse an dieser Art des Zustandekommens 
dieses Gesetzes weit über juristische Fachkreise 
hinaus besteht. Vielleicht trägt dies mehr dazu bei, 
daß sich der Bundesrat zukünftig des üblichen Ver-
fahrens bedient, nämlich erst nach Beschlußfassung 
durch den Deutschen Bundestag die Beratungen 
aufzunehmen, als der berechtigte Protest der hier 
versammelten betroffenen Parlamentarier. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Von der Sache her stimmt die FDP-Fraktion dem 
Vermittlungsergebnis zu; denn Zielsetzung der libe-
ralen Politik im sozialen Wohnungsbau ist es, das 
Kostenmietenniveau des sozialen Wohnungsbaus 
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mittelfristig an das Vergleichsmietenniveau heran-
zuführen, um das Problem der Fehlbelegung dauer-
haft zu beseitigen. Die Kombination aus Anhebung 
der Zinsen und Erhebung einer Abgabe, befristet bis 
Mitte der 90er Jahre, wird der Zielsetzung der FDP 
gerecht. Der Verwaltungsaufwand bei der Erhebung 
einer Abgabe erscheint uns bei Städten über 300 000 
Einwohner angesichts der vorhandenen Infrastruk-
tur ohne allzu große Reibungsverluste realisierbar. 

Umfragen in der jüngsten Zeit, z. B. vom Institut 
für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwe-
sen, haben ergeben, daß die Verordnungsermächti-
gungen von den Ländern recht unterschiedlich um-
gesetzt werden. Die FDP sieht in dem Schritt, daß 
den Ländern im Bereich der Wohnungsbaupolitik 
hier besondere Verantwortung zufällt, eine weitere 
Zielsetzung ihrer Politik verwirklicht; denn nur die 
Länder können in enger Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden entscheiden, welche Politik für ihre Re-
gion erforderlich und sinnvoll ist. Hier möchte ich 
die Länder auffordern, den Rahmen, den das Gesetz 
zum Abbau der Fehlsubventionierung und der Miet-
verzerrung im Wohnungswesen bietet, auch wirklich 
auszuschöpfen. Darüber hinaus sind die Länder auf-
gefordert, den zurückfließenden Teil der Gelder um-
gehend in den sozialen Wohnungsbau zu investieren 
und regionale Engpässe in der Wohnungsversor-
gung zu beseitigen, um zusätzliche positive Impulse 
für die Baukonjunktur zu geben. — Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Sperling. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
nicht die Absicht, hier zu sprechen. Ich verspreche 
auch, daß das, was ich sage, sehr kurz sein wird. Eine 
Bemerkung, die mein verehrter Ausschußvorsitzen-
der, Kollege Schneider, gemacht hat, hat mich hier

-

hergerufen. Ich würde hier nichts sagen, wenn ein 
Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen auf der 
Bundesratsbank gesessen hätte; denn er hätte sich 
dann durch sein eigenes Verhalten zu einer Bemer-
kung, die Sie, Herr Kollege Schneider, gemacht ha-
ben, entweder äußern oder nicht äußern können. 

Es ist richtig, wie Sie gesagt haben, daß an die 
Bundesländer der Appell gegangen ist, sie möchten 
die Rückflußmittel und die Mittel, die aus der Fehl-
belegungsabgabe, aus der Zinsanhebung und aus 
vorzeitigen Ablösungen kommen, für zusätzlichen 
sozialen Wohnungsbau einsetzen. Wir können ge-
meinsam bedauern, daß dies nicht in allen Ländern 
so geschieht und daß auch das Land Nordrhein-
Westfalen diese Mittel nicht entsprechend einsetzt. 
Aber ich glaube, die Fairness gegenüber dem Land 
Nordrhein-Westfalen gebietet, sehr deutlich zu un-
terstreichen, daß dieses Land, noch ohne Gewißheit, 
daß durch eine Entscheidung von Bundestag und 
Bundesrat, wie auch immer zustande gekommen, 
eine Finanzierungsquelle zusätzlich aufgemacht 
werden würde, ein zusätzliches Wohnungsbaupro

-

gramm auf eigenes Finanzierungsrisiko beschlos-
sen hat. 

(Sehr gut! von der SPD) 

Dies sollte man wenigstens mit Anerkennung ge-
genüber dem Land Nordrhein-Westfalen quittieren, 
wenn man schon bedauert, daß es die nun zusätzlich 
fließenden Mittel, die es nicht mit Sicherheit erwar-
ten durfte, nicht noch einmal erneut verwendet. 

(Zuruf des Abg. Dr. Möller [CDU/CSU]) 

Ich glaube, die Fairness gegenüber dem Land 
Nordrhein-Westfalen gebietet auch, darauf aufmerk-
sam zu machen, daß dieses Land unter all den Bun-
desländern über Jahre hin bereit war, aus dem eige-
nen Mittelaufkommen für den sozialen Wohnungs-
bau mehr Mittel einzusetzen, als nach der Verwal-
tungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern nö-
tig waren, um den Bundesmitteln die entsprechen-
den Landesmittel gegenüberzusetzen. Die Fairness 
gebietet es, darauf hinzuweisen, selbst wenn das Be-
dauern ein gemeinsames ist; denn weitere zusätzli-
che Mittel hätten natürlich der Baukonjunktur und 
der Wohnungsversorgung gedient. 

Ich hoffe, Sie nehmen mir diese Hinweise nicht 
übel. Ich meine, es ist im Interesse des Landes Nord-
rhein-Westfalen, dies wenigstens ausgewogen dar-
zustellen. — Vielen Dank. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Was ist mit Ihrem 
Land Hessen, Herr Staatssekretär? Die ha-

ben das auch nicht!) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 9/1440 unter Ziffer 1, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen auf 
Drucksache 9/744 für erledigt zu erklären. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Diese 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 9/1440 
unter Ziffer 2 die Annahme einer Entschließung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Die Entschließung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Punkte 7 und 8 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Gemeindefinanzre-
formgesetzes 
— Drucksache 9/1482 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierzehnten 
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Gesetzes zur Änderung des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes 
— Drucksache 9/1493 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Drucksachen 
9/1482 und 9/1493 an Ausschüsse zu überweisen. Die 
Überweisungsvorschläge des Ältestenrats ersehen 
Sie aus der Tagesordnung. 

Ist das Haus mit den Überweisungsvorschlägen 
einverstanden? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 34 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 9/1469 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses auf Drucksa-
che 9/1469, die in der Sammelübersicht 34 enthalte-
nen Anträge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses ist angenommen. 

Ich rufe den Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Klein 
(Göttingen), Dr. von Geldern, Dr. Götz, 
Dr. Hupka, Dr. Hüsch, Klein (München), 
Krey, Linsmeier, Neuhaus, Schwarz, 
Dr. Schwarz-Schilling, Dr. Stercken, Weirich 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Medienbericht 
— Drucksachen 9/877, 9/1477 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Nöbel 
Krey 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/1477, den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen), Dr. von Gel-
dern, Dr. Götz und weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/877 abzu-
lehnen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses ist angenommen. 

Ich rufe die Punkte 11 bis 14 der Tagesordnung 
auf: 

11. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (19. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 

Verhandlungen über den Vorschlag einer 
Richtlinie der Europäischen Gemeinschaften 
betreffend den Schutz der Teilnehmer am 
Fernunterricht 
— Drucksachen 9/449, 9/1472 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Nelle 
Frau Weyel 
Neuhausen 

12. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 

Vorlage der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften: Wissenschaftliche und tech-
nische Forschung der Europäischen Gemein-
schaften, Vorschläge für die achtziger Jahre 
— Drucksachen 9/1168, 9/1462 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Bugl 
Börnsen 
Zywietz 

13. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr (14. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die Genehmigung des interregionalen 
Linienflugverkehrs zur Beförderung von Per-
sonen, Post und Fracht zwischen den Mit-
gliedstaaten 
— Drucksachen 9/127 Nr. 17, 9/1468 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Bamberg 

14. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit (13. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die- Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen in bezug 
auf Rückstände von Antibiotika in frischem 
Fleisch mit Herkunft aus der Gemeinschaft 
— Drucksachen 9/934 Nr. 30, 9/1460 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Fiebig 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich lasse nunmehr über die Vorlagen gemeinsam 
abstimmen. Wer den Beschlußempfehlungen der 
Ausschüsse auf den Drucksachen 9/1472, 9/1462, 
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9/1468 und 9/1460 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Ent-
haltungen? — Die Beschlußempfehlungen sind so-
mit angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe 

die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Freitag, den 30. April 1982, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.21 Uhr) 



5914* 	Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode - 97. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 30. 4. 
Dr. Ahrens ** 30. 4. 
Dr. Althammer ** 30. 4. 
Dr. Bardens ** 30. 4. 
Dr. Barzel 30. 4. 
Böhm (Melsungen) ** 30. 4. 
Büchner (Speyer) ** 30. 4. 
Conrad (Riegelsberg) 30. 4. 
Dr. Dollinger 30. 4. 
Eickmeyer ** 30. 4. 
Dr. Enders ** 30. 4. 
Engelsberger 30. 4. 
Gerlach 30. 4. 
Dr. Geßner ** 30. 4. 
Glombig 30. 4. 
Herterich 30. 4. 
Dr. Holtz ** 30. 4. 
Horn ** 30. 4. 
Ibrügger 30. 4. 
Jäger (Wangen) ** 30. 4. 
Jung (Kandel) ** 30. 4. 

für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments** 
für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Kittelmann ** 30. 4. 
Dr. Kreile 29. 4. 
Lemmrich ** 30. 4. 
Lenzer ** 30. 4. 
Meinike (Oberhausen) 30. 4. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 30. 4. 
Dr. Müller ** 30. 4. 
Müller (Bayreuth) 30. 4. 
Müller (Wadern) ** 30. 4. 
Nelle 30. 4. 
Frau Pack ** 30. 4. 
Pensky ** 30. 4. 
Reddemann ** 30. 4. 
Rösch ** 30. 4. 
Sauer (Salzgitter) 30. 4. 
Dr. Schäuble ** 30. 4. 
Schmidt (München) ** 30. 4. 
Schmidt (Würgendorf) ** 30. 4. 
Schröder (Lüneburg) 30. 4. 
Schulte (Unna) ** 30. 4. 
Schwarz 30. 4. 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim ** 30. 4. 
Dr. Sprung ** 30. 4. 
Topmann ** 29. 4. 
Dr. Unland ** 30. 4. 
Dr. Vohrer ** 30. 4. 
Wehner 30. 4. 
Dr. Wieczorek 30. 4. 
Dr. Wittmann ** 30. 4. 


	97. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 29. April 1982
	Inhalt
	Redetext
	Anlage zum Stenographischen Bericht
	Anlage






